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A. Problem 

Die vorliegenden EU-Dokumente betreffen zwei wichtige Bereiche der europä- 
ischen Jugendpolitik. Es handelt sich zum einen um das Aktionsprogramm Ju- 
gend, das die Europäische Union für den Zeitraum von 2000 bis 2006 aufgelegt 
hat, sowie das Folgeprogramm „Jugend in Aktion“, das für den Zeitraum von 
2007 bis 2013 vorgesehen ist. Der andere Bereich betrifft das Weißbuch „Neuer 
Schwung für die Jugend Europas“ und dazu vorgesehene Folgemaßnahmen. 

Hierzu haben die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie die 
Fraktion der CDU/CSU im Verlauf der Ausschussberatungen je einen Entschlie- 
ßungsantrag vorgelegt. Ein weiterer Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
bezieht sich ausschließlich auf das Programm „Jugend in Aktion“. Diese Anträ- 
ge wollen die auf europäischer Ebene getroffenen Maßnahmen begleiten und 
enthalten entsprechende Empfehlungen an die Bundesregierung aus parlamen- 
tarischer Sicht. 


B. Lösung 

In Kenntnis der EU-Vorlagen Ratsdokument 5279/04, Ratsdokument 7213/04, 
Ratsdokument 11586/04, Ratsdokument 8489/03, EuB-EP 1083, Ratsdokument 
9182/04, Ratsdokument 9183/04 und Ratsdokument 13856/04 Annahme einer 
Entschließung gemäß dem Antrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 15(12)442. 

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Eraktion der CDU/CSU bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der FDP 


C. Alternativen 

Annahme einer Entschließung gemäß dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Ausschussdrucksache 15(12)443 bzw. gemäß dem Antrag der Fraktion der 
FDP auf Ausschussdrucksache 15(12)441. 


D. Kosten 

Zu den Folgemaßnahmen des Weißbuchprozesses werden keine exakten 
Kostenangaben gemacht. Für das Programm „Jugend in Aktion“ (Zeitraum 
2007-2013) schlägt die Kommission einen finanziellen Bezugsrahmen von 
915 Mio. Euro vor. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Unterrichtungen auf den Drucksachen 15/2636 Nr. 2.13, 
15/3023 Nr. 2.24, 15/3779 Nr. 1.36, 15/1153 Nr. 2.12, 15/2895 Nr. 1.9, 15/3403 
Nr. 2.63 und 15/3403 Nr. 2.64 sowie 15/4458 Nr. 2.2 folgende Entschließung 
anzunehmen: 

Die Jugend ist Europas Zukunft - Jugendpolitische Zusammenarbeit in der 
Europäischen Union stärken 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Im Zusammenwachsen Europas liegt unsere Zukunft. Die Europäische Union ist 
der beste Garant für Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlstand. Sie kann 
nur gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und Bürgern weiter ausgebaut und ge- 
stärkt werden. Besonders wichtig ist, dass junge Menschen ihre Wünsche und 
Vorstellungen bei der Gestaltung Europas einbringen. Die jungen Menschen 
müssen Europa erfahren, hinterfragen und erleben können, und zwar unabhän- 
gig von ihrer sozialen Flerkunft. Hier kommt der Jugendpolitik eine besondere 
Bedeutung zu. 

Zentral für die Lebenslagen von Jugendlichen sind unter anderem die Bil- 
dungs-. Sozial- und Beschäftigungspolitik. Die Jugendpolitik muss deshalb als 
politische Querschnittsaufgabe in allen Bereichen der europäischen Politik Ein- 
zug halten, die Auswirkungen von Entscheidungen auf die Jugendlichen müs- 
sen abgeschätzt werden. 

Deshalb hat Bundeskanzler Gerhard Schröder gemeinsam mit den Staats- und 
Regierungschefs von Frankreich, Schweden und Spanien anlässlich des Euro- 
päischen Rates am 4. und 5. November 2004 den „Europäischen Pakt für die 
Jugend“ ins Leben gerufen. Dieser Pakt ist eine wichtige Initiative zur Stärkung 
der jugendpolitischen Zusammenarbeit in der Europäischen Union und ein 
wichtiger Impuls zur Entwicklung einer Vision für die Zukunft der jungen Ge- 
neration in Europa. Er soll zu einem wesentlichen Bestandteil der Lissabon-Stra- 
tegie werden. 

Die Ziele der Lissabon-Strategie in Bezug auf Wachstum, Beschäftigung und 
Wettbewerbsfähigkeit setzen unter anderem die bestmögliche Entwicklung der 
Qualifikation und Mobilität von Jugendlichen und die Mobilisierung der Eigen- 
initiative und Kreativität voraus. Diese Ziele können nur umgesetzt werden, 
wenn junge Menschen verstärkt auch an europäischen Zielsetzungen beteiligt 
und ihre Interessen berücksichtigt werden. 

Der „Europäische Pakt für die Jugend“ soll allen Jugendlichen in Europa bessere 
Lebenschancen eröffnen, indem das Problem der Jugendarbeitslosigkeit und die 
Schwierigkeiten junger Menschen bei der sozialen und beruflichen Eingliede- 
rung wirksamer angegangen werden. Dazu gehören eine stärkere Kohärenz 
europäischer Maßnahmen in den Bereichen Ausbildung, Bildung, Förderung der 
Mobilität sowie der Ermutigung zum Untemehmergeist. 

Die jugendpolitische Zusammenarbeit in der Europäischen Union im engeren 
Sinne umfasst Fördermaßnahmen und Aktivitäten zur Unterstützung grenzüber- 
schreitender Jugendarbeit und des Jugendaustauschs sowie zur Förderung der 
europäischen Identität bei Jugendlichen. 

Die Annahme des Weißbuchs „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ durch 
die EU-Kommission im Jahr 2001 gab einen bedeutenden Schub für die euro- 
päische Jugendpolitik. Das Ziel dieses Prozesses ist, neue Formen staatlichen 
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Handelns durch einen groß angelegten Prozess der Konsultation von jungen 
Menschen und den relevanten Akteuren im Bereich der Jugendpolitik zu 
fördern, Jugendfragen einen höheren Stellenwert innerhalb der EU und in den 
nationalen Politiken zu geben, die Effizienz der Zusammenarbeit zwischen den 
25 EU-Mitgliedstaaten zu fördern und eine gemeinsame Vision und gemein- 
same Ziele zu entwickeln. Die wichtigsten Themen des Weißbuchs sind: Parti- 
zipation, Information, freiwilliges Engagement und ein besseres Verständnis der 
Jugend. 

Zu diesen vier Schwerpunktthemen wurden inzwischen im EU-Jugendminister- 
rat entsprechende Entschließungen verabschiedet, die Deutschland unterstützt. 
Die Anwendung der offenen Koordinierungsmethode für die vier thematischen 
Schwerpunkte hat sich - wie aus ersten Evaluationen hervorgeht - als für den 
Jugendbereich flexibel genug, praktikabel und damit erfolgreich erwiesen. 

Auf nationaler Ebene hat die Bundesregierung zahlreiche Projekte entwickelt 
und verwirklicht, die der Umsetzung der Ziele des Weißbuchs dienen. 

• So hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, Kinder und Jugendliche 
stärker an politischen Entscheidungsprozessen zu beteiligen. „Projekt P - 
misch dich ein“ ist eine gemeinsame Initiative des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, des Deutschen Bundesjugendrings 
und der Bundeszentrale für politische Bildung. „P“ steht für Politik und Par- 
tizipation. Kinder und Jugendliche sollen motiviert und angeleitet werden, 
ihre Anliegen in die eigene Hand zu nehmen und praktische Möglichkeiten 
politischer Beteiligung kennen zu lernen und zu nutzen. Das Projekt macht 
konkrete politische Beteiligung für Kinder und Jugendliche möglich. Dazu 
werden im Zeitraum von 2004 bis zum Frühjahr 2006 zahlreiche lokale, 
regionale und landesweite Projekte gefördert und neue Partizipationsange- 
bote angeregt. Die Bundesregierung versteht diese Kampagne auch als 
Umsetzung des Artikels 12 der UN-Kinderrechtskonvention. 

• Mit der Bundesinitiative „Jugend ans Netz“ verbessert die Bundesregierung 
den Zugang von Jugendlichen zu Informationen. Ziele sind die Stärkung der 
Medienkompetenz von Jugendlichen, der informellen Bildung in der außer- 
schulischen Jugendarbeit und der Chancengleichheit und Teilhabe, unabhän- 
gig von Bildungs- und sozialem Hintergrund. Die Bundesinitiative besteht 
aus zwei großen Handlungsfeldem, der Ausstattungsoffensive und dem Ju- 
gendportal (www.netzcheckers.de). „Jugend ans Netz“ ergänzt den Jugend- 
server des Bundes und der Länder. Die Erfahrungen und Erkenntnisse des 
Jugendservers sind in die Entwicklung des Europäischen Jugendportals ein- 
geflossen. 

• Mit dem seit mehr als 40 Jahren gesetzlich geregelten Freiwilligendienst, 
dem Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ), dem seit mehr als 10 Jahren bestehen- 
den Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ) und den nicht geregelten Aus- 
landsdiensten praktiziert Deutschland eine EU- weit einzigartige Förderung 
des freiwilligen Engagements junger Menschen. Diese Freiwilligendienste 
haben sich vor dem Hintergrund der letzten Gesetzesnovellierungen aus dem 
Jahr 2002 kontinuierlich weiterentwickelt. Neben den derzeit etwa 18 900 
jungen Menschen, die ein Freiwilliges Soziales oder Freiwilliges Ökologi- 
sches Jahr absolvieren, nutzen pro Jahr etwa 800 junge Menschen aus 
Deutschland die Möglichkeit eines Europäischen Freiwilligendienstes 
(EFD), der aus EU-Mitteln im Rahmen des EU- Jugendprogramms gefördert 
wird. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung den Aufbau von genera- 
tionenübergreifenden F reiwilligendiensten. 

Im Rahmen des EU- Aktionsprogramms Jugend 2000-2006 werden die interna- 
tionale Jugendarbeit und der Austausch in Europa auch unter Berücksichtigung 
von Jugendlichen in schwierigen Lebenslagen gefördert. Im Mittelpunkt stehen 
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die Förderung der Mobilität von Jugendlichen, die Durchführung des Europäi- 
schen Freiwilligendienstes, Jugendinitiativen sowie das interkulturelle Lernen. 

Allein im Jahr 2003 wurden etwa 10 Mio. Euro EU-Fördermittel über die Deut- 
sche Agentur JUGEND zur Förderung von Jugendbegegnungen, europäischen 
Freiwilligendiensten in Deutschland und im Ausland und Projekten von Jugend- 
initiativen vergeben. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend unterstützt die Deutsche Agentur JUGEND mit ca. 880 000 Euro pro 
Jahr aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans. 

Die Agentur JUGEND stellt darüber hinaus Informationen über Europa und die 
laufenden EU-Jugendprogramme, vor allem im Internet, zur Verfügung. Sie gilt 
als vorbildlich für die meisten anderen Nationalagenturen und wird daher viel- 
fach auch über die deutschen Grenzen hinweg beratend tätig. 

Eine im Auftrag der Bundesregierung erstellte Zwischenevaluierung zum EU- 
Aktionsprogramm Jugend (Zeitraum: 1. Januar 2000 bis 1. Mai 2003) weist 
nach, dass das EU-Aktionsprogramm Jugend die Aufgeschlossenheit junger 
Menschen gegenüber Europa fördert und deren Zugehörigkeitsgefühl zur „euro- 
päischen Familie“ stärkt. Es trägt zum Aufbau und zur Stärkung demokratisch- 
freiheitlicher Grundhaltungen bei und steuert antidemokratischen Tendenzen 
entgegen. 

Ergänzend sind die zahlreichen bilateralen Jugendbegegnungen mit vielen EU- 
Mitgliedstaaten zu nennen, die das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans des Bundes fördert 
sowie an herausragender Stelle die Jugendzusammenarbeit mit Frankreich und 
Polen über die beiden binationalen Jugendwerke. 

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt, dass 

• Bundeskanzler Gerhard Schröder gemeinsam mit anderen Staats- und Regie- 
rungschefs den „Europäischen Pakt für die Jugend“ ins Leben gerufen hat. 
Der Pakt ist eine wichtige Initiative zur Verbesserung der jugendpolitischen 
Zusammenarbeit in der Europäischen Union und ist geeignet, die Lebens- 
situation der Jugend in Europa nachhaltig zu verbessern; 

• das EU-Aktionsprogramm Jugend in dem neuen Jugendprogramm „Jugend 
in Aktion“ für die Jahre 2007 bis 2013 fortgesetzt werden soll. Die spezifi- 
schen Aktionslinien des Programmentwurfs ergänzen und unterstützen die 
deutschen Initiativen zur Stärkung der Partizipation von Kindern und Jugend- 
lichen, des freiwilligen Engagements und der Verbesserung des Zugangs von 
Jugendlichen zu Informationen. 

Mit diesen Maßnahmen wird ein zukunftsweisender und pragmatischer Weg für 
eine jugendgerechte Weiterentwicklung der jugendpolitischen Zusammenarbeit 
in der Europäischen Union beschritten. Dieser Weg bietet Chancen für mehr In- 
novation, Beschäftigung und eine Modernisierung der europäischen Zivilgesell- 
schaft. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• den erfolgreich eingeschlagenen Weg zur Weiterentwicklung der jugendpoli- 
tischen Zusammenarbeit in der Europäischen Union konsequent weiterzuver- 
folgen; 

• sich für die zügige Umsetzung des „Europäischen Pakts für die Jugend“ ein- 
zusetzen; 

• den Pakt unter möglichst breiter Jugendbeteiligung auf nationaler wie inter- 
nationaler Ebene im Sinne der offenen Methode der Koordinierung umzuset- 
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zen. Der Pakt sollte als Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und 
den jungen Menschen angelegt werden; 

• sich dafür einzusetzen, dass die Ziele des Pakts auch 

- im Rahmen des Weißbuchprozesses und der Lissabon-Strategie, 

- in Programmen wie dem EU-Aktionsprogramm Jugend und den Bil- 
dungs- und Forschungsprogrammen sowie 

- in der Vorbereitung der kommenden ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 
(ESF : Europäischer Sozialfonds) 

realisiert werden; 

• darauf hinzuwirken, dass mit dem Pakt ein Beitrag zur verbesserten Kohä- 
renz zwischen allen europäischen jugendrelevanten Programmen geleistet 
wird; 

• dafür einzutreten, dass der Pakt inhaltlich besonderes Augenmerk auf die ver- 
besserte Eingliederung Jugendlicher in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, 
die Solidarität zwischen den Generationen, Bildung und soziale Integration, 
die Situation junger Menschen in schwierigen Lebenslagen, die außerschu- 
lische Jugendbildung, das bürgerschaftliche Engagement (Partizipation, Frei- 
willigenarbeit) sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf legt; 

• den Weißbuchprozess weiterhin aktiv zu unterstützen. Jugendpolitische Be- 
lange sollen verstärkt in andere Politikbereiche wie z. B. die europäische Be- 
schäftigungsstrategie einschließlich der ESF-Bundesprogramme nach 2007, 
Bildung, soziale Integration, Bekämpfung von Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit einbezogen werden; 

• sich auf europäischer Ebene für eine Flarmonisierung des rechtlichen und so- 
zialen Schutzes sowie für die Beseitigung von Hindernissen der Mobilität 
von Freiwilligen in grenzüberschreitenden Freiwilligendiensten, einschließ- 
lich des Europäischen Freiwilligendienstes, einzusetzen (Freiwilligenstatus); 

• die Weiterentwicklung des EU- Aktionsprogramms Jugend und seine Fortset- 
zung mit einem neuen Programm „Jugend in Aktion“ (Zeitraum 2007-2013) 
unter Berücksichtigung der deutschen Position zur Agenda 2007 zu unter- 
stützen; 

• sich hinsichtlich des von der EU-Kommission vorgeschlagenen Programms 
„Jugend in Aktion“ (Zeitraum 2007-2013) für eine Förderung der aktiven 
Bürgerschaft junger Menschen im Allgemeinen und ihrer europäischen Bür- 
gerschaft im Besonderen einzusetzen. Die Entwicklung der Solidarität junger 
Menschen, insbesondere zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts in der 
Europäischen Union, die Förderung des gegenseitigen Verständnisses der 
Völker durch junge Menschen, die Unterstützung der Aktivitäten junger 
Menschen zur Weiterentwicklung von Jugendorganisationen sowie die wei- 
tere Förderung der europäischen bzw. multilateralen Zusammenarbeit in der 
Jugendpolitik sollen weitere Schwerpunkte bilden; 

• sich dafür einzusetzen, dass im Rahmen der neuen Aktion „Unterstützung der 
politischen Zusammenarbeit“ auch Fachkräften der Jugendarbeit Möglich- 
keiten zum internationalen Austausch eröffnet werden; 

• darauf hinzuwirken, dass die Bandbreite des Zielgruppenalters weiter flexi- 
bilisiert wird. Wer bis zum 1 5 . Lebensjahr noch nie Kontakt mit Europa hatte, 
für den bleibt Europa zu lange ein abstraktes Gebilde; deshalb ist grundsätz- 
lich zu begrüßen, wenn künftig auch schon jungen Menschen ab 13 Jahren 
ein erster konkreter Zugang zu Europa aus den Programmmitteln von 
„Jugend in Aktion“ ermöglicht werden kann. Dies fördert Chancen zur 
früheren und damit besseren Integration gerade von jungen Menschen mit 
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schwierigeren Startchancen. Die obere Altersgrenze sollte bei 26 Jahren ge- 
zogen werden; 

• sich dafür einzusetzen, dass gleichberechtigter Zugang auch für junge Men- 
schen mit schlechteren Startbedingungen über niedrigschwellige Angebote 
ermöglicht wird. Die Grundlage für eine nachhaltige Benachteiligtenförde- 
rung ist die zielgruppengerechte Programmgestaltung und optimale Betreu- 
ung junger Menschen. Dazu gehört insbesondere die Erweiterung des Spiel- 
raumes zur Unterstützung entsprechender Rahmenbedingungen für die 
Durchführung von Projekten mit dieser Zielgruppe; 

• sich dafür einzusetzen, dass künftig im Rahmen des Jugendprogramms Kurz- 
zeitprojekte im „Jugendaustausch“ und im geplanten „Europäischen Freiwil- 
ligendienst in Gruppen“ ermöglicht werden; 

• sich dafür einzusetzen, dass ein abgestimmtes Konzept der unterschiedlichen 
Freiwilligendienstformen erstellt wird unter der Prämisse, dass auch national 
weiter und verstärkt internationale Freiwilligendienste gefördert werden soll- 
ten; 

• zur qualitativen Weiterentwicklung des bilateralen Jugendaustauschs im eu- 
ropäischen Raum mit dem Ziel beizutragen, dass unter Berücksichtigung der 
Maßnahmen der Europäischen Union auf dem Feld der jugendpolitischen Zu- 
sammenarbeit die bilateralen und multilateralen Maßnahmen einander ergän- 
zen und damit den größtmöglichen Nutzen für die Jugendlichen Europas 
erbringen; 

• auch in Zukunft fortzufahren, in enger Zusammenarbeit mit der EU-Kom- 
mission und den anderen EU-Mitgliedstaaten die jugendpolitischen Praxiser- 
fahrungen miteinander auszutauschen, die gemeinsamen Ziele transparent zu 
verfolgen und den Deutschen Bundestag hierüber zu informieren. 


Berlin, den 13. April 2005 


Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Kerstin Griese Rita Streb-Hesse Angela Schmid 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 


Jutta Dümpe-Krüger 

Berichterstatterin 


Klaus Haupt 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Rita Streb-Hesse, Angeia Schmid, 
Jutta Dümpe-Krüger und Kiaus Haupt 


I. Überweisung 

Die EU-Vorlagen Ratsdokument 5279/04, Ratsdokument 
7213/04, Ratsdokument 11586/04, Ratsdokument 8489/03, 
EuB-EP 1083, Ratsdokument 9182/04, Ratsdokument 9183/ 
04 und Ratsdokument 13856/04 wurden gemäß § 93 GO-BT 
mit Sammelüberweisungen (Drucksachen 15/2636 Nr. 2.13, 
15/3023 Nr. 2.24, 15/3779 Nr. 1.36, 15/1153 Nr. 2.12, 15/ 
2895 Nr. 1.9, 15/3403 Nr. 2.63 und 15/3403 Nr. 2.64 sowie 
15/4458 Nr. 2.2) dem Ausschuss für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zur federführenden Beratung sowie den 
folgenden Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen: Aus- 
schuss für Gesundheit und Soziale Sicherung (Ratsdokument 
5279/04, Ratsdokument 13856/04), Ausschuss für Wirtschaft 
und Arbeit (Ratsdokument 13856/04), Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union (Ratsdokument 
5279/04, Ratsdokument 7213/04, Ratsdokument 11586/04, 
Ratsdokument 9182/04, Ratsdokument 9183/04, Ratsdoku- 
ment 13856/04), Haushaltsausschuss (Ratsdokument 5279/ 
04, Ratsdokument 11586/04), Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung (Ratsdokument 
7213/04, Ratsdokument 11586/04, Ratsdokument 8489/03, 
EuB-EP 1083, Ratsdokument 9182/04, Ratsdokument 9183/ 
04, Ratsdokument 13856/04), Ausschuss für Tourismus 
(Ratsdokument 7213/04, Ratsdokument 13856/04). 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Die EU-Vorlagen Ratsdokument 5279/04, Ratsdokument 
7213/04, Ratsdokument 11586/04, Ratsdokument 8489/03, 
EuB-EP 1083, Ratsdokument 9182/04, Ratsdokument 9183/ 
04 und Ratsdokument 13856/04 schließen an den Beschluss 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. April 
2000 zur Einführung des gemeinschaftlichen Aktionspro- 
gramms Jugend bzw. das von der Europäischen Kommission 
am 21. November 2001 angenommene Weißbuch „Neuer 
Schwung für die Jugend Europas“ an. 

Das Aktionsprogramm Jugend ist ein Gemeinschaftspro- 
gramm für den Zeitraum 2000 bis 2006 . Es geht in seiner Ziel- 
setzung erstmals über die reine Förderung von europäischen 
Aktivitäten hinaus und enthält eine eindeutige jugendpoliti- 
sche Komponente. Die allgemeinen Ziele des Programms er- 
geben sich aus der Rechtsgrundlage Artikel 149 EG- Vertrag 
über die allgemeine und berufliche Bildung und Jugend. Im 
zweiten Absatz heißt es dort: „Die Tätigkeit der Gemein- 
schaft hat folgende Ziele: (...) Förderung des Ausbaus des 
Jugendaustauschs und des Austauschs sozialpädagogischer 
Betreuer (. . .)“. Neben den allgemeinen sind vier spezifische 
Programmziele aufgeführt: 

• Förderung eines aktiven Beitrags der Jugendlichen zum 
Aufbau Europas durch deren Teilnahme an grenzüber- 
schreitenden Austauschprogrammen innerhalb der Ge- 
meinschaft oder mit Drittländern, um das Verständnis für 
die kulturelle Vielfalt Europas und seine gemeinsamen 
Grundwerte zu entwickeln und damit die Achtung der 
Menschenrechte und die Bekämpfung von Rassismus, 
Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit zu fordern; 


• Stärkung des Solidaritätsgedankens durch Ausweitung 
der Teilnahme von Jugendlichen an grenzüberschreiten- 
den Tätigkeiten im Dienste der Allgemeinheit innerhalb 
der Gemeinschaft oder mit Drittländern, insbesondere 
solchen, mit denen die Gemeinschaft Kooperationsab- 
kommen geschlossen hat; 

• Förderung des Unternehmungs- und Untemehmergeistes 
und der Kreativität der Jugendlichen, damit sie eine ak- 
tive Rolle in der Gesellschaft übernehmen können, bei 
gleichzeitiger Förderung der Anerkennung des Wertes 
von in einem europäischen Kontext erworbener nicht for- 
maler Bildung; 

• verstärkte Zusammenarbeit im Jugendbereich durch För- 
derung des Austauschs von beispielhaften Praktiken, der 
Ausbildung von Jugendbetreuem und Jugendleitem und 
der Entwicklung innovativer Maßnahmen auf Gemein- 
schaftsebene. 

Zur Erreichung der spezifischen Ziele sind die fünf Pro- 
grammaktionen „Jugend für Europa“, „Europäischer Frei- 
willigendienst“, „Initiativen im Jugendbereich“, „Gemeinsa- 
me Aktionen“ und „Flankierende Maßnahmen“ vorgesehen. 

In der Vorlage Ratsdokument 11586/04 schlägt die Kommis- 
sion das Programm „Jugend in Aktion“ für den Zeitraum 
2007 bis 2013 vor, das an das Programm Jugend anschließen 
soll. Das neue Jugendprogramm greift die wesentlichen Ele- 
mente des Aktionsprogramms Jugend 2000-2006 auf und 
passt sie gemäß den Empfehlungen der Zwischenevaluie- 
rung (Ratsdokument 721 3/04), der öffentlichen Konsultation 
und der aus dem Weißbuchprozess resultierenden Innovatio- 
nen an. Es nennt als Ziele: 

• Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen im 
Allgemeinen und ihrer europäischen Bürgerschaft im Be- 
sonderen, 

• Entwicklung der Solidarität junger Menschen, insbeson- 
dere zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts der Euro- 
päischen Union, 

• Förderung des gegenseitigen Verständnisses der Völker 
durch die jungen Menschen, 

• Beitrag zur Entwicklung der Qualität der Systeme zur 
Unterstützung der Aktivitäten junger Menschen und zur 
Entwicklung der Kompetenzen der Organisationen der 
Zivilgesellschaft im Jugendbereich, 

• Förderung der europäischen Zusammenarbeit in der Ju- 
gendpolitik. 

Zur Verwirklichung der Ziele werden die fünf Programm- 
aktionen „Jugend für Europa“, „Europäischer Freiwilligen- 
dienst“, „Jugend für die Welf“, „Sozialpädagogische Be- 
treuer und Unterstützungssysteme“ und „Förderung der 
politischen Zusammenarbeit“ vorgeschlagen. 

Mit der Annahme des Weißbuchs „Neuer Schwung für die 
Jugend Europas“ erhielt die Zusammenarbeit im Bereich Ju- 
gend einen spürbaren Auftrieb. Die Kommission beschreibt 
darin einen neuen Rahmen der jugendpolitischen Zusam- 
menarbeit, der auf der Grundannahme basiert, dass Jugend- 
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Politik im Wesentlichen in die Zuständigkeit der Mitglied- 
staaten fällt. Deswegen soll in diesem Bereich grundsätzlich 
das Subsidiaritätsprinzip zur Anwendung kommen, aber 
auch einer besseren Zusammenarbeit auf europäischer Ebe- 
ne mehr Beachtung geschenkt werden. 

Der neue Rahmen umfasst zwei wesentliche Aspekte, näm- 
lich die Anwendung der offenen Methode der Koordinie- 
rung, die für spezifische Themen auch als Arbeitsmethode 
eingesetzt werden soll sowie eine verstärkte Berücksich- 
tigung der Bedürfnisse der Jugendlichen in anderen Politik- 
bereichen. Die offene Methode der Koordinierung beruht auf 
einer regelmäßigen Evaluierung der erreichten Fortschritte 
und bietet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, ihre An- 
strengungen zu vergleichen und aus den Erfahrungen der 
anderen zu lernen. Alle Vorlagen zum Weißbuchprozess be- 
ziehen sich auf die Entschließung des Rates vom 27. Juni 
2002, die mit dem Weißbuch in Verbindung steht und die 
Prioritäten und den Zeitplan für die Arbeiten der EU im Be- 
reich Jugend bis 2004 enthält. Als Prioritäten für die offene 
Koordinierungsmethode sind - wie im Weißbuch vorge- 
schlagen - genannt: Partizipation und Information Jugend- 
licher, Freiwilligenarbeit von Jugendlichen und mehr Wissen 
über Jugendliche. Um grundlegende Informationen zu sam- 
meln, wurden Fragebögen zur jeweils eigenen Situation der 
Mitgliedstaaten und deren Erwartungen an die europäische 
Ebene erarbeitet und übermittelt. 

Die Vorlagen Ratsdokument 9182/04 und Ratsdokument 
9183/04 enthalten Vorschläge für Folgemaßnahmen zum 
Weißbuch. 

Die Vorschläge in Ratsdokument 9182/04 beruhen auf der 
Entschließung des Rates und der Auswertung der Fragebö- 
gen. Unter Bezugnahme auf die Antworten schlägt die Kom- 
mission als globales Ziel für freiwillige Aktivitäten Jugend- 
licher vor, dass freiwillige Aktivitäten auf allen Ebenen 
entwickelt, gefördert und anerkannt werden, um das aktive 
bürgerschaftliche Engagement und die Solidarität Jugendli- 
cher zu stärken. Zur Erreichung werden folgende gemeinsa- 
me Ziele vorgeschlagen: 

• Weiterentwicklung freiwilliger Aktivitäten Jugendlicher 
im Hinblick auf eine erhöhte Transparenz, eine Erweiterung 
des Anwendungsbereichs und eine Qualitätssteigerung; 

• Beseitigung bestehender Hindernisse im Hinblick auf 
eine Erleichterung des freiwilligen Engagements Jugend- 
licher; 

• Förderung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher im 
Hinblick auf eine Stärkung ihrer Solidarität und ihres 
bürgerschaftlichen Engagements; 

• Anerkennung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher 
im Hinblick auf eine Anerkennung ihrer persönlichen 
Fähigkeiten und ihres Engagements für die Gesellschaft. 

Zudem wird vorgeschlagen, bis Ende 2006 Berichte zu den 
nationalen Beiträgen zur Umsetzung der Zielsetzungen vor- 
zulegen. 

In Ratsdokument 9183/04 schlägt die Kommission als ge- 
meinsames Globalziel für die Priorität „Die Jugend besser 
verstehen und mehr über sie erfahren“ vor, einen kohärenten, 
relevanten und qualitativen Wissensraum in der Jugendpoli- 
tik in Europa aufzubauen, damit zukünftige Bedürfnisse 
durch Austausch, Dialog und Netzwerke frühzeitig erkannt 
werden. 


Hierzu werden als gemeinsame Ziele genannt: 

• Vorhandenes Wissen in prioritären Bereichen der Jugend- 
politik (Partizipation, Information und Freiwilligentätig- 
keit) soll erfasst und Maßnahmen sollen umgesetzt wer- 
den, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den 
Zugang dazu erleichtern. 

• In einem zweiten Schritt soll vorhandenes Wissen in wei- 
teren für die Jugendpolitik relevanten prioritären Berei- 
chen erfasst und sollen Maßnahmen umgesetzt werden, 
die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den Zu- 
gang dazu erleichtern. 

• Die Anwendung geeigneter Methoden und Instrumente 
soll die Qualität, Vergleichbarkeit und Relevanz des Wis- 
sens im Bereich der Jugendpolitik gewährleisten. 

• Austausch, Dialog und Netzwerke sollen ermöglicht und 
gefördert werden, um das Wissen in diesem Bereich all- 
gemein bekannt zu machen und zukünftige Bedürfnisse 
frühzeitig zu erkennen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

Die mitberatenden Ausschüsse haben mit zwei Ausnah- 
men in ihren Stellungnahmen sämtlich die Kenntnisnahme 
der Vorlagen empfohlen. Zu Ratsdokument 5279/04 hat der 
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung auf eine 
Beratung verzichtet. Zu Ratsdokument 11586/04 hat der 
Haushaltsausschuss die Ablehnung des von der Kommission 
vorgeschlagenen Finanzrahmens empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnis 
im federführenden Ansschnss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jngend 

1. Beratungsergebnis unter Berücksichtigung 

des Entschließungsantrags auf Ausschussdrucksache 
15(12)442 

Der Ausschuss für F amilie, Senioren, F rauen und Jugend 

hat die Vorlagen in seiner 52. Sitzung am 9. März 2005 bera- 
ten. Er hat einstimmig die Kenntnisnahme der genannten 
EU-Dokumente sowie mit den Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der FDP die Annahme der eingangs wiedergegebenen Ent- 
schließung empfohlen. Diese Entschließung hat ihre Grund- 
lage in dem entsprechenden Antrag der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 
15(12)442. 

2. Beratuugsergebuis zu deu Futschließuugsauträgeu 
auf deu Ausschussdrucksacheu 15(12)443 uud 
15(12)441 

a) Ausschussdrucksache 15(12)443 

Die Fraktion der CDU/CSU hat auf Ausschussdrucksache 
15(12)443 folgenden Entschließungsantrag vorgelegt: 

Jugend braucht Europa 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Bundestag stellt fest: 

Jugendliche sind die Leistungsträger der Zukunft. Nach 
der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
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schrumpft der Anteil „junger Menschen “ im Verhältnis zur 
Gesamtbevölkerung stetig. Die Zahl der unter 20-Jährigen 
wird von derzeit 17 Millionen (21 %) bis zum Jahr 2050 auf 
12 Millionen (16 %) zurückgehen. Es ist die Jugend, die spä- 
ter in doppelter Weise Verantwortung übernimmt: für die 
dann jungen Menschen und für die jetzt Vierzig- und Fünf- 
zigjährigen. Es ist die Jugend, die in einer globalen Welt den 
Standort Deutschland innovations- und wettbewerbsfähig 
halten muss, um damit Wachstum und Wohlstand schaffen 
und erhalten zu können. Mit immer weniger Jugendlichen in 
unserem Land wird Deutschland zukunftsunfähiger. 

Die Anliegen von Kindern und Jugendlichen werden vor die- 
sem Hintergrund auf EU-Ebene, und besonders aber in 
Deutschland, insgesamt zu wenig beachtet. So stehen für Ju- 
gendliche nur begrenzte Möglichkeiten zur Verfügung, ihre 
Interessen wirksam und umfassend einzubringen. Die Schaf- 
fung ausreichender Beteiligungsmöglichkeiten ist jedoch ei- 
ne wichtige Grundvoraussetzung dafür, um junge Menschen 
stärker für Europa zu interessieren. Wir müssen jungen Men- 
schen Perspektiven bieten, um sie für die Zukunft vorbereiten 
und motivieren zu können. 

Deshalb begrüßt die CDU/CSU-Fraktion, dass die EU-Kom- 
mission durch die Aktionsprogramme im Bereich Jugend 
sowie durch die Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer 
Schwung für die Jugend Europas “ die Situation junger Men- 
schen in Europa stärken und fördern will. In diesem Zusam- 
menhang ist es positiv zu bewerten, dass die EU die Beteili- 
gung junger Menschen bei ihren Initiativen zur Stärkung der 
Zivilgesellschaft und für mehr Bürgerbeteiligung in den Mit- 
telpunkt stellen will. 

In den verschiedenen europäischen Vorlagen wird deutlich, 
dass die Europäische Union zunehmend die Lebensbedin- 
gungen von Kindern und Jugendlichen in Deutschland be- 
einflusst. Erforderlich ist daher einerseits eine Einmischung 
nationaler Jugendpolitik in europäische Politikgestaltung, 
andererseits die Einbeziehung europäischer Jugendpolitik in 
die Gestaltung der Jugendarbeit auf kommunaler, regionaler 
und nationaler Ebene. 

Partizipation ist ein Lernprozess. Er erfordert einerseits, 
dass die stetige Änderung der Jugendkultur berücksichtigt 
wird und von den Jugendlichen andererseits den Willen und 
das Engagement die hierfür notwendigen Fähigkeiten zu er- 
werben und auszubilden. 

Die Praxis der Jugendarbeit jedoch zeigt, dass die Beteili- 
gung von Jugendlichen und ihren Jugendstrukturen in der 
EU meist auf den engen jugendpolitischen Bereich begrenzt 
ist und selbst dort nicht immer in einer geregelten und struk- 
turierten Beteiligungsform stattflndet. Eine Jugendbeteili- 
gung in anderen Politikbereichen, wie im EU-Weißbuch Ju- 
gend gefordert, gibt es derzeit nicht. 

In diesem Zusammenhang hebt der Bund der Katholischen 
Jugend in seiner Resolution vom Mai 2004 hervor, dass es 
nach wie vor keine sichere und ausreichend umfangreiche fi- 
nanzielle Basis für die Arbeit von Jugendverbänden auf der 
Ebene der EU gibt. Insbesondere werden durch das EU- 
Haushaltsrecht bei der Vergabe von EU-Mitteln hohe Hür- 
den errichtet, die die Arbeit von europäischen Jugendstruk- 
turen immer wieder erschweren. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt ist, dass es bei der Umsetzung 
der Themen des EU- Weißbuches Jugend im Rahmen der „ of- 


fenen Koordinierungsmethode" vor allem auf nationaler 
Ebene an einer ausreichenden Beteiligung von Jugendver- 
bänden sowie von Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 
mangelt. Jugendministerrat und Parlament haben u. a. ge- 
fordert, dass sowohl organisierte Jugendliche und die sie 
vertretenden Verbände als auch nicht organisierte Jugendli- 
che in den Rahmen für die Zusammenarbeit auf europäischer 
und einzelstaatlicher Ebene einbezogen werden sollen. 

Die Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe macht in ihrer Stel- 
lungnahme von April 2004 die bisherigen Erfahrungen mit 
der offenen Methode der Koordinierung im Jugendbereich 
deutlich. Danach lassen die von der Europäischen Kommis- 
sion vorgegebenen engen Zeitfenster weder eine sinnvolle 
Beteiligung von Jugendlichen noch eine abgestimmte Posi- 
tionierung von Verbänden und Organisationen zu. 

Hinsichtlich des Aktionsprogramms „Jugend" wird gefor- 
dert, dass das Nachfolgeprogramm „Jugend in Aktion“ 
(2007-2013) finanziell so ausgestattet sein soll, dass es den 
wachsenden Anforderungen im Bereich der Jugendpolitik 
gerecht werden kann. Die Deutsche Agentur für das EU- 
Aktionsprogramm „Jugend in Aktion" sieht angesichts des 
in der Zwischenevaluierung festgestellten tatsächlichen hö- 
heren Bedarfs, der Ausweitung der beteiligten Programm- 
länder sowie der erhöhten Bedeutung der europäischen Zu- 
sammenarbeit im Jugendbereich eine Steigerung der Mittel 
um 21 %als zu gering an. Im Vergleich zu den vorgeschlage- 
nen Erhöhungen im Bereich anderer Programme, z. B. Le- 
benslanges Lernen: 246 %, Media: 65 %, Kultur: 39 %, ist 
dies die geringste vorgeschlagene Erhöhung des Finanzrah- 
mens. 

Weiterhin kritisiert die Deutsche Agentur für das EU-Akti- 
onsprogramm, dass in der Aktion 2.2 der „Europäische Frei- 
willigendienst“ für Gruppen, insbesondere für die Bereiche 
Kultur, Sport, Zivilschutz, Umweltschutz und Entwicklungs- 
hilfe vorgesehen ist und damit in Verbindung mit Großereig- 
nissen und andererseits mit Entwicklungshilfeprojekten 
steht. Beides stellt aus Sicht der Deutschen Agentur den of- 
fenen und lernenden Charakter des Europäischen Freiwilli- 
gendienstes in Frage und verlangt sehr spezifische Vorkeh- 
rungen. Es wird vorgeschlagen, den Freiwilligendienst in 
Gruppen als ein durchgängiges Prinzip zu verankern und es 
auch für kleine Gruppen zu ermöglichen. 

Die in verschiedenen Programmen vorgenommene Erweite- 
rung der Altersgrenzen ist vor dem Hintergrund, dass mehr 
Jugendlichen eine aktive Teilhabe ermöglicht wird, zu be- 
grüßen. Dies muss jedoch einerseits mit einer entsprechen- 
den Anpassung der Programmbudgets einhergehen und darf 
andererseits nicht zum Ausschluss bestimmter Altersgruppen 
führen. 

Der „Europäische Pakt für die Jugend“ ist eine grundsätz- 
lich begrüßenswerte Initiative. Da es jedoch Überlegungen 
gibt, in diesem Pakt weder neue Maßnahmen, zusätzliche Fi- 
nanzmittel noch neue Strukturen festzuschreiben, stellt sich 
die Frage nach der Sinnhaftigkeit eines solchen Vorschlages. 
Es muss vermieden werden, dass ein solcher Pakt zu einer 
reinen Showveranstaltung ohne jegliche Substanz wird. 

Die Konsultationen zum Weißbuch belegen: Jugendliche ha- 
ben ein lebhaftes Interesse am öffentlichen Leben und wollen 
aktiv an der Gesellschaft teilhaben. 
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Die Diskussion zur Stärkung der Partizipation und Informa- 
tion von Jugendlichen steht deshalb aktuell in einem eklatan- 
ten Missverhältnis zu den tatsächlichen Lebensbedingungen 
vieler Jugendlicher in Europa. Viele Jugendliche sind auf- 
grund von Arbeitslosigkeit und Armut von einer aktiven Teil- 
habe an der Gesellschaft ausgeschlossen. 

Das im Januar 1999 aufgelegte „Jump “-Programm der Bun- 
desregierung ist ins Leere gelaufen. Nur etwa ein Drittel der 
Jump-geförderten Jugendlichen fanden anschließend einen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz. Nach wie vor ist und bleibt 
die Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen für die 
junge Generation eine der größten Herausforderungen der 
nächsten Jahre. Die Jugendarbeitslosigkeit ist in Deutsch- 
land auf einem besorgniserregend hohen Stand. Gefordert ist 
daher eine Wirtschaftspolitik, die das Wachstum fördert und 
nicht durch einschränkende Gesetze behindert. Junge Men- 
schen, die den Weg in die Ausbildungs- und Arbeitswelt aus 
eigener Kraft nicht finden, müssen unterstützt werden. 

Der Bundesregierung ist es in über sechs Jahre nicht gelun- 
gen, eine Trendwende in der Armuts- und Reichtums entwick- 
lung einzuleiten. Stattdessen hat sich nach dem zweiten Ar- 
muts- und Reichtumsbericht der Abstand zwischen Arm und 
Reich seit 1998 vergrößert. Vor allem für Kinder und Ju- 
gendliche hat sich das Armutsrisiko weiter erhöht. In der 
Zeit von 1998 bis 2003 stieg das Armutsrisiko bei Kindern 
unter 15 Jahren um 1,2 % und bei Jugendlichen zwischen 16 
und 24 Jahren um 4,2 %. Damit ist heute jeder fünfte Ju- 
gendliche zwischen 16 und 24 Jahren von Armut betroffen. 

Damit Partizipation nicht nur für wenige gilt, muss die 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und Jugendarmut 
weiterhin oberstes Ziel der Politik sein. Erforderlich sind 
substantielle Reformen auf dem Arbeitsmarkt sowie in der 
Bildungs- und Sozialpolitik. Dies wird durch die Ergebnisse 
der 14. Shell-Jugendstudie bestätigt. Gefragt nach den wich- 
tigsten gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben nennen Jugend- 
liche in dieser Studie die Bereiche Arbeitsmarkt, Kinder und 
Familie sowie Bildung. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung 
auf: 

- wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um Kinder und Ju- 
gendliche vor materieller Armut zu schützen und auf eu- 
ropäischer Ebene einen offensiven Dialog mit der Kom- 
mission und den anderen Mitgliedstaaten zu Fragen der 
sozialen Integration von Kindern und Jugendlichen zu 
führen, 

- darzulegen, welche Maßnahmen konkret unternommen 
werden, um wieder mehr jungen Menschen in Deutsch- 
land eine Chance auf einen Ausbildungsplatz und am Ar- 
beitsmarktzu geben, und in welchen zeitlichen Abständen 
das Projekt „Europäischer Pakt für die Jugend“ evalu- 
iert wird, 

- sicherzustellen, dass der „Europäische Pakt für die Ju- 
gend“ mit neuen substantiellen Maßnahmen gefüllt wird, 
um der Gefahr vorzubeugen, dass eine inhaltsleere und 
nur auf Öffentlichkeitswirksamkeit ausgerichtete Maß- 
nahme bei den Jugendlichen Enttäuschung hervorruft 
und zu weiterer Politikverdrossenheit führt, 

- die Anerkennung von Ausbildungsabschnitten, die im 
Ausland absolviert wurden, zu vereinfachen und zu er- 
leichtern. 


- einen europatauglichen Ausbildungspass zu entwickeln, 
mit dem international erworbene Qualifikationen doku- 
mentiert werden können, 

- eine transparente und geregelte Form der Jugendbeteili- 
gung auf europäischer Ebene sicherzustellen, 

- auf europäischer Ebene sicherzustellen, dass die stärkere 
Koordinierung der EU im Bereich der Jugendpolitik mit 
dem föderalen System in Deutschland vereinbar bleibt, 

- darauf zu achten, dass über die Anwendung der offenen 
Methode der Koordinierung keine Aushöhlung der natio- 
nalen Zuständigkeiten im Bereich der Jugendpolitik er- 
folgt und die Einbindung und Beteiligung der regionalen 
und lokalen Ebene gewährleistet bleibt, 

- bei der Beteiligung junger Menschen organisierte Ju- 
gendliche und die sie vertretenden Verbände ebenso zu 
berücksichtigen wie nicht organisierte Jugendliche, 

- eine Jugendbeteiligung auch in anderen Politikbereichen 
zu fördern, z. B. Beteiligung bei den für Jugendfragen zu- 
ständigen EU-Generaldirektionen, 

- für eine ausreichende Jugendbeteiligung bei der Entsen- 
dung von nationalen Vertreter/n/innen für den auf euro- 
päischer Ebene bestehenden Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuss (WSA) zu sorgen, 

- die derzeit geltenden Ausschlussbestimmungen zwischen 
nationaler und europäischer Jugendförderung in der na- 
tionalen Förderung des Kinder- und Jugendplans aufzu- 
heben, 

- sich dafür einzusetzen, dass die Mittel für das Programm 
„Jugend in Aktion“ im Vergleich zu den anderen Pro- 
grammen aufgestockt werden, 

- die in einzelnen Aktionen vorgenommene Erweiterung der 
Altersgrenzen in Einklang zu bringen mit den verschiede- 
nen zur Verfügung stehenden Programmbudgets, um die 
Qualität der Programmaktivitäten nicht zu gefährden, 

- dass insbesondere benachteiligte Jugendliche in den 
Maßnahmen des Programms durch niedrigschwellige 
Angebote einbezogen werden, 

- auf nationaler Ebene einen unterschiedslosen Zugang zu 
den Programmaktivitäten sicherzustellen, und dabei be- 
sonders auch die Interessen von jungen Müttern zu be- 
achten, 

- die Einführung eines europäischen Gütesiegels für natio- 
nale und regionale Maßnahmen in den Bereichen „Ju- 
gend für Europa“, ,, Europäischer Freiwilligendienst“ , 
,, Jugend für die Welt“ sowie „Sozialpädagogische Be- 
treuer und Unterstützungssysteme “ des Programms „Ju- 
gend in Aktion “ auf europäischer Ebene zu unterstützen 
und auf nationaler Ebene die dafür notwendigen Rah- 
menbedingungen zu schaffen, 

- dafür Sorge zu tragen, dass bei der Anhebung der Alters- 
grenze auf 18 bis 30 Jahren, jüngere Jugendliche in der 
Altersgruppe 15 bis 1 7, die noch im laufenden Programm 
förderfähig sind, nicht ausgeschlossen werden, 

- sich dafür einzusetzen, einen Freiwilligendienst in Grup- 
pen als durchgängiges Prinzip zu verankern, 

- dass es auch in der nächsten Förderperiode ein ESF- 
Bundesprogramm gibt, dass gerade auch jugendbezoge- 
ne Maßnahmen auf nationaler Ebene ermöglicht. 
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Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der FDP abgelehnt. 

b) Ausschussdrucksache 15(12)441 

Die Fraktion der FDP hat auf Ausschussdrucksache 
15(12)441 folgenden Entschließungsantrag zu dem Vor- 
schlag der Europäischen Kommission vom 15. Juli 2004 
für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des 
Rates über das Programm „Jugend in Aktion“ (Zeitraum 
2007-2013) (Ratsdokument 11586/04) vorgelegt: 

Der Ausschuss wolle beschließen: 

1. Der Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
stellt fest: 

Jungen Menschen die Möglichkeit zu geben sich zu engagie- 
ren, an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen zu partizi- 
pieren und ihre kreativen Ideen verantwortungsvoll in die 
multinationale Entwicklung einzubringen, bedeutet zugleich 
der gemeinsamen Zukunft Europas eine Stimme zu geben. 
Junge Menschen sind transkulturelle Brücken; sie führen ver- 
schiedene Kulturen zusammen, sind in besonderem Maße 
engagiert, sind interessiert an neuen, bereichernden Erfah- 
rungen und freuen sich, die europäische Gesellschaft aktiv 
mitgestalten zu können. Die allgemeine Erklärung der Men- 
schenrechte (Artikel 19) und die UN-Kinderrechtskonvention 
(insbes. Artikel 12) weisen auf die vertragliche Zustimmung 
der Unterzeichnerstaaten hin, dass Kinder und Jugendliche 
das Recht haben, sich eine Meinung zu bilden, diese frei zu 
äußern, an gesellschaftlichen und politischen Prozessen zu 
partizipieren und in ihren Ansichten Gehör zu finden. 

Vor diesem Hintergrund gilt es, die Konzentration auf die 
heranwachsenden Generationen zu richten, ihre soziale In- 
tegration, Partizipation und ihr bürgerschaftliches Engage- 
ment zu unterstützen. Bereits mit dem Beschluss Nr. 1031/ 
2000/EG des Europäischen Parlaments und dem Ratsbe- 
schlusses vom 13. April 2000 wurde das gemeinschaftliche 
Aktionsprogramm ,, JUGEND" in Europa eingeführt. Da 
dieses Programm im Jahr 2006 zu Ende gehen wird, gilt es 
nun die Aktionen im Rahmen des Programms „JUGEND IN 
AKTION“ zielerweitert und an die gesellschaftlichen Bedin- 
gungen angepasst, in der Europäischen Union fortzuführen. 
Das Programm „JUGEND IN AKTION“ umfasst den Zeit- 
raum 2007 bis 2013 und wurde mit folgenden Zielsetzungen 
in der Aktionsplanung der Europäischen Kommission am 
15. Juli 2004 vorgeschlagen: „Aktive Bürgerschaft konkret 
zu verwirklichen: Förderung der europäischen Kultur und 
Vielfalt durch Programme im Bereich Jugend, Bürgerbeteili- 
gung, Kultur und audiovisuelle Medien“ (KOM [2004] 154 
endg. vom 9. März 2004). Die gemeinschaftliche aktive Bür- 
gerschaft Junger Menschen ist das große Interesse im Pro- 
gramm „JUGEND IN AKTION“. 

„JUGEND IN AKTION“ (2007-2013) soll ein zusammen- 
wachsendes Europa sinnvoll und fruchtbar fördern. Es ist zu 
begrüßen, dass das bereits laufende Programm mit folgen- 
den Schwerpunkten erweitert und vertieft wird: 

• Die Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Men- 
schen im Allgemeinen und ihrer europäischen Staatsbür- 
gerschaft: 


Dies beinhaltet insbesondere: Die Stärkung demokrati- 
scher Partizipation, die Förderung eines umfassenden 
Zugehörigkeitsgefühls, das Ermöglichen von transnatio- 
nalen Dialogen, die Schaffung einer grundlegenden Wer- 
teunion in Demokratie und Solidarität, Förderung un- 
ternehmerischen Denkens und die Integration von 
benachteiligen Personen. 

• Die Entwicklung der Solidarität junger Menschen, insbe- 
sondere zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts der 
Europäischen Union: 

Damit sind das jugendliche Engagement und die aktive 
Mitwirkung, Solidaritätsmaßnahmen und die verstärkte 
Zusammenarbeit im Zivil- und Freiwilligendienst ange- 
sprochen. 

• Die Förderung des gegenseitigen Verständnisses der Völ- 
ker durch die jungen Menschen: 

In der Förderung partizipativer Möglichkeiten wird der 
interkulturelle Dialog gesucht, die Qualität von Unter- 
stützungsstrukturen wird verbessert und die thematische 
Zusammenarbeit auch mit anderen Ländern und Betreu- 
ern unterstützt. Dies fördert das wechselseitige Verständ- 
nis der Völker. 

• Das Leisten eines Beitrages zur Entwicklung der Qualität 
der Systeme, zur Unterstützung der Aktivitäten junger 
Menschen und zur Entwicklung der Kompetenzen der Or- 
ganisationen der Zivilgesellschaft im Jugendbereich: 

Die Zivilgesellschaft im Jugendbereich wird durch eine 
stärkere Vernetzung von Organisationsstrukturen geför- 
dert; die entsprechende Ausbildung und die Zusammen- 
arbeit sozialpädagogischer Betreuer werden beachtet. 
Innovationen, fördernde Aktivitäten und eine kohärente 
Informationsvermittlung, sowie insbesondere die Aner- 
kennung nichtformaler Bildung sind bedeutsam. 

• Die Förderung der europäischen Zusammenarbeit in der 
Jugendpolitik: 

Um europäische Zusammenarbeit zu fördern, werden 
vorbildliche Praktiken ausgetauscht, wird die Zusam- 
menarbeit mit Behörden und politisch Verantwortlichen 
intensiviert, werden strukturierte Dialoge zwischen Poli- 
tik und Jugend geführt und die Kenntnisse im Jugendbe- 
reich verbessert. 

Gerade Deutschland hat ein Interesse daran, die Jugend für 
die Ideen Europas zu begeistern, Kontakte zwischen den Ju- 
gendlichen, Dialoge und ein persönliches Kennenlernen zu 
ermöglichen und damit die Solidarität zwischen den jungen 
Menschen zu fördern. 

11. Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
empfiehlt, von deutscher Seite das geplante EU-Pro- 
gramm ,, Jugend in Aktion“ (Zeitraum 2007-2013) nach 
folgenden Maßgaben mit zu gestalten und umzusetzen: 

• Gegen den von der EU-Kommission vorgesehenen 
Finanzrahmen für das Programm in Höhe von 915 Mio. 
Euro für die Laufzeit 2007 bis 2013 sollte ein Finanzvor- 
behalt eingelegt werden. Zwar sind grundsätzlich sinn- 
volle Ausgaben für die Jugend als Investitionen in die Zu- 
kunft anzusehen. Aber die Steigerung gegenüber dem 
Finanzvolumen des Vorgängerprogramms soll nach der 
bisherigen Planung 21 % betragen. Es ist zweifelhaft, 
dass dies so in den gesamten Finanzrahmen der EU ein- 
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zubetten ist. Im Übrigen ist gerade der Bereich der Kin- 
der- und Jugendpolitik unbedingt nach dem Subsidiari- 
tätsprinzip zu strukturieren und es ist dringend darauf zu 
achten, dass Maßnahmen auf EU-Ebene tatsächlich die 
Bedürfnisse und Interessen der Jugendlichen vor Ort tref- 
fen und dass EU-Mittel den Kindern und Jugendlichen 
ohne unangemessene Aufwendungen für die beteiligten 
staatlichen und sonstigen Stellen zu Gute kommen. 

• Für das Programm „ Jugend in Aktion “ ist eine sorgßlti- 
ge, unabhängige Evaluierung vorzusehen, die neben wis- 
senschaftlichen Bewertungen vor allem die Urteile von 
Nicht-Regierungs-Organisationen, Zielgruppen und Teil- 
nehmern des Programms mit einbezieht. 

• Werbung und Öffentlichkeitsarbeit zu dem Programm 
und seinen Bestandteilen müssen verstärkt werden und 
sowohl Multiplikatoren, Jugendliche als auch Eltern an- 
sprechen. Bislang ist zu den jugendpolitischen Maßnah- 
men und Angeboten der EU ein Informationsdefizit fest- 
zustellen. 

• Auf die Einbeziehung benachteiligter Jugendlicher in das 
weitere Programm ist ganz besonders zu achten. Diese 
jungen Menschen finden bislang kaum Zugang zum Pro- 
gramm. 

• Insbesondere bei Freiwilligendiensten im Ausland und 
Austauschprogrammen ist durch geeignete Konzepte und 
Strukturen sicher zu stellen, dass sich Eltern bewusst und 
verantwortlich in die Planung und Vorbereitung einbrin- 
gen können und dass vor Ort im Ausland für die Jugend- 
lichen eine umfassende Betreuung und Begleitung, etwa 
durch ehrenamtlich Engagierte, erfolgt. 

• Teilnehmer der Programme sollten dazu ermuntert und 
befähigt werden, sich im Anschluss an ihre eigenen Er- 
lebnisse und Erfahrungen ehrenamtlich zu engagieren 
als Multiplikatoren, in Netzwerken und späteren Maß- 
nahmen. 

• Die Verknüpfung mit Programmen aus den Bereichen 
Schule, Ausbildung, Hochschule und die Verzahnung auf 
den Ebenen EU, national und regional sollten intensi- 
viert und die interdisziplinäre Zusammenarbeit verstärkt 
werden, um Synergieeffekte zu erzielen und unnötige 
Überlappungen zu vermeiden. 

• Der Austausch mit den zehn neuen Mitgliedsländern und 
mit den neuen Nachbarländern der EU sollte im Rahmen 
des Programms besonders gefördert werden. 

Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
CDU/CSU abgelehnt. 

3. Inhalt der Ausschussberatungen 

ln den Ausschussberatungen wurde zunächst auf die im Ok- 
tober 2004 durchgeführte Delegationsreise ins Baltikum und 
den dazu erstellten Reisebericht hingewiesen. Diese Reise 
habe ausdrücklich die EU- Jugendpolitik zum Thema gehabt 
und dem Ziel gedient, Erkenntnisse zu den hier beratenen 
Vorlagen zu gewinnen. 

Die Fraktion der SPD betonte, es sei bereits ein wichtiges 
Signal, dass sich auch das deutsche Parlament mit dem Be- 
reich der europäischen Jugendpolitik beschäftige. Tatsäch- 
lich seien nicht nur viele Entscheidungen auf der europäi- 


schen Ebene stark von Deutschland beeinflusst, sondern 
prägten ihrerseits wiederum die deutsche Jugendpolitik. 

Die ersten beiden Säulen des Weißbuchs seien Partizipation 
und Information. Zur Umsetzung dessen sei in Deutschland 
beispielsweise das „Projekt P“ aufgelegt worden. Dieses fin- 
de mit einer breiten Beteiligung der Jugendverbände statt, die 
hiermit sehr viele positive Erfahrungen gemacht hätten. Da 
dieses Programm von unten aufgebaut - und nicht etwa von 
oben vorgegeben - werde, könne es auch nachhaltig wirken. 

Zum Bereich Information erinnerte die Fraktion der SPD 
ebenfalls an die Erfahrungen der Delegationsreise, ln den 
sehr kleinen baltischen Staaten sei die Informationsvermitt- 
lung mittels Internet zum Beispiel im Bereich der Schulen 
schon sehr viel weiter fortgeschritten als in Deutschland. Es 
müsse deshalb an die Länder appelliert werden, in diesem 
Bereich verstärkt tätig zu werden. 

Betont wurde weiterhin der Querschnittscharakter der Ju- 
gendpolitik. Der von Bundeskanzler Gerhard Schröder ge- 
meinsam mit anderen Staatschefs ins Leben gerufene „Euro- 
päische Pakt für die Jugend“ verfolge gerade den Ansatz, die 
Beschäftigungs-, Bildungs-, Jugend- und Sozialpolitik zu 
bündeln und Jugendpolitik als Querschnittsaufgabe zu be- 
greifen. Wichtig sei, dass die daraus resultierenden Maßnah- 
men auch Jugendlichen zugute kämen, die von ihrem Eltern- 
haus oder sonstigen Vorbedingungen her nicht ohnehin 
bereits privilegiert seien. Daher enthielten die europäischen 
Programme gezielt den Ansatz, auch benachteiligte Jugend- 
liche, Jugendliche mit sozialen Schwierigkeiten und Jugend- 
liche mit Migrationshintergrund einzubinden. Ebenso müsse 
bei allen Maßnahmen darauf geachtet werden, nicht nur Ju- 
gendliche auf dem Weg zum Abitur anzusprechen. Insge- 
samt sei der Pakt eine wichtige Initiative zur Stärkung der ju- 
gendpolitischen Zusammenarbeit und es bestehe seitens der 
Fraktion der SPD ein großes Interesse daran, im Rahmen der 
Lissabon-Strategie seine Ziele auch weiterhin mit konkreter 
Politik umzusetzen. 

Deshalb enthalte der von den Fraktionen SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vorgelegte Entschließungsantrag einen 
Katalog von Forderungen an die Bundesregierung wie zum 
Beispiel das Verlangen, die Jugendpolitik in die Lissabon- 
Strategie einzubeziehen, ihre Querschnittsfunktion zu be- 
rücksichtigen und dabei insbesondere in der Bildungs-, 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik einen Schwerpunkt auf die 
Jugend zu setzen sowie die Freiwilligendienste auf europäi- 
scher Ebene stärker zu vernetzen und auszubauen. 

Die Fraktion der CDU/CSU führte aus, der Anteil jünger 
Menschen an der Gesamtbevölkerung gehe sowohl in 
Deutschland als auch insgesamt in Europa zurück. Vor diesem 
Hintergrund würden die Anliegen der Kinder und Jugendli- 
chen oft zu wenig beachtet. Deshalb seien die Initiativen der 
EU zur Beteiligung junger Menschen positiv zu bewerten. 
Die bisherige Praxis der Jugendarbeit zeige jedoch, dass die 
Beteiligung von Jugendlichen in der EU meist auf den ju- 
gendpolitischen Bereich begrenzt sei und selbst dort nicht im- 
mer in einer geregelten und strukturierten Form stattfmde. 
Der „Europäische Pakt für die Jugend“ enthalte Zielvorgaben, 
die auch die Fraktion der CDU/CSU grundsätzlich begrüße. 
Allerdings gebe es zu diesem Pakt bislang weder zusätzliche 
Finanzierungsmittel noch neue Strukturen. Die Bundesregie- 
rung müsse deshalb dafür Sorge tragen, dass sich dieser Pakt 
nicht zu einer „Showveranstaltung“ entwickele. 
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Die Fraktion der CDU/CSU begrüße eine stärkere Beteili- 
gung junger Menschen auf europäischer Ebene. Gleichwohl 
müssten die Diskussion um mehr Partizipation der Jugendli- 
chen und die dazu auf europäischer Ebene entwickelten Pro- 
gramme den tatsächlichen Lebensverhältnissen Jugendlicher 
in Europa entsprechen. Viele von ihnen seien jedoch auf- 
grund von Arbeitslosigkeit und Armut direkt von der aktiven 
Teilnahme an der Gesellschaft ausgeschlossen. Auch in 
Deutschland bestehe das Problem der Jugendarbeitslosig- 
keit. Im Februar 2005 seien bundesweit knapp 680 000 Ar- 
beitslose jünger als 25 Jahre gewesen. Rund 120 000 Ar- 
beitslose seien jünger als 20 Jahre. Dies sei eine enorme 
Herausforderung. Nur knapp einem Drittel der Jugendlichen 
habe bei der Suche nach einem Ausbildungs- oder Arbeits- 
platz geholfen werden können. Die Zahl der Kinder in Armut 
habe sich in den vergangenen Jahren in Deutschland auf 
1,4 Millionen erhöht. Der Armutsbericht des Kinderhilfs- 
werks der Vereinten Nationen (UNICEF) arbeite heraus, 
dass in Deutschland sehr viele Kinder in materieller Not auf- 
wüchsen. Der Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes- 
regierung habe gezeigt, dass sich der Abstand zwischen den 
Gruppen weiter vergrößere. 

Damit Partizipation nicht nur für wenige gelte, müsse deshalb 
die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und der Jugend- 
armut weiterhin oberstes Ziel sein. Die Bereiche Arbeits- 
markt, Kinder, Familie und Bildung müssten auch für die 
Politik im Vordergrund stehen. Die Jugendarbeitslosigkeit 
und die Kinderarmut müssten effektiver und zielführender als 
bisher bekämpft werden. Dies werde auch in dem vorgelegten 
Entschließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion betont. 

In diesem Antrag würden auch weitere Kritikpunkte im Hin- 
blick auf die europäischen Maßnahmen aufgegriffen. Es 
existiere keine sichere und ausreichende finanzielle Basis für 
die Arbeit der Jugendverbände. Insbesondere sei der Um- 
gang mit dem EU-Haushaltsrecht für die Jugendstrukturen in 
Deutschland sehr schwierig zu bewältigen. Bei der Umset- 
zung der offenen Methode der Koordinierung mangele es 
vor allem an einer ausreichenden Beteiligung von Jugend- 
verbänden sowie von Trägern der Kinder- und Jugendhilfe. 
Für Schwierigkeiten sorge auch das von der EU vorgegebene 
enge Zeitfenster. 

Zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN äußerte die Fraktion der 
CDU/CSU in erster Linie Kritik im Hinblick auf das dort an- 
gesprochene „Projekt P“. Weil damit im Allgemeinen nur 
Einzelprojekte gefördert würden und das Projekt zudem auf 
eine Laufzeit von 2003 bis 2006 begrenzt sei, erschienen sei- 
ne Breitenwirkung sowie der Effekt einer kontinuierlichen 
und nachhaltigen Förderung fraglich. Im Hinblick auf den 
Entschließungsantrag der Fraktion der FDP zeigte sich die 
Fraktion der CDU/CSU skeptisch zu dem dort geforderten 
F inanzvorbehalt . 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führte aus, 
Europa könne nur dann weiter zusammenwachsen und zu- 

Berlin, den 13. April 2005 

Rita Streb-Hesse Angela Schmid 

Berichterstatterin Berichterstatterin 


kunftsfähig sein, wenn junge Menschen an dieser Entwick- 
lung aktiv teilnähmen und so ein Bewusstsein für Europa ent- 
wickelten. Jugendpolitik habe als Querschnittspolitikfeld die 
Aufgabe, Einfluss auf alle europäischen Entscheidungspro- 
zesse zu nehmen, die Auswirkungen auf Jugendliche hätten. 
Ziel europäischer Jugendpolitik sei es, allen jungen Men- 
schen in Europa bessere Lebenschancen zu geben. Diesem 
Anliegen trage der vorgelegte Entschließungsantrag der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Rechnung. 
Seine wichtigsten Forderungen seien die zügige Umsetzung 
des „Europäischen Pakts für die Jugend“, die aktive Beteili- 
gung von Jugendlichen auf allen Ebenen, die bessere Abstim- 
mung aller für Jugendliche relevanten Programme, die beson- 
dere Beachtung der Belange von Jugendlichen in schwierigen 
Lebenslagen, die stärkere Einbeziehung jugendpolitischer 
Belange in andere Politikbereiche, die stärkere Berücksichti- 
gung von Jugendarbeit, Jugendaustausch und bürgerschaft- 
lichem Engagement sowie der Ausbau von und die Verbes- 
serung der Rahmenbedingungen für Freiwilligendienste. 

Aus Sicht der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei 
Jugendpolitik immer Querschnittspolitik. Entscheidungen in 
allen politischen Handlungsfeldem hätten Auswirkungen 
auf die Lebenssituation von Jugendlichen. Auch für die 
europäische Ebene sehe die Fraktion deshalb die Aufgabe, 
Jugendlichen den Rahmen zu geben, den sie brauchten, um 
ihre Persönlichkeit und ihre Fähigkeiten in der Gesellschaft 
zu entwickeln. 

Die Fraktion der FDP erläuterte zu dem von ihr vorgeleg- 
ten Entschließungsantrag, dort würden acht Punkte zu dem 
Programm „Jugend in Aktion“ (Zeitraum 2007-2013) her- 
ausgearbeitet. Die Forderung nach einem Finanzvorbehalt 
sei aufgestellt worden, weil auch auf europäischer Ebene die 
finanziellen Mittel knapper würden. Auch unter Berücksich- 
tigung der Aufgabenerweiterung der EU müsse darauf hin- 
gewiesen werden, dass eine Steigerung von 2 1 Prozent nahe- 
zu eine Steigerung um ein Drittel bedeute. Die Verschuldung 
der nationalen Haushalte sei bereits jetzt gewaltig. Es sei 
deshalb auch ein Stück Redlichkeit gegenüber der Jugend, 
die zukünftige Generation nicht mit Schulden zu belasten. 
Wenn auch die Notwendigkeit einer europäischen Jugend- 
arbeit nicht bestritten werden solle, müsse auf europäischer 
Ebene das Subsidiaritätsprinzip strukturelle Berücksichti- 
gung finden. 

Weiterhin wies die Fraktion der FDP auf die Notwendigkeit 
einer unabhängigen und sorgfältigen Evaluierung des Ju- 
gendprogramms unter Einbeziehung aller Beteiligten, einer 
besseren Berücksichtigung benachteiligter Jugendlicher und 
einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit hin. Die Verknüpfung 
mit bereits bestehenden Programmen in den Bereichen 
Schule, Ausbildung und Hochschule auf regionaler, nationa- 
ler und EU-Ebene zur Erzielung von Synergieeffekten sei 
eine immerwährende Aufgabe. Ein besonderer Schwerpunkt 
gerade im Bereich der Jugendarbeit der Europäischen Union 
müsse auf die Zusammenarbeit mit den neu beigetretenen 
Ländern gelegt werden. 


Jutta Dümpe-Krüger Klaus Haupt 

Berichterstatterin Berichterstatter 
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Absender; 

Eingangsdatum; 

Empfänger; 

Frau Patricia BUGNOT, Direktorin, im Auftrag des Generalsekretärs der 
Europäischen Kommission 

12. Januar 2004 

der Generalsekretär/Hohe Vertreter, Herr Javier SOLANA 

Betr.: 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament gemäß Artikel 251 
Absatz2 Unterabsatz2 EG-Vertrag betreffend den Gemeinsamen Standpunkt 
des Rates im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses des Europäischen 
Parlaments und des Rates über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur 
Förderung von auf europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen 
(2004-2006) 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument - KOM(2004) 5 endg. - 
2003/0113 (COD). 


Anl. -. KOM(2004) 5 endg. - 2003/0113 (COD) 


DE 


5279/04 


DGI 


mg/KW 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 9.1.2004 
KOM(2004) 5 endgültig 

2003/0113 (COD) 


MITTEILUNG DER KOMMISSION 
AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

gemäß Artikel 251 Absatz 2 Unterabsatz 2 EG-Vertrag 


betreffend den 


vom Rat angenommenen gemeinsamen Standpunkt im Hinbliek auf den Erlass einer 
Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates, die ein Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft festlegt, Einrichtungen zu fördern, die auf europäischer Ebene im 
Bereich der Jugend aktiv sind (2004-2006) 
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1. Einleitung 

1.1. Begründung der Evaluierung 

Der vorliegende Bericht kommt der in Artikel 13 des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG’ 
vorgesehenen Verpflichtung zur Überwachung und Evaluierung des Programms JUGEND 
nach. Diese Evaluierung wnirde im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten um ein Jahr 
vorgezogen, damit die Kommission bereits die einschlägigen Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen mit berücksichtigen kann, wenn sie demnächst einen Entwurf einer 
Rechtsgrundlage für die nächste Generation von Programmen im Bereich Jugend vorlegt. 

Um eine möglichst umfassende Evaluierung zu gewährleisten, enthält dieser Bericht eine 
Zusammenfassung der von den Mitgliedstaaten und den am Programm teilnehmenden 
Ländern vorgelegten Wirkungsanalysen sowie der bereits durchgeführten externen 
Evaluierungen. Außerdem sind die Ergebnisse der von der Kommission organisierten 
Seminare und thematischen Arbeitsgruppen in den Bericht eingeflossen, so dass eine globale 
Zwischenbilanz zu dem Programm vorgelegt werden kann. 

1.2. Zweck des Berichts 

Die Ergebnisse dieses Berichts können zu einer gewissen Anpassung des gegenwärtigen 
Programms JUGEND beitragen und als Bezugsrahmen dienen, der bei der Vorbereitung 
künftiger Programme zur Förderung der Jugend herangezogen werden kann. 

1.3. Methodik 

1.3.1. Informationsquellen 

Der Bericht basiert auf mehreren Infonnationsquellen, die hier kurz zusammengefasst werden 
sollen. Er wurde anhand von verschiedenen Beiträgen aus den vergangenen zehn Monaten 
von den Dienststellen der Kommission ausgearbeitet. Dabei wurde nach den Grundsätzen 
einer META-Evaluierung vorgegangen. 

Die von den Mitgliedstaaten und den Programmländem vorgelegten Studien zu den 
Auswirkungen des Programms (s. Anhang 1) richteten sich nach dem methodologischen 
Leitfaden (s. Anhang 2), der ihnen von der Kommission nahe gelegt worden war. Diese 
Studien wurden von externen Experten mit Unterstützung der Nationalen Agenturen unter der 
Verantwortung der nationalen Behörden durchgeführt. 

Diese Wirkungsanalysen wurden durch eine Reihe spezifischer Arbeiten ergänzt, um eine 
möglichst vollständige Bilanz des Programms ziehen und operationeile Vorschläge vorlegen 
zu können. 

Dabei wurden folgende Informationsquellen herangezogen: 

— ln erster Linie die Berichte der Mitgliedstaaten und der Programmländer über die 
Auswirkungen der Aktionen 1, 2, 3 und 5 des Aktionsprogramms JUGEND. 

- Evaluierung der Funktionsweise der Nationalen Agenturen im Jahr 2002 
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Untersuchung der Umsetzung der Bestimmungen über die Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten und der Kommission in Bezug auf die Nationalen Agenturen der 
Programme Sokrates, Leonardo und JUGEND 

Seminar zur "Evaluierung der Verfahren" des Programms JUGEND, März 2003 

An dem Seminar nahmen Vertreter eines Querschnitts der begünstigten 
Organisationen (46 Personen aus 21 Programmländem) sowie externe Experten teil, 
um die gegenwärtigen Verfahren und Instrumente des Programms zu erörtern und zu 
beurteilen. 

Expertentagung zu Aktion 3, Februar 2003 

Diese Tagung fand unter Teilnahme der nationalen Experten aus den 
Nationalagenturen statt und diente der Bewertung der Wirksamkeit der neuen 
Aktion 3 des Programms (Initiativen im Jugendbereich). 

Ausschussübergreifende Gruppe zu Aktion 4, Juli 2003 

Diese Gruppe nahm eine Bestandsaufnahme der Evaluierung dieser Aktion vor, die 
gemeinsame Aktionen mit den Programmen SOKRATES und LEONARDO zulässt. 

Arbeitsgruppe zu Aktion 5, Mai 2003 

Aktion 5 umfasst flankierende Maßnahmen und verdiente aufgrund ihrer 
Vielschichtigkeit besondere Aufmerksamkeit. 

An dem Evaluierungs-Workshop zu Aktion 5 nahmen 20 externe Experten (darunter 
Jugendbetreuer, Vertreter von NRO und Begünstigte von Großprojekten) teil, die im 
Rahmen von Workshops mit Vertretern der Kommission, der Nationalen Agenturen, 
von SALTO und des Büros für Technische Hilfe die Aktion 5 in ihrer gegenwärtigen 
Form bewerteten sowie Vorsehläge für die kurz- und mittelfristige 
Weiterentwicklung Aktion 5 und die mögliche Rolle der Aktion 5 im zukünftigeri 
JUGEND-Programm erarbeiteten. 

- Evaluierung Drittländer 

Zwisehen Juni und September 2001 wurde eine externe Evaluierung des Euro-Med- 
Jugend-Programms durchgeführt. Die Zusammenarbeit mit Drittländern (mit 
Ausnahme von Euro-Med) war Gegenstand einer externen Evaluierung, die von 
März bis September 2003 vorgenommen wurde, und im Februar 2003 fand ein 
Evaluiemngsseminar mit Subventionsempfangem und Nationalen Agenturen statt. 

- Externe Evaluierung des Partnersehaftsprogramms zwischen dem Europarat und der 
Kommission für Schulung im Bereich Jugendarbeit ("European Youth Worker 
Training"). 

1.3.2. Schlüsselfragen der Evaluierung 

Schwerpunkte der Evaluierung des Programms waren folgende Aspekte: 

- Interne und externe Relevanz des Programms 
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- Auswirkungen des Programms auf die direkt Begünstigten 

- Auswirkungen auf die Systeme (nationale Behörden, Rechtsvorschriften und Politik) 

- Operationelle Mechanismen 

- Ergebnisse der einzelnen Aktionen 

2. Rahmen und allgemeiner Kontext des Programms 

2.1. Vorgeschichte 

Das gemeinschaftliche Aktionsprogramm JUGEND wurde mit dem Beschluss 
Nr. 1031 /2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. April 2000 
eingeführt. 

In diesem Programm werden die Tätigkeiten erfasst, die seit 1988 im Rahmen der drei 
Generationen des Programms "Jugend für Europa" sowie des Programms "Europäischer 
Freiwilligendienst'für Jugendliche" stattfinden, das seit 1998 umgesetzt wird. 

Gegen Ende der 80er Jahre whrd der Schwerpunkt der ersten Maßnahmen, die auf 
Gemeinschaftsebene zugunsten der Jugend konzipiert werden, auf den Aspekt des 
"Jugendaustauschs" gelegt, der darauf abstellt, die Jugendlichen im Wege eines nicht 
formalen Bildungskonzepts für die europäische Realität zu sensibilisieren. 

Zu den Elementen, die 1988 bei der Einführung des Programms "Jugend für Europa" den 
Mehrwert dieses Programms ausmachten, zählten vor allem sein Beitrag zur Umsetzung der 
Politik der Beseitigung der Hindernisse für die Freizügigkeit und die Förderung des Europas 
der Bürger. Diese Initiativen fielen mit dem neuen Auftrieb zusammen, der der europäischen 
Integration mit der Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte, der Vollendung des 
Binnenmarkts und dem Wunsch zur Schaffung eines echten europäischen Bewusstseins 
verliehen wurde. 

Mitte der 90er Jahre trat mit der Einführung des Praktikums im Rahmen des 
Freiwilligendienstes, der 1998 zum Europäischen Freiwilligendienst wurde, eine qualitative 
Aufwertung ein. Diese neue Komponente bietet Jugendlichen die Möglichkeit, in einem 
europäischen Rahmen unter informellen Bedingungen neue Fähigkeiten zu erwerben und 
durch ihre Teilnahme einen direkten Beitrag für die Gesellschaft zu leisten. 

Die Einführung des Europäischen Freiwilligendienstes ist überdies mit unmittelbaren 
Auswirkungen auf die Systeme zur Jugendförderung verbunden, und zwar zum einen in Form 
des Aufbaus eines Netzes von NRO auf europäischer Ebene, die die jungen Freiwilligen 
aufnehmen, und zum anderen für die Mitgliedstaaten, die sich auf die Einführung dieser 
neuen Aktion vorbereiten. 

Diese neue Initiative fällt in eine Zeit, in der Europa im Hinblick auf die Bewältigung der 
Arbeitslosigkeit seine Beschäftigungsstrategie auf den Weg bringt, in der Bildung und 
lebenslanges Lernen eine fundamentale Bedeutung einnehmen. Dies ist auch die Zeit, in der 
zahlreiche Mitgliedstaaten über Freiwilligendienste nachzudenken beginnen, während die 
Wehrpflicht zunehmend durch die Einrichtung von Berufsarmeen abgelöst wird. 
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Eine weitere entseheidende Wende tritt in den Wer Jahren mit der sehrittweisen Öffnung der 
Programme für Länder außerhalb der EU ein, insbesondere für die Bewerberländer, die 
EFTA-Länder, aber aueh für die Länder im Mittelmeerraum. Aueh hier steht die 
fortschreitende Entwicklung des Programms voll und ganz mit den großen Zügen der 
internationalen Politik in Einklang. 

Die Zusammenarbeit mit Drittländern im Bereich Jugend im Rahmen des 
JUGEND-Programms und des Euro-Med-Jugend-Programms ist die Fortschreibung früherer 
GemeinschaftsprogrammeZ-aktionen, die seit 1992 durchgeführt werden. Angefangen mit den 
Ländern Mittel- und Osteuropas, der GUS, den Maghreb-Ländem und Lateinamerika wurde 
diese Zusammenarbeit 1995 auf alle 12 Partnerländer im südlichen Mittelmeerraum, auf 
einige Länder Südosteuropas und als Pilotaktion auch auf Afrika ausgedehnt. 1999 wurde ein 
spezifisches Programm für die Mittelmeer-Partnerländer unter erheblicher 
Finanzierungsbeteiligung aus dem MEDA-Haushalt eingeleitet. 

So haben sich die Gemeinschaftsinitiativen im Bereich Jugend seit 1988 stets nach der 
Entwicklung des europäischen Einigungsprozesses ausgerichtet. 

2.2. Ziele 

Das mit dem Beschluss Nr. 1031/2000/EG eingeführte Programm JUGEND greift die Ziele 
der beiden Vorläuferprogramm "Jugend für Europa" und "Europäischer Freiwilligendienst" 
auf, um diesen Kontinuität zu verleihen. Es ist auf vier übergeordnete Ziele zur Unterstützung 
der Tätigkeiten im Bereich der nicht formalen Bildung ausgerichtet. 

Zur Erreichung dieser Ziele ist das Programm für den Zeitraum 2000 bis 2006 mit 520 Mio. € 
ausgestattet. Es steht auch den Bewerberländem und den zum EWR gehörigen 
EFTA-Ländem offen. 

2.3. Entwicklungen im Bereich Jugend seit dem Jahr 2000 

Mit der Annahme des Weißbuchs "Neuer Schwung für die Jugend Europas" im Jahr 2001 
erhielt die Zusammenarbeit im Bereich Jugend einen spürbaren Auftrieb. Das Weißbuch ist 
das Ergebnis eines umfassenden Konsultationsprozesses auf europäischer und nationaler 
Ebene unter Einbeziehung der Regierungen und öffentlichen Behörden, von 
Wissenschaftlern, Akteuren im Jugendbereich und der Jugend selbst. Auf diese Weise Wurde 
der Zusammenarbeit im Jugendbereich eine feste Struktur verliehen. 

Dieser Prozess veranlasste den Rat, im Mai 2002 den Rahmen für die jugendpolitische 
Zusammenarbeit in Europa anzunehmen, in dem insbesondere die spezifischen Prioritäten 
{Partizipation, Information, freiwilliges Engagement der Jugendlichen, Jugendliche besser 
verstehen und mehr über sie erfahren) festgelegt werden, wobei die Mitgliedstaaten 
entschlossen sind, diese nach der offenen Methode der Zusammenarbeit umzusetzen. 

Die Ergebnisse der Maßnahmen zur Förderung der europäischen Zusammenarbeit im 
Jugendbereich geben diesem Bereich immer mehr Struktur und prägen das Finanzinstrument 
infolgedessen immer stärker. 
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Die Umsetzung der offenen Koordinierungsmethode führte im November 2003 zur Annahme 
Gemeinsamer Ziele für Partizipation und Information durch den Rat^. Diese Ziele stellen sich 
wie folgt dar: 

Gemeinsame Ziele für die Partizipation 

- Verstärktes staatsbürgerliches Engagement der Jugendlichen 

- Stärkere Einbeziehung der Jugendlichen in das System der repräsentativen 
Demokratie 

- Stärkere Unterstützung der verschiedenen Formen des Erwerbs von 
Partizipationskompetenz 

Gemeinsame Ziele für Information 

- Verbesserung des Zugangs der Jungendlichen zu Informationsdiensten 

- Verstärkte Bereitstellung qualitativ hochwertiger Informationen 

- Förderung der Beteiligung der Jugendlichen an der Gestaltung und Verbreitung von 
Informationen 

3. Umsetzung des Progr.4mms Jugend 

3.1. Allgemeine Betrachtungen zum Programm JUGEND 

3.1.1. Die allgemeinen und spezifischen Ziele 

Die allgemeinen Ziele des Programms ergeben sich aus der Rechtsgrundlage, auf der das 
Programm beruht, d.h. Artikel 149 EG-Vertrag zum Thema allgemeine und berufliche 
Bildung und Jungend, insbesondere Absatz 2 dieses Artikels, wo es heißt, dass die Tätigkeit 
der Gemeinschaft auf die , Förderung der Mobilität von Lernenden und Lehrenden" 
ausgerichtet ist. 

Die vier spezifischen Programmziele sind im Beschluss Nr. 1031/2000/EG aufgeführt: 

a) Förderung eines aktiven Beitrags der Jugendlichen zum Aufbau Europas durch deren 
Teilnahme an grenzüberschreitenden Austauschprogrammen innerhalb der 
Gemeinschaft oder mit Drittländern, um das Verständnis für die kulturelle Vielfalt 
Europas und seine gemeinsamen Grundwerte zu entwickeln und damit die Achtung 
der Menschenrechte und die Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und 
Fremdenfeindlichkeit zu fördern; 

b) Stärkung des Solidaritätsgedankens durch Ausweitung der Teilnahme von 
Jugendlichen an grenzüberschreitenden Tätigkeiten im Dienste der Allgemeinheit 
innerhalb der Gemeinschaft oder mit Drittländern, insbesondere solchen, mit denen 
die Gemeinschaft Kooperationsabkommen geschlossen hat; 
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c) Förderung des Untemehmungs- und Untemehmergeistes und der Kreativität der 
Jugendlichen, damit sie eine aktive Rolle in der Gesellschaft übernehmen können, 
bei gleichzeitiger Förderung der Anerkennung des Wertes von in einem europäischen 
Kontext erworbener nicht formaler Bildung; 

d) verstärkte Zusammenarbeit im Jugendbereich durch Förderung des Austauschs von 
beispielhaften Praktiken, der Ausbildung von Jugendbetreuem und Jugendleitem und 
der Entwicklung innovativer Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene. 

3.1.2. Die operationeilen Ziele 

Zur Erreichung der spezifischen Ziele wird das Programm in fünf einzelne Aktionen 
aufgeteilt; 

- Aktion 1 - Jugend für Europa, 

- 1.1- Gemeinschaftsintemer Jugendaustausch 

- 1.2- Jugendaustausch mit Drittländern 

- Aktion 2 - Europäischer Freiwilligendienst, 

- 2.1- Europäischer Freiwilligendienst innerhalb der Gemeinschaft 

- 2.2 - Europäischer Freiwilligendienst in Zusammenarbeit mit Drittländern 

- Aktion 3 - Initiativen im Jugendbereich, 

- Aktion 4 - Gemeinsame Aktionen, 

- Aktion 5 - Flankierende Maßnahmen, 

- 5.1 - Ausbildung und Zusammenarbeit der Akteure in der Jugendpolitik 

- 5.2 - Information junger Menschen und Studien über die Jugend 

- 5.3 - Information und Sichtbarkeit der Aktionen 

- 5.4 - Unterstützungsmaßnahmen 

Im Rahmen des Programms werden die operationeilen Ziele durch die Beschreibung der 
Maßnahmen näher ausgeführt, die zur Umsetzung der spezifischen Ziele ergriffen werden. 
Diese sind im Beschluss Nr. 1031 /2000/EG aufgelistet und lauten wie folgt: 

- Förderung der grenzüberschreitenden Mobilität von Jugendlichen; 

- Förderung der Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) im 
Jugendbereich; 

- Förderung des Aufbaus von Kooperationsnetzen auf europäischer Ebene zum 
Austausch von Erfahrungen und beispielhaften Praktiken; 

- Unterstützung grenzüberschreitender Projekte, die die Unionsbürgerschaft und das 
Engagement der Jugendlichen für die Entwicklung der Union fördern; 
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- Förderung der sprachlichen Fähigkeiten und des Verständnisses für andere Kulturen; 

- Förderung von Pilotprojekten auf der Grundlage grenzüberschreitender 
Partnerschaften mit dem Ziel der Steigerung von Innovation und Qualität im 
Jugendbereich; 

- Erarbeitung - auf europäischer Ebene - von Methoden zur Analyse und 
Weiterverfolgung der Jugendpolitik und zu ihrer Entwicklung (z.B. Datenbanken, 
Schlüsselzahlen, gegenseitige Kenntnis der „Systeme“) sowie von Methoden zur 
Verbreitung beispielhafter Praktiken. 

3.2. Kohärenz. der Programmierung mit dem allgemeinen Kontext 

3.2.1. Relevanz der Ziele in Bezug auf die Problematik 

Hinsichtlich der internen Kohärenz des Programms ist festzustellen, dass die verschiedenen 
Zielebenen - allgemeine, spezifische und operationeile Ziele - harmonisch miteinander 
verknüpft sind. Einzige Ausnahme bilden hier zwei der operationellen Ziele: die '' Förderung 
der Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologie im Jugendbereieh" und die 
"Förderung der sprachlichen Fähigkeiten und des Verständnisses für andere Kulturen", die 
weniger als operationelle Ziele als vielmehr als spezifische Programmziele anzusehen sind. 

Zur Kohärenz des Programms mit dem globalen Kontext ist zu sagen, dass das Programm 
teilweise mit der gegenwärtigen Realität kohärent ist, insbesondere seit der Schaffung des 
Rahmens für die jugendpolitisehe Zusammenarbeit in Europa. Seit der ersten Generation des 
Programms JUGEND wurde dieses nämlich schrittweise weiterentwickelt, um den sich 
punktuell abzeichnenden Bedürfnissen gerecht werden zu können. Mit der Annahme des 
Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa erhält die Dimension Jugend 
deutlichere Strukturen und eines gewisse Autonomie. Folglich sollten die allgemeinen Ziele 
dieses Rahmens in das Programm einfließen, wobei insbesondere die neuen Prioritäten wie 
Partizipation, Information und besseres Verständnis der Jugend, aber auch alle innovativen 
Elemente in Bezug auf das freiwillige Engagement berücksichtigt werden sollten, die seit der 
Annahme des Entwurfs für eine Europäische Verfassung in Erscheinung getreten sind. 

Das Programm weist generell eine gute interne Kohärenz auf. Hinsichtlich seiner Kohärenz 
mit dem globalen Kontext ist es jedoch nicht mehr ganz auf die gegenwärtige Realität 
abgestimmt. Das bedeutet nicht, dass das Programm in keinem Zusammenhang mit seinem 
Kontext steht, sondern nur, dass die neuen Elemente, die die Zusammenarbeit im 
Jugendbereich heute prägen, nicht hinreichend berücksichtigt werden. 

3.2.2. Schlussfolgerungen 

Die Ziele des Programms werden in dem Beschluss vom Gesetzgeber festgelegt. Daher gilt es 
in diesem Rahmen nach Spielräumen zu suchen, um das Programm an Änderungen des 
Kontexts anpassen zu können. Im zukünftigen Programm kann der Rahmen für die 
jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa leichter berücksichtigt werden. Diese neue 
Rechtsgrundlage dürfte ausreichende Flexibilität bieten, um sich schrittweise auf die künftige 
Entwicklung der jugendpolitischen Zusammenarbeit einstellen zu kö nn en. 
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3.3, Operationelle Aspekte des Programms JUGEND 

3.3.1. Deskriptive Elemente 

Die VeiT\^altung des JUGEND-Programms findet weitgehend dezentral auf der Ebene der 
Nationalen Agenturen statt und beruht auf Standard- Verwaltungsverfahren, die im Prinzip 
von den Nationalen Agenturen in allen PrOgrammländem eingehalten werden. Im Rahmen der 
Zwischenevaluierung des Programms wurde allen begünstigten Organisationen über das Netz 
der NA ein Fragebogen zu den Verfahren zugeleitet. Dabei ging es darum, von den 
Begünstigten ein Feedback zu erhalten, ob die in der Gesamtverwaltung des Programms 
gegenwärtig angewendeten Verfahren und Instrumente hinreichend transparent und effizient 
sind, um den Zugang zum Programm zu erleichtern. Die Fragen betrafen schwerpunktmäßig 
den Zugang zum Programm, die Anwendung, die • Entscheidungs- und 
Berichterstattungsverfahren und die Regeln für die Gewähmng von Zuschüssen. 

3.3.2. Zusammenfassung der positiven Erfahrungen und Schwierigkeiten 

Aus diesem Konsultationsprozess ergaben sich folgende Schlüsselerkenntnisse; 

Image des Programms (Information und Öffentlichkeitswirksamkeit): Die Informationen über 
das Programm JUGEND durch Dokumentationen, nationale und regionale Veranstaltungen 
sowie über das Internet haben sich qualitativ beträchtlich verbessert und sind in den letzten 
Jahren jugendfreundlicher gestaltet worden. Allerdings mangelt es dem Benutzerhandbuch an 
Klarheit; daher sollte es in einem benutzerffeundlicheren Stil und Format aufbereitet und 
nicht in seiner bisherigen Form jährlich neu aufgelegt werden. 

Ein Mangel an Öffentlichwirksamkeit ist vor allem auf der politischen Ebene festzustellen. 

Zugang zum Programm: Die Mehrheit der Organisationen hat problemlos Zugang zu ihrer 
Nationalen Agentur. Allerdings behindern große geographische Entfernungen den Zugang 
kleiner lokaler Organisationen, insbesondere derer, die sich in abgelegenen städtischen oder 
ländlichen Gegenden befinden. Diejenigen Nationalen Agenturen, die über ein Netz 
regionaler und/oder lokaler Informationsstellen verfügen, sind jedoch leichter zugänglich und 
damit für kleinere und entlegenere Organisationen eine größere Unterstützung. 

Kohärenz bei der Umsetzung des Programms: Die Anträge werden von den Nationalen 
Agenturen fair behandelt, und es herrscht allgemein Zufriedenheit mit dem Anteil der 
genehmigten Projekte. Allerdings führen divergierende Entscheidungen verschiedener 
Nationalagenturen zu Problemen bei den antragstellenden Partnerorganisationen. Dieses 
Problem tritt insbesondere bei Projekten mit aufgeteilter Finanzierung auf, wenn jede 
Komponente des Projekts von einer anderen Nationalagentur bewertet wird, ohne dass im 
Vorfeld eine Absprache zwischen den Agenturen stattgefunden hat. Daher gilt es in allen 
PrOgrammländem für transparentere, kohärentere und effizientere Auswahl- und 
Entscheidungsprozesse zu sorgen. 

Antragstellung: Das gegenwärtige Schema von fünf Antrags fristen (drei Fristen für Projekte 
zur Zusammenarbeit mit Drittländern) entspricht dem Bedarf der meisten Begünstigten. 

Die Antragsformulare sind, zur Verwendung durch professionelle Jugendbetreuer und 
Jugendleiter bestimmt, jedoch nicht für alle Kategorien von Jugendlichen geeignet. Einige der 
Fragen erfordern die Angabe zu vieler Details zu Projekten, die sich noch in der 
Vorbereiturtgsphase befinden. 
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In diesem Zusammenhang wurde auch der Antragsprozess für Mikroprojekte 
(bilaterale/trilaterale Projekte = aufgeteilte Finanzierung) gegenüber dem für Makroprojekte 
(multilaterale Projekte mit mindestens vier Partnerorganisationen = ein einziger Antrag an 
eine NA in der Regel im Aufnahmeland) erörtert. Beide Antragsverfahren hatten ihre 
Verfechter: Kleinere Organisationen sprachen sich eher für Mikroprojekte aus, während die 
größeren Organisationen Makroprojekte bevorzugten. 

Europaweit tätige Jugend-NRO empfahlen ferner eine Vereinfachung des Antragsprozesses in 
Form eines Antragssystems für mehrere Projekte im Rahmen verschiedener Aktionen anstelle 
von Einzelanträgen für verschiedene kurzfristige Projekte. 

Bei Ablehnung eines Projekts sollten die Gründe für die Ablehnung im Einzelnen dargelegt 
werden, um eine erneute Antragstellung zu fördern. 

Finanzielle Bestimmungen:. Das System der Pauschalen und festen Beträge ist ein faires 
System für die Gewährung von Zuschüssen und benutzerfreundlicher als die frühere auf 
Prozentsätzen basierende Finanzierung. Allerdings lässt es im Falle besonders 
unterprivilegierter Gruppen wie ausgegrenzter Gruppen von Jugendlichen, die 
Schwierigkeiten haben, Partner für eine Kofinanzierung anzulocken, keine Flexibilität zu. 

Auszahlung der Zuschüsse: Grundsätzlich sollten die Auswahlentscheidungen und 
Vorschusszahlungen (75%) mindestens einen Monat vor dem Start des Projekts bei den 
Begünstigten eingehen. Verzögerungen bei der Übermittlung der Auswahl entscheidungen und 
bei der Auszahlung der Vorschüsse in einigen Programmländem bzw. bei durch die 
Kommission zentral bewerteten und ausgewählten Projekten führen in einigen Fällen dazu, 
dass Projekte annulliert oder aufgeschoben oder dass die Partner und Teilnehmer ausgetauscht 
werden, was für die Organisatoren der Projekte und ihre Partner mit gravierenden Problemen 
verbunden ist. 

Evaluiemngsprozess: Von den Begünstigten wird erwartet, dass sie den Abschlussbericht 
innerhalb von zwei Monaten nach Ende der Laufzeit des Projekts vorlegen. Die Nationalen 
Agenturen bzwi die Kommission (im Falle zentral verwalteter Projekte) evaluieren den Inhalt 
und die Ergebnisse der Projekte und bewerten die Finanznachweise, bevor sie die 
Abschlusszahlung des Zuschusses vornehmen. Allerdings werden die Begünstigten in der 
Regel nicht über Feedback und Ergebnisse der Projekte unterrichtet. Follow-up-Sitzungen, 
Evaluierung und die Verbreitung von beispielhaften Praktiken sind jedoch ein wesentlicher 
Bestandteil der Weiterentwicklung von Jugendarbeit und der entsprechenden Strukturen. 

Bestimmungen für die Nationalen Agenturen: Die Prüfung der Umsetzung der NA- 
Bestimmungen, die 2002 vorgenommen und deren Ergebnisse vom Programmausschuss 
gebilligt wurden, ergab, dass die von diesen Agenturen aufgestellten Operationellen Prozesse 
und der Rahmen der Zuständigkeiten weitgehend zufriedenstellend funktionieren. 
Wenngleich die praktische Anwendung in bestimmten - allerdings sehr begrenzten - Fällen 
schwieriger war, haben die gewonnenen Erfahrungen doch auf jeden Fall gezeigt, dass die 
Gesamtbilanz der Umsetzung positiv zu werten ist. Daher bleibt die gegenwärtige Fassung 
des Wortlauts für die gesamte Geltungsdauer der Rechtsgrundlage des Programms in Kraft. 

3.3.3. Bewertung der Operationellen Aspekte 

Die Ergebnisse des Seminars zu den Verfahren sind wie folgt zu bewerten: 
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Image des Programms : Die Ziele des Programms JUGEND, die Kriterien der Förderfähigkeit 
und der Prozess der Antragstellung werden im Benutzerhandbuch in den wichtigsten 
Sprachen der Programmländer dargelegt. Die meisten Nationalen Agenturen stellen in der 
Regel zu jeder Aktion benutzerfreundliche farbige Dokumentationen zusammen, die ein 
junges Publikum ansprechen und damit die relevanten Informationen einfach und leicht 
verständlich vermitteln. Einige Websites sind auch interaktiv und speziell auf ein jugendliches 
Publikum zugeschnitten. Alle NA sollten angehalten werden, Dokumentations- und 
Informationsinstrumente einzusetzen, die die Jugendlichen ansprechen und bei ihnen Interesse 
und Motivation auslösen. 

Allerdings werden die Programmziele nicht immer auf den relevanten Regierungsebenen 
verbreitet, insbesondere auf der regionalen und kommunalen Ebene. Ein solcher Mangel an 
Informationen macht den Zugang zu Kofinanzierungsmöglichkeiten und zu 
Fördermaßnahmen durch die örtlichen Behörden schwierig und vielfach sogar unmöglich. 

Die einzelstaatlichen Behörden, Nationalen Agenturen und die Kommission haben bei der 
Aufwertung des Programmprofils auf politischer Ebene eine wichtige Rolle zu übernehmen. 
Dieser Prozess ließe sich durch die Förderung von Partnerschaften mit und zwischen den 
Kommunalbehörden fördern. Veranstaltungen wie Europäische Jugendwochen spielen 
ebenfalls eine wichtige Rolle bei der Sensibilisierung für das Programm auf nationaler wie 
auf lokaler Ebene. 

Zugang zum Programm : Die Zugänglichkeit und Nähe zu den Begünstigten auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene ist ein wesentlicher Aspekt des Programms. Nach dem Beispiel 
der regionalen Vereinbarungen, die in einigen Ländern bereits fest etabliert sind und sich in 
anderen noch in der Pilotphase befinden, könnten die Länder das Programm für alle jungen 
Menschen erreichbar und leichter zugänglich machen. 

Kohärenz bei der Durchführung des Programms : Trotz des Systems der Standardverfahren 
müssen einige Nationale Agenturen ihre Verfahren an die nationalen Anforderungen und/oder 
verfügbaren Ressourcen anpassen. Ein gewisser Mangel an Transparenz entsteht insbesondere 
, dann, wenn bei der Entscheidung über Zuschüsse neben den oder anstelle der europäischen 
Prioritäten nationale Prioritäten berücksichtigt werden. Um eine gewisse Flexibilität zu 
wahren, müssen die Nationalen Agenturen für ein kohärentes Gleichgewicht zwischen 
europäischen und nationalen Prioritäten sowie die Auffechterhaltung des laufenden Dialogs 
und der Konsultationen mit den Partneragenturen sorgen. 

Einige NA befürworten die Beibehaltung der aufgeteilten Finanzierung, da sie auf diese 
Weise besser in der Lage sind, das Tätigkeitsvolumen anhand der eingegangenen Anträge zu 
bewerten, während sie im Falle multilateraler Projekte, sofern sie nicht unterrichtet werden, 
keine Kenntnis von der Anzahl der Organisationen erhalten, die als Partner an in anderen 
Ländern angesiedelten Projekten beteiligt sind. In Fällen von Entscheidungen für aufgeteilte 
Finanzierungen sollte eine agenturübergreifende Konsultation jedoch verbindlich 
vorgeschrieben werden. 

Finanzierung der Projekte: Anträge für mehrere Aktionen umfassende, langfristige Projekte 
könnten zu einer Vereinfachung des Antragsstellungsprozesses und damit zu einer 
Verkürzung der Auszahlungsfristen führen. Über ein solches Antragssystem könnten die 
Jugendorganisationen gleich Zuschüsse für eine ganze Serie von Aktionen beantragen, anstatt 
für jedes einzelne Projekt einen gesonderten Antrag einzureichen. Längerfristige Projekte 
könnten ein stärkeres Bewusstsein für das Programm und eine größere Motivation auf lokaler 
Ebene auslösen und damit zusätzliche Mittel anlocken. 
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Allerdings darf man dabei nicht über die beschränkten Möglichkeiten kleinerer 
Organisationen und benachteiligter Gruppen hinwegsehen, für die Mikroprojekte von 
maßgeblicher Bedeutung sind. 

Evaluierungsprozess : Für die Begünstigten ist es wichtig, eine Bewertung ihres Projekts nicht 
nur zum Zeitpunkt der Antragstellung, sondern auch nach dem Abschluss der Tätigkeiten zu 
erhalten. Der Austausch von Erfahrungen und beispielhaften Praktiken sollte von den 
Nationalen Agenturen wie auch von der Kommission gefördert werden. Die Projektergebnisse 
sollten in das Programm einfließen und sich auf die nationalen jugendpolitischen Maßnahmen 
und Strukturen auswirken. Dabei sollten Mittel zur Förderung von Evaluierungsseminaren auf 
nationaler und europäischer Ebene bereitgestellt werden. 

3.3.4. Schlussfolgerungen 

Zusammenfassend sollen hier die Empfehlungen aufgelistet werden, die sich aus der 
Evaluierung der gegenwärtigen Programmverfahren ergeben haben: 

- Bessere politische Öffentlichkeitswirksamkeit des Programms. 

- Regionale und lokale Informationszentren oder Kontaktstellen im Hinblick auf mehr 
Nähe zu den Begünstigten. Unterstützung während des Förderungs-, 
Antragsstellungs- und Evaluierungsprozesses des Programms, insbesondere 
zugunsten ausgegrenzter Jugendlicher. 

- Einfachere und weniger schwerfällige Antragsprozesse. Förderung 

aktionsübergreifender Projekte, ohne jedoch auf Kleinprojekte zu verzichten. 

~ Transparentere Auswahlkriterien und Entscheidungsprozesse sowie kohärentere und 
ausgewogene Umsetzung der europäischen und nationalen Prioritäten in allen 
Programmländem. 

- Erleichterung des Zugangs benachteiligter Gruppen und Jugendlicher aus 

Drittländern zu dem Programm durch Einführung eines flexibleren Systems der 
Zuschussgewährung. 

- Jährliche Evaluierungssitzungen der Begünstigten auf nationaler und europäischer 
Ebene sowie innerhalb regionaler Ländergruppen. 

3.4. Aktion 1 - Jugend für Europa 

3.4.1. Hintergrund der Aktion 

Die spezifischen Ziele von Aktion 1 werden im Anhang des Beschlusses 1031 /2000/EG zur 
Einführung des Programms JUGEND festgelegt: 

"Die Gemeinschaft fordert Tätigkeiten für die Mobilität von Jugendlichen, sofern diese 
Tätigkeiten mindestens eine Woche dauern, auf der Grundlage gemeinsamer Projekte 
innerhalb der Gemeinschaft (im Falle des gemeinschaftsintemen Jugendaustauschs) 
durchgeführt werden und Gruppen von Jugendlichen im Alter von grundsätzlich 15 bis 25 
Jahren, die ihren regelmäßigen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland (im 
Falle des Jugendaustauschs mit Drittländern) haben, betreffen (beim Jugendaustausch mit 
Drittländern müssen an diesen Mobilitätsaktionen mindestens zwei Mitgliedstaaten beteiligt 
sein)." 
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Diese Tätigkeiten basieren auf transnationalen Partnerschaften zwischen sich aktiv 
einbringenden Jugendgruppen; sie sollen es den Jugendlichen ermöglichen, andere soziale 
und kulturelle Wirklichkeiten zu entdecken und sensibler wahrzunehmen und die 
Jugendlichen dazu anregen, an weiteren Maßnahmen auf europäischer Ebene teilzunchmen 
oder solche Maßnahmen selbst einzuleiten. Besondere Aufmerksamkeit wird der Teilnahme 
von Jugendlichen gewidmet, die zum ersten Mal auf europäischer Ebene aktiv sind. 
Jugendlichen, die in der Gesellschaft über eingeschränkte Möglichkeiten verfügen sowie der 
Teilnahme von kleinen oder lokalen Vereinigungen ohne Erfahrung auf europäischer Ebene. 

Bilateraler Austausch von Gruppen wird bezuschusst, sofern dies in Anbetracht der 
Zielgruppen oder eines spezifischen pädagogischen Konzepts gerechtfertigt ist. Dies gilt 
ausschließlich für den Jugendaustausch innerhalb der Programmländer. 

Tätigkeiten zur Verstärkung der aktiven Einbindung Jugendlicher in Projekte der 
Gruppenmobilität können im Rahmen dieser Aktion gefördert werden. Es handelt sich dabei 
insbesondere um Tätigkeiten zur sprachlichen und interkulturellen Vorbereitung der 
betreffenden Jugendlichen vor ihrer Abreise. 

3.4.2. Umsetzung der Aktion 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Mit Aktion 1 kann insbesondere im Wege von Austauschprogrammen ein Beitrag zum 
Bildungsprozess junger Menschen geleistet werden, der ihre, sensible Wahrnehmung der 
Vielfalt der Kulturen, der Chancengleichheit sowie der Bekämpfung von Ausgrenzung, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit fördert. 

Aktion 1 fördert den Aufbau engerer Partnerschaften auf allen Ebenen zwischen der 
Kommission und den Mitgliedstaaten, auf der Ebene der für ihre Durchführung zuständigen 
Nationalen Agenturen und auf der Ebene der Jugendgruppen, die die Projekte vorbereiten und 
sich aktiv daran beteiligen sollen. 

Aktion 1 leistet einen Beitrag zur "nicht formalen" Bildung Jugendlicher, um ihnen das 
Be\\usstsein zu vermitteln, dass sie aktiv am europäischen Aufbauwerk beteiligt sind. Auf 
diese Weise wird bei ihnen ein besseres Verständnis der europäischen Vielfalt hervorgerufen. 

b) Umsetzungsmodalitäten 

Bilaterale Austauschprogramme sind ein Instrument, das sich für eine erste Erfahrung einer 
Jugendorganisation oder von benachteiligten Jugendgruppen eignet. Was diese letzte Gruppe 
anbelangt, wäre es zweckmäßig, Projekte von kürzerer Dauer und geringerem Inhalt 
durchzuführen, die besser an deren Bedarf angepasst sind. 

Multilaterale Austauschprogramme weisen eine echte interkulturelle europäische Dimension 
auf. Allerdings ist die Partnersuche für die Austauschprogramme ein schwieriger Schritt. Die 
Partnerschaft ist ausgesprochen wichtig, doch ist die Rolle der verschiedenen Partner nicht 
immer klar. Dies gilt insbesondere für die Aufteilung der finanziellen und organisatorischen 
Zuständigkeiten. Die wirksame Einbindung der Jugendlichen und ihre effektive Beteiligung 
über die gesamte Dauer des Projekts hinweg ist ein ganz wesentlicher Aspekt. In diesem 
Zusammenhang erwähnen die Mitgliedstaaten die Möglichkeit einer Senkung des 
Mindestalters der Teilnehmer auf 13 oder 12 Jahre, sofern dies im Rahmen des Programms 
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zulässig wäre, um sich auf diese Weise besser auf ihre Reife zur Teilnahme an der Aktion 
einstellen zu können. 

Generell motiviert die Teilnahme an einem Austauschprogramm die Jugendlichen, sich auch 
für andere Aktionen zu interessieren, die im Rahmen dieses Programms oder anderer 
europäischer Programme wie SOKRATES oder LEONARDO angeboten werden. Daher 
wären Querverbindungen zwischen den verschiedenen Programmen zu begrüßen. 

Bei der Wirkungsanalyse hat sich die Forderung nach Anerkennung des Werts der Aktion 
herauskristallisiert; die Teilnehmer sollten ein Zertifikat erhalten, das ihnen die Teilnahme an 
einem -Jugendaustausch bescheinigt. 

Hinsichtlich der Durchführung der Austauschprojekte hielten die Mitgliedstaaten es für 
sinnvoll, in die Dauer der Projekte auch die für die Vorbereimng des betreffenden Projekts 
sowie für die Aufstellung der Bilanz der Projektausführung benötigte Zeit mit einzubeziehen. 

3.43. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktion 

Aus dem JUGEND-Haushalt v^mrden während des Zeitraums 2000-2002 79,1 Mio. 6 für 
Jugendaustauschprogramme im Rahmen der Aktion 1 zugewiesen. So konnten 167.298 
Jugendliche an einem der 8467 von der Kommission finanzierten Projekte teilnehmen. Der 
Anteil der multilateralen Projekte betrug im Jahr 2000 30% und erreichte zum Ende des 
Jahres 2002 den von der Kommission angestrebten Anteil von 40%. 

Wirkung auf die Jugendlichen 

Die Wirkungsanalyse hat gezeigt, dass Aktion 1 Jugendlichen aus den Bewerberländem eine 
Möglichkeit für transnationale Mobilität bietet, die es ihnen gestattet, europäische Länder 
kennen zu lernen, die ihnen noch völlig unbekannt sind. 

Hinsichtlich der bilateralen Austauschprogramme wird in der Studie daraufhingewiesen, dass 
diese vor allem für benachteiligte Jugendliche besonders nützlich sind, wie beispielsweise für 
Angehörige der Roma-Minderheiten und für Jugendliche, die in Gebieten mit Schwierigkeiten 
leben, aber auch für Jugendorganisationen, die zum ersten Mal auf europäischer Ebene aktiv 
sind. 

Für die anderen Jugendlichen wird das Programm zunehmend auf den multilateralen 
Gruppenaustausch konzentriert. Die Teilnahme an einem internationalen Austausch ist eine 
Erfahrung, die die Persönlichkeit fördert, doch bedarf dies einer fundierten Betreuung. 
Außerdem ist der Jugendaustausch eine Möglichkeit, Fremdsprachenkenntnisse in der Praxis 
anzuwenden und interkulmrelle Erfahrungen zu sammeln. Er fördert die Entwicklung von 
Toleranz und gegenseitigem Respekt, Aufgeschlossenheit und Dialogbereitschaft. 

Dank der Mobilität haben die Jugendlichen im Übrigen ein stärkeres Bewusstsein für ihre 
Rolle als europäische Bürger erlangt. Diese Europaoffenheit stellt einen Mehrwert dar, den 
die Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt geltend machen können. Allerdings ist in diesem 
Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass diese Form der nicht formalen Bildung zwar für 
Jugendliche, die aus einem gehobenen Bildungsumfeld stammen und/oder eine 
Hochschulbildung absolvieren, kein Problem darstellt, dass jedoch Jugendliche aus 
unterprivilegierten Schichten vor dem Austausch einer fundierte Vorbereitung benötigen. 

Zum Thema multikulturelle Lernprozesse und persönliche Entwicklung ist zu sagen, dass bei 
Jugendlichen, die an einem Austauschprojekt teilgenommen haben, vielfach ein 
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Multiplikatoreffekt in der Form ausgelöst wird, dass sie selbst ein Austauschprojekt 
organisieren oder in einer zw'eiten Phase an individuelleren Projekten teilnehmen möchten, 
die ihnen ein höheres Maß an Kreativität abverlangen. Außerdem legen die meisten 
anschließend ein stärkeres Engagement bei den Tätigkeiten ihrer örtlichen Gemeinschaft an 
den Tag. 

Schließlich ist der Programmzugang für Jugendliche aus benachteiligten Gruppen Kreisen als 
erste europäische Erfahrung im Rahmen der bilateralen Austauschprogramme ein besonders 
positiver Aspekt. Hinzuweisen ist auch auf die positive Wirkung, die das Programm und 
insbesondere die Austauschmaßnahmen für Jugendliche mit körperlichen und geistigen 
Behinderungen haben können. 

Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und örtliche Gemeinschaften 

Zu den Auswirkungen von Aktion 1 auf die Jugendbetreuer ist zu sagen, dass durch diese 
Aktion die Bedeutung der Qualität ihrer Arbeit, die Notwendigkeit einer Spezialausbildung 
auf dem Gebiet des internationalen interkulturellen Austauschs, die Nützlichkeit einer 
Vernetzung der im Jugendbereich zuständigen Organisationen und des Austauschs 
vorbildlicher Praktiken sowie die Bedeutung von Sprachkenntnissen deutlich hervorgehoben 
wird. 

Bei den Jugendorganisationen stellt sich heraus, dass sie die von der Kommission und den 
Nationalen Agenturen festgelegten jährlichen Prioritäten generell befolgen, dass jedoch 
besondere Anstrengungen im Hinblick auf die Qualität der Projekte und die regionalen 
Besonderheiten unternommen wurden. 

Durch die praktischen Lemerfahrungen der an den multilateralen Austauschprogrammen 
beteiligten Jugendbetreuer entstand ein Bedarf zur Verbreitung vorbildlicher Praktiken, die 
stärker ausgebaut werden sollte. Die Jugendorganisationen ihrerseits sind arbeitsmäßig 
überlastet und insbesondere mit einer Konzentration ihrer Tätigkeiten auf die Schulferien 
konfrontiert. In einigen Mitgliedstaaten stützen sich die Städte und Gemeinden bei den 
Austauschprogrammen auf ihre Städtepartnerschaften. 

Durch eine systematische Partnersuche, die Vernetzung der Jugendorganisationen und die 
Dezentralisierung der Strukturen, die sich für Austauschprojekte für Jugendliche eignen, kann 
diese Aktion des Programms zusätzlich positiv beeinflusst werden. 

Im Rahmen der Aktion 1 des Programms (Jugend für Europa - Jugendaustausch) empfiehlt es 
sich, dass bei Organisationen, die bereits über internationale Erfahrungen verfügen, 
multilateralen Projekten (an denen mindestens vier Programmländer teilnehmen) Vorrang 
eingeräumt wird. Eine Beschränkung bilateraler Austausebprojekte auf neue oder weniger 
erfahrene oder benachteiligte Jugendgruppen stellt daher keine Motivation für Jugendgruppen 
und Organisationen mit konstanter Fluktuation der Mitglieder dar. Diese Organisationen sind 
zwar möglicherweise keine Anfänger in punkto Austauschprogramme, doch ist die Teilnahme 
für ihre Mitglieder durchaus eine neue Erfahrung. Kleinere Organisationen, die mit 
unterprivilegierten Gruppen arbeiten, dürften mit der Verwaltung, Organisation und dem 
Management von Projekten mit einer Vielzahl von Partnern überfordert sein. 

Der Multiplikatoreffekt der Austauschprojekte kommt insbesondere auf der Ebene der lokalen 
und regionalen Gemeinschaften zum Tragen, indem er europäisches Interesse weckt und zur 
Entstehung neuer Jugendorganisationen beiträgt. 
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Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

Das Programm JUGEND inspiriert die Mitgliedstaaten, die vielfach außerhalb des 
Programms angesiedelte identische Projekte unterstützen. Außerdem wird durch die immer 
stärkere Dezentralisierung des Programms auf die Nationalen Agenturen ein 
Multiplikatoreffekt erzielt und das Programm für alle Jugendlichen gleichermaßen besser 
zugänglich. 

Für die Bewerberländer ist der Jugendaustausch eine relativ neue Erfahrung, da sie zuvor im 
Grunde keine Möglichkeiten hatten, an internationalen Austauschprogrammen teilzunehmen. 

Die jährlichen Prioritäten der Kommission werden eingehalten und stimmen vielfach mit den 
nationalen Prioritäten überein. Allerdings sollte die Zahl der Prioritäten nicht zu hoch 
angesetzt werden, und es gilt darauf zu achten, dass keine nationalen Prioritäten aufgestellt 
werden, die untereinander oder mit den europäischen Prioritäten unvereinbar sind. 

3.4.4. Schlussfolgerungen zu Aktion 1 

Der Jugendaustäusch bietet Jugendlichen unterschiedlicher Nationalitäten die Möglichkeit, 
zwanglos in einem Umfeld zusammenzutreffen, das es ihnen gestattet, sich mit gemeinsamen 
Themen auseinander zu setzen und verschiedene Kulturen kennen zu lernen. 

Die fast vollständige Dezentralisierung dieser Aktion an die Nationalen Agenturen hat dazu 
beigetragen, dass das Programm für die Jugendlichen, die es in Anspruch nehmen, besser 
zugänglich und einleuchtender wird. 

Die Projekte weisen eine stetig steigende Qualität auf, was auf eine fundiertere Arbeit der 
Organisationen und anderer Partner - Projektträger - zurückzuführen ist. 

Die Agenturen leisten in diesem Zusammenhang Informations- und Schulungsdienste für die 
Projektträger, indem sie Informations- und Schulungsseminare veranstalten. 

Dennoch sollten verschiedene Verbesserungen eingeführt werden, insbesondere: 

- Die Suche nach Partnern mit hohem Qualitätsniveau sollte verstärkt werden, 
insbesondere bei den multilateralen Projekten. Dabei sollten die Nationalen 
Agenturen eine stärkere Rolle übernehmen. 

- Die Nationalen Agenturen sollten stärker im Verbund arbeiten, um den Partnern 
bessere Leistungen erbringen zu können. Dies gilt insbesondere für bilaterale 
Projekte, deren Finanzierung von mehreren Nationalen Agenturen abhängt 

- Es sollte die Möglichkeit bestehen, die Dauer der Projekte für Jugendgruppen mit 
geringeren Möglichkeiten zu verkürzen. 

- Das Mindestalter für die Teilnehmer eines Austauschprojekts könnte in bestimmten 
Fällen auf 12-13 Jahre gesenkt werden. 

- Die Jugendlichen, die an einem Austauschprojekt teilgenommen haben, sollten ein 
Zertifikat erhalten, das ihnen die Teilnahme an einer europäischen Aktion 
bescheinigt. 



Drucksache 15/5301 


-36- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- Ein Austauschprojekt sollte für die Jugendlichen eine längerfristige Maßnahme 
darstellen, die die Projektvorbereitung, die Abwicklung des Projekts als solches und 
die nachträgliche Aufbereitung der Projektergebnisse umfasst. 

- Im Wege von längerfristigen "Relais"-Projekten sollten Querverbindungen zwischen 
den einzelnen Aktionen geschaffen werden. 

3.5. Aktion 2 - Europäischer Freiwilligendienst 

3.5.1. Hintergrund der Aktion 

Im Anhang des Besehlusses 1031/2000/EC zur Einführung des Programms JUGEND werden 
die spezifischen Ziele des Europäischen Freiwilligendienstes genannt; dort heißt es 
insbesondere, dass der EFD grundsätzlich Jugendlichen zwischen 18 und 25 Jahren offen 
steht. Die jungen Freiwilligen engagieren sich für eine gemeinnützige Tätigkeit, um soziale 
und persönliche Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, und tragen dabei gleichzeitig zum 
Gemeinwohl bei. Zu diesem Zweek nehmen die jungen Freiwilligen in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem ihres Wohnsitzes oder in einem Drittland an einer unbezahlten Tätigkeit 
von Bedeutung für die Allgemeinheit und von begrenzter Dauer (höchstens 12 Monate) teil. 
Der Europäisehe Freiwilligendienst beruht auf einer Partnersehaft und einer gemeinsamen 
Verantwortung von jungen Freiwilligen, Entsendeorganisationen und 
Aufnahmeorganisationen. Die Kommission bescheinigt die Teilnahme der Jugendlichen am 
Europäisehen Freiwilligendienst mit einem Zertifikat. 

Zu Aktion 2.1, dem Europäischen Freiwilligendienst innerhalb der Gemeinschaft, heißt es in 
demselben Anhang der Rechtsgrundlage: "Die Gemeinschaft unterstützt transnationale 
Projekte von begrenzter Dauer (grundsätzlieh zwisehen drei Wochen und einem Jahr), die den 
Jugendlichen die aktive und individuelle Teilnahme an Aktivitäten ermöglichen, die den 
Bedürfnissen der Gesellschaft in den unterschiedlichsten Bereichen entsprechen und zugleich 
eine Erfahrung im Bereich der nicht formalen Bildung mit Blick auf den Erwerb sozialer und 
kultureller Kenntnisse vermitteln. Die Projekte zielen darauf ab, die Jugendlichen mit anderen 
Kulturen und Sprachen in Kontakt zu bringen und sie mit neuen Ideen und neuen Projekten 
im Rahmen einer multikulturellen Bürgergesellschaft vertraut zu machen ..." 

Dafür wurden verschiedene Prioritäten aufgestellt; Entwicklung einer Kurzfassung der 
Aktion, um benachteiligten jungen Freiwilligen den Zugang zu erleichtern und ihnen exakt 
auf ihren Bedarf zugeschnittene Unterstützung zuteil werden zu lassen; Einführung von 
Freiwilligendiensten als neues Element in bestehende Partnerschaften und/oder Gründung 
neuer Partnerschaften; Einbeziehung von Organisationen, die noch nicht am EFD 
teilgenommen haben; Einbeziehung neuer Tätigkeitsbereiche und innovativer Elemente; 
Leistung eines Beitrags zur örtlichen Entwicklung. 

3.5.2. Umsetzung der Aktion 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Der Europäische Freiwilligendienst (EFD) wurde 1996 als Pilotprogramm ins Leben gerufen 
und bildet eine Komponente des Programms JUGEND (2000-2006). Seine Mittelausstattung 
beläuft sich auf rund 25 Mio. € pro Jahr. Er bildet damit eine der Hauptaktionen des 
Aktionsprogramms JUGEND. Im Rahmen dieser Aktion erhalten jährlich rund 3.500 
Jugendliche aus den Teilnehmerländem die Möglichkeit, zwischen 6 und 12 Monate im 
Ausland zu verbringen. Für die Zielgruppe der benachteiligten Jugendlichen wurde eigens 
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eine Kurzfassung des EFD eingeführt. Doch finanziert der EFD auch umfangreichere Projekte 
mit bis zu 60 Freiwilligen an verschiedenen Aufnahmestandorten, und im Jahr 2002 wurde 
das Konzept eines kollektiven Freiwilligendienstes entwickelt, um bei großen Ereignissen, 
z.B. Sportveranstaltungen, Freiwillige in noch höherer Zahl einsetzen zu können. 

b) Umsetzungsmodalitäten 

Die überwiegende Mehrzahl der EFD-Projekte wird von den Nationalen Agenturen verwaltet. 
Dies gilt insbesondere für langfristige EFD-Einzelprojekte (sog. “Eins-zu-eins Projekte” mit 
einem Freiwilligen), aber auch für kurzfristige Einzel- und Gruppenprojekte für benachteiligte 
junge Freiwillige, die zwischen 3 Wochen und 6 Monate dauern. Zwei Formen von Projekten 
werden zentral verwaltet: die europaweiten Projekte, an denen zahlreiche 
Partner Organisationen und Freiwillige an verschiedenen Aufhahmestandorten teilnehmen, und 
Einzeleinsätze bei den Sekretariaten europäischer im Jugendbereich tätiger 
Nichtregierungsorganisationen. In den Programmländem wurde ein Verfahren für die 
Zulassung der EFD-Aufnahmestmkturen eingerichtet, das auf sog. Interessensbekundungen 
der Aufhahmeprojekte beruht. Diese Zulassimg wird vor der Einreichung eines 
Zuschussantrags benötigt und dient der Gewährleistung von Transparenz und Qualität der 
Aufhahmeprojekte. Außerdem steht den Interessenten, Freiwilligen, Organisationen und den 
Nationalen Agenturen beim Büro für Technische Hilfe ein SOS Volunteer Helpdesk zur 
Verfügung, der ihnen Information und Beratung vermittelt. 

3. 5. 3. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktion 

Während des Zeitraums 2000 bis 2002 wurden für den EFD Zuschüsse im Gesamtbetrag von 
66,5 Mio. Euro (2000: 20,7 Mio. Euro; 2001: 23,9 Mio. Euro; 2002: 21,9 Mio. Euro) 
bereitgestellt. Die Anzahl der vorgelegten Projekte ist seit dem Jahr 2000 stetig und kräftig 
gestiegen (von 2000 auf 2001 um 15%, und von 2001 auf 2002 um 21%). Insgesamt wurden 
17.703 EFD- Aufnahme- und Entsendungsprojekte finanziert (2000: 5423; 2001: 5754; 2002: . 
6526). Während dieser ersten drei Jahre belief sich die Gesamtzahl der EFD-Freiwilligen auf 
annähernd 10.000 (2000: 2798; 2001: 3430, 2002: 3432). Besonders bemerkenswert ist, dass 
ihre Zahl von 2000 auf 2001 um 23% zugenommen hat. Nun liegt die Zahl der Freiwilligen 
offenbar stabil bei rund 3.500 pro Jahr. In diesem Zusammenhang ist auch darauf 
hinzuweisen, dass rund 6000 zugelassene Aufnahmestrukturen für einzelne Freiwillige in den 
Programmländem online in der EFD-Datenbank einsehbar sind. 

Wirkung auf die Jugendlichen 

Der Europäische Freiwilligendienst ist ein entscheidender Schritt im Leben der jungen 
Freiwilligen: die aktive Beteiligung an dem Projekt und die Entscheidung, bis zu 12 Monate 
lang in einem fremden Land zu leben. Aufgrund seines vorwiegend individuellen und 
langfristigen Charakters ist der EFD in den meisten Fällen mit einem beträchtlichen Schub in 
der persönlichen Entwicklung und einem spürbaren Gewinn an Selbstvertrauen verbunden. 

Vielfach kommt diese Wirkung auch in einer Änderung der persönlichen Bildungs- und 
Berufsziele zum Ausdruck. Nach Hause zurückgekehrt, denken und handeln die ehemaligen 
Freiwilligen oft auf eine offenere, tolerantere und hilfsbereitere Weise. Ein weiterer wichtiger 
Multiplikatoreffekt wird dadurch ausgelöst, dass die ehemaligen Freiwilligen sich eher in 
anderen Formen der nicht formalen Bildung engagieren und andere Gleichaltrige ebenfalls 
dazu anspomen. 
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Der EFD bietet den Jugendlichen ohne Frage die Möglichkeit, neue persönliche, soziale, 
interkulturelle und technische Fähigkeiten zu erwerben und kann damit ihre 
Beschäftigungsfahigkeit erhöhen. Dabei ist dem gut etablierten und reibungslos 
funktionierenden System der Ausgabe von Zertifikaten große Bedeutung beizumessen. Die 
Freiwilligen weisen generell einen hohen Grad an Zufriedenheit mit dem EFD auf. 

Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und örtliche Gemeinschaften 

Neue und unerfahrene Organisationen wurden systematisch einbezogen und konnten auf diese 
Weise neue transnationale und lokale Partnerschaften eingehen. So erhielten ihre Tätigkeiten 
in den Bereichen Freiwilligendienste und Jugend wesentliche Impulse im Hinblick auf 
Qualitätssteigerung, Innovation und Intemationalisierung. Viele Organisationen bestätigten, 
dass sie ihre internationale Jugendarbeit ohne das JUGEND-Programm deutlich abbauen 
müssten. 

Da die Kommunalbchörden als förderfahige Aufnahme- oder Entsendeorganisationen gelten, 
löst das Programm JUGEND oft eine Hebelwirkung für die Aufnahme internationaler 
Tätigkeiten der Städte und Gemeinden oder die Ergänzung bestehender Aktivitäten durch ein 
transnationales Freiwilligenprojekt aus. 

In einigen Programmländem spielen starke, erfahrene Netze oder 
Koordinierungsorganisationen eine beachtliche Rolle. Auf der einen Seite können diese 
Organisationen und Netze anderen Partnern Erfahrung und Expertenwissen in beträchtlichem 
Umfang bereitstellen. Andererseits werden dadurch möglicherweise weniger Ajireize für eine 
aktive Beteiligung aller Partner ausgelöst, und in einigen wenigen Fällen ist der mit dem EFD 
verbundene Mehrwert und sein Profil schwer zu erkennen. 

Einige Organisationen merkten an, dass der Mittelbedarf für die EFD-Freiwilligen sie 
beträchtlich unter Druck gesetzt hat, und dass ihre üblichen Freiwilligenprogramme damit 
kaum konkurrieren können. 

Die am Management von EFD-Projekten mitw'irkenden Jugendarbeiter erwerben neue 
Fähigkeiten und Kompetenzen. Am häufigsten werden hier organisatorische Fähigkeiten, 
Solidarität, Kreativität, ein stärkeres Verantwortungsbewusstsein und interkulturelle 
Qualifikationen sowie Mittelbeschaffung und unternehmerische Fähigkeiten angeführt. 

Zur Ermittlung der örtlichen Multiplikatoreffekte WTirde im Vereinigten Königreich eine 
interessante Simulation durchgeführt; die EFD-Aufnahme- und Entsendeorganisationen 
erklärten, dass jeder Freiwillige durchschnittlich auf 600 Personen einwirkt. Das bedeutet, 
dass der EFD allein im Vereinigten Königreich, wo 700 Freiwillige ins Ausland entsendet 
bzw. aufgenommen werden, 420.000 Mensehen erreicht. Andere Länder berichten von 
sektoralen Multiplikatoreffekten: wenn beispielsweise ein paar Waisenhäuser in einem Land 
damit beginnen, Freiwillige aufzunehmen, werden sieh viele weitere Waisenhäuser motiviert 
sehen, das gleiche zu tun. 

Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

Die Wirkung des EFD auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen ist in ihrem 
Kausalzusammenhang schwer nachzuvollziehen. Es lässt sieh nieht genau bestimmen, ob 
durch das JUGEND-Programm Veränderungen in Politik, Rechtsvorschriften und 
Einrichtungen verursacht wurden. Fest steht jedoeh, dass eine deutliehe positive 
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Wechselwirkung zwischen den nationalen Entwicklungen und den durch das 
JUGEND-Programm und das Weißbuch ausgelösten Impulsen besteht. 

In Ländern, wo es keine nationale Jungendpolitik gibt oder die Tradition des 
Freiwilligendienstes nur mangelhaft ausgeprägt ist, sind die Auswirkungen des Programms 
JUGEND auf die Entwicklung der nationalen Jugendpolitik und des Freiwilligendienstes 
besonders intensiv. 

Einige Länder berichteten, dass in letzter Zeit Veränderungen im Systemumfeld zu 
beobachten seien, wie ein verstärktes Bewusstsein der nationalen Behörden für den EFD und 
bestimmte rechtliche Anpassungen, um die Kompatibilität und die europäische/intemationale 
Dimension der nationalen Freiwilligendienste zu verbessern. In diesen Ländern, die sich 
entschlossen haben, die Verwaltung des JUGEND-Programms zu regionalisieren oder 
regionale Verbreitungs- oder Beratungsnetze aufzubauen, ist eine starke institutioneile 
Wirkung festzustellen: Es wurden Regionalbehörden und -einrichtungen geschaffen, die an 
den Überwachungs-, Infonuations- und Beratungstätigkeiten oder gar bei den 
Auswahlverfahren mitwirken. Es bleibt jedoch abzuwarten, in welchem Maße in diesen 
Fällen eine effektive Umsetzung und gemeinsame Kriterien des Programms gewährleistet 
sind. 

Obwohl die Mitgliedstaaten in der Rechtsgrundlage des gegenwärtigen Programms JUGEND 
angehalten werden, Hindernisse für die Mobilität abzubauen, bestehen doch noch immer 
zahlreiche Probleme im Zusammenhang mit dem rechtlichen, steuerlichen und sozialen 
Schutz der Freiwilligen, mit Visaangelegenheiten und der Anerkennung der nicht formalen 
Bildungsprogramme usw.. Einen rechtlichen Status für Freiwillige -gibt es nur in wenigen 
Ländern. 

Die Bescheinigung der im Rahmen des EFD erworbenen nicht formalen Lemerfahrung in 
Form eines vom zuständigen Kommissionsmitglied Unterzeichneten EFD-Zertifikats ist 
ebenso wie die jüngste Straffung des Verfahrens zur Ausstellung der Zertifikate positiv zu 
bewerten. Der EFD ist die einzige Aktion des JUGEND-Programms, bei der derartige 
Zertifikate vorgesehen sind. Doch fuhrt die Ausgabe dieser Zertifikate noch nicht zu einer 
systematischen Anerkennung der erworbenen Fähigkeiten und Qualifikationen. 

Der Europäische Freiwilligendienst hat auch zu einem stärkeren nationalen Bewusstsein um 
die Lage in anderen europäischen Ländern und europaweit beigetragen. Die erste europäische 
Konferenz über Zivildienst und Jugend vom 28./29. November in Rom war ein erster Schritt 
zum Austausch von Informationen und beispielhaften Praktiken zwischen den nationalen 
Zivildiensten und den für Jugendpolitik zuständigen Ministerien auf europäischer Ebene, und 
es ist geplant, diesen Prozess im Jahr 2004 fortzusetzen. 

Schließlich weisen einige Länder auf ein gewisses Missverhältnis zwischen den relativ hohen 
Kosten für den EFD und der vergleichsweise geringen Anzahl der EFD-Freiwilligen pro Jahr 
hin. Außerdem wird die Wirkung und die Öffentlichkeitswirksamkeit des EFD durch den 
überwiegend individuellen Charakter des EFD begrenzt. 

3. 5. 4. Schlussfolgemngen zu Aktion 2 

Es steht außer Frage, dass der Europäische Freiwilligendienst als wesentliche und 
anerkennungsfähige Aktion des künftigen Programms beibehalten werden sollte. Es wird eine 
systematische Weiterentwicklung empfohlen, um seine Zugänglichkeit, 
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Benutzerfreundlichkeit, Wirkung, Öffentlichkeitswirksamkeit, Effektivität und Effizienz noch 

weiter zu verbessern. 

- Es empfiehlt sich die Einführung längerer oder intensiverer 
Vorbereitungsmaßnahmen (vorbereitende Besuche, Schulungen, Sprachkurse). 

- Es sollte größerer Wert auf eine starke Partnerschaft einschließlich der Einbeziehung 
des Freiwilligen gelegt werden. Zur Erzielung eines höheren Qualitätsniveaus und 
einer besseren Nachhaltigkeit könnte zusätzliche Unterstützung durch andere Partner 
oder ihre systematische Einbeziehung hilfreich sein, beispielsweise im Falle von 
Beratern oder Vereinigungen ehemaliger Freiwilliger. 

Benutzerfreundlicherer EFD — Instrumente, Verfahren, Formate 

- Die Verfahren und formellen Anforderungen des EFD müssen vereinfacht werden. 

- Die Frist von der Projektidee bis zur Umsetzung muss verkürzt werden. 

- Eine intensivere Follow-up- und/oder Evaluierungsphase könnte Bestandteil eines 
EFD-Projekts werden und möglicherweise auch den Aspekt des bisherigen Future- 
Capital einschließen. 

- Es wird die Dezentralisierung des Verfahrens der "Interessensbekundung der 
Aufnahmeorganisationen" und ein insgesamt zügigeres und weniger schwerfälliges 
Anerkennungs- und Antragsverfahren empfohlen. 

- Die Aufstellung von Qualitäts-Mindeststandards für die Aufnahmeprojekte, die 
unabhängig von der Gemeinschaftsbeteiligung erfolgt, könnte einen entscheidenden 
Schritt zur Förderung des EFD als Qualitäts-Label und Modell für transnationale 
Freiwilligendienste darstellen. 

- Zwar sollte der EFD weiterhin dezentral verwaltet werden, doch empfiehlt es sich, 
bestimmte ergänzende Projektformate auf zentraler Ebene zu belassen, um 
innovative, multilaterale, kollektive Querschnitts- oder Mehrjahrestätigkeiten zu 
ermöglichen. 

Zugänglichkeit 

- Die Zugänglichkeit des EFD sollte verbessert werden. 

- Es sollte geprüft werden, ob, wie und wann der EFD eine jährliche Teilnehmerzahl 
von 10.000 jungen Europäern erreichen kann. 

- Benachteiligte Jugendliche sollten die Hauptzielgruppe bleiben, wobei der EFD 
weiter entwickelt werden muss, um deren Bedürfnisse zu erfüllen. 

- Es wird vorgeschlagen, die Altergrenze auf 18-30 festzulegen, wobei in 
Ausnahmefällen eine Senkung dieser Grenze zugelassen werden kann. In dieser 
Frage besteht allerdings kein allgemeiner Konsens. 

- Es wird ferner empfohlen, dass der EFD auch weiterhin kleinen, unerfahrenen und 
lokalen Organisationen offen steht, die möglicherweise einen speziellen 
Unterstützungs- und Schulungsbedarf aufweisen. 
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Finanzierung 

Die durch das System der aufgeteilten Finanzierung bedingte gegenseitige finanzielle 

Abhängigkeit droht den reibungslosen Betrieb des EFD zu beeinträchtigen. 

- Alle möglichen Alternativen zur gespaltenen Finanzierung sollten in Betracht 
gezogen werden, ohne dass dies zur Abschaffung der gemeinsamen Verantwortung 
der Projektpartner und der nationalen Agenturen führen sollte. 

- Sponsoring von EFD-Projekten, Verzicht auf Zuschüsse, ein Kennzeichnungssystem 
ohne Gemeinschaftsfmanzierung, eine kürzere Projektdauer sowie ein geringeres 
Finanzierungsniveau pro Teilnehmer wurden ebenfalls vorgeschlagen. 

- Einige NRO schlugen vor, die Einführung einer Art pauschaler Mobilitätsbons für 
Freiwillige, Studenten und Auszubildende zu prüfen. 

- Vorbereitungsmaßnahmen sowie Evaluierung/Follow-up sollten stärker unterstützt 
werden. 

- Die im Rahmen des EFD angewendeten Prinzipien der Pauschalen, festen Beträge 
und Kofinanzierung werden als positiv angesehen und sollten beibehalten werden. 

Anerkennung 

- Es wird empfohlen, die weitere Ausstellung von EFD-Zertifikaten mit einer besseren 
Anerkennung des EFD als nicht formale Lemerfahrung abzustimmen, und zwar auf 
allen Ebenen, d.h. in den Rechtsvorschriften, im Wege von freiwilligen 
Vereinbarungen, durch stärkere Verknüpfung mit dem Europass oder über ein 
Bonus-System, dass den Zugang zu formaler Bildung und Beschäftigung erleichtert. 

Rechtlicher Rahmen 

Im Bereich der Freiwilligendienste von Jugendlichen werden von der offenen Methode der 

Koordinierung deutliche Impulse erwartet. Der EFD dürfte zur Erreichung einiger der im 

Weißbuch unter der Priorität "Freiwilligenarbeit von Jugendlichen" genannten Zielen 

beitragen. 

- Ein besonderes Augenmerk wird daher auf die Beseitigung der Mobilitätshindemisse 
in den Mitgliedstaaten zu richten sein. 

- In der Mehrzahl der europäischen Länder gibt es keine spezifischen 
Rechtsvorschriften, keinen Status und keine eigene Politik für Freiwillige. Dies wird 
generell als wesentliches Hindernis für die Mobilität betrachtet, da die Freiwilligen 
so mit bezahlten Arbeitskräften, Studenten oder Auszubildenden gleichgestellt 
werden, was wiederum die Besteuerung ihres Taschengelds, den Verlust von 
Sozialversicherungsansprüchen und Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
Aufenthaltsgenehmigungen zur Folge hat. 
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3.6. Aktion 3 - Initiativen im Jugendbereich 

3.6.1. Hintergrund der Aktion 

Die spezifischen Ziele der Aktion 3 sind im Anhang des Beschlusses 1031/2000/EG zur 
Einführung des Programms JUGEND festgelegt und lauten wie folgt: 

"Zur Fördemng der Eigeninitiative und der Kreativität junger Menschen unterstützt die 
Gemeinschaft Projekte, bei denen diese aktiv und unmittelbar an innovativen und kreativen 
Maßnahmen und an Maßnahmen zur gesellschaftlichen Einbindung junger Menschen auf 
lokaler, regionaler, nationaler und europäischer Ebene teilnehmen. Diese Projekte 
ermöglichen den jungen Menschen die Entwicklung ihrer Initiativkraft und eine praktische 
Umsetzung von Maßnahmen, die sie selbst entworfen haben und bei deren Durchfühmng sie 
eine entscheidende Rolle spielen. Die Gemeinschaft fordert Initiativen zur Unterstützung 
junger Freiwilliger bei der bestmöglichen Nutzung der im Freiwilligendienst gewonnenen 
Erfahrungen und zur Förderung ihrer aktiven Integration in die Gesellschaft. Diese Initiativen, 
an denen junge Menschen nach Abschluss ihres Europäischen Freiwilligendienstes 
teilnehmen, sollten ihnen ermöglichen, Aktivitäten sozialer, kultureller, soziokultureller und 
wirtschaftlicher Art zu initiieren und zu fördern und/oder auf ihre persönliche Entwicklung 
gerichtet sein. Diese Initiativen richten sich vorrangig an diejenigen jungen Menschen, die 
diese am dringendsten benötigen. Die Unterstützung zielt darauf ab, die Ausweitung dieser 
Projekte auf ähnliche Initiativen in anderen Mitgliedstaaten zu fördern, um so ihren 
transnationalen Charakter zu stärken und den Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit 
zwischen jungen Menschen zu intensivieren. Unterstützt werden kann auch die Durchführung 
von Begegnungen junger Menschen, die Initiativen auf europäischer Ebene betreiben. Ein 
Zuschuss kann für die Einrichtung dauerhafter grenzüberschreitender Partnerschaften 
zwischen solchen Projekten gewährt werden". 

3.6.2. Umsetzung der Aktion 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Aktion 3 ist die jüngste Aktion des Programms JUGEND und ist zu Beginn der 
Programmdurchführung mit einigen Schwierigkeiten angelaufen. Mit ihren drei 
Komponenten (Gruppeninitiativen, Netzwerkprojekte und Future-Capital-Projekte), erscheint 
die Aktion sowohl den Benutzern als auch den Nationalen Agenturen als schw'er umsetzbar. 
Daher wurde sie trotz der Anstrengungen zur Harmonisierung der Regeln mit Hilfe des 
Benutzerhandbuchs bis 2002 in den verschiedenen Programmländern unterschiedlich 
ausgelegt und durchgeführt. Aus diesem Gmnd hat die Kommission 2002 und 2003 
verschiedene Seminare zur Überdenkung und Bewertung von Aktion 3 veranstaltet. 

Die Wirkungsanalysen und die beiden Evaluierungsseminare haben gezeigt, dass sich die 
Gruppeninitiativen in den meisten Programmländem insgesamt gut entwickelt haben. 
Insbesondere ist es gelungen, das Programm für eine breitere Teilnehmerschicht und vielfach 
für benachteiligte Jugendliche zu öffnen. 

Allerdings hat sich herausgestellt, dass das Konzept der Netzwerkprojekte nicht klar genug 
war. Im Jahr 2003 hat die Kommission die im Benutzerhandbuch ausgeführten Kriterien 
näher präzisiert und eine Erhöhung der Pauschalen vorgenommen. Außerdem hat sie den 
Zugang, der bis 2002 ehemaligen Teilnehmern von Gruppeninitiativen Vorbehalten war, für 
alle interessierten Jugendlichen geöffnet. 
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Die Future-Capital-Projekte bieten Jugendlichen, die am EFD teilgenommen haben, die 
Möglichkeit, selbst ein Projekt durchzufuhren, das eine Fortsetzung ihres Freiwilligendienstes 
bildet. Diese Komponente, die sich deutlich von den Gruppeninitiativen imd den 
Netzwerkprojekten unterscheidet, ist offenbar im Rahmen von Aktion 3 nicht sinnvoll 
angesiedelt. Bis heute wird diese vom Programm gebotene Möglichkeit von den jungen 
Menschen nicht richtig genutzt. 

b) Umsetzungsmodalitäten 

Die Wirkungsanalyse hat ergeben, dass sich das Pauschalsystem gut bewährt hat und daher 
beibehalten werden sollte. Um den Zugang aller Jugendlicher zu Aktion 3 zu erleichtern, 
fordern mehrere Länder eine weitere Vereinfachung der Antragsformulare für die Zuschüsse 
und der Berichterstattungsmodalitäten. 

Die Dezentralisierung der Verwaltung von Aktion 3 hat positive Ergebnisse erbracht. 
Insbesondere konnte damit die Flexibilität erhöht und eine Betreuungsstruktur in der Nähe der 
Jugendlichen aufgebaut werden, die ein Projekt vorbereiten oder durchführen. Einige Länder 
schlagen vor, in dieser Hinsicht noch weiter zu gehen und die Verwaltung der Projekte 
ebenfalls zu dezentralisieren. 

Mehrere Länder weisen darauf hin, dass die flankierenden Maßnahmen im Rahmen von 
Aktion 5 systematischer zur Unterstützung von Aktion 3 eingesetzt werden müssten. 

Desgleichen wünschen mehrere Länder, dass die Rolle der zwischengeschalteten 
Organisationen oder der Relais-Stellen, die die Jugendlichen bei der Vorbereitung eines 
Aktion 3-Projekts betreuen, gestärkt werden sollte. Es hat sich herausgestellt, dass sich die 
Qualität der Projekte verbessert, wenn eine gute Anleitung der Jugendlichen und eine gute 
Betreuung der Projekte gewährleistet ist. 

3.6.3. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktion 

Im Rahmen des JUGEND-Haushalts wurden der Aktion 3 während des Zeitraums 2000-2002 
Mittel in Höhe von 19,4 Mio. € für die Jugendinitiativen und Future-Capital-Projekte 
bereitgestellt. Auf diese Weise konnten 58.954 Jugendliche an einem der 3314 von der 
Kommission finanzierten Projekte teilnehmen. 

Wirkung auf die Jugendlichen 

Die Wirkungsanalyse hat gezeigt, dass Aktion 3 einen Beitrag zur Erreichung der allgemeinen 
und spezifischen Ziele des Programms JUGEND leistet. Sie bietet den Jugendlichen die 
Möglichkeit, ihr eigenes Projekt nach ihren Vorstellungen und Überzeugungen und nach 
Maßgabe ihrer eigenen Ziele nicht nur zu konzipieren, sondern auch selbst umzusetzen. Auf 
diese Weise werden sie in einen Prozess nicht formaler Bildung eingebunden, in dem sie 
lernen, Entscheidungen zu treffen, Verantwortung zu übernehmen, ein Projekt zu planen und 
erfolgreich zu leiten. Dabei handelt es sich bei den Komponenten Gruppeninitiativen und 
Netzwerkprojekte um einen kollektiven Lernprozess, während bei Future-Capital-Projekten 
ein individueller Lernprozess stattfmdet. Insbesondere im Rahmen der Gruppeninitiativen und 
der Netzwerkprojekte entwickeln die Jugendlichen Projekte, die ihre Beteiligung und ihr 
aktives Engagement in der Gesellschaft fördern. Durch ihre aktive Beteiligung an der 
Durchführung eines Projekts wird ihr Empfinden für die Werte der Demokratie, Toleranz, 
Solidarität und kulturellen Vielfalt sowie für die Gefahren von sozialer Ausgrenzung, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit geschärft. 
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Auf individueller Ebene bietet die Durchführung eines Aktion 3-Projekts dem Jugendlichen 
die Möglichkeit, sich Qualifikationen eher professioneller Art anzueignen, wie 
Kommunikations-, Verhandlungs- und Argumentationsfähigkeiten und Fertigkeiten im 
Bereich der Projekt- und Finanzverwaltung sowie EDV- und Sprachkenntnisse. Gleichzeitig 
entwickelt er ein stärkeres Selbstbewusstsein, lernt im Team zu arbeiten, ein Projekt zu 
planen, Probleme zu lösen, und erwirbt auf diese Weise gesellschaftliche Kompetenz. 

Eine weitere Frage betrifft die Änderung der Altersgrenze. Die Entwicklung einer 
Gruppeninitiative oder eines Netzwerkprojekts sind äußerst komplexe Aufgaben, die für 
Jugendliche im Alter von 15-20 Jahren schwer zu bewältigen sind. In der Regel sind die 
Jugendlichen, die ein Aktion-3 -Projekt vorlcgcn, um die 25 Jahre alt. 

Die Wirkungsanalyse hat ferner gezeigt, dass die nicht formale Lemerfahrung auf nationaler 
und regionaler Ebene nicht hinreichend anerkannt wird, wodurch die vom Programm 
erwartete Wirkung teilweise verloren geht. 

Ein Pluspunkt der Aktion 3 und insbesondere ihrer Komponente Gruppeninitiativen ist die 
Zugänglichkeit für benachteiligte Jugendliche. Hier hat sie sich als wertvolles Instrument zur 
Umsetzung der Strategie der sozialen Integration des Programms erwiesen, die auf die 
Förderung des Zugangs dieser Gruppe ausgerichtet ist. 

Die Gruppeninitiativen und Netzwerkprojekte bilden Querverbindungen zu anderen Aktionen 
des Programms JUGEND. Der überwiegende Teil der Projekte wird von neuen Gruppen 
vorgeschlagen, die zuvor nicht am Programm teilgenommen haben. Für viele Jugendliche ist 
das lokale Projekt eine erste Etappe, bevor sie zu einen "anspruchsvolleren" Projekt in 
Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern übergehen. In dieser Hinsicht ist Aktion 3 der 
Integration neuer Jugendlicher in das Programm und der breiteren Streuung der Teilnehmer 
förderlich. 

Zur Komponente Future-Capital wird uns mitgeteilt, dass die Zahl der an dieser Aktion 
teilnehmenden Jungendlichen sehr gering ist. ln vielen Ländern werden die hierfür 
zugewiesenen Mittel nicht einmal ausgeschöpft. Auf der anderen Seite ist der Kostenaufwand 
pro Jugendlichem bei Future-Capital sehr hoch, während die Ergebnisse bislang nicht 
wirklich überzeugend sind. 

Wirkung auf Jugendbetreuer und Organisationen 

Was die Wirkung von Aktion 3 auf die Jugendbetreuer anbelangt, so trägt das Programm 
JUGEND im Allgemeinen und Aktion 3 im Besonderen zur qualitativen Verbesserung ihrer 
Arbeit bei und verleiht der Jugendarbeit eine europäische, d.h. eine internationale Dimension. 
Um die Projekte des Programms JUGEND angemessen betreuen zu können, müssen die 
Jugendbetreuer und Jugendleiter Fähigkeiten auf dem Gebiet der internationalen 
Zusammenarbeit erwerben und Partnemetze im Ausland finden. Allerdings gilt es hier zu 
berücksichtigen, dass die Wirkung der Aktion 3 auf Jugendbetreuer weniger ausgeprägt ist als 
die der anderen Aktionen des Programms, da die Gnippeninitiativen von den Jugendgruppen 
selbst ausgearbeitet werden. Doch hat sich herausgestellt, dass sich die Qualität der Projekte 
verbessert, werm eine gute Anleitung und Beratung der Jugendlichen durch die 
Jugendbetreuer und Jugendleiter gewährleistet ist. Leider lässt der Multiplikatoreffekt jedoeh 
zu wünschen übrig, da die Jugendbetreuer, die an einem Projekt teilgenommen haben, diese 
Erfahrung nicht immer in zukünftige Projekte einfließen lassen. 
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Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

Die Gruppeninitiativen und Netzwerkprojekte genießen generell eine gewisse 
Öffentlichkeitswirksamkeit und bieten den Städten und Gemeinden die Möglichkeit der 
Begegnung mit Jugendlichen und des Kennenlemens ihrer Sorgen und Wünsche. In diesem 
Sinne tragen sie dazu bei, bei den Städten und Gemeinden das Gefühl zu wecken, ein Teil 
Europas zu sein. 

Generell hat das Programm JUGEND dazu beigetragen, nicht nur die politischen 
Entscheidungsträger, sondern auch die breite Öffentlichkeit für Themen im Zusammenhang 
mit der europäischen Jugendpolitik auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene zu 
sensibilisieren. In dieser Hinsicht hat das Weißbuch zum Thema Jugend eine wichtige Rolle 
gespielt, doch die Projekte des JUGEND-Programms sind ebenfalls nicht unbeteiligt daran, 
dass das "Europa der Jugend" heute praktisch sichtbar ist. 

Dies gilt insbesondere für die Gruppeninitiativen, die sich auf lokaler Ebene oft einer großen 
Öffentlichkeitswirksamkeit erfreuen. 

Die Bedeutung dieser Aktion hat einige Länder bereits veranlasst, eigene Mittel zur 
Unterstützung einer größeren Zahl von Projekten bereitzustellen. 

3.6.4. Schlussfolgerungen zu Aktion 3 

Abschließend kann man sagen, dass die Erreichung der Ziele von Aktion 3 vor allem den 
Gruppeninitiativen zu verdanken ist. Insbesondere bei der persönlichen Entwicklung der 
Jugendlichen, beim Aufbau ihrer Identität (Selbstbewusstsein, Anpassungsfähigkeit, 
Selbständigkeit, Initiative und Übernahme von Verantwortung) sowie in Bezug auf ihre 
politische Aufgeschlossenheit (de facto europäische Denkweise, Zugehörigkeitsgefühl zu 
Europa) tritt die Wirkung der Gruppeninitiativen besonders deutlich zutage. 

Die Netzwerkprojekte verleihen den Gruppeninitiativen eine europäische Dimension und 
ermöglichen eine interkulturelle Lemerfahrung. In dieser Hinsicht können sie als noch 
ehrgeiziger als die Gruppeninitiativen-Projekte angesehen werden. Nach einer schwierigen 
Startphase haben sich die Netzwerkprojekte 2003 dank der einschlägigen 
Unterstützungsmaßnahmen der Kommission und der Nationalen Agenturen sowohl qualitativ 
als auch zahlenmäßig deutlich verbessert. 

Beide Arten von Aktionen müssen ihren festen Platz im Programm haben: die 
Gmppeninitiativen, weil sie einer breiter angelegten sozialen Integration förderlich sind, und 
die Netzwerkprojekte, weil sie die europäische Dimension von Aktion 3 stärken. 

Die Gruppeninitiativen und die Netzwerkprojekte können einen echten Beitrag zur Stärkung 
der europäischen Dimension der nicht formalen und informellen Bildung im Rahmen des 
Programms JUGEND leisten. Sie können ein interessantes Aktionsinstrument zur praktischen 
Umsetzung der großen Prioritäten des Weißbuchs bilden, nämlich eine mündige und aktive 
Beteiligung der Jugendlichen am öffentlichen Leben, Selbständigkeit und Information der 
Jugendlichen, ihre soziale Integration und schließlich ihre Beschäftigungsfähigkeit. 

Für die Komponente Future-Capital sind die Ergebnisse weniger überzeugend. Die geringe 
Zahl der bisher durchgeführten Projekte hat nicht genügend Wirkung gezeigt, um die 
Beibehaltung dieser Komponente der Aktion 3 zu rechtfertigen. 
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Im Hinblick auf die künftige Entwicklung der Aktion haben die nationalen Behörden folgende 
Punkte angeführt: 

- Konzentration der Aktion um die Schwerpunkte der aktiven Partizipation der 
Jugendlichen, der nicht formalen und der informellen Bildung und der sozialen 
N icht- Ausgrenzung 

- Ausrichtung der Zielgruppe im Wesentlichen auf benachteiligte Jugendliche 

- Schaffung von Querverbindungen zwischen allen Aktionen, um dem Bedarf der 
Jugend gerecht zu werden 

- Schaffung von Übergangsmöglichkeiten zwischen nicht formaler und informeller 
Bildung und umgekehrt 

- Gewährleistung der Komplementarität zwischen dem Programm JUGEND und den 
Programmen SOKRATES und LEONARDO DA VINCI sowie anderen 
Politikbereichen wie vor allem Kultur, Sport und Beschäftigung 

- Notwendigkeit der Anerkennung der im Rahmen der nicht formalen und informellen 
Bildung erworbenen Fähigkeiten (Kompetenzbilanz am Ende eines Projekts nach 
dem Muster des EUROPASS (Programm LEONARDO DA VINCI) oder des 
Pilotversuchs des Personal Record of achievement, das gegenwärtig von der 
britischen Nationalagentur getestet wird) 

- Anhebung der Altersgrenze für Aktion 3 auf 30 Jahre 

- Stärkung der Betreuung von Aktion 3-Projekten (Gruppeninitiativen und 

Netzwerkprojekte), vor allem durch Einsatz von Aktion 5, insbesondere im Hinblick 
auf die Veranstaltung von Kontaktseminaren zur Vorbereitung von 

N etzwerkproj ekten . 

3.7. Aktion 4 - Gemeinsame Aktionen 

3. 7. 1. Hintergrund der Aktion 

Die spezifischen Ziele der Aktion 4 sind im Anhang des Beschlusses 1031/2000/EG zur 
Einführung des Programms JUGEND festgelegt und lauten wie folgt: 

"Unter Berücksichtigung des Erfordernisses eines flexiblen und kreativen Konzepts als 
Vorbedingung für die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Sektoren kann die 
Gemeinschaft (...) für Tätigkeiten in Verbindung mit anderen auf das Europa des Wissens 
bezogenen Gemeinschaftsmaßnahmen, insbesondere mit Gemeinschaftsprogrammen in den 
Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Zuschüsse gewähren. 

(...) Diese Projekte werden eine Reihe von Aktionen in verschiedenen Bereichen umfassen, 
unter anderem im Jugendbereich. Sie können durch andere Gemeinschaftsprogramme 
ergänzend gefordert werden, und sie können mittels Aufrufen zur Einreichung von 
Vorschlägen durchgeführt werden. 

Es können geeignete Maßnahmen getroffen werden, um auf regionaler und lokaler Ebene den 
Kontakt und die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten dieses Programms und den an 
Bildungs- und Berufsbildungsprogrammen Beteiligten zu fördern. In diesem Rahmen können 
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auch Tätigkeiten zur Sensibilisierung für die von der Gemeinschaft für junge Menschen 
gebotenen Möglichkeiten unterstützt werden." 

Angesichts dieser etwas allgemein und abstrakt gehaltenen Rechtsgrundlage hat sich die 
Kommission bisher für eine Durchführung der gemeinsamen Aktionen im Wege von 
Aufiiifen zur Einreichung von Vorschlägen entschieden. 

3 . 7 . 2 . Umsetzung der Aktion 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Die gemeinsamen Aktionen werden im Wesentlichen über Aufhife zur Einreichung von 
Vorschlägen im Rahmen der drei Programme SOKRATES, LEONARDO DA VINCI und 
JUGEND durchgeführt. Der erste Aufhif zur Einreichung von Vorschlägen wurde 2001 
veröffentlicht. Daher verfügt die Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur über einen 
sehr kleinen Bestand an Projekten, die bereits evaluiert werden können. Im Jahr 2001 wurden 
sechs Projekte ausgewählt, für die die Auftragsvergabe im März 2002 erfolgte. Drei dieser 
Projekte betrafen das Thema "Schaffung von Qualifizierungsübergängen: ein System für die 
Übertragung und Akkumulierung von Ausbildungsleistungen für lebenslanges Lernen", zwei 
bezogen sich auf das Thema "Beratungs- und Orientierungsdienste" und ein einziges Projekt 
auf das Thema "Mehrzwecklemzentren und E-Leaming". Im Jahr 2002 wurden fünfzehn 
Projekte ausgewählt. Für vierzehn dieser Projekte erfolgte im März 2003 die Auftragsvergabe 
und die Übertragung der Mittel. Drei dieser Projekte waren auf die Vertiefung des Themas 
Orientierung und Beratung in ihrer lokalen Dimension (Thema: "Lokale Orientierungsnetze") 
ausgerichtet, sechs Projekte befassten sich mit dem Thema "Soziale Integration von 
Zielgruppen" und fünf mit dem Thema "Aktive Teilnahme der Jugend am öffentlichen 
Leben". Für 2003 wurden im Juli sechzehn Projekte ausgewählt, und die entsprechenden 
Aufträge werden noch vor Ende des Jahres vergeben. Bei diesen Projekten wurde das Thema 
"Aktive Teilnahme der Jugend am öffentlichen Leben" weiterverfolgt und die Themen 
"Integration von Behinderten" und "Nutzbarmachung der nicht formalen und informellen 
Bildung" eingeführt. 

Angesichts der Tatsache, dass die Projekte von 2002 erst gerade angelaufen sind, können zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nur sechs Projekte einer eingehenden und qualifizierten Evaluierung 
unterzogen werden. Damit ist die kritische Masse an Projekten noch nicht erreicht, und es ist 
folglich zu fiäih, um sich zu den Ergebnissen dieser Projekte zu äußern. 

Allerdings lässt sich aus organisatorischer Sicht bereits eine erste Bilanz aus den Erfahrungen 
der "Gemeinsamen Aktionen" ziehen. Der Start dieser neuen Aktion war mit einigen 
Schwierigkeiten verbunden, doch bietet sie den Vorteil, dass sich die Programme stärker 
gegenüber den anderen Programmen öffnen müssen, dass sie in einen Prozess der Reflexion 
über gemeinsame Themen eingebunden werden, und dass sie zu Kooperation und 
Koordinierung gezwungen werden. In administrativer und finanzieller Hinsicht ist es trotz 
aller Harmonisierungsprobleme gelungen, gemeinsame Regeln und Verfahren und Standard- 
Vertragsmuster zu entwickeln. 

Schließlich boten die gemeinsamen Aktionen der Kommission Gelegenheit, ein neues System 
der Projektüberwachung zu testen. Zwar werden die Projekte von den "federführenden" 
Direktionen verwaltet, doch wurden zu einzelnen Themen erstmals Gesprächspartner anderer 
Direktionen zum thematischen Monitoring der Projekte hinzugezogen. Dieses neue Konzept 
hat mit Sicherheit zu einer gewissen Öffnung und Innovation der Projekte sowie zur 
Errichtung neuer Netze zwischen den Projektträgem beigetragen. 
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b) Umsetzungsmodalitäten 

Nach den ersten drei Jahren der Durchführung gemeinsamer Aktionen zeigt sich, dass die 
gewählten Verwaltungs- und Finanzverfahren schwerfällig und kompliziert sind. Dieses 
Problem betrifft insbesondere den Entscheidungsprozess. Es wurde eine 
ausschussübergreifende Gruppe für gemeinsame Aktionen eingesetzt, die sich aus 18 
Vertretern der 3 Programme zusammensetzt, jedoch keine Entscheidungsbefugnisse besitzt. 
Dieser Ausschuss tagt ein- bis zweimal pro Jahr, stellt Jedoch nur Orientierungslinien auf. Um 
eine Entscheidung zu Aktion 4 treffen zu können, müssen die Programmausschüsse 
(JUGEND, LEONARDO und SOKRATES) im schriftlichen; oder mündlichen Verfahren 
befasst werden, und auch das Europäische Parlament muss sein Mitspracherecht wahmehmen. 

3. 7.3. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktion 

Nach dem Dafürhalten der ausschussübergreifenden Gruppe für gemeinsame Aktionen sind 
die gegenwärtigen Ziele der gemeinsamen Aktionen relevant und entsprechen einem 
tatsächlichen Bedarf Mit den großen Pilotprojekten vom Typ "Laboratorien" lassen sich diese 
ehrgeizigen Ziele wahrscheinlich erreichen. Allerdings stellt sich die Frage, ob man sich hier 
auf diese Großprojekte beschränken kann, oder ob es - insbesondere im Hinblick auf die 
Beteiligung des Jugendsektors - nicht sinnvoller wäre, im Rahmen der gemeinsamen 
Aktionen auch die Finanzierung von Projekten kleineren Maßstabs zuzulassen. Auf diese 
Weise ließe sich auch die Anzahl der kofinanzierten Projekte erhöhen. 

In ihrer derzeitigen Form scheinen die gemeinsamen Aktionen vom Konzept her etwas zu 
starr. Die Auswahlkriterien sind relativ streng und lassen nur wenig Spielraum für Projekte 
von sehr guter Qualität, deren einziger Makel bisweilen darin besteht, dass sie das Kriterium 
der sektorübergreifenden Zusammenarbeit zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung und 
Jugend nicht voll und ganz erfüllen. Die Erfahrung zeigt, dass die Antragsteller, die Projekte 
im Bereich der gemeinsamen Aktionen durchfuhren wollen, oft auf etwas künstliche Art 
nachwciscn wollen, dass eine solche Zusammenarbeit zwischen den drei Sektoren stattfmdet. 
Es könnte daher interessanter sein, sich auf Partnerschaften zu beschränken, die zwei 
Sektoren miteinander verbinden, und dafür höhere Ansprüche hinsichtlich der Kriterien 
Innovation, Methodik und Wirkung zu stellen. 

Eine andere vorgeschlagene Möglichkeit könnte darin bestehen, den Projektträgem größere 
Freiheit hinsichtlich des im Rahmen einer gemeinsamen Aktion behandelten Themas zu 
lassen. Mehrere Mitglieder der ausschussübergreifenden Gruppe fordern die Einfühmng eines 
völlig offenen Themas, um den Projektträgem die Möglichkeit zu geben, ihre Ideen unter der 
Voraussetzung frei zu verwirklichen, dass sie zur Erreichung der Ziele beitragen. 

Es müssen größere Anstrengungen unternommen werden, um die gemeinsamen Aktionen 
aufzuwerten und sie neben den großen Programmen besser sichtbar zu machen. 

Schließlich stellt sich die Frage, ob der Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen das 
geeignetste Mittel für die Durchführung von gemeinsamen Aktionen darstellt. Im 
gegenwärtigen Stadium ist es zu früh, um darauf eine definitive Antv\'ort zu geben. Allerdings 
erscheint es sinnvoll, das Konzept des Aufmfs zur Einreichung von Vorschlägen durch andere 
Arten von Tätigkeiten zu ergänzen, wie z.B. Studien, Partnerschaften auf verschiedenen 
Ebenen, Verbreitung vorbildlicher Praktiken oder Sensibilisiemng und Kommunikation. 
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3. 7.4. Schlussfolgerungen zu Aktion 4 - Flankierende Maßnahmen ■ 

Die Umsetzung von Aktion 4 vi^ar in der Startphase von verschiedenen Schwierigkeiten 
geprägt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt können folgende Empfehlungen abgegeben werden: 

- Die bei den gemeinsamen Aktionen zum Einsatz kommenden Verfahren müssten 
vereinfacht werden. 

- Die ausschussübergreifende Gruppe für gemeinsame Aktionen sollte ein 
spezifischeres Mandat und Entscheidungsbefugnisse erhalten. 

- Die Auswahlkriterien für die gemeinsamen Aktionen sollten flexibler gestaltet 
werden, um alle Tätigkeiten finanzieren zu können, von denen angenommen wird, 
dass sie zur Erreichung der Ziele der gemeinsamen Aktionen beitragen. 

- Es sollte eine Kommunikations-, Informations- und Valorisierungsstrategie 
aufgestellt werden, um den gemeinsamen Aktionen echte Sichtbarkeit zu verleihen. 

- Die bestehende Website und die Übersicht über die Projekte könnten verbessert 
werden. 

3.8. Aktion 5 

3.8.1. Hintergrund der Aktion 

Die Ziele der Aktion sind im Anhang des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG über das Programm 
JUGEND festgelegt. Die Aktion ist auf folgende Schwerpunkte ausgerichtet: 

- ‘ Ausbildung und Zusammenarbeit der Akteure in der Jugendpolitik 

- Information junger Menschen und Studien über die Jugend 

- Information und Sichtbarkeit der Aktionen 

3.8.2. Umsetzung der Aktion 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Aktion 5 bietet den Begünstigten und Nationalen Agenturen vielfältige Formen der 
Ausbildung und Zusammenarbeit an, die darauf ausgerichtet sind, die Weiterentwicklung der 
anderen JUGEND- Aktionen zu unterstützen und die europäische Jugendpolitik zu stärken. 

Im Rahmen der Wirkungsanalyse und des 2003 veranstalteten , Evaluierungs-Workshop zu 
Aktion 5’ mit Jugendbetreuem gewannen die Evaluatoren den Eindruck, dass die Aktion den 
Zugang junger Menschen zu den anderen Aktionen verbessert, insbesondere durch den 
Ausbau der Fähigkeiten der Jugendbetreuer, dmeh die Gründung naehhaltiger Partnersehaften 
und Netze und durch die Stärkung des Selbstvertrauens und der Motivation der Teilnehmer. 
Die Aktion gilt als äußerst nützliches Instrument, um die Jugend besser über die Prioritäten 
des JUGEND-Programms zu informieren. 

In vielen Ländern ist die Aktion 5 ein wesentliches Element bei der Aufstellung der 
nationalen Jugendpolitik in ihrem internationalen Kontext mit unmittelbaren Auswirkungen 
auf die Qualität der nationalen Jugendarbeit. Durch die Verknüpfung der lokalen und 
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regionalen mit der europäischen Ebene fuhrt Aktion 5 innovative Elemente in die 
Jugendarbeit vor Ort ein und birgt ein beträchtliches Potential für Multiplikatoreffekte. 

Zwar besteht allgemein Einigkeit über die wesentliche Rolle der Aktion bei der Förderung 
von Toleranz und kultureller Vielfalt, doch ist ihre Wirkung im Bereich der Nicht- 
Ausgrenzung zwar vorhanden, sollte jedoch noch weiter verstärkt werden. Insbesondere im 
Hinblick auf stark benachteiligte Jugendliche und junge Menschen in abgelegenen und 
ländlichen Gegenden bedarf es noch weiterer Maßnahmen. 

Neben den im Benutzerhandbuch genannten Aktivitäten findet im Rahmen der Aktion 5 
jährlich ein Auixuf zur Einreichung von Vorschlägen für Großprojekte statt, wodurch die 
Begünstigten die Möglichkeit erhalten, im Rahmen langfristiger Projekte mit Schwerpunkt 
Innovation in der Ausbildung, Zusammenarbeit und Information an den wichtigsten 
JUGEND-Prioritäten wie Nicht-Ausgrenzung und Bekämpfung des Rassismus zu arbeiten. 
Dabei gilt es sowohl hinsichtlich der Großprojekte als auch der Aktion ganz allgemein vor 
allem die Sichtbarkeit der Projekte und die Verbreitung beispielhafter Praktiken zu stärken. 

b) Durchführungsmodalitäten 

Die Evaluatoren halten die Aktion 5 gemessen an ihren Ziele für ein wirksames Instrument, 
dessen Hauptstärken in Schulungseffekten, Vernetzung, Motivation und einer stärkeren 
Einbeziehung der Jugend in die Verantwortung (empowerment) zu sehen sind. 

Mit drei verschiedenen Ausrichtungen - Programmländer, Drittländer, Ausbildungs- und 
Kooperationspläne der Nationalagentur - und neun Aktivitäten zählen die "Flankierenden 
Maßnahmen" zu den komplexeren Aktionen des Programms. Diese Komplexität der Aktion 
wird sowohl als produktives Element gesehen, das Anregungen für Projektideen vermittelt, 
als auch als starres Element, das den Handlungsspielraum auf der Ebene der praktischen 
Anwendung eingrenzt. 

Obwohl die Zuschußempfanger es leichter finden, Aktion 5-Projekte mit kurzer Laufzeit von 
mehreren Tagen oder Wochen zu bewältigen, betonen sie doch die Notwendigkeit 
langfristiger Projekte von bis zu einem Jahr, um nachhaltige Projekte und Netze im 
Ausbildungsbereich einleiten zu können. 

Die Evaluatoren weisen darauf hin, dass die Aktion 5, die bislang schwerpunktmäßig zur 
Unterstützung der Aktionen 1 und 2 eingesetzt wurde, auch für Aktion 3 genutzt werden 
sollte. Sie betonen, dass der quantitativen Evaluierung der Follow-up-Projekte zu Aktion 5 ein 
höherer Stellenwert beigemessen werden sollte. 

Die Programmländer neigen dazu, Schritte zur Dezentralisierung der Aktion innerhalb des 
Landes zu befürworten. Einige von ihnen betonen, dass Dezentralisierung zu mehr 
Transparenz und Nähe führt. Vor allem für benachteiligte Jugendliche, insbesondere junge 
Menschen in abgelegenen ländlichen Gebieten, ist es äußerst wichtig, in ihrer Region einen 
Ansprechpartner zur Verfügung zu haben. 

Die Einführung des Pauschalbetragssystems für die meisten Aktion 5-Projekte findet die 
einhellige Zustimmung der Begünstigten, die es nun leichter finden, die Kosten ihrer Projekte 
zu veranschlagen und einen Haushaltsplan aufzustellen. Dieser Wechsel gestattet es den 
Begünstigten, sich nun stärker auf die Inhalte zu konzentrieren. Dennoch bitten verschiedene 
Begünstigte um 100%ige Erstattung der Reisekosten, insbesondere bei Projekten in 
Drittländern und Projekten mit vielen Teilnehmern aus den Bewerberländem. 
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3.8.3. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktion 

Während des Zeitraums 2000-2002 wurden für Projekte im Rahmen der Aktion 5.1 
Mittelbindungen in Höhe von 32,3 Mio. € vorgenommen. An den 4031 geförderten Projekten 
wirkten insgesamt 91.610 Teilnehmer mit - Jugendbetreuer, Jugendliche und Vertreter der 
NRO. 

Auf die ersten drei Aufrufe zur Einreichung von Vorschlägen für Großprojekte in den 
Bereichen Zusammenarbeit, Ausbildung und Information hin wurden 174 Anträge 
eingereicht. Davon wurden 34 Großprojekte ausgewählt und durchgefnhrt. 

Ausbildung, Qualität, Vernetzung, Innovation, Zugang 

Zugang, Ausbildung, Qualität, Vernetzung und Innovation werden als die am stärksten 
miteinander verknüpften Elemente beschrieben. 

Die Ausbildungskomponente von Aktion 5 gestattet einen "Prozess der persönlichen 
Qualitätsentwicklung" der Teilnehmer; sie erwerben in der internationalen Jugendarbeit 
benötigte Fähigkeiten und Qualifikationen, insbesondere auf dem Gebiet der Toleranz, Nicht- 
Ausgrenmng, Partizipation. In einigen Ländern ist die Ausbildung im Rahmen des JUGEND- 
Programms eine der wenigen Möglichkeiten zur Schulung von Jugendbetreuem. Die 
Vermittlung von Bildungsinhalten zwischen Gleichgestellten ("peer-to-peer-education") ist 
ein wesentliches Element der Ausbildungskomponente des JUGEND-Programms. 

Ausgebildete Jugendbetreuer haben die Möglichkeit, nachhaltige ,Netze’ aufzubauen bzw. 
einen Beitrag hierzu zu leisten. Diese wiederum fuhren zu einem fortwährenden 
Erfahrungsaustausch, möglicherweise zu innovativen Verfahrensweisen und zur 
Konzipierung neuer Projekte. Eine effektive Vernetzung gilt als unabdingbare Voraussetzung 
für die Einführung innovativer Praktiken auf der operationeilen Ebene. Ein breiterer und 
effizienter Einsatz der IT, die Veröffentlichung von vorbildlichen Projekten und sonstige 
Websites werden als Möglichkeit zur Schließung der Kommunikationskluft im Bereich der 
Innovation gesehen. 

Die Rolle, die Aktion 5 im Hinblick auf die Zugänglichkeit und Offenlieit des Programms für 
alle Jugendlichen spielt, findet hohe Anerkennung. Das breite Spektrum der verschiedenen 
Aktivitäten wird als gut geeignet angesehen, zur Vorbereitung und qualitativen Verbesserung 
der Projekte im Rahmen der Aktionen 1-3 beizutragen. Ehemalige Teilnehmer von Projekten 
der Aktionen 1-3 kommen häufig auf Aktion 5 zurück und vervielfältigen auf diese Weise 
ihren Erfahrungsschatz. 

Während der Beitrag der Ausbildungsmaßnahmcn im Rahmen von Aktion 5 zu den anderen 
Aktionen fast einhellig anerkannt wird, wird in den Berichten mit Bedauern darauf 
hingewiesen, dass die quantitative Evaluierung von Follow-up-Projekten zu Aktion 5 in Form 
von Jugendaustauschprogrammen oder EFD-Projekten nur selten zum Einsatz kommt. 

Wirkung auf die Jugendlichen 

Die Auswirkungen der Aktion 5 auf die persönliche Entwicklung von Jugendlichen werden 
auf breiter Ebene diskutiert und anerkannt. Die Aktion hilft jungen Menschen, Kreativität und 
Eigeninitiative zu entwickeln, die Fähigkeiten und das Selbstvertrauen zur Durchführung von 
Projekten zu erwerben und die finanzielle Verantwortung dafür zu übernehmen. Aktion 5 
genießt den Ruf, zur Verbesserung von Motivation, Sprachkenntnissen und 
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Kommunikationsfähigkeit, Fähigkeiten zur Gruppendynamik und Konfliktbewältigung und zu 
einem stärkeren europäischen Bewusstsein beizutragen. 

Die Einbindung junger Menschen in die Planung, Vorbereitung und Durchführung des 
Projekts ist ein wesentlicher Aspekt, da er die eigenverantwortliche Mitwirkung {ownership) 
der Jugendlichen am Projekt sichert. Ausbildung und "Peer-Education" gelten als wesentliche 
Instrumente für die Gewährleistung dieser Einbeziehung. 

Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und örtliche Gemeinschaften 

In Bezug auf die Aspekte "Qualitätsbewusstsein" und "Expertenwissen" im Rahmen der 
Prioritäten des JUGEND-Programms hat die Aktion eine ganz beträchtliche Wirkung auf die 
Jugendbetreuer. Die Maßnahmen im Bereich Qualität führten zu einer professionelleren 
Durchführung des Programms. Da die Jugendarbeit von Land zu Land sehr unterschiedliche 
Züge hat, wird die Aufstellung internationaler Standards als wesentlicher Schritt zur 
kontinuierlichen Verbesserung der Qualität angesehen. 

Neben dem Auf- und Ausbau von Kapazitäten im Zusammenhang mit den horizontalen 
Prioritäten des JUGEND-Programms gilt die Aktion 5 als besonders wirksam zur 
Verbesserung der in der Jugendarbeit geforderten praktischen Fähigkeiten wie Teambildung, 
Kenntnis verschiedener pädagogischer Konzepte, Arbeitsmethoden und 
Präsentationstechniken, ln verschiedenen Beiträgen wird die Rolle der Aktion bei der 
Motivierung junger Menschen und hinsichtlich eines besseren Verständnisses der Relevanz 
ihrer eigenen Tätigkeit betont. Durch den internationalen Vergleich löst Aktion 5 auch einen 
"gesunden Wettbewerb zwischen Gleichgestellten" aus. 

Hinsichtlich der Organisationen wird auf die wichtige Rolle der Aktion 5 beim Aufbau neuer 
und Ausbau bestehender Partnerschaften hingewiesen. Aus bilateralen werden tri- und 
multilaterale Beziehungen, die Partnerschaften werden ausgewogener und weniger von einer 
Organisation beherrscht, und sie werden vielfach auch außerhalb des JUGEND-Programms 
fortgesetzt. Für viele Organisationen wird mit Aktion 5 erstmals der "Netzgedanke" in der 
Jugendarbeit eingeführt. Besonders für kleinere Organisationen ist dies wichtig, um ihr 
Kontaktspektrum zu verbreitern. 

Aktion 5 trägt zu mehr Professionalität der Jugendorganisationen bei und fördert den 
Vergleich zwischen den einzelnen Organisationen, und zwar nicht nur im Hinblick auf die 
verschiedenen Nationalitäten und Kulturen, sondern auch auf die verschiedenen 
Organisationsformen und Arbeitsweisen. Das JUGEND-Programm und Aktion 5 verleihen 
"der transnationalen Zusammenarbeit Kontinuität und Berechenbarkeit und ergänzen sie um 
die Arbeit an der Basis". 

Die Wirkung der Aktion 5 auf die örtlichen Gemeinschaften ist auf verschiedenen Ebenen 
feststellbar: 

- Jugendorganisationen - Städte und Gemeinden; "Der Aufbau engerer Kontakte zu 

den Mitarbeitern der Kommunalbehörden könnte die Entwicklung von Clubs und 
Organisationen fördern und politische und wirtschaftliche Spillover-Effekte 
aüslösen." Bei den teilnehmenden Gruppen und Organisationen führt dies vielfach zu 
einer Stärkung ihrer Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden, zu einer 
Stabilisierung ihrer Zusammenarbeit mit den Jugendabteilungen der 
Kommunalbehörden und zu einer stärkeren Schwerpunktsetzung auf internationale 
Tätigkeiten im Allgemeinen. 
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- Die teilnehmenden Organisationen können Jugendorganisationen ihres Landes 
motivieren, sich ihrerseits in der internationalen Jugendarbeit zu engagieren. 

Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

Obwohl generell von einer Wirkung der Aktion 5 auf die nationale, regionale und 
Kommunalpolitik gesprochen wird, gibt es doch nur wenige konkrete Beispiele dafür. 
Allerdings besteht allgemein Einigkeit darüber, dass diese Politiken und die europäische 
Politik sich gegenseitig ergänzen sollten. 

In einigen Fällen hat es den Anschein, dass die europäische Politik im Bereich Jugend und 
Jugendarbeit die Jugendpolitik auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ersetzt. Die 
größte Wirkung wird auf der Ebene der Städte und Gemeinden festgestellt (s.o.). Die 
Einbeziehung der Städte und Gemeinden und der Kommunalpolitiker hat sich als sinnvoll 
erwiesen und trägt zu einer stärkeren Schwerpunktsetzung auf internationale Aktivitäten bei. 
Damit lassen sich auch Vorurteile und Rassismus auf lokaler Ebene besser überwinden. 

3.8.4. Schlussfolgerungen zu Aktion 5 

Im Hinblick auf die weitere Entwicklung der Aktion fordern die Evaluatoren mit Nachdruck 
den Ausbau der Jugendarbeit und der Jugendpolitik in Europa unter besonderer 
Berücksichtigung der Ziele des Weißbuchs sowie den Auf- und Ausbau von Netzen zur 
Zusammenarbeit auf europäischer/nationaler/regionaler/lokaler Ebene, wobei die lokale 
Ebene an Profil gewinnen muss, da vor allem dort junge Menschen, die in der Gesellschaft 
über eingeschränkte Möglichkeiten verfügen, leichter erreicht werden können. 

Jugendpolitik - Jugendarbeit - Prioritäten 

- In einigen Fällen hat es den Anschein, dass die europäische Jugendpolitik und 
Jugendarbeit die Jugendpolitik auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene ersetzt. 
Es besteht allgemein Einigkeit darüber, dass sich die Konzepte der Jugendpolitik und 
Jugendarbeit auf den verschiedenen Ebenen gegenseitig ergänzen sollten. 

- Die Aufstellung internationaler Standards in der Jugendarbeit könnte zu einer 
kontinuierlichen qualitativen Verbesserung der Jugendarbeit führen. 

- Im Rahmen des Programms sollte die Mögliehkeit bestehen, 
Jugendforsehungsprojekte zu finanzieren, und zwar sowohl mit Bliek auf das 
JUGEND-Programm selbst als auch auf die Jugendpolitik im weiteren Sinn. 

- Die Wirkung der Aktion auf die Nicht-Ausgrenzung benachteiligter Jugendlicher 
muss weiter gestärkt werden. 

Struktur der gegenwärtigen Aktion 

- Die Komplexität der Aktion wird zum einen als konstruktives Element gesehen, zum 
anderen aber auch als Hindernis für Spielräume auf der Anwendungsebene. 

- Bestimmte Tätigkeiten im Rahmen von Aktion 5 sollten nicht nur der Vorbereitung 
von Aktion 1 und 2, sondern auch von Aktion 3 dienen. 
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Auswahlprozess, Entscheidungsfindung, Feedback und Follow-up 

- Die Jugendbetreuer würden gern umfassender in den Auswahlprozess einbezogen 
und besser darüber informiert werden, wer am Entscheidungsprozess beteiligt ist. 

- Die Teilnehmer würden eine schriftlicbe Mitteilung der Gründe für die Ablehnung 
ihrer Projekte begrüßen, damit sie die Qualität ihres nächsten Antrags verbessern 
können. Nach dem Abschluss des Projekts würden sie großen Wert auf ein Feedback 
über die Qualität ihrer Arbeit legen. 

- Die quantitative Evaluierung der Projekte im Rahmen von Aktion 1, 2 und 3, die aus 
Aktion 5 hervorgegangen sind, sollte verstärkt zum Einsatz kommen. 

Sichtbarkeit - Vernetzung - Übertragbarkeit 

- Bessere Verbreitung von vorbildlichen Projekten durch breitere Veröffentlichung auf 
verschiedenen Websites und Nutzung des vollen Potentials des betreffenden Netzes 
(Nationale Agenmren, Regionalzentren, SALTO, Europarat). 

- Eine weitere Dezentralisierung in den Programml ändern könnte zu mehr Transparenz 
und Nähe führen und damit vor allem die gesellschaftliche Einbeziehung von 
Menschen in abgelegenen Gegenden und Jugendlichen mit eingeschränkten 
Möglichkeiten grundsätzlich fördern. 

3.9. Aktionen mit Drittländern 

3.9.1. Hintergrund der Aktionen 

Für die Zusammenarbeit des JUGEND-Programms mit Drittländern haben die Kommission 
und der Programmausschuss vier geographische Prioritäten festgelegt; oberste Priorität 
genießen die Länder, die an die erweiterte EU angrenzen, d.h. die Mittelmeerländer 
(Marokko, Algerien, Tunesien, Ägypten, Libanon, Jordanien, Syrien, Israel, West Bank und 
Gazastreifen, Türkei, Zypern, Malta), Südosteuropa (Albanien, Bosnien und Herzegowina, 
Kroatien, die Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Serbien und Montenegro) und 
die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, 
Republik Moldau, Russland, Ukraine). Als zweite Priorität gilt Lateinamerika (Argentinien, 
Bolivien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Costa Rica, Kuba, Ecuador, Guatemala, Honduras, 
Mexiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, El Salvador, Uruguay, Venezuela). 

Die Zusammenarbeit des JUGEND-Programms mit Drittländern ist auf die Förderung des 
Weltfriedens, des Dialogs, der Toleranz und Solidarität zwischen jungen Menschen 
ausgerichtet. Als wichtigste Ziele sind w'eiterhin der Aufbau dauerhafter und solider 
Partnerschaften sowie die Förderung des Austauschs von Fachwissen und Know-how im 
Bereich Jugendpolitik zwischen Nichtregierungs- und Regierungseinrichtungen in der EU und 
in Drittländern zu nennen. Tätigkeiten unter Einbeziehung von Drittländern sollten den 
Teilnehmern ein besseres Verständnis ihrer jeweiligen Situationen und Kulmren vermitteln 
und ihnen dabei helfen, ihre Identität zu erkunden. Sie dienen auch dazu, einen Beitrag zur 
Entwicklung des Freiwilligensektors und der Zivilgesellschaft in den Partnerländern zu 
leisten, den Partnern in Drittländern die Möglichkeit zu bieten, Erfahrungen im Bereich der 
nicht formalen Bildung zu gewinnen und einen Beitrag zur Entwicklung der Jugendarbeit und 
der Jugendverbändc in diesen Ländern zu leisten. 
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Die übergeordneten Ziele des Jugendprogramms Europa-Mittelmeer bestehen in der 
Verbesserung der gegenseitigen Kenntnis sowie des Verständnisses und Dialogs zwischen der 
Jungend in den Mittelmeerpartnerländem und der EU, in der Anregung einer aktiven 
Teilnahme der Jungendlichen am öffentlichen Leben, insbesondere der jungen Frauen im 
Rahmen ihrer örtlichen Gemeinschaften, sowie in der Verbesserung der Beiträge der Jugend- 
NRO zum öffentlichen Leben ihrer jeweiligen Länder. Als spezifische Ziele sind zu nennen; 
die Bereitstellung informaler interkultureller Bildungschancen für junge Menschen, die 
Bereitstellung von Ausbildungsmöglichkeiten für Jugendbetreuer und Jugendführer, der 
Austausch von Erfahrungen und beispielhaften Praktiken, die Förderung der Entwicklung von 
gemeinnützigen Einrichtungen, die Verbesserung der Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft als Element der demokratischen Reform, die Weitergabe von Informationen 
an Jugend-NRO, die Förderung eines besseren Verständnisses zwischen den Kulturen der 27 
Euro-Med-Partner und einer besseren gegenseitigen Wahrnehmung sowie eine intensivere 
Beteiligung der NRO in den Mittelmeerpartnerländem an den transnationalen Netzen der 
Jugend-NRO. 

Drei der fünf Aktionen des Jugend-Programms stehen für die Zusammenarbeit mit 
Drittländern offen; Aktion 1 (Jugend für Europa), Aktion 2 (Europäischer Freiwilligendienst) 
und Aktion 5 (Flankierende Maßnahmen). 

3. 9. 2. Umsetzung der A ktionen 

a) Allgemeine Betrachtungen 

Im Durchschnitt werden mnd 8% des JUGEND-Jahresbudgets für die Zusammenarbeit 
zwischen den 30 Programmländem und 42 Drittländern bereitgestellt. Im Rahmen des Euro- 
Med-Jugend- Programms wurden die Mittel aus dem JUGEND-Haushalt durch MEDA-Mittel 
in beträchtlichem Umfang ergänzt. 

Die Programmkomponente Zusammenarbeit mit Drittländern verzeichnet gemessen an den 
verfügbaren Mitteln eine vergleichsw'ei'se starke Nachfrage. Im Durchschnitt lag das 
Verhältnis zwischen der Gesamtzahl der Anträge und den genehmigten Projekten bei rund 
55%, wobei die, Erfolgsquote’ geringer als bei den Tätigkeiten in den Programmländem 
ausfiel. 

Der europäische Mehrwert der Aktion besteht in ihrem Beitrag zu einer europäischen 
Außenpolitik und zur Fördemng einer positiven Wahrnehmung Europas in der Welt sowie in 
der Anerkennung Europas als Kontinent, der auf den Werten der Demokratie und Solidarität 
bemht. Ferner besteht er in einem Beitrag zur Schaffung einer europäischen Identität und zur 
Zusammenarbeit mit Ländern, mit denen möglicherweise nicht alle Mitgliedstaaten bilaterale 
Abkommen geschlossen haben. 

b) Umsetzungsmodalitäten 

Die Umsetzung der Aktion erfolgt fast ausschließlich im Wege von Mikroprojekten. Obgleich 
dieses Konzept schwerfällig und personalintensiv ist, hat es sich als am besten geeignet 
erwiesen, um Bürgeraähe und Zugänglichkeit für kleine Basisorganisationen und Gmppen zu 
gewährleisten, die für den Jugendbereich absolut typisch sind. Mit aktionsübergreifenden 
Mehrjahresprojekten in größerem Maßstab w'ie youthNET und dem Balkan-Jugendprojekt ist 
es gelungen, die Sichtbarkeit und Zugänglichkeit in Drittländern zu erhöhen, und es wurde ein 
Beitrag zum Aufbau von Partnerschaften und Netzen geleistet. Sie sind ebenfalls von Nutzen, 
sollten aber die Mikroprojekte nicht ersetzen. 
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Aufgrund der großen Zahl kleiner Verträge wurde die Verwaltung der Aktion schrittweise auf 
die Nationalen Agenturen dezentralisiert. Diese Verwaltungsform hat den Vorteil einer 
größeren Nähe zu den Benutzern und fuhrt im Prinzip zur Beschleunigung des Auswahl- und 
Auftragsvergabeprozesses, was jedoch auf Kosten der Kohärenz bei den Aktionen im Bereich 
der Außenbeziehungen geht. Ein weiterer Nachteil ist die Aufsplitterung in kleine Budgets, 
was zu Widersprüchlichkeiten zwischen dem Ziel der Förderung und den Kapazitäten zur 
Befriedigung der Nachfrage führt. Auf der anderen Seite werden positive Effekte in Form 
einer verstärkten Förderung und Sichtbarkeit infolge der Tätigkeiten der NA erwartet. Die 
Dezentralisierung trägt auch nach und nach zu einer aktiveren Einbeziehung der 
Programmländer bei, die nur wenige oder keine Projekte mit Drittländern angemeldet hatten, 
als die Haushaltsmittel noch zentral verwaltet wurden. 

Ein Teil der Aktion (Projekte europäischer NRO und von Organisationen aus den Ländern des 
südlichen Mittelmeerraums vorgelegte Projekte) werden weiterhin zentral (von der 
Kommission) verwaltet, solange die Probleme mit der fristgerechten Ausführung der Aufträge 
nicht vollständig gelöst sind. 

Was das Projektmanagement angeht, so können nur Organisationen aus den 
Mittelmeerpartnerländem Hauptantragsteller und Koordinatoren der Projekte im Rahmen des 
Euro-Med-Programms werden, während Organisationen aus anderen Drittländern sich über 
ihre europäischen Partner bewerben müssen. 

Das Know-how und die Arbeitsinstrumente werden von zwei Ressourcenzentren koordiniert, 
die bei Nationalen Agenturen angesiedelt sind (Euro-Med und Südosteuropa). Diese 
Ressourcenzentren haben sich als nützliche Instrumente zur Förderung von Information, 
Sichtbarkeit und Programmzugang in Drittländern erwiesen. 

Der gegenwärtige Finanzierungsmechanismus, d.h. das Pauschalsystem, hat sich als 
benutzerfreundlicher als ein Prozentualsystem herausgestellt. Allerdings ist er weniger 
flexibel und gestattet keine Berücksichtigung spezifischer Situationen in den Drittländern. Die 
Berechnung der abschließenden Auszahlungen ist in diesem System ebenfalls kompliziert, 
was im Wesentlichen auf die für die einzelnen Länder anzuwendenden unterschiedlichen 
Sätze und die Kombination von prozentualen Anteilen der realen Kosten und Pauschalen 
innerhalb eines Projekts zurückzufuhren ist. 

Hinsichtlich der Instrumente und Kriterien gelangte man zu der Ansicht, dass einige der 
gegenwärtigen Kriterien nicht ganz dem Bedarf von Jugendlichen/Jugendorganisationen 
entsprechen. So wnirde beispielsweise die Anforderung, dass Austauschprogramme 
multilateralen Charakter haben müssen (mindestens vier Partner oder fünf im Falle der 
Beteiligung von Bewerberländem im Rahmen der Heranführungsstrategie), als für viele 
Organisationen/Gruppen zu anspruchsvoll bewertet. Die Anforderung der Zusammenarbeit 
mit Partnern aus derselben geographischen Region wurde von Nationalen Agenturen, 
Jugendlichen und Jugendorganisationen als zu restriktiv empfunden, und es wurde ein Mix 
von Regionen innerhalb eines Projekts empfohlen. 

3.9.3. Untersuchung der Wirksamkeit und Effizienz der Aktionen 

Während des Zeitraums 2000-2002 wurden aus den Haushalten der Programme JUGEND und 
MEDA 18,6 Mio. € für die Zusammenarbeit mit Drittländern gebunden (davon entfielen 
13,7 Mio. auf JUGEND und 4,9 Mio. auf MEDA). 41% dieser Mittel flössen in die 
Zusammenarbeit mit der Mittelmeerregion, 34% in die südlichen und östlichen 
Nachbarregionen (Südosteuropa 14%, GUS 20%) und 25% nach Lateinamerika. Von der 
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Aktion profitierten rund 18.000 Jugendliche und Jugendbetreuer/Vertreter von NRO, die an 
einem der 850 geförderten Projekte teilnehmen. Die Teilnehmer des Programms kamen fast 
zu gleichen Teilen aus den Programmländem (53%) und Drittländern (47%). 

ln den Jahren 2001 und 2002 gelang es der Aktion, mehr Mittel als zu Jahresbeginn 
ursprünglich zugewiesen zu absorbieren, was auf eine gute Leistungsfähigkeit hinsichtlich der 
Zahl vorgelegter und genehmigter Projekte von hoher Qualität zurückzuführen war. 

Wirkung auf die Jugend 

Die bislang erzielten konkreten Ergebnisse sind mit einer beträchtlichen Wirkung auf die 
Jugend in Form interkultureller Lemerfahrungen, persönlicher Entwicklung und aktiver 
Beteiligung an der Gesellschaft verbunden. Mit der Aktion gelang es, das gegenseitige 
Verständnis zwischen jungen Europäern und Jugendlichen aus außereuropäischen Ländern zu 
verbessern. So wurde auch ein Beitrag zur Anerkennung Europas - insbesondere in 
Konfliktgebieten - als ein auf den Werten der Solidarität und Unterstützung beruhender 
Kontinent geleistet. 

Jugendbegegnungen haben sich durch die Wirkung auf die Aufnahmegemeinschaften als 
besonders effektiv zur Förderung des interkulturellen Verständnisses und eines europäischen 
Bewusstseins bei einer breiter angelegten Zielgruppe erwiesen, während der EFD eine 
stärkere Wirkung auf die Entwicklung des Einzelnen ausübte. 

Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und örtliche Gemeinschaften 

Hauptsächlich im Wege der flankierenden Maßnahmen hat die Aktion auch einen 
wesentlichen Beitrag zum Aufbau von Kapazitäten und zur Vernetzung von Jugendbetreuem 
und JugendorganisationenZ-strukturen geleistet. Die Organisationen profitierten von einem 
Erfahrungsaustausch und neuen Kontakten, was vielfach zur Gründung nachhaltiger 
Partnerschaften im Hinblick auf eine künftige Zusammenarbeit geführt hat. 

Da die Organisationen aus Drittländern jedoch nicht selbst Finanzierungsanträge stellen 
können, sondern dies über einen europäischen Partner abwickeln müssen (mit Ausnahme von 
Euro-Med- Jugend), konnte das Potential der Wirkung auf Teilnehmer aus Drittländern nicht 
voll ausgeschöpft werden, da die Zusammenarbeit nicht auf einer uneingeschränkt 
gleichberechtigten Partnerschaft beruht. 

Mit der Aktion ist es gelungen, auf lokaler Ebene das Bewusstsein um die Werte der nicht 
formalen Bildung und interkultureller Lemerfahrungen zu stärken und das gegenseitige 
Wissen über die Kulturen der anderen Länder zu vertiefen. Damit wurde auch ein Beitrag zur 
Bekämpfung kultureller Vorurteile geleistet. Ferner wirkte sich die Aktion auf die 
Entwicklung des Freiwilligensektors und der Zivilgesellschaft in den Programmländem wie 
auch den Drittländern aus. 

Hinsichtlich der Umsetzung des Programms in den verschiedenen Regionen traten einige 
Unterschiede zutage. Aktion 2 (EFD) erwies sich in Südosteuropa und der Mittelmeerregion 
aufgmnd des Fehlens einer einschlägigen Tradition und/oder eines historisch bedingten 
negativen Image von Freiwilligendiensten als besonders schwer durchführbar. Lateinamerika 
war nach wie vor die Region, wo Kontakte und Projekte am einfachsten zustande kamen. 
Diese Region nimmt daher hinsichtlich des Umfangs der Tätigkeiten nach der 
Mittelmeerregion den zweiten Rang ein. Die Region war ein beliebtes Ziel für die Aufnahme 
von Projekten, während die Projekte mit den Ländern Südospeuropas und der GUS aufgmnd 
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von gewissen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit Visa und Verwaltungsverfahren, 
Logistik, Banküberweisungen usw. häufiger in den Programmländem durchgeführt wurden. 

Neben den vorstehend erwähnten Wirkungen, die in allen Regionen registriert wurden, hat 
das Euro-Med-Jugend-Programm weitere wichtige Ergebnisse erbracht: Die Einrichtung 
nationaler Strukturen in den Ländern des südlichen Mittelmeerraums, die einen wesentlichen 
Beitrag zur Sichtbarkeit und Zugänglichkeit des Programms geleistet haben; die 
Verdreifachung der MittelausstaUung aus der MEDA-Haushaltslinie, die zu einer 
quantitativen und qualitativen Zunahme der durchgefuhrten Projekte geführt hat, sowie die 
Möglichkeit der Organisationen/Gruppen aus den Mittelmeerpartnerländem, selbst 
Projektanträge zu stellen. Von SIALTO Euro-Med wurde eine spezifische 
Ausbildungsstrategie umgesetzt, die zusätzlich zur Verbesserung der Projektqualität und zur 
Gründung neuer Partnerschaften beigetragen hat. 

In den anderen Regionen wurde die Sichtbarkeit des Programms als relativ gering eingestuft, 
und die Organisationen können sich nur recht schwer Zugang zum Programm verschaffen. 
Die Einrichtung des Ressourcenzentrums für Südosteuropa im Jahr 2002 hat allerdings einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Lage im Westbalkan geleistet. 

Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

Dank ergänzender Finanzierungsbeiträge aus dem MEDA-Haushalt im Rahmen des 
Euro-Med-Jugend-Programms wurden in den Mittelmeerpartnerländem nationale 
Koordinatoren eingesetzt, die von den jeweiligen Ministerien benannt wurden. Die 
Einbeziehung der Behörden tmg zu einer größeren politischen Bedeutung und Sichtbarkeit 
des Programms sowie zu einem unmittelbareren Einfluss auf die nationale Jugendpolitik und 
die entsprechenden Systeme bei. Der kritischere Aspekt des Systems ist jedoch die 
zunehmende Kontrolle der Regiemngen über das Programm und ein eventueller 
Interessenskonflikt zw'ischen der nationalen Politik und dem Grundgedanken des Programms. 

In anderen Drittländern halten sich die Regiemngen völlig aus dem Programm heraus, was 
aufgmnd des daraus resultierenden Ausbleibens stmktureller und politischer Wirkungen eine 
wesentliche Schwäche darstellt. Dadurch wird die Nachhaltigkeit behindert, und dieser 
Umstand führt dazu, dass es an politischer Unterstützung und Kofmanziemngsquellen fehlt, 
dass die Sichtbarkeit des Programms nur schwach ausgeprägt ist, und dass es an 
Unterstützung bei der Durchfuhmng der Projektmaßnahmen mangelt (Vereinfachung der 
Visaformalitäten, Partnerschaften usw). 

Visa und Aufenthaltsgenehmigungen sind nach wie vor ein wesentliches Hindernis für die 
Zusammenarbeit mit Drittländern. Jede weitere Entwicklung wird davon abhängen, ob für 
dieses Problem Lösungen gefunden werden können. 

3.9.4. Schlussfolgerungen zu den Aktionen mit Drittländern 

Der Wert der Jugendzusammenarbeit mit Drittländern wurde von allen Betroffenen mit 
Nachdruck bestätigt. Dadurch wurden die Kontakte und die Zusammenarbeit zwischen der 
EU und ihren südlichen und östlichen Nachbarn sowie Lateinamerika weiter gestärkt, was zu 
konstmktiven und dynamischen Beziehungen zu diesen Ländern führte. 

Die Ziele und Zweckbestimmungen wurden als außerordentlich relevant bestätigt und sollten 
auch in Zukunft beibehaltcn werden. Allerdings wird in der Rechtgmndlage nicht hinreichend 
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Bezug auf die allgemeinen und spezifischen Ziele der Zusammenarbeit mit Drittländern 
genommen. 

- Es müssen größere Anstrengungen unternommen werden, um die Sichtbarkeit der 
Aktion und den Zugang von in Drittländern angesiedelten Organisationen zu 
verbessern. 

- Es sollte für eine wirksamere Verbreitung von Ergebnissen und Informationen an die 
lokalen Organisationen gesorgt werden. 

- Das Modell des Euro-Med- Jugend-Programms sollte auf die Balkanländer und die 
GUS übertragen werden, indem regionale Teilprogramme auf der Grundlage 
zusätzlicher Finanzierungsmittel aus externen Haushaltslinien aufgelegt und 
nationale Koordinierungsstrukturen aufgebaut werden. Entsprechend der 
Empfehlung, mehr Ressourcenzentren einzurichten, wird im September/Oktober 
2003 ein GUS-Ressourcenzentrum eröffnet. 

- Die Organisationen in Drittländern und ihre aktive Beteiligung am Programm sollten 
gefördert werden, indem sie die Möglichkeit erhalten, selbst Anträge einzureichen 
und führende Projektpartner zu werden. 

In diesem Zusammenhang ist allerdings daraufhinzuweisen, dass jede weitere Entwicklung 
der Zusammenarbeit mit Drittländern maßgeblich von den Fortschritten abhängen wird, die 
bei der Klärung der Visafrage und der Aufenthaltsgenehmigungen erzielt werden, die 
gegenwärtig noch ein wesentliches Hindernis für die Jugendmobilität darstellen. 

- Es ist dringend empfohlen worden, auf die Sensibilisierung der 
Botschaften/Konsulate für diese Problematik hinzuarbeiten und weiterhin 
Unterstützung in Form von Befurwortungsschreiben zu leisten, in denen auf den 
nicht formalen Bildungscharakter des Programms hingewiesen wird. 

Es sollten gewisse Überlegungen zum geographischen Geltungsbereich des Programms 
angestellt werden. Es ist nicht unumstritten, Lateinamerika gegenüber den afrikanischen oder 
asiatischen Ländern den Vorzug zu geben. Viele Jugendliche und Organisationen wie auch 
Vertreter einiger Mitgliedstaaten haben großes Interesse an einer Zusammenarbeit mit 
anderen Regionen bekundet, die als ebenso geeignet gelten, jungen Menschen die 
Möglichkeit zur Heranbildung von gegenseitigem Verständnis und Solidarität zu bieten. 

- Daher wurde eine Ausdehnung der geographischen Reichweite des Programms 
empfohlen. 

- Im Hinblick auf die Wahrung des europäischen Mehrwerts der Aktion sollten die 
multilateralen Austauschprogramme nicht durch bilaterale Begegnungen ersetzt 
werden, obgleich dies in den Evaluierungsberichten empfohlen wurde. Allerdings 
könnten diese unter bestimmten Bedingungen förderfähig werden, beispielsweise für 
kleine Organisationen, die zum ersten Mal am Programm teilnehmen, oder für 
Länder mit zwei oder mehreren ethnischen Gruppen. 

Hinsichtlich der Verwaltungs- und Finanzverfahren hat sich das gegenwärtige System als 
relativ angemessen erwiesen und sollte beibehalten werden, wenngleich kleinere 
Anpassungen an die Realitäten in den Drittländern in Betracht gezogen werden sollten: 
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- Anhebung des Zuschusses für die Reisekosten der Teilnehmer aus Drittländern auf 
100 % 

- Das gegenwärtige System der "Mikroprojekte" könnte durch ein längerfristiges 
Konzept ergänzt werden, d.h. durch die Finanzierung umfangreicherer 
Mehrjahresprojekte, die zur Verbesserung der Sichtbarkeit beitragen könnten und 
eine längerfristige Planung gestatten würden. 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen, dass der Begriff , Drittländer’ in Frage 
gestellt worden ist, da er leicht mit dem Ausdruck ,Länder der dritten Welt’ assoziiert werden 
kann. 

- Daher ist hier eine terminologische Änderung vorgeschlagen worden. Begriffe wie 
, internationale Zusammenarbeit’ oder Zusammenarbeit mit Partnerländern wurden 
als angemessener erachtet, da diese einen eher positiven Beiklang haben. 

4. Gesamtevaluierung des Programms 

Gegenstand dieser Evaluierung ist das Aktionsprogramm JUGEND, dessen Durchführung 
inzwischen zur Routine geworden ist. Obwohl die Evaluierung gegenüber dem in der 
Rechtsgrundlage festgelegten Zeitpunkt um ein Jahr vorgezogen wurde, wird hier ein 
Gesamtüberblick über die Ergebnisse in Bezug auf die Verwaltung, die Durchführung und die 
Wirkung des Programms vermittelt. 

In dieser Evaluierung werden die Ergebnisse der Wirkungsstudien der am Programm 
teilnehmenden Länder sowie verschiedener externer Evaluierungen und fachspezifischer 
Seminare aufgegriffen. Diese verschiedenen Ergebnisse stehen miteinander in Einklang, so 
dass durchaus bereits "Vorschläge" im Hinblick auf die Verbesserung des Programms 
unterbreitet werden können. 

Die Evaluierung des Programms JUGEND erfolgt zum Ende des vierten Jahres des 
Programms und fallt insgesamt positiv aus. Wenn das Programm mit dem gleichen Elan 
weitergefuhrt wird, werden die Programmziele aller Wahrscheinlichkeit nach erreicht: aktiver 
Beitrag der Jugend zum europäischen Aufbauwerk durch Partizipation und internationale 
Begegnungen, Solidaritätsaktionen Jugendlicher, Jugendinitiativen und Stärkung der 
Zusammenarb eit . 

Die weitgehend dezentrale Durchführung des Programms erfolgt ebenfalls nach einem - von 
der Kommission gewollten - Konzept des gegenseitigen Einvernehmens zwischen den 
verschiedenen im Jugendbereich tätigen Akteuren. 

Im Anschluss an diese Evaluierung werden einige Empfehlungen abgegeben, um die 
Durchführung des Programms im Hinblick auf eine bestmögliche Erreichung der gesetzten 
Ziele noch weiter zu verbessern. 

Die einzelnen Aktionen des Programms entwickeln jeweils eine Eigendynamik, die zu großen 
Erwartungen verleitet. Einige der formulierten Bemerkungen beziehen sich nicht direkt auf 
das Programm, sondern auf sein Umfeld; dies gilt beispielsweise für die Frage der 
schwierigen Visabeschaffüng für Jugendliche aus Drittländern oder für die Frage der 
Anerkennung der im Rahmen des Programms erworbenen Erfahrungen, was weitgehend vom 
Erlass spezifischer Rechtsvorschriften in anderen Bereichen abhängt. 
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Paradoxerweise sind einige der bei der Evaluierung festgestellten Schwachstellen des 
Programms gleichzeitig Zeichen des Erfolgs dieses Programms, da daran deutlich wird, dass 
bei den Begünstigten neue Erwartungen oder neue Ansprüche entstanden sind. 

Was die Beteiligung am Programm angeht, ist festzustellen, dass zwischen den Jahren 2000 
und 2003 52% der TeilnehmerZ-innen Mädchen und junge Frauen waren gegenüber 48% 
Jungen und junge Männer. Diese Ausgewogenheit ist in etwa gleich hoch für die Aktionen 1 
und 3, während für Aktion 2 (Europäischer Freiwilligendienst) eine stärkere Beteiligung der 
Mädchen und jungen Frauen festzustellen ist, die 72% der TeihrehmerZ-innen stellen, 
gegenüber 28 % Jungen / jungen Männern. Dieser letztgenannte Aspekt wurde in der 
Vergangenheit durch die Tatsache erklärt, dass der EFD weniger attraktiv für junge Männer 
war, die in der Mehrzahl der Mitgliedstaaten einen Militär- oder Zivildienst ableisten 
mussten. Mit dem fortschreitenden Verschwinden der Pflichtdienste müsste über kurz oder 
lang eine ausgeglichene Beteiligung der beiden Geschlechter zu erreichen sein. 

Hinsichtlich der Verwaltung des Programms beziehen sich die wichtigsten behandelten 
Fragen auf die Transparenz und Kohärenz der Verfahren, insbesondere bei der Auswahl 
transnationaler Projekte, auf die Einfachheit und Flexibilität dieser Verfahren sowie auf die 
Notwendigkeit, den Begünstigten das Programm näher zu bringen, indem man sie bei der 
Ausarbeitung ihrer Projekte unterstützt. 

Die Lösung dieser Probleme ist von maßgeblicher Bedeutung, da diese Fragen den Zugang 
zum Programm betreffen und damit potentielle Ursachen für Frustration und Unverständnis 
sind. 

Die Evaluierung der Projekte, die Rückleitung von Informationen an die Begünstigten 
(Feedback) und die Anerkennung der durch die Projekte erbrachten Leistungen durch die 
Europäische Union gelten bei diesem Programm ebenfalls als wesentliche Elemente des 
Fortschritts. 

In Bezug auf Aktion 1 zeigt die Evaluierung, dass die Programmziele erreicht werden, und 
dass diese Aktion zufriedenstellend funktioniert. Dieser Aktion kommt im Rahmen des 
Programms ganz besondere Bedeutung zu, die sie die größte Anzahl an Begünstigten erreicht. 
Mit ihren multilateralen Begegnungen und ihrer Wirkung auf benachteiligte Jugendliche und 
kleine Organisationen weist diese Aktion einen bedeutenden europäischen Mehrwert auf 
Eine der wichtigsten Bemerkungen zu den Jugendaustauschprogrammen betrifft die 
Notwendigkeit, die Qualität der Projekte noch weiter zu verbessern, indem der Unterstützung 
durch die Nationalen Agenturen eine wichtigere Rolle zugewiesen wird. Als weiterer 
wichtiger Aspekt zeichnete sich der Wunsch der betroffenen Akteure ab, die 
Projektvorbereitungsphase wie auch eine Phase zur Auswertung des Erreichten in die 
Projektdauer einbeziehen zu können. Dieser Wunsch entspringt dem Willen, die Projekte in 
ihrer Gesamtheit aufzuwerten, und ist Ausdruck eines Konzepts, das auf die Verbesserung der 
Projektqualität ausgerichtet ist. 

Aktion 2 ist ohne Frage eine Vorzeigeaktion des Programms. Der Europäische 
Freiwilligendienst ist leicht erkennbar und hat eine starke Wirkung. Es ist zudem die Aktion, 
deren Durchführung am anspruchsvollsten ist. Die Evaluierung zeigt, dass diese Aktion 
ebenfalls zufrieden stellend funktioniert. Die wichtigsten vorgebrachten Bemerkungen 
beziehen sich auf den Willen, die Qualität der Projekte und Verfahren noch weiter zu steigern 
und die Zugänglichkeit für junge Freiwillige zu verbessern. Die Fragen im Zusammenhang 
mit der Anerkennung der im Rahmen des Programms von den jungen Freiwilligen 
erworbenen Erfahrungen oder mit der Notwendigkeit der Beseitigung der Hindernisse für die 
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Mobilität der Freiwilligen sind für den weiteren Fortgang der Aktion von ausschlaggebender 
Bedeutung. Allerdings hängen diese beiden Aspekte nicht direkt mit der Umsetzung des 
Programms zusammen, sondern ergeben sich aus dem Umfeld, in dem die Aktion 
durchgeführt wird. Diese Fragen köimen teilweise nur durch den Beitrag anderer 
Politikbereiche wie der Bildungspolitik oder der Innenpolitik gelöst werden. 

Aktion 3 setzt sich aus drei einzelnen Komponenten zusammen: Gruppeninitiativen, 
Netzwerkprojekte und Future-Capital. Die beiden ersten Maßnahmen ergänzen sich 
gegenseitig, da die erste den Jugendlichen die Möglichkeit bietet, ihre eigenen Projekte zu 
konzipieren, und die zweite es ihnen gestattet, diesen Projekten eine europäische Dimension 
zu verleihen. Die Komplementarität dieser Maßnahmen mit dem Programm insgesamt ist 
ebenfalls gewährleistet, da sie ihre Fähigkeit bewiesen haben, vor Ort Strukturen aufzubauen, 
die die Durchführung von nicht formalen Bildungsmaßnahmen für Jugendliche gestatten. 
Dabei wurden insbesondere die Prioritäten aufgegriffen, die im Weißbuch zur Jugend 
festgelegt worden waren. Aus dieser Sicht weist diese Aktion ausreichende Flexibilität auf, 
um die Durchführung von Projekten zu gestatten, die mit den jüngsten Entwicklungen der 
politischen Zusammenarbeit in Einklang stehen. Bei der Maßnahme Future-Capital sind die 
Ergebnisse dagegen nicht durchweg positiv. Diese Maßnahme, die vorrangig darauf 
ausgerichtet ist. Jugendlichen nach Beendigung eines Freiwilligendienstes die Möglichkeit zu 
bieten, selbst Projekte durchzuführen, müsste wahrscheinlich besser mit dem Follow-up des 
EFD integriert werden. 

In Bezug auf Aktion 4 traten bei der Evaluierung Schwierigkeiten bei der Umsetzung der 
Aktion zutage. Dabei soll grundsätzlich keineswegs die Existenzberechtigung der Aktionen in 
Frage gestellt werden, die Querverbindungen zwischen den Bereichen allgemeine und 
berufliche Bildung und Jugend herstellen. Obwohl die geringe Anzahl der bislang 
genehmigten Projekte noch keine Bewertung dieser Art von Aktion zulässt, zeigt sich doch 
bereits jetzt, dass Aktion 4 unter der dreigeteilten Verwaltung leidet, die mit außerordentlich 
komplexen Verfahren verbunden ist. Die Evaluierungsergebnisse sollten uns daher zu 
eingehenden Überlegungen über alternative Methoden zur Umsetzung disziplinübergreifender 
Maßnahmen veranlassen. 

Aktion 5 ist eine besondere Aktion des Programms, die darauf ausgerichtet ist, die Qualität 
der Jugendorganisationen insbesondere durch Ausbildung und Vernetzung zu verbessern, die 
Zusammenarbeit im Jugendbereich zu fördern und innovative Pilotprojekte durchzuführen. 
Nach den Evaluierungsergebnissen kann man sagen, dass in diesem Bereich die Ziele des 
Programms erreicht werden, und dass diese Aktion dazu geeignet ist, ein günstiges Umfeld 
für die Entwicklung der Tätigkeiten im Jugendbereich im Allgemeinen und des Programms 
im Besonderen zu schaffen. Verbesserungen an dieser Aktion dürften vor allem dazu führen, 
dass alle anderen Aktionen des Programms stärker von dieser Aktion profitieren, und dass mit 
Hilfe von Sichtbarkeitskampagnen und der Verbreitung beispielhaften Praktiken ein 
AufV'ertungseffekt erzielt wird. 

Die Aktion "Drittländer" stellt keine eigenständige Aktion im Rahmen des Programms dar. 
Vielmehr finden die verschiedenen Aktionen mit Drittländern im Rahmen der Aktionen 1, 2 
und 5 des Programms statt. Die Evaluierung hat bestätigt, dass die Ziele des Programms in 
Bezug auf die Drittländer erreicht werden. Einer der wichtigsten Punkte, auf die bei der 
Evaluierung aufmerksam gemacht wurde, betrifft den Zugang neuer geographischer Gebiete 
zum Programm. Dies zeigt zum einen, dass die Aktion zufriedenstellend funktioniert, zum 
anderen jedoch, dass ein Bedarf an einer Verstärkung der Aktion besteht. Dieser Aspekt wird 
auch in dem Wunsch deutlich, die Sichtbarkeit der Aktionen innerhalb und außerhalb des 
Programms zu verbessern. Eine der bei der Aktion Drittländer festgestellten Schwierigkeiten, 
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die im Übrigen in ähnlicher Form auch bei Aktion 2 auftritt - hängt mit den Hindernissen für 
die Mobilität der Begünstigten zusammen und betrifft insbesondere die Beschaffung von Visa 
und Aufenthaltsgenehmigungen. Die Lösung dieser Probleme hängt wie bereits an früherer 
Stelle erwähnt weitgehend von dem Kontext ab, in dem die Aktion durchgeführt wird. 

Das Programm in seiner Gesamtheit wie auch die einzelnen Aktionen bedürften einer 
stärkeren Sichtbarkeit und Hervorhebung der erreichten Ergebnisse unter Berücksichtigung 
ihrer Wirkung auf die Jugendliehen, die Organisationen und die nationalen Politiken. 

Sehließlieh führte die Evaluierung zur Aufstellung einer Liste von 52 Vorschlägen zur 
Verbesserung der Programmdurehführung. Einige dieser Vorschläge beziehen sich direkt auf 
das Programm, insbesondere was die Fragen im Zusammenhang mit den 
Durchführungsverfahren betrifft. Andere dieser Vorschläge betreffen das Programm nur 
indirekt und richten sich eher an das Programmumfeld, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Beseitigung von Mobilitätshindemissen. 

Im einen wie im anderen Fall werden diese Vorschläge Folgemaßnahmen im Hinblick auf die 
weitere Verbesserung der Funktionsweise des Programms nach sich ziehen und in die 
Ausarbeitung eines Vorschlags der Kommission für ein neuen Programm im Bereich Jugend 
einfließen. 

5. Empfehlungen 

Die Kommission hat sich entschieden, die verschiedenen Empfehlungen einzeln 
wiederzugeben, um ein genaues Bild von den aus der Evaluierung hervorgegangenen 
Erkenntnisse zu vermitteln. Abschnitt 5.2 enthält eine Zusammenfassung der Empfehlungen. 
Das Ergebnis der Evaluierung des Programms ist insgesamt positiv, sowohl hinsichtlich der 
finanziellen Ausführung als auch der Wirkung des Programms auf die Jugendlichen, die 
Jugendorganisationen und die öffentlichen Verwaltungen. Allerdings wurden auch gewisse 
Schwachstellen aufgedeckt, die in den folgenden Empfehlungen zum Ausdruck kommen. Zu 
allen Empfehlungen gibt die Kommission eine erste Reaktion ab. 

Das Follow-up zu den Empfehlungen dieses Berichts wird ab 2004 von einer Arbeitsgruppe 
Evaluierung wahrgenommen, die von der Kommission eingesetzt wird. 

5.1. Empfehlungen zu den einzelnen Aktionen 

Diese Empfehlungen werden nachstehend zusammen mit den Bemerkungen der Kommission 
zu den einzuleitenden Folgemaßnahmen wiedergegeben. 

5. 1. 1. Horizontal ausgerichtete Empfehlungen zu den verschiedenen Aktionen 

1. Die im Rahmen des Programms angewendeten Altergrenzen sind sehr 
umstritten. Obgleich in dieser Frage kein Konsens vorliegt, wird empfohlen, die 
Altergrenzen für die Teilnahme am Programm je nach Aktion nach unten oder 
oben anzupassen. 

- Die Altergrenze von 15-25 Jahren ist in der Reehtsgrundlage festgeschrieben 
und kann daher nicht verändert werden. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigt. Dabei ist insbesondere eine je naeh Art der 
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Aktion variierende modulare Öffnung des Programms für junge Menschen im 
Alter zwischen 13 und 30 Jahren vorgesehen. 

2. Es wird empfohlen, Jugendliche, die in der Gesellschaft über eingeschränkte 
Möglichkeiten verfügen, als Hauptzielgruppe des Programms anzusehen und 
das Programm stärker auf die speziflschen Bedürfnisse dieser Gruppe 
auszurichten. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass das Programm auch weiterhin 
unterschiedslos für alle Jugendlichen offen stehen muss. 

- Allerdings können bestimmte spezifische Gruppen, insbesondere benachteiligte 
Jugendliche, bei der Durchführung der Aktionen im Einzelfall vorrangig 
berücksichtigt werden. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage Berücksichtigung finden. 

3. Hinsichtlich der Durchführung und des Follow-up der Projekte wird 
empfohlen, die Maßnahmen zur Unterstützung der Projektvorbereitung zu 
verstärken, insbesondere bei kleinen Organisationen und solchen, die bisher 
keine Erfahrung mit der Verwaltung von Gemeinschaftsprogrammen haben. 
Außerdem sollte für ein besseres Follow-up der durchgeführten Projekte 
gesorgt werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Empfehlung, insbesondere für die 
Aktionen 1, 2 und 3, von grundlegender Bedeutung ist. 

- Die Kommission empfiehlt den Nationalen Agenturen, für die Unterstützung 
und Vorbereitung der Projekte Aktion 5 in Anspruch zu nehmen. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigt, insbesondere indem vorgesehen wird, dass die 
Nationalen Agenturen einige ihre Unterstützungsaktionen dezentralisieren 
können (siehe Empfehlung 4). 

4. Es sollen regionale und lokale Informationsrelais oder Kontaktstellen 
eingerichtet werden, um mehr Nähe zu den Begünstigten zu gewinnen und um 
ihnen ein Konzept zur Unterstützung während des Förder-, Antrags- und 
Evaluierungsprozesses des Programms bereitzustellen. Diese könnten sich als 
besonders nützlich erweisen, wenn sie sich an jugendliche Randgruppen 
wenden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Zugänglichkeit und die Nähe zu den 
Begünstigten auf regionaler und lokaler Ebene wichtige Aspekte des 
Programms darstellen, die in Einklang mit den nationalen Besonderheiten 
generellen Charakter annehmen könnten, sofern dies nicht mit einer 
Dezentralisierung des Finanzmanagements verbunden ist. 

- Im Wege eines Unterstützungskonzepts können auch die Qualität und die 
Ergebnisse von Projekten positiv beeinflusst werden. 
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- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigt, insbesondere indem den Nationalen 
Agenturen die Möglichkeit geboten wird, einige ihrer Aufträge zu 
dezentralisieren. 

5. Einfachere und verwaltungsmäßig weniger schwerfällige Antragsverfahren, 
ohne jedoch Projekte in kleinem Maßstab abzuweisen. 

- Die Kommission wird die Möglichkeit einer Vereinfachung des 
Antragsverfahrens in Erwägung ziehen und dabei die Verwaltungszwänge und 
die spezifischen Bedürfnisse im Zusammenhang mit den verschiedenen 
Maßnahmen und Aktionen besonders berücksichtigen. 

- Um diese Prozesse zu vereinfachen, wird die Kommission eine Online- 
Antragstellung und andere neue Antragsformen entwickeln. 

6. Transparentere Kriterien und Entscheidungsprozesse sowie eine kohärentere 
und ausgewogenere Umsetzung der europäischen und nationalen Prioritäten in 
allen Programmländern. 

- Die Kommission ist sich dieser Schwierigkeit bewusst; die Arbeitsgruppe 
Evaluierung wird sich mit der Frage befassen. 

- Die Kommission empfiehlt eine intensivere Kontaktpflege zwischen den 
Nationalen Agenturen, insbesondere durch Verwendung der Youthnet-Website, 
als eine Möglichkeit zur Verbesserung der Umsetzung der europäischen und 
nationalen Prioritäten in allen Programmländem. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Auswahlkriterien und die 
Entscheidungsprozesse für die Antragsteller transparent sein sollten, und 
empfiehlt daher den Einsatz von Bewertungsrastem bei zentralen 
Auswahlverfahren und bei einigen Nationalen Agenturen. 

7. Erleichterung des Programmzugangs, gegebenenfalls durch Einführung 
flexiblerer Zuschussmechanismen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass zu viel Flexibilität der Transparenz und 
Kohärenz des Programms schaden würde. 

- Die Kommission ist bereit, für jede Aktion im Einzelnen zu prüfen, ob die 
Einführung von mehr Flexibilität gerechtfertigt sein könnte. 

- Die Arbeitsgruppe Evaluierung wird die Möglichkeiten für mehr Flexibilität in 
Bezug auf Reisekosten und Taschengeld erörtern. 

8. Jährliche Evaluierungssitzungen der Begünstigten auf nationaler und 
europäischer Ebene sowie innerhalb regionaler Ländergruppierungen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass ein Feedback über die Qualität der 
Projekte für die Organisationen, Jugendbetreuer und Jugendlichen von großer 
Bedeutung ist. 
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- Es werden mehr regelmäßige Evaluiemngssitzungen auf europäischer Ebene 
veranstaltet, und die Konimission empfiehlt, regelmäßig Evaluierungssitzungen 
auf regionaler Ebene durchzuflihren. Sofern relevant und möglich, empfiehlt 
sie ferner die Verbreitung von Projektergebnissen und Beispielen für 
vorbildliche Praktiken und würde dies auch unterstützen. 

9. Die Jugendbetreuer würden mehr Transparenz im Entscheidungsprozess zur 
Auswahl der Projekte begrüßen und möchten in diesen Auswahlprozess stärker 
einbezogen werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Auswahlausschüsse (auf der Ebene 
der Nationalen Agenturen oder der Kommission) den Jugendbetreuem offen 
stehen sollten. 

- Die Kommission wird prüfen, auf welche Weise sich die Information über die 
Auswahlausschüsse und die von ihnen getroffenen Entscheidungen auf 
europäischer und nationaler Ebene verbessern lassen (siehe auch Empfehlung 
10 ). 

10. Die Teilnehmer würden eine genaue Angabe der Gründe für die Ablehnung 
ihrer Projekte begrüßen, damit sie die Qualität ihrer Projekte verbessern 
können. 

- Die Arbeitsgruppe Evaluierung wird prüfen, wie sich die Informationen an die 
Projektträger über die Gründe für die Ablehnung ihrer Projekte verbessern 
lassen. 

11. Es wird empfohlen, Jugendlichen und Jugendbetreuern, die an einem Projekt 
teilgenommen haben, ein Zertifikat auszustellen, wie dies beim EFD üblich ist. 
Dieses Zertifikat dient der Anerkennung der durch die Teilnahme am Projekt 
erworbenen Fähigkeiten. 

- Angeregt durch das EFD-Zertifikat und die beispielhaften Praktiken der 
Mitgliedstaaten wird die Kommission den Nationalen Agenturen empfehlen, ab 
2004 schrittweise ein System aufzubauen, das auf die Ausstellung von 
Zertifikaten an die jugendlichen Teilnehmer der Programme abzielt. 

- Diese Empfehlung wird in der künftigen Rechtsgrundlage dahingehend 
berücksichtigt, dass die Ausstellung eines Zertifikats an die Begünstigten des 
Programms darin verbindlich vorgeschrieben werden soll. 

12. Da Mobilitätshindernisse ein Problem für die Programmdurchführung 
darstellen, wird dringend empfohlen, geeignete Maßnahmen zu treffen, 
insbesondere um die Visabeschaffung für die Programmteilnehmer zu 
vereinfachen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass dies eine sehr wiehtige Frage ist, 
insbesondere mit Blick auf die Aktionen mit Drittländern. 

- Das politische Engagement zur Beseitigung dieser Hindernisse ist nieht 
hinreichend ausgeprägt. Die Kommission wird in diesem Bereich Initiativen 
ergreifen, um die am Programm teilnehmenden Mitgliedstaaten für diese Frage 
zu sensibilisieren. 
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- Das Fehlen eines Freiwilligenstatus stellt ebenfalls ein Hindernis für die 

Mobilität dar. Diese Frage sollte im Rahmen der offenen 

Koordinierungsmethode behandelt werden. 

- Die Notwendigkeit der Beseitigung der Mobilitätshindemisse wird im 
Vorsehlag der Kommission für die künftige Rechtsgrundlage erneut bekräftigt. 

13. Nach Abschluss ihrer Projekte hätten die Projektträger gern ein Feedback über 

die Qualität ihrer Arbeit. 

Die Kommission hält es für sehr wichtig, den Projektträgem auf zentraler wie 
dezentraler Ebene Informationen über die Abschlussevaluiemng der 
Projektergebnisse zukommen zu lassen. Dieser Punkt wird von der 
Arbeitsgmppe Evaluiemng behandelt. 

14. Es wird empfohlen, nicht finanzierte Projekte, die den im Rahmen des 

Programms finanzierten Projekten ähneln, mit einem "Label" auszuzeichnen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass sich die Mitgliedstaaten hier nach den 
Mustern vorbildlicher Praktiken des JUGEND-Programms richten könnten. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgmndlage berücksichtigt. 

15. Es , müsste möglich sein, längerfristige Querverbindungen zwischen den 

verschiedenen Aktionen zu schaffen. 

- Der von der Kommission 2004 veröffentlichte Aufmf zur Einreichung von 
Projektvorschlägen im Rahmen von Aktion 5 ist darauf ausgerichtet, die 
Durchführung von Projekten zu ermöglichen, die sich über mehrere Aktionen 
des Programms erstrecken. Diese Art von Maßnahmen wird 2005 und 2006 
fortgesetzt. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigt. 

16. Bessere Sichtbarkeit des Programms. 

- Die Kommission zieht in Betracht, dass die Sichtbarkeit des Programms 
gegenüber den politisch Verantwortlichen verbessert werden muss. 

- Sie zieht ausserdem in Betracht, dass die Sichtbarkeit des Programms 
gegenüber den Sozialpartnern verstärkt werden muss, um den Beitrag des 
Programms für eine aktive Staatsbürgerschaft junger Mensehen, ihren 
Solidaritätssinn, ihren Unternehmungsgeist und ihre Besehäftigungsfahigkeit 
besser zur Geltung zu bringen 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die im Rahmen der Europäisehen 
Jugendwoehe vom September 2003 organisierten Tätigkeiten bereits einen 
wesentliehen Beitrag zur Schärfung des Profils und zur Förderung des 
Bewusstseins für das Programm auf europäischer, nationaler und lokaler Ebene 
geleistet haben. 
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- Die Kommission zieht in Betracht, im Jahr 2005 eine ähnliche Veranstaltung 
zu organisieren. 

5.1.2. Empfehlungen zu Aktion 1 

17. Es sollte möglich sein, die Dauer der Projekte für benachteiligte Jugendgruppen 
zu verkürzen. 

- Die Rechtsgrundlage des Programms JUGEND sieht eine Dauer der 
Austauschprogramme von mindestens einer Woche vor. Dies kann nicht 
geändert werden. 

- Dennoch wird die Arbeitsgruppe Evaluierung die Möglichkeit prüfen, gewisse 
Modalitäten für die Projektdauer einzuführen, um eine eventuelle Teilnahme 

^ von benachteiligten Jugendlichen zu fordern. 

- Diese Empfehlung wird im Vorschlag der Kommission für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigt. 

18. Die Qualität der Projekte und Partnerschaften sollte gestärkt werden. 

- Die Verbesserung der Qualität der Partnerschaften ist ein wichtiger Aspekt und 
bedingt die Qualität der Projekte. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass sich die Nationalen Agenturen stärker im 
Bereich der Förderung der Suche nach und der Gründung von Partnerschaften 
engagieren sollten. 

- Die Kommission hat die Absicht, ein Follow-up der - insbesondere 
multilateralen - Partnerschaften zwischen Organisationen einzuführen, die als 
Partner an einem Aktion 1 -Projekt teilgenommen haben. 

5.1.3. Empfehlungen zu Aktion 2 

19. Die Kernelemente der Qualität des EFD (Partnerschaft, ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Dienst und Lernerfahrung, Ausbildung/Unterstützung 
usw.) sollen beibehalten und systematisch weiter ausgebaut werden. Zusätzliche 
Unterstützungsmaßnahmen für Vorbereitung und Follow-up und die 
systematische Einbeziehung anderer Partner sind empfehlenswert. 

- Die Arbeitsgruppe Evaluierung wird sich mit dem Ausbau der Vorbereitungs-, 
Betreuungs- und Folgemaßnahmen sowie der Rolle und Zuständigkeit der 
verschiedenen Partner befassen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass es möglich sein sollte, die Erfahrungen 
der Jugendlichen, die an einem EFD teilgenommen haben, zu nutzen, und zwar 
ab 2004 aueh im Sinne einer weiteren Unterstützung der Netze und 
Vereinigungen ehemaliger europäischer Freiwilliger. 

- In ihrem Vorsehlag für die künftige Rechtsgrundlage könnte die Kommission 
die Komponente Future-Capital in die EFD-Aktion integrieren, um den 
Jugendlichen, die an einem EFD teilgenommen haben, die Möglichkeit zu 
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bieten, ihre neu erworbenen Erfahrungen und Fähigkeiten für eine bessere 
soziale Eingliederung zu nutzen. 

20. Eine eindeutige Definition der Zielgruppe und des Freiwilligenprofils ist 
empfehlenswert. Außerdem ist eine Überarbeitung und flexiblere Gestaltung 
der Finanzierungsbestimmungen und Verfahren im Hinblick auf die Nicht- 
Ausgrenzung von Jugendlichen im Rahmen des EFD erforderlich. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass der EFD allen Jugendlichen offen stehen 
muss. Der EFD ist nicht vorrangig fiir benachteiligte Jugendliche bestimmt. 

■- Der EFD muss den Jugendlichen unabhängig von ihren Qualifikationen offen 
stehen. 

- Besondere Anstrengungen müssen im Hinblick auf benachteiligte Jugendliche 
unternommen werden, um ihnen ebenfalls Zugang zum EFD zu verschaffen. 

- Die Kommission wird die einschlägigen Bestimmungen 2004 im Rahmen der 
Arbeitsgruppe Evaluierung überarbeiten, um die spezifischen Bedürfnisse der 
benachteiligten Jugendlichen besser berücksichtigen zu können und ihre 
Teilnahme am EFD zu erleichtern. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass es in bestimmten Fällen angezeigt sein 
könnte, bestimmte spezifische Fähigkeiten der Jugendlichen, die an einem EFD 
teilnehmen wollen, mit zu berücksichtigen, sofern dies im Hinblick auf die 
jeweilige Freiwilligenaktion gerechtfertigt ist. 

21. Es wird die Dezentralisierung des Bewertungsverfahrens für die anerkannte 
Interessensbekundung (HEI) und ein insgesamt zügigeres und weniger 
schwerfälliges Zulassungs- und Antragsverfahren empfohlen. 

- Die Dezentralisierung der HEI wird gegenwärtig geprüft. Die Kommission 
wird 2004 entsprechende Vorschläge ausarbeiten. 

- Eine stärker qualitätsorientierte Zulassung der Aufnalunestrukturen ist geplant. 

- Eine europäische Online-Datenbank, in der die genehmigten 
Aufnahmeprojekte erfasst sind, wird weiter fortgeführt und 
benutzerfreundlicher gestaltet. 

- Außerdem ist geplant, die Zahl der zugelassenen Aufnahmestrukturen zu 
erhöhen. 

22. Bei den EFD-Projekten handelt es sich um transnationale Partnerschaften, 
deren Finanzierung von den beiden Nationalen Agenturen des Entsende- und 
des Aufnahmelandes abhängt. Einige Mitgliedstaaten sind der Ansicht, es 
sollten Alternativen zu dieser Form der aufgeteiiten Finanzierung eingeführt 
werden können, um zu vermeiden, dass ein Projekt daran scheitert, dass eine 
der beiden Nationalen Agenturen nicht zur Finanzierung des Projekts bereit ist. 

- Die Kommission hat die Absicht, im Laufe des Jahres 2004 im Rahmen der 
Arbeitsgruppe Alternativen zur aufgeteilten Finanzierung zu prüfen. 
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23. Der individuelle Charakter des EFD muss aufrecht erhalten werden; andere 

Formeln können lediglich ergänzend dazu zum Einsatz kommen . 

- Die Ko mm ission wird die Pilotversuche mit kollektiven EFD-Projekten 
fortführen. 

- Die Arbeitgruppe Evaluierung wird die Möglichkeiten prüfen, dem EFD einen 
stärker kollektiven Charakter zu verleihen, um die Zahl der Freiwilligen, die 
Wirkung und die Sichtbarkeit des EFD zu erhöhen. 

- Der Vorschlag der Kommission für die künftige Rechtsgrundlage könnte neben 
dem individuellen EFD einen kollektiven EFD vorsehen, wobei zwischen 
beiden Formeln ein Gleichgewieht zu wahren ist. 

24. Die Zahl der am EFD teilnehmenden Freiwilligen sollte erhöht werden. 

- Der Programmhaushalt steht bereits für die Jahre 2000-2006 fest. Daher steht 
kaum Spielraum für eine Erhöhung der Zahl der Freiwilligen zur Verfügung. 

- Allerdings wird die Komrriission der Arbeitsgruppe 2004 vorsehlagen, die 
Mögliehkeiten für eine flexiblere Gestaltung des EFD unter anderem 
hinsiehtlieh der Pausehalregelung zu prüfen, , um eventuell die Zahl der 
Teilnehmer erhöhen zu können. 

- Diese Empfehlung wird im Vorsehlag für die künftige Rechtsgrundlage für den 
Jugendbereich berücksichtigt. Es könnte ein Label eingeführt werden, mit dem 
die im Rahmen nationaler oder regionaler Programme finanzierten 
Freiwilligendienste als EFD anerkannt werden. 

5.1.4. Empfehlungen zu Aktion 3 

25. Es erscheint zweckmäßig, Future-Capital mit dem EFD zu verknüpfen. 

- Diese Änderung kann im Rahmen des gegenwärtigen Programms nicht ins 
Auge gefasst werden. Allerdings wird die Kommission diese Empfehlung in 
ihrem Vorschlag für die neue Rechtsgrundlage im Jugendbereich 
berücksichtigen (siehe auch Empfehlung 1 9). 

26. Die Aktion sollte sich an den Grundsätzen der aktiven Beteiligung der 

Jugendlichen, der nicht formalen und informellen Bildung und der sozialen 

Nicht-Ausgrenzung orientieren 

- Die Kommission hat insbesondere im Anschluss an die Seminare, die 2002 und 
2003 zu dieser Frage stattgefunden haben, eine Neuausrichtung der Aktion 
vorgenommen. 

- Die Kommission plant ferner, Aktion 3 als bevorzugtes Instmment für die 
Beteiligung der Jugendlichen einzusetzen, nachdem 2003 und 2004 
Pilotprojekte zum Thema Partizipation auf den Weg gebracht wurden. 

- Diese Aktion ist ein Instrument der Strategie zur sozialen Integration junger 
Menschen im Rahmen des Programms. Die Kommission plant die Aufstellung 
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spezifischer Indikatoren, um ein besseres Follow-up des Beitrags dieser Aktion 
zu diesem Ziel zu gewährleisten (2004- 2006). 

27. Die Aktion 3.1 (Gruppeninitiativen und Netzwerkprojekte) bedarf einer 
verstärkten Betreuung, insbesondere durch Einsatz von Aktion 5. Dabei geht es 
vor allem um Kontaktseminare zur Vorbereitung der Netzwerkprojekte. 

- 2002 und 2003 wurden bereits Kontaktseminare abgehalten, um Jugendlichen, 
die ein Projekt im Bereich Jungendinitiativen durchgeführt haben, die 
Möglichkeit zu geben, Netzwerkprojekte zu konzipieren. Diese Art von 
Seminaren wird in den nächsten Jahren fortgesetzt. 

- In der Ausgabe 2004 des Benutzerhandbuchs zum Programm JUGEND ist 
vorgesehen, dass Aktion 5 zur Unterstützung der Tätigkeiten im Rahmen der 
Aktion 3 eingesetzt wird. 

- Im Hinblick auf ein besseres Follow-up der Netzwerkprojekte wird die 
Kommission den Einsatz von Follow-up-Indikatoren Vorschlägen (2004-2006). 

5. 1. 5. Empfehlungen zu Aktion 4 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen nicht genügend Erfahrungswerte vor, um die Ergebnisse 

der Aktion 4 evaluieren zu können. Bisher wurde nur eine äußerst begrenzte Anzahl von 

Projekten durchgefuhrt. Daher betreffen die Ergebnisse dieser Evaluierung lediglich die 

Aspekte der Umsetzung der Aktion. 

28. Die für gemeinsame Aktionen angewendeten Verfahren sollten vereinfacht 
werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die ausschussübergreifende Gruppe für 
die gemeinsamen Aktionen ein spezifischeres Mandat erhalten sollte, so dass 
sie der Kommission im Namen der drei Ausschüsse eine Stellungnahme zu den 
jährlichen Themen und den Projektauswahlverfahren abgeben kann, ohne dass 
anschließend die drei Ausschüsse formal damit befasst werden müssen. 

- Die Kommission wird 2004 die Möglichkeit einer Vereinfachung der 
Verwaltungsverfahren prüfen, an denen die verschiedenen Dienststellen der 
Kommission beteiligt sind. 

- Für die neue Generation der Programme wird die Kommission flexible 
Übergänge zwischen einzelnen Programmen vorschlagen. 

29. Bei den gemeinsamen Aktionen müsste die Jugend stärker berücksichtigt 
werden 

- Zwar stammten die 2001 ausgewählten Projekte im Wesentlichen von großen 
Organisationen, die nicht sehr repräsentativ für den Jugendbereich waren, doch 
im Rahmen der 2002, 2003 und 2004 gewählten Themen nehmen die 
jungendspezifischen Themen einen wichtigen Platz ein, beispielsweise die 
aktive Beteiligung der Jungend am öffentlichen Leben. Die Kommission hat 
die Absicht, diesen Kurs auch 2005 und 2006 beizubehalten. 
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- Bei den Begünstigten der 2002 und 2003 ausgewählten Projekte handelt es sich 
zum Teil um im Jugendbereich tätige NRO. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Beteiligung von Begünstigten aus 
dem Jugendbereich an den gemeinsamen Aktionen durch eine bessere 
Einbeziehung der Nationalen Agenturen im Hinblick auf die Information 
potentieller Kandidaten verbessert werden könnte. 

30. Die Auswahlkriterien für die gemeinsamen Aktionen sollten flexibler gestaltet 

werden. 

- Die im Rahmen der gemeinsamen Aktionen durchgeführten Projekten haben 
entweder eine strukturierende Wirkung (Aufstellung neuer Konzepte...), oder 
einen Laboratoriumseffekt (Erprobung neuer Konzepte...). Es handelt sich um 
eine begrenzte Zahl von Projekten, so dass folglich die Kriterien noch 
festgelegt werden müssen. 

- Der Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen muss klar, gut strukturiert und 
transparent sein. Es erscheint daher schwierig, völlig offene Aufrufe zur 
Einreichung von Vorschlägen zu veröffentlichen, wie dies von verschiedener 
Seite gewünscht wird. 

- Die Kommission ist dagegen der Auffassung, dass die Anforderung der 
Kompatibilität zwischen allen Bereichen, die an den gemeinsamen Aktionen 
beteiligt sind (derzeit: allgemeine und berufliche Bildung und Jugend), 
übertrieben ist und in bestimmten Fällen auf gemeinsame Aktionen zwischen 
zwei Bereichen beschränkt werden könnte. 

31. Es sollte eine Strategie zur Aufwertung der gemeinsamen Aktionen entwickelt 

werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Kommunikation im Bereich der 
gemeinsamen Aktionen, die Information über Aufrufe zur Einreichung von 
Vorschlägen und die Nutzbarmachung der Ergebnisse der ersten Projekte 
gestärkt werden müssten. 

- Die Kommission ist ferner der Ansicht, dass der Multiplikatoreffekt der 
gemeinsamen Aktionen besser genutzt werden muss. 

- Die Kommission wird in dieser Hinsicht Maßnahmen treffen (Website, 
Begegnungen zwischen Begünstigten und Nationalen Agenturen. . .). 

5. 1.6. Empfehlungen zu Aktion 5 

32. Qualität und Aufbau von Kapazitäten müssen als Schwerpunkte der 

Jugendarbeit beibehalten werden. 

- Die Kommission hält eine weitere Stärkung der Qualität in der Jugendarbeit für 
erforderlich. 

- Zur Erreichung dieses Ziels werden Aktion 5-Projekte auf zentraler und 
dezentraler Ebene, Aktion 5-Großprojekte, die SALTO Ressourcenzentren 
sowie das Partnerschaftsprogramm zwischen dem Europarat und der 
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Europäischen Kommission zur Schulung im Bereich Jugendarbeit ("European 
Youth Worker Training") eingesetzt. 

- Diese Maßnahmen sollen durch eine aktive Vernetzung und die Verbreitung 
von Best-Practiee 7 Projekten gegebenenfalls unter Einbeziehung Jugendlicher 
ergänzt werden, um kontinuierlich mit ihnen Kontakt zu halten und ein 
entspreehendes Feedback von ihnen sicherzustellen. 

— In diesem Zusammenhang plant die Kommission für das Jahr 2004 eine neue 
Veranstaltung zum Thema "Brücken zur Ausbildung", an der die wiehtigsten 
Akteure des Bereichs Ausbildung teilnehmen sollen. 

- Im Rahmen der künftigen Rechtsgrundlage könnte die Kommission eine 
spezifisehe Maßnahme zur Unterstützung der Jugendarbeit ("Youth Work") 
vorsehlagen. 

33. Aktion 5 sollte auch weiterhin auf die Erleichterung des Zugangs aller 

Jugendlicher zum Programm ausgerichtet werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass der gezielten Einbeziehung Jugendlieher, 
die in der Gesellschaft nur über eingeschränkte Möglichkeiten verfügen, und 
derer, die in abgelegenen ländlichen Gebieten leben, besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen ist. Dies könnte durch die Stärkung von 
Informations- und Kommunikationstätigkeiten auf lokaler und regionaler 
Ebene geschehen (siehe auch Empfehlung 3 und 4). 

- In das Arbeitsprogramm für 2004 werden spezifische Ziele im Zusammenhang 
mit dieser Zielgruppe einbezogen. In dieser Hinsicht werden die 
Synergieeffekte mit dem SALTO Ressourcenzentrum verstärkt, das sich mit 
dem Aspekt der Nicht- Ausgrenzung im Rahmen des Programms befasst. 

- Überdies soll das volle Potential der persönlichen Kontakte und der 
Informationstechnologie genutzt werden, um generell ein breiteres Spektrum 
von Jugendlichen zu erreichen und mit eingehenden Infonnationen über die 
Prioritäten des Jugend-Programms zu versorgen. 

- Im Rahmen des Programms werden auch die EURODESK finanziert, und die 
Kommission wird in Kürze ein Portal Jugend einrichten, das zur Unterstützung 
von Informationsmaßnahmen dient. 

- Diese Empfehlung wird im Rahmen der künftigen Rechtsgrundlage 
berücksichtigt. 

34. Vereinfachung und flexiblere Gestaltung von Aktion 5. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Komplexität der Aktion 5 sowohl als 
Vorteil (die Tätigkeiten werden positiv als kreative Vorschläge für 
Projektformate angesehen) als auch als relativer Nachteil betrachtet werden 
kann, da die Anzahl der Aktivitäten und die angewendeten Kriterien in einigen 
Fällen als restriktiv aufgefasst werden. 

- Auf kurze Sicht ist die Kommission der Ansicht, dass die Projektformate nicht 
geändert werden, um die Verfahren und deren Verständnis zu stabilisieren. 
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- 2004 wird die Arbeitsgruppe mögliche Wege in Richtung auf mehr Flexibilität 
prüfen. 

35. Notwendigkeit anhaltender Unterstützung für innovative Maßnahmen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass innovative Projekte in Verbindung mit 
einer angemessenen Verbreitung der Projektergebnisse einen wesentlichen 
Bestandteil des Mehrwerts von Jugendprojekten auf europäischer Ebene 
ausmachen. 

- Die Kommission beabsichtigt, - bis 2006 - jährliche Aufrufe zur Einreichung 
von Vorschlägen für Großprojekte zur Unterstützung des Aufbaus von 
Kapazitäten und von innovativen Konzepten im Hinblick auf internationale 
Ausbildung und Zusammenarbeit im Bereich der Jugendarbeit zu erlassen. 

- Die Kommission wird diese Empfehlung im Rahmen des künftigen Programms 
berücksichtigen. 

36. Es sollte ein Follow-up zur Wirkung der Aktion 5 auf die anderen Aktionen des 
Programms stattfinden. 

- Die Kommission schlägt vor, 2004 einen Indikator aufzustellen, um das 
Follow-up der Wirkung der Aktion 5 auf die anderen Aktionen zu verbessern. 

37. Die Jugendbetreuer fordern eine Unterstützungsmaßnahme, die 

schwerpunktmäßig auf jugendpolitische Fragen und insbesondere auf die 
Jugendforschung ausgerichtet ist. 

- Der Rat dürfte 2004 die gemeinsamen Ziele im Bereich "ein besseres 
Verständnis der Jugend" annehmen. Damit wird die Kommission die 
Möglichkeit haben, für 2005-2006 einen Plan für Aktionen im Zusammenhang 
mit Jugendforschung aufzustellen. 

Die Kommission könnte im Rahmen der künftigen Rechtsgrundlage für den 
Jugcndbercich eine spezifische Maßnahme für Forschung einführen. 

38. Es wäre wichtig, auf europäischer Ebene Qualitätsstandards für 

Jugendmaßnahmen einzuführen. 

- Die Kommission wird Begegnungen für den Austausch beispielhafter 
einschlägiger Praktiken veranstalten (2004 - 2006). 

- Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und dem Europarat wird auf 
die Festlegung von Qualitätsstandards ausgerichtet. 

5.1.7. Empfehlungen zum Partnerschaftsprogramm zwischen dem Europarat und der 
Europäischen Kommission zur Schulung im Bereich Jugendarbeit ("European Youth 
Worker Training”). 

39. Die Managementstrukturen sollten klarer abgesteckt sein, insbesondere die 
Auswahl- und Entscheidungsverfahren im Rahmen des Paktes (Covenant) 
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- Die Ko mm ission ist der Ansicht, dass eine klarere Festlegung der 
Zuständigkeiten der verschiedenen am Pakt Beteiligten und eine breiter 
angelegte Kommunikation mit den Mitteln des Internet und über 
Veröffentlichungen im Bereich der Auswahl- und Entscheidungsverfahren zur 
Qualität des Paktes beitragen kann. 

- Die Kommission wird ein besonderes Augenmerk auf die effiziente Nutzung 
der Kompetenzen und Instrumente richten, die der Partnerschaft zur Verfügung 
stehen, z.B. durch Ausbau des Netzes der Ausbilder, die an den 
Ausbildungsmaßnahmen des Paktes teilgenommen haben. 

- Diese Punkte werden im neuen Pakt mit dem Europarat über Ausbildung 
verstärkt berücksichtigt, den die Kommission 2004 aufsetzen will. 

40. Integrierteres Konzept in Bezug auf die verschiedenen Akteure, die an der 

Ausbildung junger Menschen beteiligt sind 

- Die Kommission wird dafür sorgen, dass Synergieeffekte zwischen den 
verschiedenen Beteiligten, Tätigkeiten und Instrumenten im Rahmen des 
Paktes auf allen Ebenen gestärkt werden. Dies wird insbesondere durch eine 
stärkere Einbeziehung der Nationalen Agenturen und SALTO 
Ressourcenzentren in das Partnerschaftsprogramm im Rahmen der bestehenden 
Ausbildungsstrategie geschehen. 

- Die Kommission wird ferner anstreben, gegebenenfalls die Synergiewirkungen 
zwischen den drei verschiedenen Partnerschaften mit dem Europarat 
(Ausbildung, Forschung, EuroMed) zu nutzen. 

41. Eine stärkere Schwerpunktsetzung auf die Verbreitung der Ergebnisse und 

Praktiken ist w ünschenswert. 

- Die Kommission wird sich bemühen, den Multiplikatoreffekt des Paktes 
sowohl durch deutlichere Schwerpunktsetzung auf das Multiplikatoren als auch 
durch Stärkung der Synergiewirkungen und Querverweise zwischen allen 
Veröffentlichungen im Rahmen des Paktes zu stärken. 

- Sie wird dafür sorgen, dass Ausbildungsmodule und andere Instrumente so 
aufbereitet werden, dass diese auf die nationale, regionale und lokale Ebene 
übertragen und auf dieser genutzt werden können. Die Kommission wird 
Möglichkeiten prüfen, an der Basis tätige Jugendbetreuer/Jugendleiter in 
diesen Prozess mit einzubeziehen. 

5. 1.8. Empfehlungen zu den Aktionen mit Drittländern 

42. Es wurde empfohlen, die Mittel für die Zusammenarbeit mit Drittländern 

aufzustocken 

- Diese Empfehlung kann in den Haushaltsplänen 2004-06 sowie im neuen 
Programm berücksichtigt werden. 
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43. Es wurde empfohlen, die Zahl der Ressourcenzentren zu erhöhen 

- Dieser Empfehlung ist mit der Einrichtung eines Ressoureenzentrums für die 
GUS zusätzlieh zu den bereits bestehenden Zentren für Südosteuropa und 
Euro-Med bereits Folge geleistet worden. 

44. Größere Anstrengungen zur Erhöhung der Sichtbarkeit der Aktion und zur 
Verbesserung des Zugangs von Organisationen aus Drittländern. 

- Die Kommission hat 2003 bereits Maßnahmen zur Umsetzung dieser 
Empfehlung eingeleitet, insbesondere durch die Einriehtung eines 
Ressoureenzentrums für die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS), mit 
dem Start der Euro-Med Plattform und der Aktionswoche des Programms 
‘Jugend in Aktion’, wo die Zusammenarbeit mit den Mittelmeerpartnerländem 
eine der Prioritäten bildete. 

- Für 2004 plant die Kommission die Durchführung von Veranstaltungen wie 
Konferenzen, Seminare und Begegnungen zwischen Verwaltungen und 
Jugendorganisationen. 

- Die Arbeit der Ressourcenzentren soll ebenfalls besser gefordert werden, 
insbesondere im Wege einer Verbesserung der Website. 

- Die Kommission könnte im Rahmen der künftigen Rechtsgrundlage eine 
spezifische Aktion für Drittländer in Betracht ziehen. 

45. Wirksamere Verbreitung von Ergebnissen und Informationen an die lokalen 
Organisationen. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Empfehlung durch die Einrichtung 
des Ressourcenzentrums für die GUS und die Fortführung der Arbeit der 
Ressourcenzentren für Südosteuropa und Euro-Med bereits teilweise umgesetzt 
worden ist. 

- Mehrjahresprojekte im größeren Maßstab könnten ferner zu diesem Ziel 
beitragen, wie dies an den Pilotprojekten für den Balkan ‘youthNET’ und am 
Balkan-Jugendprojekt deutlich wurde. 

- Die Kommission hat die Absicht, 2005 beim Aufruf zur Einreichung von 
Projektvorschlägen für Aktion 5 den Ländern der GUS und des südlichen 
Mittclmeerraums Vorrang cinzuräumen. 

- Im Rahmen von Euro-Med wird die Einrichtung der Euro-Med Jugend- 
Plattform die Verbreitung von Informationen an die lokalen Organisationen 
erleichtern. 

46. Das Modell des Euro-Med- Jugend-Programms sollte auf den Balkan und die 
GUS übertragen werden, indem regionale Teilprogramme auf der Grundlage 
zusätzlicher Finanzierungsmittel aus externen Haushaltslinien aufgelegt und 
nationale Koordinierungsstrukturen aufgebaut werden. 

- Die Kommission prüft gegenwärtig die Möglichkeiten einer Einführung dieser 
Art von Programm für die beiden genannten Regionen zum Jahr 2005. Dies 
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wird vor allem von den Finanz- und Verwaltungsmitteln abhängen, die zu 
diesem Zweck bereitgestellt werden könnten. 

- Die Kommission wird im Rahmen der künftigen Rechtsgrundlage darauf 
achten, dass Vorkehrungen getroffen werden, damit die verschiedenen 
Programme ihre Mittel Zusammenlegen können, insbesondere für Aktionen der 
Art Euro-Med-Jugend. 

47. Es wird eine Ausdehnung der geographischen Reichweite des Programms 

empfohlen. 

- Angesichts der begrenzten Mittel ist die Kommission der Ansicht, dass in der 
neuen Rechtsgrundlage die Möglichkeit eines modularen Konzepts der 
Öffnung des Programms für ein breiteres Spektrum von Ländern vorgesehen 
werden könnte, wobei man mit den Ländern des "größeren Europa" beginnen 
könnte. 

- Für weiter entfernt liegende Regionen würde die Zusammenarbeit 
schwerpunktmäßig auf die Jugendbetreuer/Multiplikatoreffekte ausgerichtet 
und sollte sich auf bestimmte vorrangige Themen konzentrieren. 

- 2004 wird eine Arbeitsgruppe der Nationalen Agenturen eingerichtet, die 
untersuchen soll, ob ein derartiges thematisches Konzept bereits im Rahmen 
des laufenden Programms eingeführt werden könnte. 

48. Es wurde empfohlen, im Rahmen eines Projekts ein Mix von Regionen 

zuzulassen 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Empfehlung im Widerspruch zu 
der Empfehlung der Einrichtung regionaler Teilprogramme nach dem Muster 
von Euro-Med steht, und dass es nicht zweckmäßig wäre, benachbarte 
Regionen im Hinblick auf eine eventuelle Kofinanziermig aus externen 
Haushaltslinien zusammenzuschließen. 

- Was die anderen Länder anbelangt, wird die Arbeitsgruppe Evaluierung die 
Möglichkeiten für die Übernahme eines eher thematisch als geographisch 
ausgerichteten Konzepts prüfen. 

49. Im Rahmen der Evaluierungen wurde die Förderfähigkeit bilateraler 

Austauschprogramme empfohlen 

- Dies ist im Rahmen der gegenwärtigen Rechtsgrundlage nicht möglich, da 
diese neben den Drittländern mindestens zwei Mitgliedstaaten verlangt. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Multilateralität der 
Austauschprogramme ein wichtiges Element für die Gewährleistung des 
europäischen Mehrwerts ist. Sie erkennt jedoch auch den Wert an, den bi- oder 
trilaterale Austauschprogramme für die Erleichterung des Zugangs lokaler oder 
kleiner Organisationen ohne europäische Erfahrungen haben können. 

- Die Arbeitsgruppe Evaluierung wird die Möglichkeiten einer Einführung 
trilateraler Austauschmaßnahmen bereits während des laufenden Programms 
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prüfen, um die Teilnahme von zwei oder mehr kulturellen Gemeinschaften 
desselben Landes zu erleichtern. 

50. Anhebung des Reisekostenzuschusses für Teilnehmer aus Drittländern auf 
100% 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass die Folgen dieses Vorschlags von der 
Arbeitsgruppe Evaluierung geprüft werden müssen. 

51. Die Organisationen in Drittländern und ihre aktive Beteiligung am Programm 
sollten gefordert werden, indem sie die Möglichkeit erhalten, selbst Anträge 
einzureichen und führende Projektpartner zu werden. 

- Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Möglichkeit von der Verfügbarkeit 
angemessener nationaler Strukturen abhängig gemacht werden muss. 

- Diese Voraussetzungen könnten im Rahmen regionaler Teilprogramme 
geschaffen werden, die mit ergänzenden Finanziemngen eingeftihrt werden 
könnten. 

52. Es wurde eine terminologische Änderung empfohlen. Ausdrücke wie 
‘internationale Zusammenarbeit’ oder Zusammenarbeit mit Partnerländern 
wurde als angemessener erachtet, da sie einen eher positiven Beiklang haben. 

- Die Kommission wird diese Empfehlung im Vorschlag für die künftige 
Rechtsgrundlage berücksichtigen. 

5.2. Zusammenfassung der Empfehlungen 

Zusammenfassend hat die Halbzeitevaluierung des Programms JUGEND zu folgenden 
Empfehlungen geführt: 

1. Noch gezieltere Ausrichtung des Programms auf die Zielgruppe, d.h. Jugendliche 
aller Art unter besonderer Berücksichtigung benachteiligter Jugendlicher. 

2. Verbesserung der Unterstützung der Begünstigten und Projekte in allen Phasen des 
Programms durch Maßnahmen im Hinblick auf Nähe und Qualität. 

3. Vereinfachung und möglichst flexible Gestaltung der Verfahren nach Maßgabe der 
jeweils angepeilten Zielgruppe. 

4. Stärkung der Transparenz und Kohärenz bei der Durchführung des Programms, 
insbesondere auf dezentraler Ebene. 

5. Aufwertung der Qualität der Arbeit durch Informationsrückfluss an die Begünstigten 
und Anerkennung der geleisteten Tätigkeiten. 

6. Ausbau der Freiwilligendienste in qualitativer und quantitativer Hinsicht. 

7. Stärkere Öffiiung des Programms gegenüber Drittländern. 

8. Vorgriff auf die Entwicklung durch Umsetzung innovativer Projekte und 
Durchfiihmng der notwendigen Studien. 
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9. Erhöhung der Sichtbarkeit des Programms und seiner einzelnen Aktionen und 
Nutzbarmachung der erzielten Ergebnisse. 

6. SCHLUSSFOLGERUNG 

Die Halbzeitevaluierung des Aktionsprogramms JUGEND wurde unter Einbeziehung aller 
Akteure des Programms durchgeführt: nationale Verwaltungen, Nationale Agenturen, 
Jugendorganisationen, Jugendbetreuer/Jugendleiter und Wissenschaftler. 

Dabei wurde auf eine Kombination verschiedener Evaluierungsformen zurückgegriffen: 
Berichte der am Programm teilnehmenden Länder, Evaluierungen besonderer Vorkehrungen, 
Expertentagungen, Arbeitsgruppen, externe Evaluierungen. 

Daraus ergaben sich reichhaltige und übereinstimmende Botschaften. Zum einen findet das 
Programm JUGEND große Anerkennung. Seine Ziele werden weitgehend erreicht, und seine 
Durchführung als das Ergebnis eines auf Konsens basierenden Konzepts zwischen den 
verschiedenen Akteuren findet Zustimmung. Auf der anderen Seite führt die Evaluierung 
angesichts der Entwicklung der Jugend und der politischen Zusammenarbeit im 
Jugendbereich sowie der dieser Art von Programm grundsätzlich inhärenten Schwierigkeiten 
zu einer Reihe von Empfehlungen, die in Zukunft umgesetzt werden sollen. 

In dieser Unterlage hat die Kommission zu diesen Empfehlungen Stellung bezogen, und sie 
ist bereit, einige dieser Empfehlungen in der zweiten Phase des Programms bis zum Jahr 2006 
ganz oder teilweise umzusetzen. Andere werden im Rahmen ihrer Vorschläge für ein neues 
Programm zur Förderung der Jugend ab 2007 Berücksichtigung finden. 
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ANHANG 1 

Wirkungsanalyse der am JUGEND-Programm beteiligten Länder - 

angewendete Methodik 


Wirkungsanalyse von 

einem externen 

Unternehmen 
durchgeführt 

Interne Wirkungsanalyse 
in Zusammenarbeit mit 
der Nationalen Agentur 

Keine Antwort 

Deutschland 

Österreich, 

Portugal 

Belgien 

(niederländischsprachig). 

Belgien 

(französischsprachig). 


Spanien, 

Belgien (deutschsprachig). 


Ungarn, 

Zypern, 


Irland, 

Dänemark, 


Litauen, 

Finnland, 


Luxemburg, 

Frankreich, 


Polen, 

Griechenland, 


Vereinigtes Königreich, 

Italien, 


Island 

Litauen, 



Liechtenstein, 
Niederlande, 
Slowakische Republik, 
Tschechische Republik, 
Rumänien, 

Slowenien, 

Estland, 

Schweden, 

Norwegen, 

Bulgarien, 


Malta 
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ANHANG 2 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Bildung und Kultur 

Jugend, Zivilgesellschaft, Kommunikation 

Jugend 


EAC/D 1/JK/NV/AP/JM/LV/HC D(2002) 

Studie zu den Auswirkungen der Aktionen 1, 2, 3 und 5 
des Aktionsprogramms JUGEND 

zwecks Vorbereitung der nächsten Generation von 
Programmen in den Bereichen allgemeine und berufliche 

Bildung sowie Jugend 

1. Einleitung 

Mit Blick auf die nächsten Generation von Programmen in den Bereichen allgemeine und 
berufliche Bildung sowie Jugend hat die Europäische Kommission einen Rahmen für die 
Vorbereitung dieser Programme vorgeschlagen (siehe Dokument EAC.Dl/VG/12- 
D(2002)24639). 

Zweck des vorliegenden Dokuments ist es, in Vorwegnahme der im Beschluss Nr. 
1031/2000/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. April 2000 zur 
Einführung des Aktionsprogramms ' JUGEND geforderten Evaluierung des Programms 
festzulegen, welche Umsetzungsmaßnahmen für die in diesem Rahmen geplanten Aktionen 
von den Programmländem erwartet werden. 

Mit Blick auf den Zeitrahmen wird vorgeschlagen, diese Bewertung auf die beiden folgenden 
Bereiche zu beschränken: 

(1) Eine Analyse des Umfangs, in dem die übergeordneten Ziele des Aktionsprogramms 
. JUGEND und die spezifischeren Ziele der verschiedenen Aktionen des Programms 

erreicht wurden, wobei die Wirkung auf die Jugendlichen, die Organisationen sowie 
auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen abzuschätzen ist; 

(2) Empfehlungen für die nächste Generation von Programmgen. 

Eine quantitative Bewertung des gegenwärtigen Programms ist nicht erforderlich, da bereits 
entsprechende Daten zur Verfügung stehen. 

Die Programmländer werden gebeten, sich an die vorgeschlagene Struktur zu halten und der 
Europäischen Kommission ihre Bewertung der verschiedenen in diesen Leitlinien 
behandelten Themen mitzuteilen. 
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2. Anwendungsbereich und Zeitrahmen für die Folgenabschätzung 

Dieses Dokument ist an die Nationalen Behörden der Programmländer gerichtet. Zu bewerten 
ist das Aktionsprogramm JUGEND ab 2000. Eine Bezugnahme auf oder Vergleiche mit 
Bewertungsergebnissen, Trends, Erfolgen oder Schwierigkeiten der Vorläuferprogramme 
wird jedoch begrüßt. Die Bewertung bezieht sich ausschließlich auf die im Rahmen des 
Aktionsprogramms JUGEND unterstützten Aktivitäten in den Aktionen 1.1, 2.1, 3 und 5.1 in 
den Programmländem. Zu den Aktionen 1.2, 2.2 und 5.1.2. (Kooperation mit Drittländern) 
hat die Kommission eine separate externe Studie in Auftrag gegeben. 

Die Nationalagenturen werden gebeten, die endgültigen Ergebnisse bis 30. Juni 2003 in 
Englisch, Französisch oder Deutsch an die Kommission zu schicken. (GD EAC, JUGEND 
Referat D. 1 , Rue Van Maerlant 2, B- 1 049 Brüssel). 


3. Methodik 

Die Nationalen Behörden können selbst die geeigneten Instrumente und Zugänge auswählen, 
wobei sie jedoch die in diesem Dokument beschriebenen Leitlinien zu berücksichtigen haben. 
Es steht den Nationalen Behörden zudem frei, einen Teil der Bewertungsmaßnahmen an 
externe Auftragnehmer zu vergeben. 

Im Mittelpunkt der Konsultation sollten die Qualität und die Wirkung des Aktionsprogramms 
JUGEND stehen. Diese qualitative Bewertung sollte auf dem bei den Nationalen Agenturen 
vorliegenden Material beruhen und nach Möglichkeit durch Fallstudien, Interviews und 
Erfahrungsberichte jugendlicher Teilnehmer und beteiligter Organisationen ergänzt werden. 
Es wäre hilfreich, Arbeitsgruppen zu bilden oder auf einzelstaatlicher Ebene Seminare 
abzuhalten, um Information zu sammeln und Ergebnisse zu vergleichen. Es müssen unbedingt 
die Einschätzungen und Erfahrungen der Jugendlichen ausgewertet werden, die an den 
JUGEND-Projekten teilgenommen haben,. 

Die Nationalen Behörden der Programmländer werden gebeten, für jede Aktion des 
Aktionsprogramms JUGEND (1, 2, 3 und 5); 

— die Wirkung auf die jungen Menschen sowie auf Jugendbetreuer, Organisationen und 
lokale Gemeinden, auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen zu analysieren 
(siehe Kapitel 7) 

— die Wirksamkeit der Instrumente zu bewerten (siehe Kapitel 8) 

Zudem werden sie gebeten: 

— Empfehlungen für zukünftige Maßnahmen abzugeben (siehe Kapitel 9). 


4. Die Rolle der Nationalen Agenturen 

Die Nationalen Agenturen spielen eine zentrale Rolle bei der Durchführung des 
Aktionsprogramms JUGEND auf einzelstaatlicher Ebene. Daher ist ihr Beitrag zur Bewertung 
unverzichtbar. Dennoch muss die alleinige Verantwortung für die Arbeiten während des 
gesamten Bewertungsprozesses bei den Nationalen Behörden liegen. Allerdings können sie 
bei der Sammlung von Daten und Informationen auf die Erfahrungen und die vorhandene 
Information der Nationalen Agenturen zurückgreifen. Den Nationalen Agenturen stehen 
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statistisches Material, Projektberichte, Unterlagen über Besuche vor Ort, Seminare, 
Bewertungstreffen usw. zur Verfügung, und sie können zur Erhebung zusätzlicher Daten 
beitragen. 

5. ÜBERGEORDNETE ZIELE DES AKTIONSPROGRAMMS JU GEND 

Im Beschluss Nr. 1031/2000/EG, mit dem das Aktionsprogramm JUGEND ins Leben gerufen 
wurde, sind die folgenden Ziele für das Programm festgehalten: 

- Die aktive Beteiligung der Jugend am Aufbau Europas soll gefördert werden, indem 
die jungen Menschen in grenzüberschreitende Austauschprojekte innerhalb der 
Gemeinschaft oder mit Drittländern eingebunden werden, damit sie ein Verständnis 
der kulturellen Vielfalt Europas und der gemeinsamen europäischen Grundwerte 
entwickeln und dazu beitragen können, den Respekt für die Menschenrechte zu 
fördern und Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit zu bekämpfen. 

- Die Solidarität der Jugendlichen soll gefördert werden, indem sie umfassender in 
grenzüberschreitende gemeinnützige Aktivitäten in der Gemeinschaft oder in 
Drittländern eingebunden werden, insbesondere in jenen Ländern, mit denen die 
Gemeinschaft Kooperationsvereinbarungen geschlossen hat. 

- Die Eigeninitiative, der Untemehmcrgcist und die Kreativität der jungen Menschen 
sollen gefördert werden, damit sie eine aktive Rolle in der Gesellschaft übernehmen 
können; gleichzeitig soll der im europäischen Rahmen erworbenen nicht formalen 
Bildung zu größerer Anerkennung verholfen werden. 

- Die Zusammenarbeit im Jugendbereich soll intensiviert werden, indem der 
Austausch vorbildlicher Methoden, die Ausbildung von Jugendbetreuem und 
Jugendleitem und die Entwicklung innovativer Aktionen auf Gemeinschaftsebene 
vorangetrieben werden. 

- Es ist zu gewährleisten, dass alle Jugendlichen ohne Diskriminierung Zugang zu den 
Programmaktivitäten haben. Die Kommission und die Mitgliedstaaten haben dafür 
zu sorgen, dass besondere Anstrengungen zur Einbeziehung von Jugendlichen 
unternommen werden, denen es aus kulturellen, sozialen, körperlichen, geistigen 
oder geografischen Gründen schwerer fallt, an den Aktivitäten auf lokaler, 
regionaler, einzelstaatlicher oder Gemeinschaftsebene teilzunehmen. Zudem ist 
besonders auf die Unterstützung kleiner lokaler Gruppen zu achten. Die Kommission 
wird die Schwierigkeiten berücksichtigen, mit denen diese Zielgruppen konfrontiert 
sind, und so zum Kampf gegen die Ausgrenzung beitragen. 

Darüber hinaus wird im Beschluss die Notwendigkeit hervorgehoben, die Chancengleichheit 
von jungen Männern und Frauen zu gewährleisten. 

6. Spezifische Ziele DES Aktionsprogramms JUGEND 

- Förderung der grenzüberschreitenden Mobilität junger Menschen; 

- Förderung der Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) 
im Jugendbereich; 
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- Förderung der europäischen Bürgerschaft und des Engagements der Jugend für die 
Entwicklung der Europäischen Union; 

- Förderung der Sprachkenntnisse und des Verständnisses für kulturelle Unterschiede; 

- Unterstützung von Pilotprojekten in grenzüberschreitenden Partnerschaften, die dazu 
dienen, die Innovation und die Qualität der Arbeit im Jugendbereich zu erhöhen; 

- Entwicklung von Methoden zur Analyse und Bewertung der Jugendpolitik und zu 
ihrer Entwicklung sowie von Methoden zur Verbreitung vorbildlicher Verfahren auf 
europäischer Ebene. 

7. Prioritäten der einzelnen Aktionen 

7.1. Aktion 1 

- Den Jugendlichen soll Gelegenheit zur Mobilität und zur aktiven Beteiligung 
gegeben werden. 

- Jugendliche, die zum ersten Mal an einer europäischen Aktivität teilnehmen, sowie 
kleine oder lokale Gruppen ohne europäische Erfahrung sollen eingebunden werden. 

- Das Augenmerk liegt auf multilateralen Mobilitätsaktivitäten für Gruppen. 

- Es können bilaterale Mobilitätsaktivitäten für Gruppen finanziert werden, sofern dies 
aufgrund der spezifischen Zusammensetzung der Zielgruppen (benachteiligte 
Jugendliche) oder des spezifischen Projektzugangs gerechtfertigt ist. 

- Den Jugendlichen sollen sprachliche und interkulturelle Fähigkeiten vermittelt 
werden. 

- Es sind Projekte zu entwickeln, die dem Kampf gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit dienen. 

7.2. Aktion 2 

- Die Jugendlichen sollen zur aktiven und persönlichen Beteiligung an unbezahlten 
Aktivitäten ohne Gewinnzweck teilnehmen, die dazu dienen, die gesellschaftlichen 
Erfordernisse in verschiedensten Bereichen zu erfüllen. 

- Den Jugendlichen soll eine nicht formale Bildungserfahrung vermittelt werden, um 
ihre sozialen und kulturellen Fähigkeiten zu fördern und ihre 
Beschäftigungsfähigkeit zu erhöhen. 

- Es sollen Freiwilligendienstprojekte im Geist der Partnerschaft und der gemeinsamen 
Verantwortung von Entsende- und Aufnahmeorganisationen sowie Freiwilligen 
geführt werden. 


Es sollen Freiwilligendienstprojekte von kurzer Dauer sowie besondere 
Unterstützungs- und Ausbildungsmaßnahmen für benachteiligte Jugendliche 
angeboten werden, um diesen die schrittweise Integration in den langfristigen 
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Freiwilligendienst und/oder in andere Aktionen des Aktionsprogramms JUGEND zu 
ermöglichen. 

- Der Freiwilligendienst soll als neues Element in bestehende Partnerschaften 
aufgenommen werden, und/oder es sollen neue Partnerschaften zwischen 
Organisationen/Vereinigungen/Strukturen begründet werden, die in den Bereichen 
Soziales, Kultur, Jugend oder Umwelt tätig sind. 

- Es sollen Organisationen eingebunden werden, die noch nicht am EFD 
teilgenommen haben. 

- Es sollen neue Aktivitätsbereiche oder innovative Merkmale berücksichtigt werden. 

- Die Projekte sollen einen Mehrwert für die lokale Gemeinde haben und deren 
Entwicklung unterstützen. 

- Die Freiwilligen sollen ein Dokument (Zertifikat) erhalten, aus dem ihre Teilnahme 
sowie die im Rahmen der Aktion 2 erworbenen Erfahrungen und Fähigkeiten 
hervorgehen. 

7.3. Aktion 3 

- Eigeninitiative, Untemehmergeist und Kreativität der Jugendlichen sollen gefördert 
werden. 

- Durch die Entwicklung gemeinsamer Initiativen auf lokaler, regionaler oder 
nationaler Ebene sollen die aktive gesellschaftliche Beteiligung der Jugendlichen und 
ihre Integration in die Gesellschaft gefördert werden. 

- Die sozialen und kulturellen Fähigkeiten der Jugendlichen sollen gefördert werden, 
um ihre Beschäftigungsfähigkeit zu erhöhen. 

- Die Jugendinitiativen sollen mittels Vemetzungsprojekten mit ähnlichen Initiativen 
in anderen Mitgliedstaaten/Programmländem verknüpft werden. 

- Die europäische Dimension der Jugendinitiativen ist herauszustreichen. 

- Es sollen benachteiligte Jugendliche einbezogen werden. 

- Es sollen Projekte zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
entwickelt werden. 

7.4. Aktion 5 

- Es sind zusätzliche Ausbildungsmaßnahmen für in der Jugendarbeit tätige Personen 
durchzufüliren, insbesondere für jene, die an Projekten teilnehmen, die junge 
Menschen direkt in die Aktionen 1, 2 und 3 einbinden, oder eine Teilnahme an 
solchen Projekten planen. So soll eine angemessene Qualität derartiger Projekte 
gewährleistet werden. 

- Es sind Aktivitäten zu gestalten, in deren Mittelpunkt der Austausch von 
Erfahrungen und vorbildlichen Methoden steht, die der Bildung dauerhafter 
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grenzüberschreitender Partnerschaften und Netzwerke zwischen den in der 
Jugendarbeit tätigen Akteuren dienen. 

Die Ergebnisse guter Projekte und Aktivitäten sollen verbreitet werden. 

Es sind Beiträge zu experimentellen, innovativen Aktivitäten zu leisten, die von 
Teilnehmern mit unterschiedlichem Hintergrund gemeinsam durchgeftihrt werden. 

Den Jugendlichen soll der Zugang zum Programm erleichtert werden, und ihre 
Eigeninitiative sowie ihre aktive gesellschaftliche Beteiligung sollen gefördert 
werden. 

Es soll untersucht werden, welche Faktoren die soziale Integration marginalisierter 
Jugendlicher verhindern. 

Es sollen Projekte zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
entwickelt werden. 


8. Bewertung von Wirkung und Qualität der: für jede Aktion sepaiu^t zu 

BEANTWORTEN 

8.1. Wirkung auf die Jugendlichen 

1. Welche Wirkung auf die Jugendlichen hat die Aktion Ihrer Einschätzung nach drei 
Jahren nach der Einführung des Aktionsprogramms JUGEND bezüglich der zuvor 
genannten übergeordneten und spezifischen Ziele? 

2. Bezüglich der jährlichen Prioritäten? 

3. Bezüglich des multikulturellen Lernens der Jugendlichen, des Erwerbs neuer sozialer 
und persönlicher Fähigkeiten und Kenntnisse? Inwieweit förderte die Aktion die 
persönliche Entwicklung und gegebenenfalls die Beschäftigungsfahigkeit der 
Jugendlichen? 

4. Bezüglich der verstärkten gesellschaftlichen Einbindung der Jugendlichen und einer 
Verringerung der Neigung zu Risikoverhalten? 

5. Bezüglich des Zugangs aller Jugendlichen, d.h. organisierter, nicht organisierter und 
benachteiligter Jugendlicher, zum Aktionsprogramm JUGEND? 

8.2. Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und lokale Gemeinden 

1. Welche Wirkung auf Jugendbetreuer, Organisationen und lokale Gemeinden hat die 
Aktion Ihrer Einschätzung nach drei Jahren nach der Einführung des 
Aktionsprogramms JUGEND bezüglich der zuvor genannten übergeordneten und 
spezifischen Ziele? 

2. Bezüglich der jährlichen Prioritäten? 

3. Bezüglich der alltäglichen Praxis von Jugendbetreuem, Organisationen und lokalen 
Gemeinden? Wie wirkte sich die Beteiligung an den Projekten im Rahmen der 
Aktion auf die Arbeitsabläufe aus? 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-87- 


Drucksache 15/5301 


4. Bezüglich der Einführung neuer Elemente in bestehende Partnerschaften und/oder 
bezüglich der Bildung neuer Partnerschaften zwischen 
Organisationen/Strukturen/Vereinigungen? 

5. Bezüglich der Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im 
Jugendbereich mittels Austausch vorbildlicher Methoden, Austauschprojekten, 
Ausbildungsmaßnahmen und Entwicklung innovativer. Aktionen? 

6. Welche Multiplikatoreffekte in Bezug auf Organisationen und lokale Gemeinden 
waren zu beobachten? 

8.3. Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen 

1. Wie wirkte sich die Aktion auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene auf Politik, 
Rechtsvorschriften und staatliche Einrichtungen aus? 

2. Wird zwischen der europäischen Aktion und den verschiedenen nationalen oder 
regionalen Aktionen derselben Art unterschieden? Ergänzt die europäische Aktion 
die einzelstaatlichen Maßnahmen? 

3. Inwieweit und wie haben Sie sich an die jährlichen aktionsspezifischen Prioritäten 
für die Jahre 2000 bis 2002 gehalten? Inwieweit haben die Prioritäten für die Jahre 
2000-2002 zur Verwirklichung der Programmziele beigetragen? Welche 
einzelstaatlichen Prioritäten haben Sie ergänzt? 

4. Haben die Teilnehmer am Frciwilligcndienst in Ihrem Land einen reehtlichen Status? 
Inwieweit erkennen Arbeitgeber, Bildungseinrichtungen und der Staat Ihrer 
Einschätzung nach die Zertifikate über die nicht formalen Lemerfahrungen und über 
den Erwerb von Kenntnissen im Rahmen von EFD-Projekten an? 

9. Wirksamkeit der Instrumente 

1. Inwieweit sind die in jeder Aktion bestehenden Instrumente geeignet, die Ziele und 

Prioritäten der Aktionen (bilateraler un multilateraler Jugendaustausch, kurzfristige 
und langfristige EVS, Gruppeninitiativen und Future Capital, flankierende 
Massnahmenjzu verwirklichen? 

2. Motiviert die Teilnahme an einer Aktion die Jugendlichen dazu, später an einer 
anderen Aktion des Programms Jugend teilzunehmen? 

10. Empfehlungen für die Programme der nächsten Generation 

10.1 Allgemein 

1. Welche Aspekte und/oder Aktivitäten des gegenwärtigen Aktionsprogramms 

JUGEND sind Ihrer Meinung nach besonders nützlich? Welche spezifischen Ziele 
und Prioritäten sollten Ihrer Ansicht nach in das zukünftige Programm übernommen 
werden? Welche spezifischen Ziele und Prioritäten sollten Ihrer Meinung nach in das 
zukünftige Programm aufgenommen werden? 
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2. Gibt es neue historische oder gesellschaftliche Herausforderungen, die Ihrer 
Meinung nach vom zukünftigen Programm in Angriff genommen werden sollten? 

3. Welche Instrumente, Verwaltungs- oder Verfahrensaspekte sollten angepasst werden, 
um ihre .Wirksamkeit für das zukünftige Aktionsprogramm JUGEND zu erhöhen? 

4. Welche Alternative zur gegenwärtigen Praxis der auf der Projektauswahl beruhenden 
Durchführung von Kleinprojekten vvlirden Sie empfehlen? Bitte machen Sie genaue 
Angaben zu einem möglichen Unterstützungs-, Auswahl- und 
Überw'achungsmechanismus. 

5. Befürworteten Sie eine verstärkte Einbindung der lokalen, regionalen und/oder 
nationalen Behörden in die Durchführung und/oder Finanzierung des 
Aktionsprogramms JUGEND? 

6. Inwieweit könnte eine systematische und öffentliche Kofinanzierung des JUGEND- 
Programms, entweder global auf nationaler Ebene oder spezifischer auf regionaler 
oder lokaler Ebene dazu beitragen, die wachsende Nachfrage der Antragsteller nach 
Zuschüssen zu befriedigen? 

7. Inwieweit wäre es sinnvoll, die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen 
zu überdenken und möglicherweise auszuweiten? 

10.2, Aktionsspezifische Empfehlungen 

1. Wie könnten die allgemeinen und aktionsspezifischen Ziele der einzelnen Aktionen 
besser verwirklicht werden? 

2. Wie könnte die Wirkung der verschiedenen Aktionen des Programms auf die jungen 
Menschen sowie auf die lokalen Gemeinden und Organisationen erhöht werden? 

3. Wie könnte die Wirkung auf Politik, Rechtsvorschriften und Einrichtungen erhöht 
werden, unter anderem mit Blick auf die Anerkennung des nicht formalen Lernens? 
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ANHANG 3 


Interim evaluation of third countries Cooperation of the Youth Programme 2000- 
2002: http://europa.eu.int/comm/vouth/program/index en.html 
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Anlage 2 



RAT DER Brüssel, den 10. März 2004 (11.03) 

EUROPÄISCHEN UNION (OR.fr) 

7213/04 


JEUN 16 
SOC 122 
EDUC 53 


ÜBERMITTLUNGSVERMERK 

Absender; Frau Patricia BUGNOT, Direktorin, im Auftrag des Generalsekretärs der 

Europäischen Kommission 
Eingangsdatum: 9. März 2004 

Empfänger: der Generalsekretär/Hohe Vertreter, Herr Javier SOLANA 

Betr. : Bericht der Kommission "Zwischenevaluierung des Aktionsprogramms Jugend 

2000-2006 (Berichtszeitraum 2000-2003)" 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument - KOM(2004) 158 endg. 


Ank: KOM(2004) 158 endg. 


7213/04 


DGI 


HBA/mb 


DE 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 08.03.2004 
KOM(2004) 158 endgültig 


BERICHT DER KOMMISSION 

Zwischenevaluierung des Aktionsprogramms Jugend 2000-2006 
(Berichtszeitraum 2000-2003) 
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2003/0113 (COD) 


MITTEILUNG DER KOMMISSION 
AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 


gemäß Artikel 251 Absatz 2 Unterabsatz 2 EG-Vertrag 
betreffend den 

vom Rat angenommenen gemeinsamen Standpunkt im Hinblick auf den Erlass einer 
Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates, die ein Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft festlegt, Einrichtungen zu fördern, die auf europäischer Ebene im 
Bereich der Jugend aktiv sind (2004-2006) 


1. HINTERGRUND 

Datum der Übermittlung des Vorschlags an das Europäische Parlament 


und den Rat (Dokument KOM(2003) 272 endg.- 2003/01 13 (COD)): 3.6.2003 

Datum der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschusses: 24.9.2003 

Datum der Stellungnahme des Europäischen Parlaments, erste Lesung: 6.1 1 .2003 

Datum des politischen Abkommens des Rates , 24. 1 1 .2003 

Datum der Annahme des gemeinsamen Standpunkts: 22. 1 2.2003 


2. ZIEL DES VORSCHLAGS DER KOMMISSION 

Basierend auf Artikel 149 versucht der Vorschlag, die Teilnahme von Jugendlichen in der 
Ausübung aktiver europäischer Staatsbürgerschaft mit Hilfe der Zivilgesellschaft zu fördern. 
Das Programm wird die laufenden Arbeitsprogramme von Gremien unterstützen, die auf 
europäischer Ebene im Bereich der Jugend aktiv sind. Ihre Aktivitäten müssen zur 
Entwicklung von Aktionen der Gemeinschaften im Bereich der Jugend beitragen. Ebenso 
wird das Programm die laufenden Aktivitäten des Europäischen Jugendforums unterstützen, 
insofern als es Nichtregierungsjugendorganisationen vertritt und koordiniert, und 
Infonnationen über die Jugend den europäischen Institutionen übermittelt. 

Seit mehreren Jahren ist Unterstützung für Gremien gewährt worden, die auf europäischer 
Ebene im Bereich der Jugend aktiv sind; siehe Überschriften in Teil A des Haushalts {A-3023 
kofmanzieren die Betriebskosten des Jugendforums der Europäischen Union; A-3029 
gewähren die Unterstützung für internationale Nichtregierungsjugendorganisation). Die 
Annahme einer neuen Haushaltsordnung, die auf den Gesamthaushaltsplan der Europäischen’ 
Gemeinschaften anzuwenden ist, (Verordnung des Rates (EG, Euratom) N° 1605/2002 vom 
25. Juni 2002 ) sowie die Entscheidung, die Struktur des Haushalts der Kommission auf dem 
ABB- Konzept ( Activity-based Budgeting = auf Aktivitäten basierte Haushaltsplanung) zu 
etablieren, erfordern grundlegende Änderungen für mehrere Subventionen. Dies betrifft 
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solche Subventionen, die bisher von den Mitteln finanziert wurden, die in Teil A 
(Verwaltungsmittel) des Einzelplans des Haushaltsplans der Kommission aufgefuhrt wurden. 

Der Zweck dieses Entscheidungsentwurfes ist deshalb, einen Rechtsakt anzunehmen, der eine 
Basis für laufende Verwaltungszuschüsse an Gremien bietet, die auf europäischer Ebene im 
Bereich der Jugend für einen Zeitraum von drei Jahren aktiv sind, (2004/2006), bis das neue 
Jugendprogramm Anfang 2007 in Kraft tritt. Im reuen Programm wird die Teilnahme von 
Jugendlichen eine Schlüsselpriorität sein, und die Unterstützung für 
Nichtfegierungsjugendorganisationen ist eindeutig ein wichtiger Teil dieser Priorität. 

3. BEMERKUNGEN ZUM GEMEINSAMEN STANDPUNKT 

3.1. Überlegungen bezüglich der Änderungen, die vom Parlament in der ersten 

Lesung vorgeschlagen werden,: 

3.1.1. Änderungen, die vollständig oder in Substanz von der Kommission angenommen und 

im gemeinsamen Standpunkt einbezogen werden, : 

- Änderung 1 des Erwägungsgrundes 2 erklärt im einzelnen, wie 
Nichtregierungsjugendorganisationen helfen, die Herausforderungen 
anzunehmen, auf die die Erklärung von Laeken verweist. 

- Änderung 2 des Erwägungsgrundes 3 bezieht den Verweis auf den Bericht des 
Europäischen Parlaments über das Weißbuch "Neuer Schwung für die Jugend 
Europas” ein. 

- Änderung 3 des Erwägungsgrundes 4 fügt einen Verweis auf das Weißbuch 
über die Regierungsfähigkeit in Europa hinzu. 

- Änderung 5 des Erwägungsgrundes 6 fügt den Verweis auf die repräsentative 
Rolle des Europäischen Jugendforums gegenüber internationalen Institutionen 
hinzu, und führt die Idee ein, daß Nichtregierungsjugendorganisationen 
nichtformale und informelle Ausbildung sowie informelle Informationen an 
Jugendliche liefern. Das Europäische Jugendforum baut Netzwerke von auf 
europäischer Ebene aktiver gemeinnütziger Gremien auf 

- Änderung 7 des Artikels 1.2 schließt die Beschreibung der erwarteten Ziele der 
Aktivitäten der Nichtregierungsjugendorganisationen ab. 

- Änderung 9 des Artikels 3.2 ersetzt den Satz "Teilnahme an Aktionen im 
Rahmen dieses Programms..." durch den Satz "Teilnahme an diesem 
Programm...". 

- Änderung 10 des Artikels 4 beschränkt Bewerber für einen 

■ Betriebskostenzuschuss durch die Ausschi'eibung auf solche internationale 

Nichtregierangsjugendorganisationen, die ein Ziel von allgemeinem 
europäischem Interesse im Bereich der Jugend verfolgen. 

- Änderung 12 (Anhang) fügt Einzelheiten über die Aktivitäten von 
Nichtregierangsjugendorganisationen hinzu; 
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- Änderung 13 (Anhang) liefert eine genauere Beschreibung der Arbeit des 
Europäischen Jugendforums. 

- Änderung 16 führt die Verpflichtung für die Kommission ein, Bewerbern einen 
Zeitraum zu geben, um Formfehler nach der Unterbreitung des 
Bewerbungsformulars zu' korrigieren. 

- Änderung 17 fuhrt die Aufgabe für die Kommission ein, regelmäßig das 
Europäische Parlament über die Durchführung des Programms zu informieren. 

- Änderung 20 führt die Verpflichtung für Empfänger von 
Betriebskostenzuschüssen ein, auf EU-Subventionen an einem wichtigen Platz 
zu verweisen: z.B. Web-Site, Jahresbericht usw.. 

3.1.2 Änderungen, die von der Kommission vollständig, teilweise oder inhaltlich 
angenommen und die nicht im gemeinsamen Standpunkt einbezogen werden,: 5 Teil 
3, 11, 14, 18 und 19. 

Da eine Einigung der drei Institutionen hinsichtlich des Haushalts (13 Millionen 
EURO) auf der Schlichtungssitzung vom 24. November 2003 erzielt und schon in 
den gememsamen Standpunkt einbezogen wurde, ist Änderung 11 nicht mehr 
relevant. 

Änderung 5 Teil 3, die die Äktionen von Nichtregierungs Jugendorganisationen als 
Ängelegenheiten von allgemeinem europäischem Interesse betrachtet und ihnen 
somit das Recht einräumt, eine Gewährung ohne die Änwendung des Prinzips der 
Degression zu erfahren. 

Änderung 14: Stufenweise Heraufsetzung des Haushalts des Europäischen 
Jugendforums. 

Änderung 18 und 19 sowie Änderung 5 Teil 3 der mit der Ausnahmeregelung des 
Prinzips allmählicher Abnahme zusammenhängt, wurden inhaltlich angenommen. 
Das Dreiergespräch vom 13. November 2003 bestätigte die Notwendigkeit, das 
Prinzip der Degression in Übereinstimmung mit der Haushaltsordnung 
aufrechtzuerhalten. 

3.2. Gemeinsamer Standpunkt des Rates 

Der Text des gemeinsamen Standpunlcts ist aimehmbar für die Kommission, da er 
größtenteils die Substanz des ursprünglichen Vorschlags der Kommission respektiert 
und er bezieht in großem Ausmaß die Berechnung der Ändemngen, die vom 
Parlament vorgeschlagen und von der Kommission angenommen werden, ein. 

Zusätze :mm Text, die vom Rat gemacht werden und die in den gemeinsamen 
Standpunlct des Rates integriert sind: 

- in Artikel 7 die Notwendigkeit, den Rat (neben dem Europäischen Parlament 
wie in Abänderung 17 des EP gefordert) über die Durchführung des 
Programms zu informieren; 

- ein Verweis auf eine breitestmögliche Repräsentation von Organisationen vom 
Europäischen Jugendforum im Anhang, Punkt 2.1.1; 
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- es wii'd die Möglichkeit hinzugeffigt, dass die Kofinanzierung von den 
Organisationen "vollständig" in Natura beigetragen werden könnte 
(Puirkte 2.1.3. und 2.2.3 im Anhang); 

- einige Wortzusätze sind gemacht worden, die den Text erklärlicher gestalten. 

Die Kommission akzeptiert diese Änderungen und Zusätze zum gemeinsamen 
Standpunkt, da sie den Anfangsvorschlag verbessern und klären. 


4. SCHLUSSFOLGERUNG 

Die Kommission ist der Ansicht, daß der Text des gemeinsamen Standpunkts eine gute Basis 
für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates ist. 

Jedoch sollten in Übereinstimmung mit der Einigung, die auf der 

Haushaltsschlichtungssitzung am 24. November erzielt wurde, folgende Übergangsklauseln, 
die den Zeitraum vor der Genehmigung der Rechtsgrundlage abdecken, zum grundlegenden 
Rechtsakt hinzugefügt werden: 

"Für die im Jahr 2004 gew’ährten Finanzhilfen gilt, dass der 

Förderfähigkeitszeitraum am ]. Januar 2004 beginnen kann; allerdings dürfen die 
betreffenden Ausgaben weder vor dem Tag der Einreichung des Zuschussantrags 
noch vor Beginn des Rechnungsjahres des Empfängers anfallen. 

Hinsichtlich derjenigen Zuschussempfdnger, deren Rechnungsjahr vor dem 1. März 
des laufenden Jahres beginnt, ist es möglich, im Jahr 2004 von der in Artikel 112 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 1605/2002 des Rates zur Unterzeichnung der 
Fördervereinbarung innerhalb der ersten vier Monate nach Beginn des 

Rechnungsjahres abzuweichen, ln diesem Fall müssen die Fördervereinbarungen bis 
einschließlich 30. Juni 2004 unterzeichnet werden". 
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Anlage 3 



EIAT DER Brüssel, den 19. Juli 2004 (20.07) 

EUROPÄISCHEN UNION (OR. fr) 


11586/04 


Interinstitutionelles Dossier: 
2004/0152 (COD) 


JEUN 57 
EDUC 143 
SOC 364 
CODEC 923 
CADREFIN 17 


VORSCHLAG 


der 

Europäischen Kommission 

vom 

15. Juli 2004 

Betr.: 

Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Programm "JUGEND IN AKTION" (Zeitraum 2007-2013) 


Die Delegationen erhalten in der Anlage den mit Schreiben von Frau Patricia BUGNOT, 
Direktorin, an den Generalsekretär/I lohen Vertreter, Herrn Javier SOLANA, übermittelten 
Vorschlag der Europäischen Kommission. 


Anh: KOM(2004)471 endg. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 14.7.2004 
KOM(2004) 471 endgültig 


2004/0152 (COD) 


Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über die Durchführung des Programms „JUGEND IN AKTION“ im Zeitraum 

2007-2013 


(von der Kommission vorgelegt) 


[SEC(2004)960] 
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BEGRÜNDUNG 

ZUM VORSCHLAG FÜR EINEN BESCHLUSS ÜBER DAS PROGRAMM „JUGEND 

IN AKTION“' 


1. Hintergrund 

In ihrer Mitteilung vom 10. Februar 2004 mit dem Titel „Unsere gemeinsame 
Zukunft aufbauen: Politische Herausforderungen und Haushaltsmittel der 
erweiterten Union - 2007-2013“' schlug die Kommission als eine vorrangige Priorität 
für EU-Maßnahmen vor, die europäische Bürgerschaft zu entwickeln. 

Am 9. März 2004 legte die Kommission die Mitteilung „Aktive Bürgerschaft konkret 
verwirklichen: Förderung der europäischen Kultur und Vielfalt durch Programme im 
Bereich Jugend, Bürgerbeteiligung, Kultur und audiovisuelle Medien“^ vor, in der 
die Grundzüge des neuen Programms im Jugendbereich dargelegt werden. 

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, die aktive Bürgerschaft zu 
verwirklichen, und zwar durch die Förderung der europäischen Kultur und Vielfalt in 
Bereichen, in denen die europäischen Bürger und insbesondere die jungen Menschen 
direkt in den Integrationsprozess einbezogen werden. 

Das Programm JUGEND läuft 2006 aus. Im Lichte der genannten Mitteilungen 
sowie der Ergebnisse der öffentlichen Konsultation, des Berichts über die 
Zwischenevaluierung^ und der Ex-ante-Evaluierung des künftigen Programm- 
instruments legt die Kommission diesen Legislativvorschlag im Hinblick auf die 
Annahme einer neuen Programmgeneration für den Zeitraum 2007-2013 vor. 

1.1. Ausgangssituation 

Die mit Beschluss Nr. 1031/2000/EG festgesetzten Ziele des Programms JUGEND 
basieren auf Artikel 149 Absatz 2 des EG-Vertrages, in dem es heißt: ,f)ie Tätigkeit 
der Gemeinschaft hat folgende Ziele: [...] Förderung des Ausbaus des 
Jugendaustauschs und des Austauschs sozialpädagogischer Betreuer 

Die Zwischenevaluierung des Programms JUGEND zeigt, dass dieses Instrument 
großen Anklang findet und tatsächlich Wirkung zeigt. Die Evaluierung beinhaltet 
außerdem eine Reihe von Empfehlungen, die umgesetzt werden sollten, um den 
Entwicklungen im Jugendbereich, den von dieser Art von Programm geweckten 
Erwartungen sowie dem Wunsch nach Vereinfachung Rechnung zu tragen. 

Angesichts ihrer vertraglichen Verpflichtungen und der positiven Ergebnisse der 
Zwischenevaluierung des Programms schlägt die Kommission vor, die Maßnahmen 
im Jugendbereich fortzuführen. 


2 

3 


Vorläufige Bezeichnung. 

KOM (2004) 154 endg. vom 9.3.2004. 
KOM (2004) 158 endg. vom 8.3.2004. 
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1.2. Warum eine neue Etappe? 

Die Zusammenarbeit im Jugendbereich hat sich seit der Annahme des Weißbuchs 
„Neuer Schwung für die Jugend Europas“ durch die Kommission im November 2001 
erheblich weiterentwickelt. 

Im Weißbuch wurde insbesondere die Einführung einer offenen Koordinierungs- 
methode vorgeschlagen, um die Entwicklung der Zusammenarbeit der Mitglied- 
staaten in vier vorrangigen Bereichen zu fördern: Partizipation, Information, 
Freiwilligenarbeit und bessere Kenntnis der Jugend. Das Europäische Parlament hat 
in seiner Stellungnahme vom Mai 2002 die Vorschläge der Kommission unterstützt. 

Der Rat, der die Vorschläge des Weißbuchs begrüßte, hat im Juni 2002 die 
Rahmenbedingungen für die europäische Zusammenarbeit im Jugendbereich 
festgelegt. Im November 2003 setzte der Rat gemeinsame Ziele für die Partizipation 
und Information der jungen Menschen fest, die ebenfalls im Programmvorschlag 
Berücksichtigung finden. 

Weitere Entwicklungen der Gemeinschaftspolitik fließen in die vorgeschlagene 
Rechtsgrundlage ein: 

• In den Schlussfolgerungen des Rates vom Mai 2003, die vom Rat im Mai 2004 
bestätigt wurden, wird die Kontinuität des derzeitigen Programms unter 
Beibehaltung seiner Besonderheit und unter Berücksiehtigung der Entwicklung 
der politischen Zusammenarbeit gefordert. 

• Der Europäische Rat von Laeken ruft dazu auf, den jungen Menschen das 
europäische Aufbauwerk und die europäischen Organe näher zu bringen. 

• Der neue Verfassungsvertrag führt neue Dimensionen im Jugendbereich ein, 
insbesondere die Beteiligung der Jugendlichen am demokratischen Leben sowie 
die Schaffung eines Korps von jungen Freiwilligen, um dadurch einen Rahmen 
für gemeinsame Beiträge von europäischen Jugendlichen zu 
Solidaritätsmaßnahmen der Union zu schaffen. 

• Im Bericht des Europäischen Parlaments vom Februar 2004 wird die Kommission 
aufgefordert, ein Programm auszuarbeiten, das das derzeitige Programm ablöst 
und über eine finanzielle Ausstattung verfügt, die den w'aehsenden Bedürfnissen 
in der Jugendpolitik entspricht. 

• In den Schlussfolgerungen des Rates vom Juni 2003 werden in Bezug auf die 
Mitteilung der Kommission über die Nachbarländer des erweiterten Europa der 
Au.sbau der kulturellen Zusammenarbeit, das gegenseitige Verständnis und die 
Zusammenarbeit im Bereich allgemeine und berufliche Bildung als mögliche 
Aktionslinien der Europäischen Union genannt. 

Die genannten Elemente zeigen, dass das Programm einen Beitrag zur aktiven 
Bürgerschaft junger Menschen in der Gesellschaft und zu ihrem 
Zugehörigkeitsgefühl zu Europa leisten muss. Ein weiterer Punkt ist die Bildung 
junger Menschen im w'citestcn Sinne und damit die Verwirklichung der Ziele des 
Lissabon-Prozesses. Ferner soll die Solidarität und das gegenseitige Verständnis 
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entwickelt und damit ein Beitrag zum sozialen Zusammenhalt der Union und zum 
Frieden geleistet werden. 

1.3. Die Ziele des neuen Programms 

Folgende Ziele werden vorgeschlagen: 

- Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen im Allgemeinen und 
ihrer europäischen Bürgerschaft im Besonderen, 

- Entwicklung der Solidarität junger Menschen, insbesondere zur Stärkung des 
sozialen Zusammenhalts der Europäischen Union, 

- Förderung des gegenseitigen Verständnisses der Völker durch die jungen 
Menschen, 

- Beitrag zur Entwicklung der Qualität der Systeme zur Unterstützung der 
Aktivitäten junger Menschen und zur Entwicklung der Kompetenzen der 
Organisationen der Zivilgesellschaft im Jugendbereich, 

- Förderung der europäischen Zusammenarbeit in der Jugendpolitik. 

Diese Ziele decken sich mit den Prioritäten für die Zusammenarbeit im 
Jugendbereich und mit den jüngsten Entwicklungen im Bereich der Bürgerschaft. 

2. Ergebnis der öffentlichen Konsultation der betroffenen Akteure und 
DER Folgenabschätzung 

Die Kommission hat den Vorschlag im Einklang mit dem Grundsatz des Regierens 
in Europa ausgearbeitet. Die wichtigsten Akteure des Jugendbereichs hatten 
Gelegenheit, ihre Beiträge zur künftigen Programmgeneration einzureichen 
(Europäisches Jugendforum, nichtstaatliche Organisationen und Jugendbetreuer, 
Nationale Agenturen des Programms JUGEND usw.). 

2.1. Die öffentlichen Konsultationen 

Die von der Kommission im Dezember 2002 eingeleitete gemeinsame öffentliche 
Konsultation über die Programme im Bereich der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und Jugend sowie die Beiträge der Zuschussempfänger des Programms 
JUGEND haben gezeigt, dass die Akteure des Jugendbereichs und die nationalen 
Behörden eine übereinstimmende Meinung vertreten: 

1. Beibehaltung eines eigenständigen Programms für die Jugend mit 
Querverbindungen zu anderen für junge Menschen relevanten Bereichen. 

2. Sicherstellung der Kontinuität des Programms JUGEND im Flinblick auf 
Maßnahmen und Zugang zum Programm. 

3. Entwicklung der europäischen Identität der jungen Menschen und ihrer aktiven 
Beteiligung am öffentlichen Leben. 
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4. Berücksichtigung der politischen Prioritäten des Weißbuchs der Kommission 
über die Jugend. 

5. Unterstützung der Initiativen im Rahmen der politischen Zusammenarbeit, die 
durch die offene Koordinierungsmethode umgesetzt werden. 

6. Beitrag zur Entwicklung der Jugendorganisationen und Unterstützung der 
Arbeit der Jugendbetreuer. 

7. Stärkere Öffnung des Programms für Drittländer und Verbesserung der 
Sichtbarkeit dieser Maßnahmen. 

8. Förderung der Anerkennung der Programmaktivitäten und allgemein der Arbeit 
der Jugendbetreuer, die einen Beitrag zur nicht formalen und informellen 
Bildung junger Menschen leisten. 

9. Vorschlag von einfachen und flexiblen, auf die Zielgruppe abgestimmte 
Mechanismen. 

2.2. Zwischenevaluierung des Programms 

Die Kommission hat auch die Ergebnisse der Zwischenevaluierung des derzeitigen 
Programms JUGEND berücksichtigt. 

Der Bericht der Kommissionsstellen über die Zwischenevaluierung basiert auf 
Folgenabschätzungen der am Programm teilnehmenden Länder und auf Seminaren, 
die von der Kommission mit den Nationalen Agenturen, mit Zuschussempfängem 
und unabhängigen Sachverständigen organisiert wurden. 

Die Evaluierung erbrachte zahlreiche und übereinstimmende Ergebnisse. Zum einen 
findet das Programm JUGEND großen Anklang. Zum anderen ergeben sich aus der 
Evaluierung aufgrund der Entwicklungen im Jugendbereich, der politischen 
Zusammenarbeit im Jugendbcrcich sowie der dieser Art von Programm 
innewohnenden Schwierigkeiten eine Reihe von Empfehlungen: 

1 . Noch gezieltere Ausrichtung des Programms auf die Zielgruppe, d. h. alle 
jungen Menschen, unter besonderer Berücksichtigung benachteiligter junger 
Menschen. 

2. Bessere Unterstützung der Begünstigten und Projekte in allen Programmphasen 
durch Maßnahmen im Hinblick auf Nähe und Qualität. 

3. Vereinfachung und möglichst flexible Gestaltung der Verfahren nach Maßgabe 
der jeweiligen Zielgruppe. 

4. Stärkere Transparenz und Kohärenz bei der Durchführung des Programms, 
insbesondere auf dezentraler Ebene. 

5. Höhere Qualität der Arbeit durch Evaluierung der Projekte mit 
Informationsrückfluss an die Begünstigten und Anerkennung der realisierten 
Tätigkeiten. 
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6. Ausbau der Freiwilligendienste in qualitativer und quantitativer Hinsicht. 

7. Stärkere Öffnung des Programms gegenüber Drittländern. 

8. Vorwegnahmen von Entwicklungen durch Umsetzung innovativer Projekte 
und Durchführung der notwendigen Studien. 

9. Erhöhung der Sichtbarkeit des Programms und seiner einzelnen Aktionen und 
Nutzbarmachung der erzielten Ergebnisse. 

2.3. Ex-ante-Evaluierung 

Der Bericht über die Ex-ante-Evaluierung stellt die Ergebnisse der Überlegungen zur 
Begründung dieses Vorschlags vor. 

Im Bericht wird herausgestellt, dass auf europäischer Ebene auf die Bedürfiiisse der 
jungen Menschen - vom Jugend- bis zum Erwachsenenalter - eingegangen und der 
von den europäischen Organen, vor allem dem Ministerrat und dem Europäischen 
Parlament, geäußerte politische Wille berücksichtigt werden muss. 

Der Bericht macht deutlich, wie der Programmvorschlag die jüngste Entwicklung der 
politischen Zusammenarbeit auf europäischer Ebene im Jugendbereich und die 
Umsetzung der im Ralunen der offenen Koordinierungsmethode festgelegten 
Prioritäten widerspiegelt. 

3. Rechtliche Aspekte DES Vorschlags 

3.1. Rechtsgrundlage 

Der Programmvorschlag basiert auf Artikel 149 EGV über die allgemeine und 
berufliche Bildung und Jugend, insbesondere auf Absatz 2, in dem es heißt: ,J)ie 
Tätigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele: [...] Förderung des Ausbaus des 
Jugendaustauschs und des Austauschs sozialpädagogischer Betreuer [. . 

3.2. Programmaktionen 

Der Programmvorschlag umfasst die folgenden fünf Aktionen: 

Die Aktion „Jugend für Europa“ zielt vor allem darauf ab, das aktive Engagement 
junger Menschen zu stärken, und zwar durch die Unterstützung von Austausch, 
Mobilität und Initiativen junger Menschen sowie ihrer Projekte zur Beteiligung am 
demokratischen Leben. 

Die Aktion „Europäischer Freiwilligendienst“ zielt darauf ab, die Solidarität der 
jungen Menschen, ihren aktiven Bürgersinn sowie das Verständnis junger Menschen 
füreinander zu fördern. Der europäische Freiwilligendienst wird im Rahmen 
individueller oder kollektiver Projekte durchgeführt und soll den jungen Menschen 
die Möglichkeit geben, ihrem persönlichen Engagement Ausdruck zu verleihen, sie 
aber gleichzeitig in Solidaritätsmaßnahmen der Union einbinden. Ferner trägt diese 
Aktion dazu bei, die Kooperation mit den freiwilligen Zivildiensten zu verstärken. 
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Die Aktion „Jugend für die Welt“ fordert die Entwicklung des gegenseitigen 
Verständnisses und das aktive Engagement der Jugendlichen - im Geiste der 
Öffnung gegenüber der Welt. Durch diese Aktion wird die Öffnung des Programms 
für Projekte mit den Nachbarländern des erweiterten Europas und für die 
Zusammenarbeit im Jugendbereich mit anderen Drittländern ermöglicht. 

Die Aktion „Sozialpädagogische Betreuer und Unterstützungssysteme“ will die 
Qualität der Unterstützungsstmkturen für junge Menschen verbessern. Sie ermöglicht 
die Förderung von auf europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen, 
insbesondere des Europäischen Jugendforums. Die Aktion trägt bei zur Entwicklung 
von Austausch-, Bildungs- und Informationsmaßnahmen für sozialpädagogische 
Betreuer, von Projekten zur Stimulation von Innovation und Qualität, von 
Partnerschaften mit regionalen oder lokalen Stellen und von Maßnahmen zur 
Aufwertung und Unterstützung der Programmstrukturen. 

Die Aktion „Förderung der politischen Zusammenarbeit“ zielt darauf ab, die 
Kooperation im Bereich der Jugendpolitik zu stärken. Dies soll geschehen durch die 
Unterstützung des strukturierten Dialogs zwischen den jungen Menschen und den für 
Jugendpolitik Verantwortlichen, die Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen und durch Maßnahmen, die eine bessere Kenntnis des 
Jugendbereichs bewirken. 

3.3. Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

Das Programm greift im Wesentlichen dort, wo die Mitgliedstaaten nicht wirksam 
tätig werden können. 

Es ergänzt die nationalen und regionalen Maßnahmen. In der vorgeschlagenen 
Rechtgrundlage werden entsprechende Maßnahmenvorschläge gemacht. 

Der zusätzliche Nutzen auf europäischer Ebene ergibt sich aus der Art der Aktion. 
Die Mitgliedstaaten wären nicht in der Lage, eigenständig europaweite 
Mobilitätsmaßnahmen für junge Menschen, multilaterale Austauschmaßnahmen, 
einen europäischen Freiwilligendienst, die Vernetzung von Projekten, die 
europäische Weiterbildung von sozialpädagogischen Betreuern oder gar die 
Unterstützung europäischer nichtstaatlicher Jugendorganisationen zu organisieren. 

Der europäische Zusatznutzen zeigt Sich auch in einer Hebelwirkung für die 
einzelstaatlichen Maßnahmen, indem die Richtung vorgegeben (Priorität für 
benachteiligte junge Menschen, Jugendinitiativprojekte, Projekte zur partizipativen 
Demokratie usw.) und die politische Zusammenarbeit unterstützt wird (durch den 
strukturierten Dialog mit jungen Menschen, die Zusammenarbeit zwischen den 
nationalen Zivildiensten, durch Forschung usw.). 

Der Multiplikatoreffekt des Programms ist beträchtlich, da die Begünstigten im 
Rahmen der Projekte eine europäische Dimension erwerben, die auch ihren 
Altersgenossen zugute kommen kann. 

Die Durchfülirung des Programms im Jugendbereich umfasst außerdem Maßnahmen, 
um die politische Sichtbarkeit der jugendpolitischen Maßnahmen der Union deutlich 
zu verbessern. 
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3.4. Wahl des Instruments 

Die Kommission möchte Konzeption und Durchführung der Gemeinschafts- 
instrumente vereinfachen. In diesem Zusammenhang wurden bei der Ausarbeitung 
des neuen Programms mehrere Möglichkeiten ins Auge gefasst. 

Die Zusammenlegung der Programme mit Bezug zur Bürgerschaft zu einem einzigen 
Rahmenprogramm wurde verworfen, da diese Vorgehensweise keine Vereinfachung" 
mit sich bringt. Die unter den Begriff Bürgerschaft fallenden verschiedenen 
Bereiche, insbesondere Kultur und Jugend, sind unterschiedlichen Artikeln des 
Vertrags zugeordnet, verfügen über spezielle Entscheidungs- und Verwaltungs- 
verfahren und richten sich oft an unterschiedliche Zielgruppen. 

Es wurde auch über eine Zusammenlegung mit den Bildungsprogrammen 
nachgedacht. Diese Möglichkeit wurde ebenfalls verworfen, da die Maßnahmen im 
Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung vor allem die Bildungssysteme 
betreffen, während die jugendbezogenen Maßnahmen sich an alle jungen Menschen 
richten und innerhalb von weitaus flexibleren Strukturen durchgeführt werden. 
Darüber hinaus sind Bildung und Jugend in unterschiedlichen rechtlichen und 
administrativen Bereichen angesiedelt. 

Daher erfüllt ein eigenständiges Programm im Jugendbereich mit Quer\'erbindungen 
zu anderen Gemeinschaftsprogrammen am besten die Kriterien der Vereinfachung 
und Flexibilität. 

3.5. Vereinfachung 

Das künftige Programm wird im Vergleich zum derzeitigen Programm stark 
vereinfacht. Die neue Rechtsgrundlage deckt alle Aktivitäten ab, die derzeit von zwei 
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen abgedeckt werden (Programm JUGEND und 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von auf europäischer Ebene im 
Jugendbereich tätigen Einrichtungen). Die vier derzeitigen Haushaltslinien werden 
durch eine einzige Haushaltslinie ersetzt. 

Da das neue Programm die Zusammenarbeit im Jugendbereich fordern soll, ist die 
allgemeine Struktur der Rechtsgrundlage offen; sie umfasst eine Flexibilitätsklausel, 
damit das Programm erforderlichenfalls an neue Prioritäten angepasst werden kann. 

Das neue Programm soll hauptsächlich dezentral verwaltet werden. Die 
zentralisierten Projekte werden von einer Exekutivagentur verwaltet. Die 
betreffenden Verwaltungsmodalitäten sind im Finanzbogen dargelegt. 

Um die administrative Abwicklung des Programms zu vereinfachen, bezieht die 
vorgeschlagene Rechtsgrundlage die durch die Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung und die zugehörigen 
Durchführungsbestimmungen genehmigten Ausnahmeregelungen ein. 
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4. Auswirkungen auf den Haushalt 

Die Kosten des Programms belaufen sich auf 915 Mio. EUR für den Zeitraum 
2007-2013 (880,6 Mio. EUR für die Programmaktionen und 34,4 Mio. EUR für die 
technische Unterstützung). 

5. Schlussfolgerung 

Die neue Rechtsgrundlage greift die wesentlichen Elemente des Programms 
JUGEND 2000-2006 auf und passt sie gemäß den Empfehlungen der 
Zwischenevaluierung, der öffentlichen Konsultation und der aus dem Weißbuch- 
Prozess resultierenden Innovationen an. 

Diese Rechtsgrundlage ist so konzipiert, dass das Programm an die künftigen 
politischen Leitlinien im Jugendbereich angepasst werden kann. 
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2004/0152 (COD) 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über die Durchführung des Programms „JUGEND IN AKTION“ im Zeitraum 

2007-2013 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 1 49 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission'^, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses^, 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen^, 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags^, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Durch den Vertrag wird eine Unionsbürgerschaft eingefiihrt und verfügt, dass die 
Maßnahmen der Gemeinschaft in den Bereichen allgemeine und berafliche Bildung 
und Jugend insbesondere den Ausbau des Jugendaustauschs und des Austauschs 
sozialpädagogischer Betreuer sowie eine qualitativ hochstehende Bildung fordern 
sollen. 

(2) Der Vertrag über die Europäische Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der 
Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundffeiheiten. Die Förderung der 
aktiven Bürgerschaft junger Menschen muss zur Stärkung dieser Grundsätze 
beitragen. 

(3) Mit dem Beschluss Nr. 1031 /2000/EG vom 13. April 2000 haben das Europäische 
Parlament und der Rat das gemeinschaftliche Aktionsprogramm „JUGEND“ 
eingerichtet*. Ausgehend von den Erfahrungen mit diesem Programm sollten die 
Zusammenarbeit und die Maßnahmen der Europäischen Union in diesem Bereich 
fortgefuhrt und verstärkt werden. 


ABI. C [...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C [...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C [...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C [...] vom [...], S. [...]. 
ABI. L 117 vom 18.5.2000, S. 1. 
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(4) Mit dem Beschluss Nr. 790/2004/EG vom 21. April 2004 haben das Europäische 
Parlament und der Rat ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von auf 
europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen eingeführt^. 

(5) Auf der Sondertagung des Europäischen Rates am 23. und 24. März 2000 in Lissabon 
wurde ein strategisches Ziel für die Union vereinbart, das unter anderem eine aktive 
Beschäftigungspolitik beinhaltet, die dem lebenslangen Lernen mehr Bedeutung 
einräumt. Es wurde auf der Tagung des Europäischen Rates am 15. und 16. Juni 2001 
in Göteborg durch eine Strategie für nachhaltige Entwicklung vervollständigt. 

(6) Laut der Erklärung von Lacken in der Anlage zu den Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates vom 14. und 15. Dezember 2001 besteht eine der wichtigsten 
Herausforderungen für die Europäische Union darin, das europäische Projekt und die 
europäischen Organe den Bürgern und insbesondere den jungen Menschen näher zu 
bringen. 

(7) Am 21. November 2001 hat die Kommission ein Weißbuch „Neuer Schwung für die 
Jugend Europas“ angenommen, in dem ein Rahmen für die Zusammenarbeit im 
Jugendbereich vorgeschlagen wird, der vorrangig die Partizipation, die Information, 
die Freiwilligentätigkeit von jungen Menschen und eine bessere Kenntnis des 
Jugendbereichs fördern soll; das Europäische Parlament hat diese Vorschläge in seiner 
Stellungnahme vom 14. Mai 2002 befürwortet. 

(8) ln der Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Mitglied- 
staaten vom 27. Juni 2002’*^ wird eine offene Koordinierungsmethode eingeführt, die 
die Prioritäten Partizipation, Information, freiwilliges Engagement der Jugendlichen 
und bessere Keimtnis des Jugendbereichs abdeckt; die entsprechenden Arbeiten sind 
bei der Durchführung dieses Programms zu berücksichtigen. 

(9) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 5. Mai 2003” unterstrichen, dass die 
vorhandenen jugendspezifischen Gemeinschaftsinstrumente beibehalten und 
ausgebaut werden müssen, da sie für die Stärkung der Zusammenarbeit der Mitglied- 
staaten im Jugendbereich wichtig sind. Darüber hinaus sollten die Ziele und Prioritäten 
dieses Programms auf die Ziele und Prioritäten des Rahmens für die europäische 
Zusammenarbeit im Jugendbereich abgestimmt werden. 

(10) Die Aktion der Gemeinschaft umfasst einen Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden 
allgemeinen und beruflichen Bildung und muss gemäß Artikel 3 des Vertrages auf die 
Beseitigung von Ungleichheiten sowie auf die Förderung der Gleichstellung von 
Männern und Frauen hinwirken. 

(11) Die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen sollten ausdrücklich berücksichtigt 
werden. 

(12) Die aktive Bürgerschaft muss gefördert und die Bekämpfung von Ausgrenzung in 
allen Formen, einschließlich Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, muss verstärkt 
werden. 


ABI. L 138 vom 30.4.2004, S.24. 
ABI. C 168 vom 13.7.2002, S. 2. 
ABI. C 115 vom 13.5.2003,8. 1. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 109- 


Drucksache 15/5301 


(13) Die Beitrittsländer und die EFTA-Länder, die Mitglieder des EWR sind, können 
gemäß den mit diesen Ländern geschlossenen Abkommen an den Gemeinschafts- 
programmen teilnehmen. 

(14) Der Europäische Rat von Thessaloniki vom 19. und 20. Juni 2003 hat die „Agenda 
von Thessaloniki für die westlichen Balkanstaaten; Auf dem Weg zur Europäischen 
Integration“ angenommen, laut der die Gemeinschaftsprogramme den Ländern des 
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses auf der Grundlage von Rahmen- 
abkommen offen stehen sollten, die die Gemeinschaft mit diesen Ländern schließt. 

(15) Es sollten Bestimmungen für die Teilnahme der Schweiz am Programm festgelegt 
werden. 

(16) In der auf der Europa-Mittelmeer-Konferenz im .Tahr 1995 angenommenen Erklärung 
von Barcelona heißt es, dass künftige Generationen durch den Jugendaustausch auf 
eine engere Zusammenarbeit zwischen den Partnern aus Europa und dem 
Mittelmeerraum vorbereitet werden sollten. 

(17) In seinen Schlussfolgerungen vom 16. Juni 2003 legt der Rat auf der Grundlage der 
Mitteilung der Kommission „Größeres Europa - Nachbarschaft: Ein neuer Rahmen 
für die Beziehungen der EU zu ihren östlichen und südlichen Nachbarn ” folgende 
Aktionslinien der Europäischen Union fest: Ausbau der kulturellen Zusammenarbeit 
sowie des gegenseitigen Verständnisses und der Zusammenarbeit im Bereich der 
allgemeinen und beruflichen Bildung mit den Nachbarländern. 

(18) Die Zwischenevaluierung des derzeitigen Jugendprogramms und die öffentliche 
Konsultation zur Zukunft der Gemeinschaftsmaßnahmen in den Bereichen allgemeine 
und berufliche Bildung und Jugend verdeutlichen einen dringenden und in einigen 
Aspekten wachsenden Bedarf an kontinuierlicher Zusammenarbeit und Mobilitäts- 
maßnahmen im Jugendbereich auf europäischer Ebene sowie den Wunsch nach einem 
einfacheren, benutzerffeundlicheren und flexibleren Konzept zur Umsetzung dieser 
Maßnahmen. 

(19) Das Programm sollte gemeinsam von der Kommission und den Mitgliedstaaten 
regelmäßig überprüft und bewertet werden, um Anpassungen zu ermöglichen, 
insbesondere bei den Prioritäten für die Durchführung der Maßnahmen. 

(20) Die Rechtsgrundlage des Programms muss ausreichend flexibel sein, damit die 
Aktionen während des Zeitraums 2007 bis 2013 erforderlichenfalls an die sich 
ändernden Bedürfnisse angepasst werden können und die unangemessen ausführlichen 
Bestimmungen der Vorläuferprogramme vermieden werden. Der Beschluss beschränkt 
sich daher auf eine allgemeine Beschreibung der Aktionen und der wichtigsten 
Verwaltungs- und Finanzbestimmungen. 

(21) Es gelten die besonderen Bestimmungen der Verordnung (EG, EURATOM) 
Nr. 1605/2002 des Rates'^ und ihrer Durchführungsbestimmungen sowie die 
Abweichungen von diesen Texten, die aufgrund der Merkmale , der 
Zuschussempfanger und der Art der Maßnahmen erforderlich werden köimen. 
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(22) Es sind geeignete Maßnahmen durchzuführen, um Unregelmäßigkeiten und Betrug zu 
vermeiden und unrechtmäßig ausgezahlte oder verwendete Mittel einzuziehen. 

(23) Der Beschluss legt für die gesamte Laufzeit des Programms einen Finanzrahmen fest, 
der für die Haushaltsbehörde im Sinne von Ziffer 33 der intcrinstitutionellen 
Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des 
Haushaltsverfahrens*^ den vorrangigen Bezugsrahmen bildet. 

(24) Die Ziele dieses Programms können von den Mitgliedstaaten allein nicht hinlänglich 
erreicht werden, da hierfür insbesondere multilaterale Partnerschaften, transnationale 
Mobilitätsmaßnahmen und der Informationsaustausch auf europäischer Ebene 
notwendig sind. Aufgrund der transnationalen und multilateralen Dimension der 
Aktionen und Maßnahmen dieses Programms köimen sie daher besser auf 
Gemeinschaftsebene verwirklicht werden. Die Gemeinschaft kaim dabei unter 
Beachtung des Subsidiaritätsprinzips nach Artikel 5 EGV Maßnahmen beschließen. 
Unter Beachtung des im selben Artikel beschriebenen Prinzips der Verhältnis- 
mäßigkeit geht der Beschluss nicht über das für die Erreichung dieser Ziele 
erforderliche Maß hinaus. 

(25) Die für die Durchführung dieses Beschlusses notwendigen Maßnahmen sollten gemäß 
dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der 
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungs- 
befugnisse festgesetzt werden. 

(26) Es sind Übergangsbestimmungen für die Weiterführung der vor dem 31. Dezember 
2006 auf der Grundlage des Beschlusses Nr. 1031 /2000/EG und des Beschlusses 
Nr. 790/2004/EG vom 21. April 2004 eingeleiteten Aktionen festzulegen - 

BESCHLIESSEN: 


Artikel 1 

[Festlegung des Programms] 

1. Mit diesem Beschluss wird das gemeinschaftliche Aktionsprogramm „JUGEND IN 
AKTION“ - nachstehend „das Programm“ genannt - festgelegt. Ziel des Programms 
ist der Ausbau der Politik der Zusammenarbeit im Jugendbereich in der 
Europäischen Union. 

2. Die Laufzeit des Programms begiimt am 1. Januar 2007 und endet am 
31. Dezember 2013. 


13 


ABI. C 172 vom 18,6.1999,8. 1. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 111 - 


Drucksache 15/5301 


Artikel 2 

[Allgemeine Ziele des Programms] 

1 . Mit dem Programm werden folgende allgemeine Ziele verfolgt: 

a) Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen im Allgemeinen und 
ihrer europäischen Bürgerschaft im Besonderen; 

b) Entwicklung der Solidarität junger Menschen, insbesondere zur Stärkung des 
sozialen Zusammenhalts der Europäischen Union; 

c) Förderung des gegenseitigen Verständnisses der Völker durch die jungen 
Menschen; 

d) Beitrag zur Entwicklung der Qualität der Systeme zur Unterstützung der 
Aktivitäten junger Menschen und der Kompetenzen der Organisationen der 
Zivilgesellschaft im Jugendbereich: 

e) Förderung der europäischen Zusammenarbeit in der Jugendpolitik. 

2. Die allgemeinen Ziele ergänzen die Ziele in anderen Tätigkeitsbereichen der 
Europäischen Union, insbesondere in der allgemeinen und beruflichen Bildung vor 
dem Hintergrund eines Europas des Wissens und des lebenslangen Lernens sowie in 
Kultur und Sport. 

3. Die allgemeinen Ziele des Programms tragen zur Durchführung der Maßnahmen der 
Union bei, insbesondere der Maßnahmen zur Anerkennung der kulturellen und 
multikulturellen Vielfalt Europas, zur Bekämpfung von Diskriminierungen aus 
.Gründen des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
sowie zur Sicherstellung einer nachhaltigen Entw'icklung. 

Artikel 3 

[Einzelziele des Programms] 

Mit dem Programm werden folgende Einzelziele verfolgt: 

1. Im Rahmen des allgemeinen Ziels „Förderung der aktiven Bürgerschaft junger 
Menschen im Allgemeinen und ihrer europäischen Bürgerschaft im Besonderen“: 

a) Möglichkeit für junge Menschen und ihre Interessenvertretungen, sich an der 
Entwicklung der Gesellschaft und der Europäischen Union zu beteiligen; 

b) Entwicklung eines Gefühls der Zugehörigkeit zur Europäischen Union bei den 
jungen Menschen; 

c) Ausweitung der Mobilität junger Menschen in Europa; 



Drucksache 15/5301 


- 112 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


d) Entwicklung des interkulturellen Lernens bei jungen Menschen; 

e) Förderung grundlegender Werte der Union bei den jungen Menschen; 

f) Förderung von Eigeninitiative, Unternehmungsgeist und Kreativität; 

g) Teilnahme benachteiligter junger Menschen am Programm; 

h) Beachtung der Chancengleichheit von Frauen und Männern bei der Teilnahme 
am Programm und Förderung der Gleichstellung der Geschlechter im Zuge der 
Maßnahmen. 

2. Im Rahmen des allgemeinen Ziels „Entwicklung der Solidarität junger Menschen, 
insbesondere zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts der Europäischen Union“: 

a) Möglichkeit für junge Menschen, ihr persönliches Engagement im Rahmen von 
Freiwilligentätigkeiten auf europäischer und internationaler Ebene zum 
Ausdruck zu bringen; 

b) Einbeziehung junger Menschen in die Solidaritätsmaßnahmen der 
Europäischen Union; 

c) Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen Zivil- und Freiwilligendiensten 
für junge Menschen auf nationaler Ebene. 

3. Im Rahmen des allgemeinen Ziels „Förderung des gegenseitigen Verständnisses der 
Völker durch die jungen Menschen“: 

a) Ausbau von Austauschmaßnahmen und eines interkulturellen Dialogs 
zwischen den jungen Menschen in Europa und in den Nachbarländern; 

b) Beitrag zur Verbesserung der Qualität der Unterstützungsstrukturen im 
Jugendbereich und der Arbeit der sozialpädagogischen Betreuer in diesen 
Ländern; 

c) Entwicklung einer thematischen Zusammenarbeit mit anderen Ländern, in die 
junge Menschen und sozialpädagogische Betreuer einbezogen werden. 

4. Im Rahmen des allgemeinen Ziels „Beitrag zur Entwicklung der Qualität der 
Systeme zur Unterstützung der Aktivitäten junger Menschen und der Kompetenzen 
der Organisationen der Zivilgesellschaft im Jugendbereich“: 

a) Beitrag zur Vernetzung der Organisationen; 

b) Förderung der Ausbildung und Zusammenarbeit der sozialpädagogischen 
Betreuer; 

c) Förderung der Irmovation bei Jugendaktivitäten; 

d) Beitrag zur besseren Information der jungen Menschen; 
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e) Bemühung um eine bessere Anerkennung der nichtformalen Bildung junger 
Mensehen. 

5. Im Rahmen des allgemeinen Ziels „Förderung der europäischen Zusammenarbeit in 
der Jugendpolitik“: 

a) Förderung des Austauschs vorbildlicher Praktiken und der Zusammenarbeit 
zwisehen Behörden und politisch Verantwortlichen; 

b) Förderung des strukturierten Dialogs zwischen den zuständigen Politikern und 
den jungen Mensehen; 

c) Verbesserung der Kenntnisse über den Jugendbereich. 

Artikel 4 

[Aktionen des Programms] 

Um die allgemeinen Programmziele und Einzelziele zu verwirklichen, werden die folgenden 
Aktionen durchgeführt, die im Anliang näher ausgeführt sind. 

1. Jugend für Europa 

Ziel dieser Aktion ist die Unterstützung des Jugendaustauschs, um die Mobilität junger 
Menschen zu verbessern, sowie von Jugendinitiativen, Projekten und Aktivitäten zur 
Beteiligung am demokratischen Leben, um die aktive Bürgerschaft und das gegenseitige 
Verständnis zu entwickeln. 

2. Europäischer Freiwilligendienst 

Ziel dieser Aktion ist die stärkere Beteiligung junger Menschen an verschiedenen Arten von 
Freiwilligentätigkeiten irmerhalb und außerhalb der Europäischen Union. 

3. Jugend für die Welt 

Mit dieser Aktion sollen Projekte mit den Partnerländern des Programms gemäß Artikel 5 
gefördert werden, insbesondere der Austausch von jungen Menschen und 
sozialpädagogischen Betreuern, die Unterstützung von Initiativen zur Stärkung des 
gegenseitigen Verständnisses junger Menschen und ihres Solidaritätssirms sowie die 
Entwicklung der Zusammenarbeit im Jugendbereich und in der Zivilgesellschaft in den 
genannten Ländern. 

4. Sozialpädagogische Betreuer und Unterstützungssysteme 

Ziel dieser Aktion ist die Unterstützung der auf europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen 
Einrichtungen, insbesondere der Arbeit nichtstaatlicher Jugendorganisationen, und deren 
Vernetzung, Austausch und Ausbildung sowie die Vernetzung der sozialpädagogischen 
Betreuer, die Förderung der Iimovation und der Qualität der Maßnahmen, die Information der 
jungen Menschen und der Aufbau der für die Erreichung der Programmziele erforderlichen 
Strukturen und Aktivitäten. 
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5. Unterstützung der politischen Zusammenarbeit 

Ziel dieser Aktion ist die Organisation des Dialogs zwischen den Akteuren des 
Jugendbereichs, insbesondere den jungen Menschen, den sozialpädagogischen Betreuern und 
den politisch Verantwortlichen, die Förderung der politischen Zusammenarbeit im 
Jugendbereich und die Durchführung von Maßnahmen sowie die Vernetzung, die für eine 
bessere Kenntnis des Jugendbereichs erforderlich sind. 


Artikel 5 

[Teilnahme am Programm] 

1 . Am Programm beteiligen können sich die folgenden Länder, die nachstehend als „die 
am Programm teilnehmenden Länder“ bezeichnet werden: 

a) die Mitgliedstaaten; 

b) gemäß den Bestimmungen des EWR-Abkommens die EFTA-Staaten, die 
Mitglieder des EWR sind; 

c) die Türkei und die mittel- und osteuropäischen Beitrittsländer im Rahmen der 
Heranfuhrungsstrategie, gemäß den allgemeinen Gmndsätzen und den 
allgemeinen Bedingungen und Bestimmungen für die Teilnahme dieser Länder 
an den Gemeinschaftsprogrammen, die im Rahmenabkommen und in den 
Beschlüssen der Assoziierungsräte festgelegt sind; 

d) die westlichen Balkanländer gemäß den Bestimmungen, die mit diesen 
Ländern nach dem Abschluss von Rahmenabkommen über ihre Beteiligung an 
'Gemeinschaftsprogrammen festzulegen sind; 

e) die Schweiz, sofern ein bilaterales Abkommen mit diesem Land geschlossen 
wird. 

2. An den in Ziffer 2.1, 2.2 und 3 des Anhangs aufgeführten Aktionen können Länder 
teilnehmen, die mit der Europäischen Gemeinschaft Assoziierungs- oder 
Kooperationsabkommen geschlossen haben und im Folgenden „Partnerländer des 
Programms“ genannt werden. 

Für die in Absatz 1 genannte Zusammenarbeit sind gegebenenfalls finanzielle 
Beiträge zu entrichten, die gemäß den mit den Partnerländern des Programms zu 
vereinbarenden Verfahren bereitzustellen sind. 

Artikel 6 

[Zugang zum Programm] 

1. Das Programm richtet sich an junge Menschen, Jugendgmppen, sozialpädagogische 
Betreuer, Jugendorganisationen und sonstige im Jugendbereich tätige Partner. 
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2. Unbeschadet der im Anhang festgelegten Bestimmungen für die Durchführung der 
Aktionen richtet sich das Programm an junge Menschen zwischen 13 und 30 Jahren. 

3. Die Zuschussempfänger müssen rechtmäßig in einem am Programm teilne hm enden 
Land oder je nach Art der Aktion in einem Partnerland des Programms wohnhaft 
sein. 

4. Alle jungen Menschen müssen unter Beachtung der im Anhang festgelegten 
Bedingungen unterschiedslos Zugang zu den Programmaktivitäten erhalten. Die 
Kommission und die am Programm teilnehmenden Länder sorgen dafür, dass 
besondere Vorkehrungen für junge Menschen getroffen werden, die sich aus 
bildungspolitischen, sozialen, physischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen 
oder geografischen Gründen nur sehr schwer am Programm beteiligen können. 

5. Die am Programm teilnehmenden Länder treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
Mobilitätshindemisse der Teilnehmer zu beseitigen, damit diese Zugang zur 
Gesundheitsversorgung erhalten und sozialversichert bleiben sowie reisen und sich 
im Gastland aufhalten können. Dies betrifft insbesondere das Einreise- und 
Aufenthaltsrecht und die Möglichkeit, sich frei zu bewegen. Die am Programm 
teilnehmenden Länder treffen die erforderlichen Maßnahmen, um den Aufenthalt 
von Zuschussempfängem aus Drittländern in ihrem Hoheitsgebiet zu ermöglichen. 


Artikel 7 

[Internationale Zusammenarbeit] 

Im Rahmen des Programms ist auch offen für eine Zusammenarbeit mit für Jugendfragen 
zuständigen internationalen Organisationen, insbesondere mit dem Europarat. 


Artikel 8 

[Durchführung des Programms] 

1. Die Kommission sichert die Durchführung der Aktionen dieses Programms im 
Einklang mit dem Anhang. 

2. Die Kommission und die am Programm teilnehmenden Länder treffen geeignete 
Maßnahmen zum Aufbau von Strukturen auf europäischer, nationaler und 
gegebenenfalls regionaler und lokaler Ebene , damit die Prograrnmziele verwirklicht 
werden und um die Programmaktionen auzuwerten. 

3. Die Kommission und die am Programm teilnehmenden Länder treffen geeignete 
Maßnahmen, um die Anerkennung nicht formaler und informeller Bildungs- 
erfahrungen junger Menschen zu fördern, insbesondere durch Ausstellung landes- 
oder europaweit gültiger Bescheinigungen oder Zeugnisse zur Anerkennung der 
erworbenen Erfahrung und zur Bestätigung der unmittelbaren Beteiligung der jungen 
Menschen oder der sozialpädagogischen Betreuer an einer Programmaktion. 
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4. Die Kommission und die am Programm teilnehmenden Länder sorgen durch die 
Festlegung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Maßnahmen für den 
Schutz der finanziellen Interessen der Union. 

5. Die Kommission und die am Programm teilnehmenden Länder achten darauf, dass 
die vom Programm unterstützten Aktionen in geeigneter Weise bekannt und publik 
gemacht werden. 

6. Die am Programm teilnehmenden Länder müssen: 

a) die erforderlichen Maßnahmen treffen, um den reibungslosen Ablauf des 
Programms auf nationaler Ebene sicherzustellen, unter Einbeziehung der mit 
Jugendffagen befassten Akteure gemäß den nationalen Gepflogenheiten; 

b) Nationale Agenturen für die Gesamtkoordinierung der Durchführung der 
Programmaktionen auf nationaler Ebene einrichten oder solche Agenturen 
benennen und für deren Überprüfung sorgen, und zwar in Übereinstimmung 
mit Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1 605/2002 des Rates und nach Maßgabe der folgenden Kriterien: 

i) als Nationale Agenturen eingerichtete oder benannte Organisationen 
müssen Rechtspersönlichkeit besitzen (und dem Recht des betreffenden 
Mitgliedstaats unterliegen). Ministerien können nicht als Nationale 
Agenturen benannt werden; 

ii) die Nationalen Agenturen müssen über eine angemessene Zahl von 
Mitarbeitern verfügen, die die notwendigen Fach- und Sprachkenntnisse 
für die Arbeit im Bereich der internationalen Zusammenarbeit besitzen; 

iii) sie müssen über eine geeignete Infrastruktur verfügen, insbesondere in 
Bezug auf Informationstechnologie und Kommunikationsmittel; 

iv) sie müssen in einem administrativen Umfeld arbeiten, das es ihnen 
ermöglicht, ihre Aufgaben in zufrieden stellender Weise auszuführen und 
Interessenkonflikte zu vermeiden; 

v) sie müssen in der Lage sein, die auf Gemeinschaftsebene festgelegten 
Vertragsbedingungen und Regeln für das Finanzmanagement 
einzuhalten; 

vi) sie müssen hinlängliche finanzielle Sicherheiten bieten (die vorzugsweise 
von einer Behörde gestellt werden), und ihre Managementkapazität muss 
in einem angemessenen Verhältnis zur Höhe der Gemeinschaftsmittel 
stehen, mit deren Verwaltung sie beauftragt werden; 

c) die Verantwortung dafür tragen, dass die unter Buchstabe b genannten 
Nationalen Agenturen die ihnen für die Projektforderung anvertrauten Mittel 
ordnungsgemäß verwalten, sowie insbesondere dafür, dass die Nationalen 
Agenturen die Grundsätze der Transparenz, der Gleichbehandlung und der 
Vermeidung von Doppelfinanzierungen mit anderen Förderinstrumenten der 
Gemeinschaft einhalten, dass sie ■ gegebenenfalls der Verpflichtung 
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nachkommen, sämtliche von den Empfängern zurückzuzahlenden Mittel 
einzuziehen; 

d) notwendige Maßnahmen ergreifen, damit die unter Buchstabe b genannten 
Nationalen Agenturen in angemessener Weise kontrolliert werden und einer 
entsprechenden Finanzaufsicht unterliegen, insbesondere: 

i) geben sie der Kommission, bevor die Nationale Agentur ihre Arbeit 
aufhimmt, die notwendigen Zusicherungen in Bezug auf die Existenz und 
die Eignung der Agentur, die Funktionsfähigkeit der dort angewandten 
Verfahren sowie - im Einklang mit den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung - der Kontrollmechanismen, der 
Rechnungsführungssysteme und der Modalitäten für die Auftragsvergabe 
und die Gewährung von Finanzhilfen; 

ii) legen sie der Kommission am Ende jedes Haushaltsjahres eine Erklärung 
über die Zuverlässigkeit der Finanzsysteme und -verfahren der 
Nationalen Agenturen sowie über die Richtigkeit ihrer 
Rechnungsführung vor; 

e) im Falle von Unregelmäßigkeiten sowie von fahrlässigen oder betrügerischen 
Handlungen der in Buchstabe b genannten Nationalen Agentur, die zu offenen 
Forderungen der Kommission gegenüber der Nationalen Agentur führen, für 
die ausstehenden Mittel haften. 

7. Im Rahmen des Verfahrens von Artikel 9 Absatz 1 kann die Kommission für jede der 
im Anhang genannten Aktionen Leitlinien festlegen, die auf der Weiterentwicklung 
der Prioritäten für die europäische Zusammenarbeit im Jugendbereich basieren, um 
die Programmaktionen an diese Entwicklung anzupassen. 

Artikel 9 

[Durchfuhrungsmaßnahmen] 

1. Die für die Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnahmen in Bezug 
auf die nachstehenden Punkte werden gemäß dem Verwaltungsverfahren von 
Artikel 10 Absatz 2 festgelegt. 

a) Bestimmungen für die Durchführung des Programms, einschließlich des 
jährlichen Arbeitsplans; 

b) allgemeine Ausgewogenheit zwischen den Programmaktionen; 

c) Kriterien (insbesondere junge Bevölkerung, BIP und geografische Entfernung 
zwischen den Ländern) für die vorläufige Verteilung der Mittel für die 
dezentral verwalteten Maßnahmen auf die Mitgliedstaaten; 

d) Bestimmungen für die Evaluierung des Programms; 

e) Bestimmungen für die Bescheinigung der Teilnahme der jungen Menschen an 
den Aktionen; 
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f) Bestimmungen für die Anpassung der Programmaktionen gemäß Artikel 8 
Absatz 7. 

2. Die für die Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen Maßnahmen in Bezug 
auf die anderen Punkte werden gemäß dem Konsultationsverfahren von Artikel 10 
Absatz 3 festgelegt. 

Artikel 10 

[Ausschuss] 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt, der sich aus den Vertretern 
der Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den 
Vorsitz führt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG. 

Die in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird auf 
zwei Monate festgelegt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG, unter Berücksichtigung der Bestimmungen von Artikel 8. 

4. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 11 

[Komplementarität mit anderen Gemeinschaftsinstrumenten] 

1. Die Kommission sorgt für die Verbindung zwischen dem Programm und anderen 
gemeinschaftlichen Aktionsbereichen, insbesondere den Bereichen allgemeine und 
berufliche Bildung, Kultur, Sport, Sprachen, soziale Integration, Chancengleichheit, 
Bekämpfung von Diskriminierungen, Forschung, Unternehmen und Außen- 
beziehungen der Union. 

2. Das Programm kann Mittel mit anderen Gemeinschaftsinstrumenten 
Zusammenlegen, um Maßnahmen durchzuführen, die gemeinsamen Zielen des 
Programms und dieser Instrumente entsprechen. 

3. Die Kommission und die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sorgen für die 
Herausstellung der Programmaktionen, die zur Verwirklichung der Ziele anderer 
gemeinschaftlicher Aktionsbereiche wie allgemeine und berufliche Bildung, Kultur 
und Sport beitragen. 
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Artikel 12 

[Komplementarität mit nationalen Politiken und Instrumenten] 

1. Die am Prograrrim teilnehmenden Länder köimen für nationale und regionale 
Maßnahmen gemäß Artikel 4 ein europäisches Gütesiegel erhalten. 

2. Ein am Programm teilnehmendes Land kann für die betreffenden Empfänger 
nationale Mittel bereitstellen, die gemäß den Programmvorschriften verwaltet 
werden, und dafür die dezentralen Strukturen des Programms in Anspruch nehmen, 
sofern es sich anteilsmäßig an deren Finanzierung beteiligt. 

Artikel 13 

[Allgemeine Finanzbestimmungen] 

1. Der Finanzrahmen für die Durchführung dieses Programms wird für den in Artikel 1 
vorgesehenen Zeitraum auf 915 Mio. EUR festgelegt. 

2. Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde innerhalb der durch die 
finanzielle Vorausschau gesetzten Grenzen bewilligt. 

Artikel 14 

[Finanzbestiminungen für Zuschussempfanger] 

1. Nach Artikel 1 14 Absatz 1 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates’'' 
kommen juristische Personen für eine Förderung im Rahmen des Programms in 
Frage. 

2. Nach Artikel 176 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der 
Kommission'^ kann die Kommission je nach Art der Zuschussempfänger und der 
Maßnahmen entscheiden, ob diese von der Überprüfung der für die vollständige 
Durchführung der vorgeschlagenen Maßnahme bzw. des vorgeschlagenen 
Arbeitsprogramms erforderlichen Fachkenntnisse und beruflichen Qualifikationen 
befreit werden kann. 

3. Je nach Art der Maßnahme können die Finanzhilfen in Form von Zuschüssen oder 
Stipendien geleistet werden. Die Kommission kann außerdem Auszeichnungen für 
Maßnahmen oder Projekte vergeben, die im Rahmen des Programms durchgeführt 
werden. Nach Artikel 181 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der 
Kommission und je nach Art der Maßnahme körmen Pauschalfmanzierungen 
und/oder die Anwendung von Richtsätzen für Kosten je Einheit genehmigt werden. 


ABI. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. 
ABI. L 357 vom 31.12.2002, S. 1. 
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4. Betriebskostenzuschüsse, die im Rahmen dieses Programms an auf europäischer 
Ebene tätige Einrichtungen gemäß Artikel 162 der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 2342/2002 der Kommission vergeben werden, werden bei Verlängerung nicht 
zwangsläufig gemäß Artikel 113 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1605/2002 des Rates 
degressiv angesetzt. 

5. Nach Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung Nr. 1605/2002 kann die 
Kommission hoheitliche Aufgaben, insbesondere Haushaltsvollzugsaufgaben, auf die 
in Artikel 8 Absatz 2 genannten Einrichtungen übertragen. 

6. Nach Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung Nr. 2342/2002 gilt die im oben stehenden 
Absatz 5 beschriebene Möglichkeit auch für Einrichtungen der am Programm 
teilnehmenden Länder, die nicht den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten oder der 
Mitgliedsländer des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) oder der beitrittswilligen 
Länder unterliegen. 

Artikel 15 

[Überprüfung und Evaluierung] 

1. Die Kommission überprüft regelmäßig die Durchführung des Programms. Diese 
Überprüfung umfasst die in Absatz 3 genannten Berichte sowie spezifische weitere 
Aktivitäten. 

2. Die Kommission sorgt für eine regelmäßige, unabhängige und externe Evaluierung 
des Programms. 

3. Die am Programm teilnehmenden Länder übermitteln der Kommission bis spätestens 
30. Juni 2010 einen Berieht über die Durchführung des Programms und bis 
spätestens 30. Juni 2015 einen Bericht über die Wirkung des Programms. 

4. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen folgende Berichte vor: 

a) einen Zwischenbericht mit der Evaluierung der erzielten Ergebnisse und über 
qualitative und quantitative Aspekte der Durchführung dieses Programms bis 
spätestens 31. März 2011; 

b) eine Mitteilung über die Fortsetzung dieses Programms bis spätestens 
3 1 . Dezember 2011; 

c) einen Bericht über die Ex-post-Evaluiening bis spätestens 3 1 . März 2016. 
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Artikel 16 

[Übergangsbestimmung] 

Die vor dem 31. Dezember 2006 auf der Grundlage des Beschlusses Nr. 1031 /2000/EG oder 
des Beschlusses Nr. 790/2004/EG vom 21 . April 2004 eingeleiteten Maßnahmen werden bis 
zu ihrem Abschluss gemäß den Bestimmungen dieser Beschlüsse weitergeführt. Der nach 
Artikels des Beschlusses Nr. 1031 /2000/EG eingesetzte Ausschuss wird durch den in 
Artikel 1 0 dieses Beschlusses eingesetzten Ausschuss ersetzt. 

Artikel 17 
[Inkrafttreten] 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft und gilt ab 1 . Januar 2007. 

Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG 


Im Rahmen der Aktionen zur Verwirklichung der allgemeinen Ziele und der Einzelziele des 
Programms werden Projekte begrenzten Umfangs unterstützt, die die aktive Beteiligung junger 
Mensehen fordern. 

Die Teilnahme junger Menschen an den Programmaktionen erfordert keine vorherigen 
Erfahrungen oder Qualifikationen, es sei denn in bestimmten Ausnahmefallen, die in den 
Aktionen angegeben sind. 

Die Aktionen umfassen die folgenden Maßnahmen: 

AKTION 1 - Jugend für Europa 

Diese Aktion zielt auf die Förderung der aktiven Bürgerschaft junger Menschen und des 
gegenseitigen Verständnisses von jungen Menschen durch die nachstehenden Maßnahmen ab. 

1.1. Jugendaustausch 

Der Jugendaustausch ermöglicht einer oder mehreren Jugendgruppen, zu Gast bei einer Gruppe 
eines anderen Landes zu sein und gemeinsame Aktivitäten durchzuführen. Er richtet sich 
grundsätzlich an junge Menschen zwischen 13 und 25 Jahren. 

Die Aktivitäten, die auf transnationalen Partnerschaften der verschiedenen Akteure eines 
Projekts basieren, zielen auf die aktive Beteiligung der jungen Menschen ab und sollen ihnen 
ermöglichen, unterschiedliche soziale und kulturelle Realitäten zu erfahren und kennen zu lernen 
und gleichzeitig voneinander zu lernen und das Bewmsstsein für ihre europäische Bürgerschaft 
zu stärken. Im Rahmen der Aktion werden vorrangig multilaterale Mobilitätsmaßnahmen für 
Gruppen unterstützt. 

Der bilaterale Austausch von Jugendgruppen ist vor allem dann sinnvoll, wenn es sich um eine 
erste Aktivität auf europäischer Ebene handelt oder kleine oder lokale Vereinigungen beteiligt 
sind, die über keine Erfahrung auf europäischer Ebene verfügen. Bilaterale 
Austauschmaßnahmen eignen sich ebenfalls für benachteiligte junge Menschen, die so stärker in 
das Programm cinbezogen werden können. 

Im Rahmen des Austauschs werden ferner Vorbereitungsmaßnahmen, zur Förderung der aktiven 
Beteiligung der jungen Menschen an den Projekten, insbesondere sprachlicher und 
interkultureller Natur, sowie transnationale Jugendtreffen imterstützt, auf denen wichtige 
Themen für die Zukunft junger Menschen und die Zukunft Europas erörtert werden. 

1.2. Unterstützung von Jugendinitiativen 

Im Rahmen dieser Maßnahme werden Projekte unterstützt, bei denen junge Menschen aktiv und 
direkt von ihnen selbst konzipierte Aktivitäten durchführen, deren Hauptakteure sie sind, um so 
ihre Eigeninitiative, ihren Unternehmungsgeist und ihre Kreativität zu entwickeln. Die 
Maßnahme richtet sich grundsätzlich an junge Menschen zwischen 18 und 30 Jahren. An 
bestimmten Jugendinitiativen können bei geeigneter Betreuung beispielsweise auch junge 
Menschen ab 1 6 Jahren teilnehmen. 

Die Maßnahme ermöglicht die Unterstützung von Gruppeninitiativen, die auf lokaler, regionaler 
oder nationaler Ebene konzipiert wurden, sowie die Vernetzung vergleichbarer Projekte in 
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verschiedenen Ländern. Ziel ist die Stärkung der europäischen Dimension der Initiativen und die 
Förderung von Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch zwischen jungen Menschen. 

Besondere Aufmerksamkeit genießen benachteiligte junge Menschen. 

1.3. Projekte der partizipativen Demokratie 

Im Rahmen dieser Maßnahme werden Projekte oder Aktivitäten unterstützt, die die Beteiligung 
junger Menschen am demokratischen Leben fordern sollen. Die Projekte und Aktivitäten zielen 
auf die aktive Teilnahme junger Menschen am Leben der jeweiligen lokalen, regionalen oder 
nationalen Gemeinschaft ab. 

Die Maßnahme richtet sich grundsätzlich an junge Menschen zwischen 13 und 30 Jahren. 

Die Aktivitäten oder Projekte basieren auf transnationalen Partnerschaften, die Ideen, 
Erfahrungen und vorbildliche Verfahren lokaler oder regionaler Aktivitäten oder Projekte zur 
besseren Beteiligung junger Menschen auf den verschiedenen Ebenen zusammenführen sollen. 
Im Rahmen dieser Aktivitäten können Konsultationen junger Menschen über ihre Bedürfnisse 
und Wünsche organisiert werden, um neue Konzepte für ihre aktive Teilnahme an einem 
demokratischen Europa zu entwickeln. 

AKTION 2 - Europäischer Freiwilligendienst 

Freiwilligentätigkeiten sollen durch die nachstehenden Maßnahmen die Solidarität junger 
Menschen entwickeln, ihre aktive Bürgerschaft fordern und dem gegenseitigen Verständnis der 
jungen Menschen zugute kommen. 

2.1. Individueller europäischer Freiwilligendienst 

Die Freiwilligen nehmen außerhalb ihres eigenen Landes an einer nicht gewinnorientierten und 
nicht bezahlten Tätigkeit teil, die der Allgemeinheit zugute kommt. Der Europäische 
Freiwilligendienst darf nicht zum Abbau potenzieller oder bestehender bezahlter Arbeitsplätze 
führen oder diese ersetzen. 

Der Europäische Freiwilligendienst hat eine Dauer von mehreren Monaten bis zu einem Jahr. In 
begründeten Fällen sind auch kürzere Einsätze möglich, insbesondere, um die Teilnahme 
benachteiligter junger Menschen zu fordern. 

Diese Maßnahme richtet sich grundsätzlich an junge Menschen zwischen 18 und 30 Jahren. An 
bestimmten Jugendinitiativen können bei geeigneter Betreuung beispielsweise auch junge 
Menschen ab 1 6 Jahren teilnehmen. 

Die Maßnahme „Europäischer Freiwilligendienst“ deckt insbesondere - ganz oder teilweise -die 
Vergütung der Freiwilligen, ihre Versicherung, die Reise- und Unterhaltskosten sowie 
gegebenenfalls einen weiteren Zuschuss für benachteiligte junge Menschen ab. 

Im Rahmen der Maßnahme werden außerdem Tätigkeiten mit dem Ziel unterstützt, die 
Freiwilligen vor allem vor ihrer Abreise zu schulen und die verschiedenen Partner zu 
koordinieren. Gegebenenfalls können auch Initiativen weiterverfolgt werden, die auf den im 
Rahmen des Europäischen Freiwilligendienstes gemachten Erfahrungen aufbauen. 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission sorgen für die Einhaltung bestimmter 
Qualitätsstandards: die Freiwilligentätigkeit beinhaltet eine nicht formale Bildungserfahrung, die 
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aus pädagogischen Maßnahmen, die die jungen Menschen in persönlicher, interkultureller und 
fachlicher Hinsicht vorbereiten sollen, sowie einer fortlaufenden persönlichen Betreuung besteht. 
Besonders wichtig sind die Partnerschaft zwischen den am Projekt beteiligten Akteuren sowie 
die Vermeidung von Risiken. 

2.2. Europäischer Freiwilligendienst für Gruppen 

Mit dieser Maßnahme werden Freiwilligenprojekte unterstützt, die dieselben Merkmale wie die 
unter Punkt 2.1 beschriebenen Projekte aufweisen und Gruppen von Jungen Menschen 
ermöglichen, gemeinsam an europaweiten oder internationalen Aktivitäten in den Bereichen 
Kultur, Sport, Zivilschutz, Umwelt, Entwicklungshilfe usw. teilzunehmen. 

Die Maßnahme richtet sich grundsätzlich an Junge Menschen zwischen 1 8 und 30 Jahren. 

Je nach Aufgaben und Situationen, in denen die Freiwilligen eingesetzt werden, kaim es siimvoll 
sein, für bestimmte Freiwilligenprojekte Bewerber mit speziellen Qualifikationen auszuwählen. 

2.3. Zusammenarbeit zwischen Zivil- und Freiwilligendiensten 

Mit dieser Maßnahme wird die Zusammenarbeit zwischen nationalen und internationalen 
Freiwilligendiensten unterstützt. Durch das Programm köimen die Verbesserung von Synergien 
und die Schaffung von Kompatibilität zwischen den verschiedenen Formen des freiwilligen 
Zivildienstes auf europäischer und einzelstaatlicher Ebene gefördert werden, um die europäische 
Dimension zu stärken. 

AKTION 3 - Jugend für die Welt 

Ziel dieser Aktion ist die Entwicklung des gegenseitigen Verständnisses der Völker - im Geiste 
der Öffnung gegenüber der Welt - indem gleichzeitig zur Entwicklung qualitativ hochwertiger 
Systeme, die die Jugendaktivitäten in den betreffenden Ländern unterstützen, beigetragen wird. 
An der Aktion können die Partnerländer des Programms teilnehmen. 

3. 1. Zusammenarbeit mit den Nachbarländern des erweiterten Europa 

Mit dieser Maßnahme werden Projekte mit den Partnerländern des Programms unterstützt, die 
Nachbarländer des erweiterten Europa sind’®. 

Gefordert wird der - grundsätzlich multilaterale — Jugendaustausch, der mehreren Gruppen 
Junger Mensehen aus den am Programm teilnehmenden Ländern und aus den Nachbarländern 
Europas ermöglicht, ein gemeinsames Tätigkeitsprogramm zu verwirklichen. Die Maßnahme 
richtet sich grundsätzlich an Junge Menschen zwischen 13 und 25 Jahren. Die Tätigkeiten, die 
auf transnationalen Partnerschaften zwischen den Akteuren eines Projekts basieren, beinhalten 
die vorherige Schulung von Führungskräften und die aktive Beteiligung Junger Menschen und 
sollen ihnen ermöglichen, unterschiedliche gesellschaftliche und kulturelle Realitäten zu 
erfahren und kennen zu lernen. Bezuschusst werden können Maßnahmen zur Förderung der 
aktiven Teilnahme Junger Menschen an den Projekten, insbesondere, wenn es sich um 
sprachliche und interkulturelle Vorbereitungsmaßnahmen handelt. 

Sofern angemessene nationale Verwaltungsstellen in den Nachbarländern eingerichtet werden, 
können Initiativen von Jungen Menschen oder Jugendgruppen auf lokaler, regionaler und 


Vorbehaltlich künftiger Entwicklungen gelten als Nachbarländer; Belarus, Republik Moldau, Russische 
Förderation, Ukraine, Algerien, Ägypten, Israel, Jordanien, Libanon, Marokko, Palästinensische Gebiete, 
Syrien und Tunesien. 
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nationaler Ebene unterstützt werden, wenn sie mit vergleichbaren Initiativen in den am 
Programm teilnehmenden Ländern vernetzt werden. Es handelt sich dabei um Aktivitäten, die 
die jungen Menschen selbst konzipiert haben und deren Hauptakteure sie sind. Diese Maßnahme 
richtet sich grundsätzlich an junge Menschen zwischen 18 und 30 Jahren. An bestimmten 
Jugendinitiativen köimen bei geeigneter Betreuung beispielsweise auch junge Menschen ab 16 
Jahren teilnehmen. 

Mit der Maßnahme werden Aktivitäten unterstützt, die die Fähigkeiten nichtstaatlicher 
Organisationen im Jugendbereich und deren Vernetzung fordern sollen. Damit wird deren 
Bedeutung für die Entwicklung der Zivilgesellschaft in den Nachbarländern anerkannt. Ziel ist 
die Ausbildung der sozialpädagogischen Betreuer sowie der Austausch von Erfahrungen, 
Fachkenntnissen und vorbildlichen Verfahren zwischen diesen Betreuern. Gefordert werden 
Tätigkeiten, die die Einrichtung von dauerhaften und qualitativ hochwertigen Projekten und 
Partnerschaften ermöglichen. 

Ferner sollen Projekte unterstützt werden, die Innovation und Qualität fordern und auf die 
Durchführung und Weiterentwicklung irmovativer Konzepte im Jugendbereich abzielen. 

Eine finanzielle Unterstützung karm für Informationsmaßnahmen für junge Menschen und 
sozialpädagogische Betreuer gewährt werden. 

Die Maßnahme unterstützt auch Tätigkeiten im Bereich der jugendpolitischen Zusammenarbeit 
mit den Nachbarländern. Ziel dieser Aktivitäten ist insbesondere die Förderung der 
Zusammenarbeit und des Austauschs von Ideen und vorbildlichen Verfahren im Jugendbereich 
sowie anderer Maßnahmen zur Valorisierung und Verbreitung der Projektergebnisse und 
Tätigkeiten der betreffenden Länder im Jugendbereich. 

3.2. Zusammenarbeit mit anderen Ländern 

Im Rahmen dieser Maßnahme wird die jugendpolitische Zusammenarbeit mit den Partnerländern 
des Programms unterstützt, insbesondere der Austausch vorbildlicher Verfahren. 

Gefordert werden der Austausch sozialpädagogischer Betreuer und ihre Ausbildung sowie der 
Aufbau von Partnerschaften und Netzen von Jugendorganisationen. 

Auf thematischer Basis können multilaterale Jugendaustausehmaßnahmen zwischen diesen 
Ländern und den am Programm teilnehmenden Ländern durchgeführt werden. 

Unterstützt werden Aktivitäten mit potenzieller Multiplikatorwirkung. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern werden aus dieser Maßnahme 
nur die europäischen Projektteilnehmer finanziert. 

AKTION 4 - Sozialpädagogische Betreuer und Unterstützungssysteme 

Ziel dieser Aktion ist die Weiterentwicklung der Strukturen zur Unterstützung junger Menschen, 
die Unterstützung der Arbeit der sozialpädagogischen Betreuer, die Verbesserung der Qualität 
des Programms und die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements junger Menschen auf 
europäischer Ebene durch die Förderung von auf europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen 
Einrichtungen. 
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4.1. Förderung von auf europäischer Ebene im Jugendbereich tätigen Einrichtungen 

Im Rahmen dieser Maßnahme werden nichtstaatliche europaweit tätige Jugendorganisationen 
unterstützt, die Ziele von allgemeinem europäischem Interesse verfolgen. Die Tätigkeiten dieser 
Organisationen müssen insbesondere einen Beitrag zur aktiven Beteiligung der jungen 
Staatsbürger am öffentlichen und gesellschaftlichen Leben sowie zur Entwicklung und 
Durchführung von Maßnahmen der europäischen Zusammenarbeit im Jugendbereich im 
weitesten Sinne leisten. 

Um einen Betriebskostenzuschuss zu erhalten, muss eine Einrichtung folgende Bedingungen 
erfüllen: 


- die Eimichtung muss seit mindestens einem Jahr rechtmäßig bestehen; 

- es muss sich um eine Eimichtung ohne Gewinnzweck handeln; 

- die Eimichtung muss ihren Sitz (gemäß Artikel 5 Absatz 1) in einem der am Programm 
teilnehmenden Länder oder in bestimmten osteuropäischen Ländern' ’ haben; 

- sie muss - eigenständig oder im Verbund mit anderen Eimichtungen - auf europäischer 
Ebene tätig sein; ihre Struktur und ihre Tätigkeiten müssen mindestens acht am 
Programm teilnehmende Länder umfassen; es kann sich um ein europäisches Netz von 
im Jugendbereich tätigen Einrichtungen handeln; 

- die Tätigkeiten der Eimichtung müssen den Grundsätzen entsprechen, die der 
Gemeinschaftsaktion im Jugendbereich zugrunde liegen; 

- es kann sich um eine Eimichtung handeln, die ausschließlich Maßnahmen zugunsten 
junger Menschen durchführt, oder um eine Eimichtung mit größerer Reichweite, deren 
Aktivitäten sich teilweise an junge Menschen richten; 

- junge Menschen müssen in die Verwaltung der Tätigkeiten einbezogen werden, die für 
sie durchgefiihrt werden. 

Die Organisationen, die einen Betriebskostenzuschuss erhalten, werden im Zuge einer 
Aufforderung zur Eimeichung von Vorschlägen ausgewählt. Mit den ausgewählten 
Eimichtungen können mehrjährige Partnerschaftsrahmenvereinbamngen geschlossen werden. 
Trotz Abschluss von Rahmenvereinbarungen werden alljährlich Aufforderungen zur Einreichung 
von Vorschlägen für weitere Zuschussempfanger durchgeführt. 

Vor allem die folgenden Tätigkeiten der Jugendorganisationen können zur Stärkung und 
Wirksamkeit der Gemeinschaftsmaßnahmen beitragen: 

- Vertretung der vielfältigen Auffassungen und Interessen junger Menschen auf 
europäischer Ebene; 

- Jugendaustausch und Freiwilligendienste; 

- nicht formale und informelle Bildungsmaßnahmen und Jugendaktionsprogramme; 
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- Förderung des interkulturellen Lernens und Verstehens; 

- Diskussionen über europäische Fragen, die Politik der Europäischen Union oder 
die Jugendpolitik; 

- Verbreitung von Informationen über die Gemeinschaftsaktionen; 

- Maßnahmen zur Förderung der Beteiligung und der Eigeninitiative junger 
Menschen. 

Im Rahmen dieser Maßnahme werden für die Festlegung des Betriebskostenzuschusses nur die 
für die reibungslose Durchführung der normalen Tätigkeiten der Einrichtung notwendigen 
Betriebskosten berücksichtigt: Personalkosten, Gemeinkosten (Mieten, Mietnebenkosten, 
Ausrüstung, Büromaterial, Telekommunikation, Postgebühren usw.), Kosten interner Sitzungen 
und Kosten fiir Veröffentlichung, Information und Verbreitung. 

Der Zuschuss wird unter Beachtung der Unabhängigkeit der Einrichtung in Bezug auf ihre 
Personalauswahl und die detaillierte Definition ihrer Tätigkeiten gewährt. 

Die betreffenden Einrichtungen werden zu mindestens 20 % aus anderen als gemeinschaftlichen 
Quellen finanziert. 

4.2. Unterstützung des Europäischen Jugendforums 

Im Rahmen dieser Maßnahme können unter folgenden Bedingungen Zuschüsse für die 
Unterstützung der laufenden Aktivitäten des Europäischen Jugendforums als Einrichtung von 
allgemeinem europäischem Interesse gewährt werden: 

- Unabhängigkeit des Europäischen Jugendforums bei der Auswahl seiner 
Mitglieder, wobei die verschiedenen Arten von Jugendorganisationen möglichst 
umfassend vertreten sein sollten; 

- Autonomie des Europäischen Jugendforums bei der detaillierten Festlegung seiner 
Tätigkeiten; 

- möglichst umfassende Einbeziehung von Jugendorganisationen, die nicht Mitglied 
des Forums sind, und von nicht organisierten jungen Menschen in die Tätigkeiten 
des Europäischen Jugendforums; 

- aktive Beteiligung des Europäischen Jugendforums an den politischen Verfahren, 
die junge Menschen auf europäischer Ebene betreffen, insbesondere durch die 
Beteiligung an den Konsultationen der Zivilgesellschaft durch die europäischen 
Organe und durch die Erklärung der Positionen dieser Organe gegenüber seinen 
Mitgliedern. 

Die erstattungsfähigen Ausgaben des Europäischen Jugendforums umfassen sowohl die 
Betriebskosten als auch die für die Durchführung seiner Maßnahmen erforderlichen Ausgaben. 
Da das Fortbestehen des Europäischen Jugendforums gesichert werden muss, wird bei der 
Verteilung der Programmmittel folgende Leitlinie berücksichtigt: Die alljährlich dem 
Europäischen Jugendforum zugeteilten Mittel belaufen sich auf mindestens 2 Mio. EUR. 

Nach Eingang eines Arbeitsplans und eines angemessenen Finanzplans können die Zuschüsse 
dem Europäischen Jugendforum zugewiesen werden. Die Zuschüsse können jährlich gewährt 
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werden oder gemäß einer Partnerschaftsrahmenvereinbarung mit der Kommission alljährlich 
verlängert werden. 

Das Forum wird zu mindestens 20 % aus anderen als gemeinschaftlichen Quellen finanziert. 

Das Europäische Jugendforum hat insbesondere folgende Aufgaben: 

- Vertretung der jungen Menschen bei der Europäischen Union; 

- Koordinierung der Positionen seiner Mitglieder gegenüber der Europäischen 
Union; 

- Bereitstellung von Informationen über die Jugend für die europäischen Organe; 

- Bereitstellung von Informationen über die Europäische Union für die nationalen 
Jugendräte und nichtstaatlichen Organisationen; 

- Förderung und Vorbereitung der Teilnahme junger Menschen am demokratischen 
Leben; 

- Beitrag zum neuen Rahmen der Zusammenarbeit im Jugendbereich in der 
Europäischen Union; 

- Beitrag zur Entwicklung der Jugendpolitiken, der Jugendarbeit und von 
Bildungsmöglichkeiten, zur Bereitstellung von Informationen über junge 
Menschen und zur Entwicklung repräsentativer Strukturen für junge Menschen in 
ganz Europa; 

- Diskussion und Reflexion über Jugendfragen in Europa und anderen Gebieten der 
Erde sowie über die Jugendmaßnahmen der Europäischen Union. 

4.3. Ausbildung und Vernetzung sozialpädagogischer Betreuer 

Mit dieser Maßnahme wird die Ausbildung von sozialpädagogischen Betreuern, insbesondere 
Jugendleitem, ProjekWerantwortlichen, Jugendberatem und pädagogischen Projektmitarbeitem 
unterstützt. Gefordert wird außerdem der Austausch von Erfahrungen, Fachkenntnissen und 
vorbildlichen Verfahren zwischen diesen Betreuern. Ferner werden Tätigkeiten unterstützt, die 
die Einrichtung von dauerhaften und hochwertigen Projekten und Partnerschaften im Rahmen 
des Programms ermöglichen. Besondere Bedeutung wird Tätigkeiten beigemessen, die die 
Beteiligung von benachteiligten jungen Menschen fordern, für die eine Teilnahme an 
Gemeinschaftsmaßnahmen besonders schwierig ist. 

4.4. Projekte zur Förderung von Innovation und Qualität 

Mit dieser Maßnahme werden Projekte gefördert, deren Ziel die Einführung, Umsetzung und 
Weiterentwicklung innovativer Konzepte im Jugendbereich ist. Dabei können die Konzepte den 
Inhalt und die Ziele in Verbindung mit der Entwicklung des Rahmens für die europäische 
Zusammenarbeit im Jugendbereich, die Beteiligung von Partnern aus verschiedenen Umfeldern 
oder die Verbreitung von Informationen betreffen. 
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4.5. Informationsmaßnahmen für junge Menschen und sozialpädagogische Betreuer 

Diese Maßnahme fordert Informations- und Kommunikationsmaßnahmen für junge Menschen 
durch die Verbesserung des Zugangs zu wichtigen Informationen und Kommunikationsdiensten, 
um die Beteiligung junger Menschen am öffentlichen Leben auszuweiten und die 
Verwirklichung ihres Potenzials als aktive, verantwortungsvolle Bürger zu erleichtern. Zu 
diesem Zweck werden Tätigkeiten auf europäischer und nationaler Ebene unterstützt, die den 
Zugang junger Menschen zu Informationen und Kommunikationsdiensten verbessern, die 
Bereitstellung hochwertiger Informationen ausweiten und die Beteiligung junger Menschen an 
der Erstellung und Verbreitung von Informationen fordern. Insbesondere können europäische, 
nationale, regionale und lokale Jugendportale zur Verbreitung jugendspezifischer Informationen 
über alle möglichen - hauptsächlich die von jungen Menschen am häufigsten genutzten - 
Informationskanäle entwickelt werden. Unterstützt werden können auch Maßnahmen, die die 
Mitarbeit junger Menschen bei der Erstellung und Verbreitung verständlicher, 
benutzerfreundlicher, gezielter Informationen und Ratschläge fördern, um die Qualität der 
Informationen und den Zugang für alle jungen Menschen zu verbessern. 

4.6. Partnerschaften 

Ziel dieser Maßnahme ist die Finanzierung von Partnerschaften mit regionalen oder lokalen 
Einrichtungen, um auf Dauer Projekte zu entwickeln, die verschiedene Programmmaßnahmen 
kombinieren können. Die Finanzierung betrifft die Projekte und die Koordinierungstätigkeiten. 

4. 7 Unterstützung der Programmstrukturen 

Diese Maßnahme ermöglicht die Finanzierung der in Artikel 8 Absatz 2 vorgesehenen 
Strukturen, insbesondere der Nationalen Agenturen. Die Unterstützung kann in Form eines 
Betriebskostenzuschusses von höchstens 50% der forderfähigen Gesamtkosten gemäß dem 
genehmigten Arbeitsprogramm der Agentur geleistet werden. Die Maßnahme ermöglicht ferner 
die Finanzierung vergleichbarer Einrichtungen, wie nationale Koordinatoren, Ressourcenzentren, 
das EURODESK-Netzwerk, die Plattform Euro-Med Jugend und die Vereinigungen junger 
europäischer Freiwilliger, die auf nationaler Ebene gemäß Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe c und 
Absatz 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 Durchfülirungsaufgaben wahmehmen. 

4.8 Valorisierung 

Die Kommission kann Seminare, Kolloquien oder Sitzungen organisieren, die die Durchfulirung 
des Programms erleichtern, und geeignete Informations-, Veröffentlichungs- und 
Verbreitungsmaßnahmen sowie Programmüberw’achungs- und Evaluierungsmaßnahmen 
durchführen. Diese Tätigkeiten können aus Zuschüssen finanziert werden, die im Zuge von 
Ausschreibungen vergeben werden, oder direkt von der Kommission organisiert und finanziert 
werden. 

AKTION 5 - Unterstützung der politischen Zusammenarbeit 

Ziel dieser Aktion ist die Förderung der europäischen Zusammenarbeit im Jugendbereich. 

5.1. Begegnungen junger Menschen mit Verantwortlichen der Jugendpolitiken 

Mit dieser Maßnahme werden Tätigkeiten unterstützt, die die politische Zusammenarbeit und 
den strukturierten Dialog zwischen jungen Menschen und ihren Organisationen und 
Verantwortlichen von Jugendpolitiken ermöglichen. Ziel dieser Tätigkeiten ist insbesondere die 
Förderung der Zusammenarbeit und des Austauschs von Ideen und vorbildlichen Verfahren im 
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Jugendbereich, der vom jeweiligen Ratsvorsitz der Union organisierten Konferenzen sowie 
anderer Maßnahmen zur Valorisierung und Verbreitung der Projektergebnisse und Aktivitäten 
der Europäischen Union im Jugendbereich. 

5.2. Unterstützung von Tätigkeiten zur Verbesserung des Verständnisses und des Wissens int 
Jugendbereich 

Diese Maßnahme unterstützt spezifische Projekte zur Erfassung der vorhandenen Kenntnisse 
über die im Rahmen der offenen Koordinierungsmethode festgelegten vorrangigen Themen im 
Jugendbereich sowie Projekte zur Vervollständigung und Aktualisierung dieser Kenntnisse und 
zur Erleichterung des Zugangs dazu. 

Gefordert werden kann außerdem die Entwicklung von Methoden für die Analyse und den 
Vergleich von Studienergebnissen und die entsprechende Qualitätssicherung. 

Ferner können Tätigkeiten zur Vernetzung der verschiedenen Akteure des Jugendbereichs 
unterstützt werden. 

5.3. Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen 

Mit dieser Aktion kann die Zusammenarbeit der Europäischen Union mit für Jugendfragen 
zuständigen internationalen Organisationen, insbesondere mit dem Europarat und den Vereinten 
Nationen und ihren Sonderorganisationen, unterstützt werden. 

6. VERWALTUNG DES PROGRAMMS 

Der Finanzrahmen des Programms kann auch die Ausgaben für die Maßnahmen zur 
Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, Rechnungsprüfung und Evaluierung abdecken, die für 
die Verwaltung des Programms und die Verwirklichung seiner Ziele unmittelbar erforderlich 
sind, insbesondere Ausgaben für Studien, Sitzungen, Informations- und 
Veröffentlichungsmaßnahmen sowie Ausgaben für IT-Netze für den Informationsaustausch und 
sonstige Ausgaben für technische und administrative Unterstützungsleistungen, auf die die 
Kommission bei der Verwaltung des Programms zurückgreifen kann. 

7. KONTROLLEN UND PRÜFUNGEN 

Für die gemäß dem Verfahren von Artikel 13 Absatz 2 dieses Beschlusses ausgewählten Projekte 
wird ein auf Stichproben basierendes Auditsystem eingerichtet. 

Der Zuschussempfänger bewahrt für die Einsichtnahme durch die Kommission alle 
Ausgabenbelege für einen Zeitraum von fünf Jahren ab der letzten Zahlung auf Der 
Zuschussempfänger sorgt dafür, dass gegebenenfalls Belege, die bei seinen Partnern oder 
Mitgliedern aufbewahrt werden, der Kommission zur Verfügung gestellt werden. 

Die Kommission ist berechtigt, die Verwendung des Zuschusses unmittelbar durch ihre 
Bediensteten oder durch eine qualifizierte externe Einrichtung ihrer Wahl überprüfen zu lassen. 
Die Prüfungen körmen während der gesamten Laufzeit des Vertrags und während eines 
Zeitraums von fünf Jahren ab Zahlung des Restbetrags durchgeführt werden. Die Ergebnisse der 
Prüfungen können Rückzahlungsforderungen der Kommission nach sich ziehen. 

Den Bediensteten der Kommission und dem von der Kommission beauftragten externen Personal 
wird in angemessener Weise Zugang zu den Räumlichkeiten des Zuschussempfängers sowie zu 
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allen für die Durchführung der Prüfungen erforderlichen Informationen, einschließlich der 
elektronisch gespeicherten Daten, gewährt. 

Der Rechnungshof und das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) haben in Bezug 
auf Kontrollen und Prüfungen die gleichen Rechte wie die Kommission; dies gilt insbesondere 
für das Zugangsrecht. 

Die in Anwendung von Artikel 10 getroffenen Entscheidungen der Kommission, die 
Vereinbarungen mit den Nationalen Agenturen, die Abkommen mit den teilnehmenden 
Drittstaaten sowie die daraus resultierenden Vereinbarungen und Verträge sehen ausdrücklich 
eine Überprüfung und finanzielle Kontrolle durch die Kommission (oder einen befugten 
Vertreter der Kommission) einschließlich OLAF, sowie Audits - erforderlichenfalls auch vor Ort 
- durch den Europäischen Rechnungshof vor. Diese Kontrollen können bei den Nationalen 
Agenturen sowie erforderlichenfalls auch bei den Empfängern von Finanzhilfen durchgeführt 
werden. 

Die Kommission kann darüber hinaus gemäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2185/96 des 
Rates Kontrollen und Überprüfungen vor Ort vornehmen. 

Für die im Rahmen dieses Beschlusses finanzierten Gemeinschaftsaktionen gilt, dass gemäß 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 der Tatbestand der 
Unregelmäßigkeit bei jedem Verstoß gegen eine Bestimmung des Gemeinschäftsrechts und bei 
jeder Nichterfüllung vertraglicher Verpflichtungen als Folge einer Handlung oder Unterlassung 
einer juristischen Person gegeben ist, die - in Form einer ungerechtfertigten Ausgabe - einen 
Schaden für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union oder die von ihr verwalteten 
Haushalte bewirkt hat bzw. bewirken würde. 
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FICHE FINANCIERE LEGISLATIVE 
PROGRAMME ’JEUNESSE EN ACTION’’ 


Domaine(s) politique(s): EDUCATION CULTURE 
Activite(s): JEUNESSE 


Denomination de l’action: Proposition de Programme "JEUNESSE EN ACTION” 

1. LIGNE(S) BUDGET AIRE(S) + INTITULE(S) 

Eigne 1 5.07.02 JEUNESSE 

Eigne 1 5.01 .04.04 JEUNESSE depenses d’appui 

Eigne 15.01.04.30 Agence executive Education et Culture 

2. DONNEES CHIFFREES GLOBALES 

2.1 Enveloppe totale de l’action : 915.000.000 euros 

2.2 Periode d’applicatlon: 2007-2013 

2.3 Estimation globale pluriannuelle des depenses: 

a) Echeancier des credits d'engagement / credits de paiement (Intervention financiere) (cf. 
point 6.1.1) 


Millions d'euros (d la 3"’ decimale) 




Annee 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Total 

Credits 

(CE) 

d'engagement 

106,368 

121,273 

123,180 

126,084 

127,984 

135,882 

139,780 

880,551 

Credits 

(CP) 

de . paiement 

99,365 

104,352 

114,339 

1 19,326 

119,312 

124,299 

199,558 

880,551 


NB : cette pro£rammation ne tient pas compte d’un eventuel linancement des structures 
sur une Periode de denx ans. 

b) Assistance technique et administrative (ATA) et depenses d’appui (DDA) (cf. point 
6 . 1 . 2 ) 


CE 

4,632 

4,727 

4,820 

4,916 

5,016 

5,118 

5,220 

34,449 

CP 

4,632 

4,727 

4,820 

4,916 

5,016 

5,118 

5,220 

34,449 
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Sous-total a+b 


CE 

111,000 

126,000 

128,000 

131,000 

133,000 

141,000 

145,000 

915,000 

CP 

103,997 

109,079 

119,159 

124,242 



204,778 

915,000 


c) Incidence financiere globale des ressources humaines et autres depenses de 
fonctionnement (cf. points 7.2 et 7.3) 


CE/CP 

4,221 

4,221 

4,221 

4,221 

4,221 

4,221 

4,221 

TOTAL a+b+c 


CE 

115,221 

130,221 

132,221 

135,221 

137,221 

145,221 

149,221 

CP 

108,218 

113,300 

123,380 

128,463 

128,549 

133,638 

208.999 


2.4 Compatibilite avec ia programmation financiere et les perspectives financieres 

[X] Proposition compatible avec la communication de la Commission du 10 fevrier 
2004 « construire notre avenir commun — Defis politiques et moyens budgetaires 
de rUnion elargie - 2007-2013 ». 

Cette proposition necessite une reprogrammation de la rubrique concemee des 
perspectives financieres, 

y compris, le cas echeant, un recours aux dispositions de l’accord 
interinstitutionnel . 

2.5 Incidence financiere sur les recettes^* 

[X] Aucune implication financiere (conceme des aspects techniques relatifs ä la mise 
en Oeuvre d'une mesure). 

OU 


Incidence financiere - L'effet sur les recettes est le suivant: NEANT 


3. CARACTERISTIQUES BUDGETAIRES 


Nature de la depense 

Nouvelle 

Participation 

AELE 

Participation 
pays candidats 

Rubrique PF 

DNO 

CD 

NON 

GUI 

OUI 

N°3 

Citoyennete 


18 


Pour plus de precisions, voir la note explicative separee. 
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4. BASE LEGALE 
Article 149 du traite 

5. DESCRIPTIONETJUSTIFICATION 

5.1 Necessite d'une Intervention communautaire 

5.1.1 Description des besoins 

• Evolution de la jeunesse en Europe 

II y a 50 millions de jeunes entre 15 et 25 ans dans les 15 Etats membres, 60 millions si Ton 
compte les dix pays qui vont rejoindre l’Union en 2004 et 75 millions avec tous les pays 
candidats. 

Le Livre Blanc a montre que, dans ses contours sociologiques, economiques et culturels, la 
jeunesse a fortement evolue sous l'effet des changements demographiques, mais aussi des 
modifications de l'environnement social, des comportements individuels et collectifs, des 
rapports familiaux et des conditions du marche du travail. 

Les demographes observent que sous la pression des facteurs economiques et des facteurs 
socioculturels, les jeunes sont plus äges quand ils franchissent certaines etapes de la vie: fin des 
etudes, acces ä l'emploi, Constitution d'une famille, etc. De plus les itineraires de vie ne sont pas 
lineaires, les jeunes peuvent ä la fois etre etudiant, Charge de famille, travailleur, ou ä la 
recherche d'un emploi, vivre chez les parents. Les allers et retours entre les differents Statuts sont 
devenus de plus en plüs frequents. 

En ce qui conceme l'implication des jeunes dans la vie publique, on constate que les jeunes 
s'investissent moins que par le passe dans les structures traditionnelles de l'action politique et 
sociale (partis, syndicats), leur participation aux consultations democratiques est faible, ainsi que 
leur engagement dans des organisations de jeunesse. Cela ne signifie nullement que les jeunes se 
desinteressent de la vie publique. La plupart demontrent une volonte de participer et d'influencer 
les choix de societe, mais selon des formes d'engagement plus individuel et plus ponctuel 
notamment en dehors du cadre participatif classique. 

II incombe aux autorites publiques de combler le fosse existant entre la volonte d'expression des 
jeunes et les modalites et structures offertes ä cet effet par nos societes, sous peine d'alimenter le 
deficit citoyen. L’Europe a un röle ä jouer ä la fois parce que certaines de ces modalites se 
situent d’emblee au niveau europeen, comme les echanges de jeunes ou d’animateurs socio- 
educatifs, mais egalement parce que le cadre europeen peut s’averer optimum pour 
l’experimentation et l’echange de bonnes pratiques dans ce domaine. 

Les jeunes expriment egalement des doutes sur les institutions internationales qui leur semblent 
difficilement accessibles et peu ä l'ecoute de leurs preoccupations. Ce rapport pour le moins 
contraste entre les jeunes et la mondialisation est un signe de malaise et ne peut etre ignore. 

En ce qui conceme plus precisement l'integration europeenne, l'Europe constitue pour les jeunes 
un espace de liberte oü ils peuvent vivre, travailler, etudier ou voyager. Cependant les 
institutions qui gerent l'Union europeenne sont pour nombre de jeunes considerees comme 
lointaines. Dans la poursuite du projet communautaire et notamment dans la perspective de 
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l'elargissement et du rapprochement avec les pays voisins, beaucoup depend de l'adhesion des 
jeunes generations auprojet europeen. 

Finalement, les jeunes europeens vivent dans des societes ouvertes aux influences culturelles et 
economiques exterieures. La lutte eontre les discriminations, en particulier contre le racisme et la 
Xenophobie, l'attaehement au caraetere multiculturel de nos societes, les questions liees ä 
l'immigration et au dialogue interculturel trouvent au sein de la jeunesse un terrain 
particulierement propiee, eapable de la mobiliser. 

• Enjeu politique 

L’ensemble des defis decrits ci-dessus representent un enjeu tres vaste et s’inscrivent dans les 
priorites actuelles de la Commission : la citoyennete, la eroissance et la paix. 

En matiere de citoyennete, il convient de creer les eonditions pour que les jeunes europeens 
puissent davantage s'affirmer comme citoyens solidaires, responsables, actifs et tolerants dans 
une soeiete plurielle. L'implication aecrue des jeunes ä la vie de la eommunaute locale, regionale, 
nationale et europeeime et l'emergence d'une citoyennete active constituent des enjeux majeurs, 
pour le present, mais egalement pour le futur de nos societes. Ces defis sont des defis qui sont 
communs aux Etats membres. A ceci s’ajoute la necessite de developper aupres des jeunes leur 
coiiscience d’appartenir ä l’Europe, leur adhesion aux valeurs pronees par l’Union et leur 
citoyennete europeeime. 

Mais il convient egalement de repondre aux aspirations des jeunes en leur doimant la possibilite 
de renforcer leur education et leur formation, sur un plan moins formel que ce qui est realise 
dans les systemes educatifs academiques ou dans le cadre de la formation professiomielle. Ces 
activites d’education non formelle meritent d’etre soutenues et reconnues au niveau europeen car 
elles contribuent, pour leur part, au processus de Lisbonne et, ä leur maniere, ä la eroissance en 
Europe. 

Enfin la volonte des jeunes de constmire de nouvelles relations entre jeunes Europeens et jeunes 
du monde entier, leur souci de comprehension mutuelle, d’esprit de tolerance et d’ouverture est 
le meilleur atout pour la paix dans le monde. Pour ne prendre que l'exemple des relations euro- 
mediterraneennes, le rapport des sages'^ remis ä la Commission etablit que la jeunesse a une 
importance fondamentale pour le succes du dialogue entre les Peuples et les Cultures dans cette 
region d’autant plus que 50% de la population dans les pays arabes a moins de 20 ans. Le 
« dialogue renove » dont parle ce rapport est en ligne avec les priorites du domaine de la 
jeunesse qui sont developpees dans le cadre du partenariat euro-mediterraneen. En outre le 
rapport des sages preconise un renforcement du volontariat en « incitant la jeunesse des deux 
rives ä un "engagement civil commun au Service de la region euro-mediterraneenne". 

• Reponse aux defis 

La methode ouverte de coordination dans le domaine de la jeunesse est la procedure politique qui 
a ete adoptee pour trouver en commun des reponses ä ces defis et le nouveau Programme 
europeen pour la jeunesse doit accompagner et soutenir cette demarche politique. 


Rapport du Groupe des Sages cree ä rinitiative du President de la Commission « Le Dialogue entre les 
Peuples et les Cultures dans l’Espace euro-mediterraneen » 
http;//europa.eu.int/comm/europeaid/index_fr.htm 
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Dans ce contexte, il y a lieu d'intervenir ä deux niveaux: 

— Les jeunes 

Les jeunes sont les premiers acteurs du Programme. Gelui-ci doit permettre aux jeunes, 
aux groupes de jeunes ou aux organisations de jeunes de mettre en oeuvre notamment, ä 
leur initiative, des projets d'echanges, de mobilite, de solidarite, ou de participation. Ces 
activites favorisent la prise de conscience europeenne chez les jeunes ainsi que leur 
inclusion sociale dans le monde adulte. 

L'aspect le plus marquant du Programme est son universalite en ce sens qu'il est le seul 
Programme europeen a etre accessible ä tous les jeunes et notamment les jeunes avec le 
moins d'opportunites, car ce Programme est mis en ceuvre en dehofs du cadre scolaire. 

Le Programme est ouvert aux jeunes de 13 ä 30 ans. L'elargissement de la tranche d'äge 
par rapport au Programme actuel (15-25 ans) se justifie par le fait que, d'une part les 
jeunes adolescents atteignent plus tot la maturite que leurs ames et d'autre part, les 
jeunes sont plus äges quand ils franchissent les etapes de la vie qui les conduisent ä 
l'autonomie. 

La participation active des jeunes, leurs experiences, leur education informelle et non- 
formelle ainsi que leur employabilite sont des elements qui ont un impact positif et 
contribuent aux objectifs des politiques de la famille, de l'education et de l'emploi, de 
l’egalite des genres et de l’inclusion sociale. 

Afin de repondre ä la demande des jeunes qui veulent se rendre utiles dans un souci de 
solidarite et afm d’accroitre leur sentiment d’appartenance ä une communaute de 
valeurs qu’est l’Europe, le Service Volontaire Europeen sera etendu afin de mettre ä 
disposition de l’Union une force d’intervention en soutien des actions de solidarite de 
l’Lfnion, internes ou externes. 

- Les systemes qui soutiennent les activites des jeunes 

II ne serait pas realiste de couvrir l’ensemble des besoins de tous les jeunes Europeens, 
ce qui ne serait d’ailleurs pas conforme ä l’esprit de subsidiarite de ce Programme et ä la 
necessite de se concentrer sur les actions avec une valeur ajoutee europeenne. 

C’est pourquoi, par souci d’efficience, le Programme propose egalement de soutenir les 
activites d'autres acteurs du domaine de la jeunesse et en premier lieu les animateurs 
socio-educatifs, le Forum europeen de la Jeunesse^”, les organisations non 
gouvemementales de jeunesse actives au niveau europeen et les Agences Nationales du 
Programme. Ceux-ci formen! les bases sur lesquelles s'appuient les jeunes pour etablir 
leurs projets et par lesquelles les projets sont mis en ceuvre. Le programme prevoit donc 
les moyens pour permettre le developpement de ces elements structurants qui ont un 
important effet multiplicateur. 


Le Forum europeen de la Jeunesse est ime Organisation internationale composee de Conseils nationaux de 
jeunesse et organisations internationales non-gouvemementales de jeunesse representant les interets des 
jeunes de l’ensemble de l’Europe. II s’agit de la seule plate-forme en Europe qui represente les 
organisations de jeunesse aupres de l’Union europeenne. 
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Une autre proposition qui vise l’efficience par un effet structurant et multiplicateur est 
le soutien ä la Cooperation des politiques nationales de jeunesse. Le Programme peut 
ainsi etre utilise comme levier vis-ä-vis de ces politiques, dans le respect de la 
subsidiarite. 

Le Programme est ouvert aux Etats membres de TUE, aux pays candidats, aux pays de 
l'AELE membres de l'EEE, ainsi qu'ä la Confederation Helvetique, et aux pays des 
Balkans occidentaux. Des projets peuvent egalement etre realises en partenariat avec 
d'autres pays, en premier lieu avec les pays concemes par la Communication de la 
Commission "l'Europe elargie - voisinage: un nouveau cadre pour les relations avec nos 
voisins de l'Est et du Sud"^'. 

5. 1.2 Objectifs du Programme 

Dans ce contexte, les objectifs generaux du Programme sont: 

a) Promouvoir la citoyennete active des jeunes, en general, et leur citoyennete europeenne 
en particulier; 

b) Developper la solidarite des jeunes, notamment afm de renforcer la cohesion sociale de 
rUnion europeeruie; 

c) Favoriser la comprehension mutuelle des peuples ä travers les jeunes; 

d) Contribuer au developpement de systemes de qualite en soutien aux activites des jeunes 
et ä celui de la capacite des organisations de la societe civile dans le domaine de la 
jeunesse; 

e) Favoriser la Cooperation europeenne en matiere de politiques de jeunesse. 

Les objectifs proposes dans le Programme sont coherents, d'une part avec les priorites en matiere 
de Cooperation dans le domaine de la jeunesse, d'autre part avec les developpements recents en 
matiere de citoyennete. Ceux-ci assurent egalement la continuite du Programme "JEUNESSE" 
actuel, ainsi que du programme d’action communautaire pour la promotion des organismes actifs 
au niveau europeen dans le domaine de la jeunesse (ONG de jeunesse) qui vient d’etre adopte 
prochainement par le Conseil et le Parlement europeen. 

5.1.3 Valeur ajoutee europeenne 

Bien que le programme ne soit pas le seul Instrument qui touche les jeunes et que celui-ci soit 
complementaire d'instruments au niveau national et europeen, sa valeur ajoutee est neanmoins 
importante, compte tenu de la specificite de ses objectifs. 

L'evaluation intermediaire du programme JEUNESSE 2000-2006 a mis en evidence que la 
plupart des projets finances n'auraient jamais eu une dimension europeenne sans un appui 
europeen. Le programme est dans certains Etats membres complementaire d'actions nationales 
ou regionales, lorsqu'il n'est pas tout simplement la seule activite structuree en faveur de la 
jeunesse en attendant que des actions se mettent en place au niveau des autorites nationales. 
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L'evaluation intermediaire met egalement en valeur Timpact du Programme sur les politiques des ■ 
administrations publiques nationales qui tendent ä s'orienter vers les priorites du programme. 

En ee qui eoneerae les projets qui visent les jeunes et les animateurs socio-educatifs directement, 
la valeur ajoutee europeeime est souvent directement liee ä la nature de l’action : mobilite des 
jeunes ä travers l’Europe ou avec des pays partenaires, Service volontaire europcen, mise en 
reseau de projets, formation europeenne d’animateurs socio-educatifs, soutien aux ONG de 
jeunesse qui poursuivent des objectifs d’interet general europeen. Les Etats membres ne seraient 
tout simplement pas en mesure d’organiser individuellement de telles actions. 

La valeur ajoutee europeenne se traduit egalement par un effet de levier vis-ä-vis des politiques 
nationales, soit en montrant la voie ä suivre (priorite aux jeunes avec moins d’opportunites, 
projets d’initiative locale, projets de dcmocratie participative), soit en stimulant l’innovation, la 
recherche et la Cooperation. 

L'effet multiplicateur du programme pcut etre considere comme important car aujourd'hui les 
activites liees ä la jeunesse cherchent de faqon plus systematique ä acquerir une dimension 
transnationale. 

Afin de favoriser les synergies avec d'autres interventions, le programme prevoit la mise en 
Oeuvre de systemes de labelisation avec des actions similaires realises dans les pays participants 
au Programme, ainsi qui la mise en valeur des actions du programme qui contribuent au 
developpement d'autres politiques dans les domaines notamment de l'education, de la formation, 
de la culture et du sport. 

La mise en oeuvre d'un programme europeen dans le domaine de la jeunesse est un element 
essentiel pour contribuer ä l'emergence chez les tous les jeunes d'une citoyennete europeenne. 

5. 1.4 Dispositions prises relevant de l ’evaluation ex ante 

a) Evaluation ex-ante 

Un rapport d'^valuation ex-ante accompagne le projet de base legal pour le programme. Ce 
rapport a ete prepare par les Services de la Commission. Le rapport d'evaluation ex-ante prend en 
compte les contributions resultant de la consultation de la societe civile: 

— Le rapport de la consultation publique 

- La Position du Forum europeen de la Jeunesse 

- L'avis des agences nationales du programme actuel 

- Les travaux du groupe de travail sur les nouveaux instruments 

- Les resultants d’un seminaire des chercheurs sur les nouveaux instruments 

Le rapport d'evaluation ex-ante prend egalement en compte les enseignements apportes par 
l’evaluation intermediaire du programme JEUNESSE qui s'est basee notamment sur: 

- les etudes d'impacts des actions 1, 2, 3 et 5, elaborees sous la responsabilite des 
autorites nationales par des experts externes ou avec le support des Agences 
nationales ont suivi le guide methodologique propose par la Commission (v. 
5.1.3). 
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- Une Serie de seminaires qui ont permis notamment "l'evaluation des proeedures" 
du Programme JEUNESSE et l'evaluation des aetions 3 et 5, et des actions des 
pays tiers 

- Une evaluation externe du partenariat entre le Conseil de l’Europe et la 
Commission en matiere de formation dans le domaine de lajeunesse 

— Une evaluation externe des actions avec les pays tiers 

Finalenlent ce rapport prend egalement en compte les demiers developpements politiques dans le 
domaine de lajeunesse, en particulier: 

- les conclusions du Conseil du mai 2003 concemant la nouvelle gencration de 
Programme pour la jeunesse, confirmees par le Conseil de mai 2004 

- Les conclusions de la Conferenee europeenne sur le serviee civique et la jeunesse 
qui s'est tenue h Rome sous presidence italienne en novembre 2003 

- Le rapport des sages sur les relations euro-mediterraneennes de novembre 2003 
b) constatations et enseignements tires de l'evaluation ex ante 

Les principaux elements avances par l'evaluation ex-ante sont: 

1 . Preserver un Programme specifique au domaine de la jeunesse avee des passereiles avec 
les autres domaines qui concement les jeunes. 

2. Garantir la continuite avec le Programme JEUNESSE en termes d'actions (echanges de 
jeunes, Service volontaire Europeen, projets d'initiatives et mesures de soutien) et 
d'acces au Programme (ouverture ä tous les jeunes, en particulier ä ceux avec le moins 
d'opportunites, soutient ä des projets organises par des ONG et les organisations locales 
qui s'occupent des jeunes sur le terrain, dans une approche decentralisee) 

3. Developper l'identite europeenne des jeunes et leur citoyennete active dans la societe. 

4. Prendre en compte les priorites politiques definies dans le Livre Blanc de la 
Commission sur la jeunesse, en developpant les projets de participation democratique, 
en ameliorant l'information des jeunes, en etendant les possibilites de volontariat en en 
soutenant les actions necessaires ä une meilleure connaissance du domaine de la 
jeunesse. 

5. Soutenir les initiatives prises dans le cadre de la Cooperation politique mise en osuvre 
par la methode ouverte de coordination (echanges de bonnes pratiques, 
complementarites . . . ) . 

6. Contribuer au developpement des organisations de jeunesse et soutenir le travail des 
animateurs de jeunesse, 

7. Ouvrir davantage le programme vers les pays tiers et donner ä ces activites plus de 
visibilitd. 

8. Contribuer ä la reconnaissance des activites du programme et plus generalement du 
travail des animateurs de jeunesse qui contribuent ä l'education et ä l'apprentissage 
informels et non formeis des jeunes. 
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9. Proposer des mecanismes qui soient simples et flexibles compte tenu du public cible 
vise. 

5.1.5 Dispositions prises ä la suite de l’evaluation intermediaire du programme actuel 

L'evaluation intermediaire du programme JEUNESSE permet de degager les recommandations 

suivantes: 

« 

1. Cibler encore mieux le programme sur son public cible, ä savoir les jeunes de toutes 
conditions, en particulier ceux avec moins d'opportunites. 

2. Ameliorer l'assistance aux beneficiaires et aux projets, dans toutes les phases, par des 
mesures de proximite et de qualite. 

3. Simplifier les procedures et les rendre aussi flexibles que possible compte tenu du 
public vise. 

4. Renforcer la transparence et la coherence dans la mise en oeuvre du programme, 
notamment au niveau decentralise. 

5. Augmenter la qualite du travail par une evaluation des projets avec un retour 
d'information aupres des beneficiaires et une reconnaissance des activites realisees. 

6. Developper les activites de volontariat tant sur le plan qualitatif que sur le plan 
quantitatif. 

7. Ouvrir davantage le programme sur les pays tiers. 

8. Antic iper les evolutions par la mise en oeuvre de projets innovants et la realisation des 
etudes necessaires. 

9. Donner une visibilite au programme et ä chacune de ses actions et valoriser les resultats 
obtenus. 

5.2 Actions envisagees et modalites de l'intervention budgetaire 

5.2.1 Actions du Programme 

Les objectifs du programme sont soutenus par cinq actions operationnelles 

- Jeunesse pour l'Europe 

Cette action vise ä soutenir les echanges de jeunes, leurs initiatives, leur participation ä la vie 

democratique et toute activite permettant de developper leur citoyennete et la comprehension 

mutuelle entre les jeunes. La population type est representee par les jeunes de 13 ä 30 ans. 
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- Le Service Volontaire Europeen 

Cette action vise ä renforcer la participation des jeunes ä differentes formes d'activites de 
volontariat, ä l'interieur et en dehors de l'Union europeenne. Cette action conceme les jeunes de 
18 ä 30 ans. 

- Jeunesse pour le monde 

Cette action vise ä soutenir des projets avec les pays partenaires du programme, notamment 
l'echange de jeunes et d'animateurs socio-educatifs, le soutien aux initiatives qui renforcent la 
comprehension mutuelle des jeunes et leur sens de la solidarite ainsi que le developpement de la 
Cooperation dans le domaine de la jeunesse et de la societe civile dans ces pays. Cette action 
conceme les jeunes de 13 ä 30 ans et les animateurs socio-educatifs. 

- Animateurs socio-educatifs et systemes d’appui 

Cette action a pour objet d'assurer le soutien aux organismes actifs au niveau europeen dans le 
domaine de la jeunesse, notamment les organisations non gouvemementales de jeunesse, leur 
mise en reseau, l'echange, la formation et la mise en reseau des animateurs socio-educatifs, la 
Stimulation de l'iimovation et de la qualite des actions menees dans le domaine de la jeunesse, 
rinformation des jeunes et la mise en place des structures et activites neeessaires au programme 
pour atteindre ses objectifs. Cette action conceme des milliers d’organisations de jeunes et 
d’animateurs socio-educatifs. 

- Soutien ä la Cooperation politique 

Cette action pennet d'organiser le dialogue entre les differents acteurs du monde de la jeunesse, 
en particulier les jeunes, les animateurs socio-educatifs et les responsables politiques, de 
contribuer au developpement de la Cooperation politique dans le domaine de la jeunesse et 
d'effectuer les travaux et les mises en reseau neeessaires ä une meilleure connaissance du 
domaine de la jeunesse. 

5.2.2 Caracteristiques des actions 

- Le Programme est ouvert aux jeunes entre 13 et 30 ans 

Cette proposition est la consequence de l’analyse du Livre Blanc et de l’evaluation du 
Programme actuel par les Etats membres. Les jeunes sont prets ä participer ä des projets plus tot 
que precedemment et ils accedent ä l’autonomie plus tard. 11 est neanmoins propose que Läge de 
participation au programme soit module en fonction de la nature des activites. 

- Le Programme integre le soutien aux ONG europeennes de jeunesse 

La Commission a propose une base legale pour ce soutien aux ONG pour la periode 2004 - 
2006. Au delä, ce soutien fait partie integrante de l’objectif visant ä promouvoir la citoyennete 
active des jeunes en general, et leur citoyennete europeenne en particulier. 11 doit donc etre 
integre au nouveau programme propose. 

- Le Programme est ouvert aux pays qui ont vocation ä rejoindre un jour ou l’autre 
l’Union europeenne ainsi qu'aux pays membre de l'AELE. 
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Cette proposition est dans le droit fil du Programme actuel. Elle est appliquee aux pays 
actuellement candidats ä l’adhesion, aux Balkans occidentaux, aux Etats de l’AELE membres de 
l’EEE et ä la Suisse. 

— Une action particuliere est creee pour les actions avec les pays tiers, appeles pays 
partenaires du Programme 

Le Programme actuel autorise des actions avec les pays tiers, mais leur offre peu de visibilite du 
fait de leur eparpillement. La creation de l’action «Jeunesse pour le monde » permettra 
d’augmenter cette visibilite. 

— Cette action prevoit deux niveaux de Cooperation, l ’un avec les pays voisins de 
l’Europe, l’autre avec le reste du monde 

Avec les pays voisins de l’Europe, le Programme propose de pouvoir faire le meme type 
d’activites que celles realisees au sein de l’Union, ä quelques exceptions pres liees ä leur 
faisabilite dans ces pays. Pour le reste du monde, les mesures sont beaucoup plus ciblees 
(echanges de bonnes pratiques, d’animateurs socio-educatifs, de jeunes mais dans des conditions 
limitees) sous peine de transformer le programme en un Programme mondial difficile ä gerer. 

— La base legale ouvre la possibilite au soutien ä des structures regionales et locales pour 
aider les jeunes dans leur projet 

La gestion centralisee indirecte via des agences nationales dans chaque pays participant au 
Programme est confirmee. Dans certains pays, il convient cependant de prevoir des relais loeaux 
ou regionaux pour Tinformation et le support des jeunes dans la mise en ceuvre de leurs projets. 

— La Commission pourra, apres avis du comite et donc du Parlement europeen, adapter 
les mesures prevues au sein de chaque action. 

La base legale proposee couvre jusqu’en 2013. Le programme doit etre au Service du processus 
politique initie suite au Livre Blanc. Le programme doit donc pouvoir s’adapter de maniere 
flexible aux priorites qui resulteront, durant la prochaine decennie, de ee processus politique. 

~ Le Programme pourra etablir des passerelles avec d’autres instruments 

communautaires 

Le domaine de la jeunesse est complementaire avec d’autres domaines, en particulier 
l’education, la formation professionnelle, la culture, le sport, Tinclusion sociale, la lutte contre 
les discriminations, la recherche, l’action exterieure de l’Union. Le programme pourra, etablir 
des actions avec d’autres programmes pour etablir des passerelles avec ces domaines. La mise en 
commun eventuelle de moyens financiers ne pourra se faire qu’en accord avec les bases legales 
respectives de chaque Instrument et leurs autorites decisionnelles en matiere de budget. 

— Les pays participant au programme pourront financer eux-memes des projets similaires 
ä ceux du programme qui recevront un label europeen, et des partenariats pourront 
etre signes avec certaines entites comme les regions, avec un cofinancement de leur 
part 

Ces mesures visent l’efficience du programme et son effet multiplicateur. II s’agit de mobiliser 
les energies et les fonds pour demultiplier l’aetion du programme, dans le respect des 
competences et des regles propres ä ehaque partenaire. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 143- 


Drucksache 15/5301 


- Le Programme, dans le respect du Reglement financier doit tenir compte de 

l ’environnement specifique auquel il s ’adresse 

- il n'est pas base sur un Systeme institutionnalise 

- les acteurs proviennent de la societe civile, des ONG ou encore d'initiatives 
loeales 

- les jeunes eux-memes creent leurs activites 

- tous les jeunes peuvent participer 

- les projets sont bases sur l’initiative individuelle et volontaire 

- les projets sont realises dans les communautes locales mais en dehors du cadre 
scolaire 

- moindre capacite financiere et capacite de planification ä long terme de la part des 
beneftciaires 

En consequence, la proposition de Programme utilise a chaque fois que possible et que 
necessaire les fiexibilites offertes par le nouveau regiement financier. 
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5.2.3 Objectifs specifiques du programme 


OBJECTIFS SPECIFIQUES 

INDICATEURS | 

1. Promouvoir la citoyennete active des jeunes, en 
general, et leur citoyennete europeenne en particulier 


- en donnant la possibilite aux jeunes et ä leurs 
organisations de representation de participer au 
developpement de la societe en general et de ITJnion 
europeeime en particulier; 

- qualite des plans de travail des ONG 

- nombre des ONG ayant plus de 8 partenaires en 
Europe 

- en developpant aupres des jeunes le sentiment 
d'appartenance ä ITJnion europeenne; 

- niveau d'adhesion ä l'Europe des jeunes ayant 
participe au programme 

- en developpant la mobilite des jeunes en Europa; 

- niveau de mobilite des jeunes ayant participe au 
Programme 

- en developpant l'apprentissage interculturel au sein de la 
jeunesse; 

A propos des jeunes ayant participe au programme: 

- attitudes modifiees concemant les jeunes d'autres 
cultures 

- en assurant la promotion des valeurs fondamentales de 
l'Union aupres des jeunes; 

- nombre de projets integrant les themes de paix, 
liberte, egalite des genres, democratie, droit de 
l'homme, tolerancc 1 

- en encourageant l'esprit d'initiative, d’entreprise et de 
creativite; 

- nombre de projets qui implique directement les jeunes 1 
dans leur realisation (et impact sur le developpement [ 
persormel) 

- nombre d’ initiatives ayant favorise l'employabilite 
des jeunes 

- nombre de projets qui se perermisent 

- en veillant ä la participation au Programme des jeunes qui 
ont le moins d'opportunites; 

- nombre de jeunes moins favorises participant au 
Programme 

- type de competences acquises 

- en veillant au respect de l'egalite entre les femmes et les 
hommes dans participation au programme. 

- [break-down by gender of actions beneficiaries] 

2. Developper la solidarite des jeunes notamment 

afin de renforcer la cohesion sociale de l'Union 


- en doimant la possibilite aux jeunes d'exprimer leurs 
engagements personnels par des activites de volontariat au 
niveau europeen et international; 

- progres dans le developpement persormel du jeune 

- taux de satisfaction parmi les jeunes ayant effectue un 
SVE, vis ä vis de la qualite de l'engagement qu'ils ont 
pu concretiser. 

- en associanl les jeunes aux actions de solidarite de l'Union 
europeenne; 

- nombre d'actions de solidarites 

- contribution ä la reussite de l'intervention 




- en contribuant ä la Cooperation entre les serv'ices civiis et - niveau d'intensite de la cooperation 
volontaires impliquant des jeunes au niveau national. 
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3. Favoriser la comprehension mutuelle des 
peuples ä travers les jeunes 


- en developpant entre les jeunes de l'Union europeenne et 
les jeunes des pays voisins, des echanges et le dialogue 
iuterculturel; 


- en contribüant ä developper dans ces pays, la qualite des 
stmctures en appui aux jeunes et du travail des animateurs 
socio-educatifs. 


- en developpant avec les autres pays des cooperations 
thematiques impliquant les jeunes et les animateurs sociaux- 
educatifs. 



A propos des jeunes ayant participe au Programme: 

- attitudes modifiees concemant les jeunes d'autres 
cultures 


Niveau de qualite des stmctures (ONG, 
coordinateurs,...) travaillant dans le programme 


■ niveau d'intensite de la Cooperation 

■ niveau d’effet multiplicateur 


4. Contribuer au developpement de systemes de 
qualite en soutien aux activites des jeunes et de la 
capacite des organisations de la societe civile dans le 
domaine de la jeunesse 


- en contribüant ä la mise en reseau des organisations; 



- en developpant la formation et la Cooperation des 
animateurs socio-educatifs; 

- en stimulant l'innovation en matiere d'activites en faveur 
des jeunes; 


- en contribüant ä l'amelioration de l'information des jeunes; 


- en oeuvrant ä la reconnaissance de l'education non formelle 
des jeunes; 


- nombre de nouveaux reseaux 

- equilibre entre les differents types de reseaux 

- nombre de reseaux croises entre differents types 

- taux de perennisation des reseaux 


- effet multiplicateur de la formation 

- opportunite de la formation 

- niveau d’utilisation effective des resultats et diffiision 
de ceux-ci 


- niveau d'information des jeunes sur les questions 
europeennes 

- nombre de projets d'information qui inclucnt les 
jeunes 

- introduction dans EUROPASS et CV europeen des 
acquis emanant du programme 


5. Favoriser la Cooperation europeenne en matiere 
de politiques de jeunesse 


- en encourageant l'echange de bonnes pratiques et la 
Cooperation entre administrations et responsables politiques; 

- en encourageant le dialogue stmcture entre les 
responsables politiques et les jeunes; 


- niveau d’intensite de la Cooperation 

- nombre de bonnes pratiques repertoriees 

- qualite du dialogue (pertinence par rapport ä l'agenda 
politique) 

- regul arite des rencontres 


- en ameliorant la connaissance du domaine de la jeunesse; - niveau d’intensite de la mise en reseau 

■ - niveau d'homogeneite (EUR25) des coimaissances sur 
les themes essentiels 
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5.2.4 Mesures concretes ä prendre pour la mise en ceuvre de Vaction 


Actions 

Indicateurs | 

ACTION 1 - Jeunesse pour l'Europe 


1.1 Behanges de jeunes 

- nombre de projets d'echanges 

- nombre de jeunes participant aux echanges 

- destination des echanges 

- domaines concemes par les echanges 

1 .2 Soutien aux initiatives des jeunes 

r nombre de projets 

- nombre de jeunes participant aux initiatives 

- äge des initiateurs de projets 

- domaines concemes par les initiatives 

1.3 Projets de democratie participative 

- ä definir en fonction de l'experience des projets pilotes en cours 

ACTION 2 - Service volontaire Europeen 


2.1 Service volontaire europeen individuel 

- nombre de volontaires par äge/sexe/formation 

- destination des volontaires 

- domaines concemes par le volontariat 

- duree du volontariat 

2.2 Service volontaire europeen d'intervention 

Idem 2.1 

2.3 Cooperation entre Services civils ou 
volontaires 

- nombre d'aetivites realisees dans le cadre de la Cooperation 

ACTION 3 - Jeunesse pour le monde 


3.1 Cooperation avec les pays voisins de l'Union 
elargie 

- utiliser les indicateurs pertinents des autres mesures ' 

3 .2 Cooperation avec les autres pays 

- utiliser les indicateurs pertinents des autres mesures 

ACTION 4 - Animateurs socio-educatifs et 
systemes d’appui 


4.1 Soutien aux organismes actifs au niveau 
europeen dans le domaine de la jeunesse 

- nombre d'ONG soutenues 

- nombre d'aetivites europeennes gerees ä travers ce soutien 

4.2 Soutien au Forum Europeen de la Jeunesse 

- donnees qualitatives sur les activites (enquete) 

4.3 Formation et mise en reseau des animateurs 
socio-educatifs 

- nombre de formations 

- nombre de mises en reseau 

- nombre d'animateurs socio-educatifs participants 

4.4 Projets pour stimuler l'innovation et la qualite 

- nombre de projets 

4.5 Actions d'information ä destination des jeunes 
et des animateurs socio-educatifs 

- nombre d'aetions realisees 

- nombre de relais EURODESK 

- nombre d'acces, rabriques, links dans le portail europeen 

4.6 Partenariats 

- nombre de partenariats 

- effet multiplicateur 

4.7 Soutien aux structures du Programme 

- donnee qualitative sur les activites (enquete) 

4.8 Valorisation 

- nombre d'aetion de valorisation , 

ACTION 5 - Soutien ä la Cooperation politique 


5.1 Rencontres des jeunes, des responsables de 
politiques de la jeunesse 

- nombre de rencontres realisees 

5.2 Soutien aux activites de recherche 

- nombre de projets de recherche realises en relation avec la 
Methode ouverte de coordination 

- nombre de mise en reseau de chercheurs 

- nombre de chercheurs participants 

5.3 Cooperation avec des Organisations 
internationales 

- nombre d'aetivites realisees dans le cadre de la Cooperation avec 
le Conseil de l'Europe 

- nombre d'aetivites realisees dans le cadre de la Cooperation avec 
d'autre organisations internationales 


Les modalites d'inten^ention budgetaire sont les subventions sous forme de forfaits, coüts reels, 
marche, transferts de fonds aux structures nationales, subventions de fonctionnement aux 
structures et ONG, accords et partenariats. 
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5.3 Modalites de mise en oeuvre 

Pour la gestion de ce Programme, la Commission envisage de reeourir ä deux formes 
d'extemalisation, en delegant la gestion de certains volets du Programme, eonformement ä 
l'article 54 du Reglement financier, soit ä des agences nationales, soit ä une agenee exeeutive. Une 
partie des aetions restera toutefois geree dans les Services de la Commission. 

5.3.1. Gestion centralisee indirecte par recours ä des agences nationales 

Le recours ä des agences nationales se justifie tout d’abord par le volume des interventions que 
soutiendra le Programme, notamment en ce qui coneeme les volets lies ä la mobilite; la 
Commission ne dispose pas des ressources lui permettant de gerer ces aetions au sein de ses 
serviees. Les tres grands nombres de beneficiaires coneemes ont, de fait, impose le reeours ä de 
telles agences des l'adoption des premiers programmes dans le domaine de la jeunesse, selon un 
modele qui s'est progressivement eonsolide et est ä present pleinement reconnu par le Reglement 
financier. 

Le recours ä des agences nationales decoule egalement de eonsiderations plus qualitatives: ees 
agences presentent l'avantage de connaitre le contexte national et les besoins prioritaires ä ce 
niveau; elles sont ä meme de creer un environnement de plus grande convivialite avec les 
beneficiaires finals; elles peuvent offrir les garanties adequates dans le cadre d'un controle 
renforce (incluant une definition precise des responsabilites respectives de la Commission et des 
autorites nationales en la matiere). Par ailleurs, les agences nationales sont souvent mieux armees 
qu'une Institution au niveau central europeen pour assurer un suivi effectif des activites 
soutenues par le Programme, compte tenu de leur proximite avec les beneficiaires finals et de 
leur meilleure connaissance du contexte local. Elles constituent egalement un relais 
d'information efficace, au niveau national, sur le Programme communautaire. 

La Commission considere qu’il convient de decentraliser les aetions lorsque Pune ou plusieurs 
parmi les conditions suivantes s’appliquent: 

• II est permis de croire qu’une methode rationnelle de distribution des ressources budgetaires 
entre les Etats membres peut etre idcntifice qui correspondra au taux de frequence de 
l’activite dans les Etats membres; 

• Les aetions sont en tant que telles de petite envergure ou s’adressent ä des particuliers, de 
Sorte que toute la panoplie des candidatures et selections n’est pas garantie au niveau 
Europeen; 

• Les aetions repondent ä des besoins specifiques des Etats membres et devraient des lors 
correspondre aux priorites etablies dans ces Etats membres pour qu’elles aient un impact 
approprie sur la pratique et les politiques nationales. 

Sur cette base, les principaux volets du programme coneemes par cette approche sont une grande 
majorite des projets des aetions 1 , 2, 3, et 4 du Programme. 

Le recours ä ce mode de gestion est sans prejudice de la visibilite de l'action communautaire; les 
conventions passees avec les agences nationales precisent notamment les obligations de ces 
demieres quant ä la mention du soutien de l'Union en faveur des aetions gerees par leur 
intermediaire. Ces conventions fixent egalement les exigences en matiere de non-discrimination 
dans l'octroi des soutiens communautaires ainsi que les exigences de nature ä eviter les conflits 
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d'interets. Conformement ä la communication de la Commission au Parlement europeen et au 
Conseil relative ä la gestion des programmes communautaires par reseaux d'agences nationales^^, 
ces conventions s'inscriront dans le cadre d'une decision de la Commission adoptant les 
dispositions quant aux responsabilites de la Commission et des pays participants en ce qui 
conceme ces agences nationales dans le cadre des Orientations generales de mise en oeuvre du 
Programme. 

L'article 8 du projet de decision reprend les criteres qu'il est proposc de retenir pour la 
designation des agences nationales par les autorites des pays participant au programme. 

5.3.2, Gestion centralisee indirecte par recours ä une agence executive 

Pour les projets ä traiter au niveau europeen comme les projets et le soutien aux ONG 
europeennes de jeunesse (actions 1, 2 et 4), eertains projets avec les pays partenaires du 
Programme qui ne disposent pas de stmctures de gestion appropriees (action 3), ou eertains 
projets qui ont vocation ä etre decentralises apres une periode probatoire de gestion centralisee, 
typiquement lorsqu’Il s’agit de nouvelles actions mise en ceuvre par le programme, la 
Commission envisage de recourir ä la delegation ä une agence executive. 

Une teile agence est envisagee dans le cadre de la gestion de la generation actuelle des 
programmes dans le domaine de l'education et de la eulture (le plus souvent en remplacement de 
Bureaux d'assistance technique maintenus jusqu'alors de maniere transitoire); il est propose de 
prolonger cette agence, de faqon a lui deleguer egalement des täehes de gestion relatives ä la 
generation 2007-2013 des programmes, dont le programme Jeunesse. 

Les ressources internes de la Commission sont insuffisantes pour eouvrir les besoins lies ä la 
gestion des volets du programme qui doivent etre geres centralement; de lä le recours successif, 
pour les programmes anterieurs, ä des BAT puis ä une agenee exeeutive. Par ailleurs, une 
generalisation du recours aux agences nationales, au-delä de ce qui est dejä pre\ni, n'est pas 
envisageable; il reviendrait ä deleguer ä ces agences la gestion de volets qui ne repondraient pas 
aux criteres repris ci-dessus. 

Le recours ä une agence executive constitue aussi un gage de borme gestion des volets gerds 
centralement, ä travers une utilisation optimale des ressources; cette approche repose sur la 
Vision d'une administration recentree sur ses activites et fonctions prioritaires, la mise en ceuvre 
technique des programmes etant effectuee par une entite specialiscc disposant des ressources 
necessaires. 

Pour des raisons d'homogeneite de traitement et de procedures ä travers les divers programmes 
du domaine de l’education et de la eulture, ainsi que d'economie, il est propose qu'une unique 
agence executive assistc la Commission dans la gestion de l'ensemble des programmes du 
domaine. Une etude coüts/benefice menee ä l'occasion de la creation de l'agenee pour les 
programmes de la generation aetuelle eonelut au caractere economique de cette approche. 

5.3.3. Gestion directe dans les sennces de la Commission 

Les volets geres centralement ne presentent pas tous le meme enjeu strategique. Ceitains sont 
plus sensibles que d'autres (nature experimentale, proximite avec des questions politiques 
d'actualite, beneficiaires concemes...); il eonvient de reserver ä la Commission la gestion directe 
de ces projets en nombre limite. Cet element a ete pris en compte pour partager entre la 
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Commission et l'agence executive les volets ä gerer depuis Bruxelles. Que certains volets 
continuent d'etre geres par la Commission contribuera ä conserver un niveau approprie de savoir- 
faire en matiere de gestion, gage egalement de la qualite du contröle sur l'agence executive et les 
agences nationales. 

D'autre part, la gestion des volets du Programme confies ä des agences nationales, requiert 
d'importantes ressources au niveau centralise (flxation des orientations de travail des agences 
nationales, conformement aux priorites decidees par la Commission; gestion des relations 
contractuelles Commission/agence nationale; suivi et contröle de la gestion par ces agences 
nationales...). Toutefois, il ne paraitpas souhaitable de confier ces täches ä l'agence executive, c- 
ä-d d'extemaliser le suivi d'une autre extemalisation. L'option retenue consiste donc ä considerer 
qu'un volet de Programme, si sa gestion est extemalisee, implique soit un reseau d'agences 
nationales, soit l'agence executive, de maniere exclusive. De meme, l'exploitation, au niveau 
centralise, des actions gerees par les agences nationales, sera assumee par la Commission et non 
par l'agence executive. 

Pour le nouveau programme « jeunesse » une teile gestion centralisee directe se fera typiquement 
pour une partie de l’action 4 (soutien aux structures du programme, valorisation, partenariats) et 
pour l’action 5 (soutien ä la Cooperation politique). 

La gestion du programme sera ainsi caracterisee par la coexistence de trois modes: gestion par 
une agence executive; par des agences nationales; gestion directe par les Services. 

Le mode de gestion ä retenir pour un volet donne repond aux caracteristiques propres de ce volet, 
dans le re.spect des orientations generales en matiere d'extemalisation et en veillant ä eviter tout 
empietement sur les deux autres modes, pour que la coexistence de trois modes de gestion ne 
cree pas de confusion. Pour autant, il est prevu, lorsque c'est opportun, que des procedures et 
outils communs aux trois modes de gestion s'appliquent. Par ailleurs, la Commission reste 
garante de la consolidation des doimees relatives ä la gestion des programmes, quels que soient 
les modes de gestion utilises. 


6. INCIDENCE FINANCIERE 


6.1 Incidence financiere totale sur la partie B (pour toute la periode de 
programmation) 

6.1.1 Intervention financiere 


Credits d'engagement en millions d'euros (ä la 3^ decimal 


Ventilation 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Total 

Actioii 1 - Jeunesse pour 

I’Europe 

37,200 

42,625 

43,290 

44,140 

■ 44,950 

47,845 

49,950 

310,000 

Aclion 2 - Service volontaire 

Europeen 

34,945 

40,072 

40,712 

41,477 

42,270 

45,007 

47,017 

291,500 

Action 3 - .Icuncssc pour le 

monde 

7,200 

8,250 

8,340 

8,640 

8,700 

9,260 

9,610 

60,000 

Action 4 - Animateurs socio- 

educatifs et systemes d'appui 

23,895 

27,298 

27,598 

28,598 

28,918 

30,967 

31,626 

198,900 

Action 5 - Cooperation 

politique 

3,128 

3,028 

3,240 

3,229 

3,146 

2,803 

1,577 

20,151 

TOTAL 

106,368 

121,273 

.123,180 

126,084 

127,984 

135,882 

139,780 

880,551 


e) 
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6.]. 2 Assistance technique et administrative (ATA), depenses d’appui (DDA) et depenses TJ 


(credits d’engagement) 



2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Total 










a) contribution ä Fagence 
executive 

3,649 

Bi 

3,797 

3,873 

3,951 

4,031 

4,111 

— 

b) Autre assistance 
technique et 

administrative : 

- intra-muros: 

experts avec honoraires ; 

0,034 

0,035 

0,036 

0,036 

0,037 

0,038 

0,039 

0,255 

- extra-muros: 

Audits des Agences 

Nationales 

Audits des projets 

SYMMETRY 

0,364 

0,029 

0,078 

0,371 

0,030 

0,080 

0,379 

0,030 

0,081 

0,386 

0,031 

0,083 

0,394 

0,032 

0,084 

0,402 

0,032 

0,086 

0,410 

0,033 

0,088 

2,706 

0,217 

0,580 

Sous-total 1 

4,154 

4,239 

4,323 


4,498 

4,589 

4,681 

30,893 


2) Depenses d’appui 
(DDA): 









a) Etudes 

0,104 

0,106 

0,108 

0,110 

0,113 

0,115 

0,117 

0,773 

b) Reunion d’experts 

0,192 

0,196 

0,200 

0,204 

0,208 

0,213 

0,217 

1,430 

c) Information et 
publications 

0,182 

0,186 

0,189 

0,193 

0,197 

0,201 

0,205 

1,353 

Sous-total 2 

0,478 

0,488 

0,497 

0,507 

0,518 

0,529 

0,539 

3,556 

TOTAL 

4,632 

4,727 

4,820 

4,916 

5,016 

5,118 

5,220 

34,449 
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Ces depenses incluent la contribution du programme aux frais de fonctioimement de l’agence 
executive Education et culture, notamment les frais de persoimel qui seront exposes par cette 
agence au titre de ce programme. Ces depenses de personnel correspondent ä une estimation de 
3 1 persormes (persoimel statutaire de l’agence et agents contractuels). 
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6.2 Calcul des coüts par mesure envisagee en partie B (pour toute la periode de 
programmation)^^ 


Credits d'engagement en millions d'euros (ä la 3'^'^'^ decimale) 


Type de Nbre de Coüt unitaire Coüt total 

realisation realisations . moyen 

i AGTIQN i - lewlesse poia-J'Europ^ 

1.1 Behanges dejeunes 

Projets 

Jeunes impliques 

19.000 

400.000 

10.000 

190,000 

1.2 Soutien aux initiatives des jeunes 

Projets 

Jeunes impliques 

10.570 

200.000 

6.150 

65,000 

.3 Projets de democratie participative 

Projets 

Jeunes impliques 

5.500 

100.000 

10.000 

55,000 

Sous total 




310,000 

ACri(.)N;2 -“SÄvice vokint3irS:Europeen ,, _ . . .y,,. ... 

2.1 Service volontaire europeen individuel 

Jeunes impliques 

41.000 

4.500 

184,500 

2.2 Service volontaire europeen d'intervention 

Jeunes impliques 

25.875 


103,500 

2.3 Cooperation entre Services civils ou 
volontaires 

Projets 

14 


3,500 

Sous total 




291,500 

ACTION 3 -4leunes^,pour k moiKle 

3.1 Cooperation avec les pays voisins de l'Union 
elargie 

Projets 

Jeunes impliques 

1.400 

60.000 

30.000 

42,000 

3.2 Cooperation avec les autres pays 

Projets 

600 

30.000 

18,000 

Sous total 




60.000 

ACTION 4 - Aniwateuis sodoi^ducatifs et . : ' ■ U . 

systemes d’appui ■ 

4.1 Soutien aux organi.smes actifs au niveau 
europeen dans le domaine de la jeunesse 

Subventlons de 
fonctionnement 

520 

25.000 

13,000 

4.2 Soutien au Forum Europeen de la Jeunesse 

Subventions de 
fonctionnement 

7 

2,200.000 

15,400 

4.3 Formation et mise en reseau des animateurs 
socio-educatifs 

Projets 

3.000 

20.000 

60,000 

4.4 Projets pour stimuler l'innovation et la qualite 

Projets 

100 

140.000 

14,000 

4.5 .Actions d'information ä destination des jeunes 
et des animateurs socio-educatifs 

Projets 

580 

12.000 

7,000 

4.6 Partenariat 

Projets 

10 

200.000 

2,000 

4.7 Soutien aux struciures du programme 

Subventions de 
fonctionnement 


12.000.000 

84,000 

4.8 Valorisation 

Subventions et 
marches 

14 

250.000 

3,500 

Sous total 




198,900 

ACTION 5 — iCooperatioifpolitique;. : . 

5.1 Rencontres des jeunes, des responsables de 
politiques de la jeunesse 

Projets 

30 

200.000 

6,000 

5.2 Soutien aux activites de recherche 

Subventions et 
marches 

28 

255.000 

7,151 

5.3 Cooperation avec des Organisations 
internationales 

Accords 

intemationaux 

7 

1.000.000 

7,000 

Sous total 




20.151 

;T01AL;CENERA]. 
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Pour plus d'informations, voir la note explicative separee. 
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7. INCIDENCE SUR LES EFFECTIFS ET LES DEPENSES DE 
FONCTIONNEMENT 

Le contenu et la portee geographique du nouveau Programme conduisent ä un 
accroissement modere des ressources humaines de 5 personnes. En ce qui conceme 
le contenu, le Programme presente un nombre de nouveaux volets qui devront faire 
l’objet d’un suivi. En outre le developpement de certaines mesures en termes 
quantitatif et qualitatif, tel que le Service volontaire europeen induit un suivi plus 
important. Le Programme a egalement une portee geographique plus large, 
notamment avec Touverture ä la CEI. 

Les besoins en ressources humaines et administratives seront couverts ä l'interieur de 
la dotation allouee ä la Direction generale gestionnaire dans le cadre de la procedure 
d'allocation annuelle. L’allocation de postes dependra d’une part de l’organisation 
interne de la prochaine Commission et d’autre part d’une eventuelle reallocation de 
postes entre Services suite aux nouvelles perspectives financieres. 


7.1 Incidence sur les ressources humaines 


Types d’emplois 

Effectifs ä affecter ä la gestion de l’action 
par utilisation des ressources existantes 
et/ou supplementaires 

Total 

Description des täehes deepulant de 
Taetion 

Nombre d’emplois 
permanents 

Nombre d’emplois 
Temporaires 

Fonctionnaircs ou 

A 

13 


13 

Mise en oeuvre du Programme 

Agents 

B 

11 

1 

12 


temporaires 

C 

6 


6 


Autres ressources 


4 (END) 


4 (END) 


Humaines END/ AUX 

3 (AUX B) 


3 (AUX B) 


Total 

37 

1 

38 



7.2 Incidence financiere globale des ressources humaines 


Type de ressources humaines 

Montants en euros 

Mode de calcul * 

Fonctionnaires 

Agents temporaires 

3.240.000 € 

108.000 € 

30 X 108.000 

1 X 108.000 

Autres ressourees humaines 

180.000 € (END) 

4X45.000 

(indiquer la ligne budgetaire) 

324.0006 (Auxiliaires) 

3 X 108.000 

Total 

3.852.000 



Les montants correspondent aux depenses totales pour 1 2 mois. 




















Drucksache 15/5301 


154- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


7.3 Autres depenses de fonctionnement decoulant de l’action 


Ligne budgetaire 
(n° et intitule) 

Montants en eures 

Mode de calcul 

Enveloppe globale (Titre A7) 



A0701 - Missions 

68.000 

100 X 650 e + 3.000 e (fmances) 

A07030 - Reunions 

40.400 

2X20 personnes X 1 .0 1 0 € 

A07031 - Comites obligatoires (1) 

60.200 

2 X 35 personnes X 860 € 

A07032 - Comites non obligatoires (1) 

- 


A07040 - Conferences 

200.000 


A0705 - Etudes et consultations 



Autres depenses (indiquer lesquelles) 



Systemes d’information (A-5001/A-4300) 



Autres depenses - partie A (indiquer lesquelles) 



Total 

368.600 



Les montants correspondent aux depenses totales de Taction pour 12 mois. 


(1) Preciser le type de comite ainsi que le groupe auquel il appartient. 


I. 

Total annuel (7.2 + 7.3) 

4.220.600 € 

11. 

Duree de l’action 

7 

111. 

Coüt total de l’action (1 x 11) 

29.544.200 € 

8. 

SUIVI ET EVALUATION 


8.1 

Systeme de suivi 



L'evaluation ex-ante propose des indicateurs visant ä apprecier l'impact du programme via un 
suivi des resultats tangibles obtenus. 11s sont indicatifs et non exhaustifs. Ils feront l'objet 
d'etudes plus approfondies quant aux cibles visees et aux methodes de mesures, d'ici la mise 
en Oeuvre effective du programme. 

Un Systeme de suivi sera mis en place notamment par les Agences Nationales afin d’assurer la 
collecte reguliere de ces indicateurs. Ce Systeme devra etre valide par les pays participant au 
Programme pour etre applique de fapon homogene. Les contrats avec les Agences Nationales 
prevoiront explicitement une Obligation de "reporting”. 

8.2 Modalites et periodicit6 de l’evaluation prevue 

La base legale du programme prevoit le dispositif suivant : 

1. La Commission assure un suivi regulier du present programme. Le suivi comprend 
les rapports enumeres au paragraphe 3, ainsi que des activites specifiqucs. 

2. La Commission assure l'evaluation reguliere, independante et externe du programme. 

3. Les pays participant au programme transmettent ä la Commission, au plus tard le 30 
juin 2010 un rapport de mise en oeuvre du programme, et au plus tard le 30 juin 2015 
un rapport sur l'impact du programme. 
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4. La Commission presente au Parlement europeen, au Conseil, au Comite economique 
et social europeen et au Comite des regions: 

a) un rapport intermediaire d'evaluation sur les resultats obtenus et sur les aspects 
qualitatifs et quantitatifs de la mise en oeuvre du present Programme au plus 
tard le 31 mars 201 1; 

b) une Communication sur la continuation du present Programme au plus tard le 
31 decembre 2011; 

c) un rapport d'evaluation ex post au plus tard le 3 1 mars 2016. 

9. MESURES ANTI-FRAUDE 

Pour les projets selectionnes conformement ä la procedure decrite ä l’article 11 paragraphe 2 
de la presente decision, un Systeme d’audit par echantillonnage est mis en place. 

Le beneficiaire d'une Subvention garde ä la disposition de la Commission tous les justificatifs 
des depenses effectuees pendant une periode de cinq ans ä compter du demier paiement. Le 
beneficiaire d'une Subvention veille ä ce que, le cas echeant, les justificatifs qui seraient 
conserves par ses partenaires ou ses membres soient mis ä la disposition de la Commission. 

La Commission, soit directement par 1’ intermediaire de ses agents soit par 1’ intermediaire de 
tout autre organisme externe qualifie de son choix, a le droit d’effectuer un audit sur 
l’utilisation qui est faite de la Subvention. Ces audits peuvent se faire pendant toute la dur6e 
du contrat ainsi que pendant une periode de cinq ans ä compter de la date de paiement du 
solde de la Subvention. Le cas echeant, les resultats de ces audits pourront conduire ä des 
decisions de recouvfement de la part de la Commission. 

Le personnel de la Commission ainsi que les persohnes exterieures mandatees par la 
Commission ont un acees approprie, en particulier aux bureaux du beneficiaire, ainsi qu’ä 
toutes les infonnations necessaires, y compris sous format electronique, pour mener ä bien ces 
audits. 

La Cour des Comptes ainsi que l’Office europeen de Lutte antiffaude (OLAF) disposent des 
memes droits, notamment le droit d’acces, que la Commission. 

Les decisions de la Commission prises en application de l’article 10, les conventions avec les 
Agences nationales, les accords avec les pays tiers participants, ainsi que les conventions et 
contrats qui en decoulent prevoient notamment un suivi et un contröle financier de la 
Commission (ou tout representant autorise par eile), dont l'OLAF, et des audits de la Cour des 
Comptes, le cas echeant sur place. Ces contröles peuvent etre effectues aupres des Agences 
nationales, ainsi qu’au besoin aupres des beneficiaires de subventions. 

La Commission peut egalement proceder ä des contröles et verifications sur place en 
conformite avec le regiement (Euratom, CE) No 2185/96 du Conseil. 
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Anlage 4 



RAT DER Brüssel, den 15. April 2003 (22.04) 

EUROPÄISCHEN UNION (OR. fr) 

8489/03 


JEUN 20 
EDUC 76 
SOC 161 


ÜBERMITTLUNGSVERMERK 


Absender: 

Eingangsdatum: 

Empfänger: 

Frau Patricia BUGNOT, Direktorin, im Auftrag des Generalsekretärs der 
Europäischen Kommission 

14. April 2003 

der Generalsekretär/Hohe Vertreter, Herr Javier SOLANA 

Betr.: 

Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend Folgemaßnahmen zum 
Weißbuch "Neuer Schwung für die Jugend Europas" - Vorschlag für 
gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und Information der 
Jugendlichen gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem 
Rahmen für die iugendpolitische Zusammenarbeit in Europa 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument - KOM(20Ü3) 184 endg. 


AnL : KOM(2003) 184 endg. 


8489/03 


DGI 


wk 


DE 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 1 1.4.2003 
KOM(2003) 184 endgültig 


MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DEN RAT 


Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ - 
Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und Information 
der Jugendlichen gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem 
Rahmen für die Jugend politische Zusammenarbeit in Europa 
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1. Einleitung 

1.1. Vorschläge für Folgemaßnahmen zum Weißbuch Jugend 

Die vorliegenden Vorschläge für gemeinsame Zielsetzungen sind Bestandteil der 
Folgearbeiten zum Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“', das die 
Kommission am 21. November 2001 angenommen hat, und zu der Entschließung des 
Rates vom 27. Juni 2002^ zur Festlegung eines neuen Rahmens für die 
jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa. 

Mit dieser Entschließung führt der Rat eine offene Koordinierungsmethode ein und 
weist darauf hin, dass diese in erster Linie auf zwei der Prioritäten, nämlich 
Partizipation und Information von Jugendlichen, angewendet werden soll. Mit seiner 
Entschließung hat der Rat die Kommission ersucht, einen Entwurf für gemeinsame 
Zielsetzungen auf der Grundlage eines Beriehts über die Lage in den Mitgliedstaaten 
auszuarbeiten. Zweck der vorliegenden Mitteilung ist es, dem Rat gemäß dessen 
Auftrag gemeinsame Zielsetzungen zu unterbreiten. 

Mit der Entscheidung, die offene Methode der Koordinierung im Jugendbereich auf 
diese beiden Prioritäten anzuwenden, haben die Mitgliedstaaten ihrem Willen 
Ausdruck verliehen, die Zusammenarbeit bei der Durchführung und 
Weiterverfolgung der Politiken in den beiden Bereichen auszubauen. Ihrer Meinung 
nach soll das in einer „flexiblen und [...] geeigneten Weise unter gebührender 
Berücksichtigung der einzelstaatlichen Zuständigkeiten und des 
Subsidiaritätsprinzips“ geschehen^. 

Gemäß dem an sie ergangenen Auftrag hat die Kommission in Abstimmung mit den 
Mitgliedstaaten für jede dieser beiden Prioritäten einen detaillierten Fragebogen 
erstellt. Diese Fragebögen wurden den Mitgliedstaaten und den beitrittswilligen 
Staaten übermittelt, die laut der Entschließung des Rates „in den Rahmen der 
jugendpolitischen Zusammenarbeit in Europa einbezogen“ werden sollen. 

Die Fragebögen wurden nach einem gemeinsamen methodischen Vorgehen 
entwickelt und sind gleich aufgebaut. Gefi'agt \\Tirde vor allem nach grundlegenden 
Informationen zur Situation und Rechtsgrundlage in den einzelnen Staaten, der 
Ausrichtung der aktuellen nationalen Politiken und Beispielen bewährter Praktiken 
sowie nach den Erw^artungen an die europäische Ebene. 

Zu der eingegangenen Verpflichtung, die Jugendlichen zu konsultieren, gehörte auch 
eine Erläuterung der Modalitäten, die für die Konsultation auf nationaler Ebene 
festgelegt wurden. 

Die Kommission hat vor der Ausarbeitung ihrer Vorschläge das Europäische 
Jugendforum gehört. 


KOM (2001) 681 endgültig. 

ABIC 168 vom 13.7.02. 

Entschließung des Rates vom 27.6.2002. 
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1.2. Vorschläge, die den Willen zum gemeinsamen Handeln ausdrücken 

Die Art und Weise, in der die Fragen behandelt und die Antworten in den einzelnen 
Ländern verfasst wurden, unterschieden sich je nach dem nationalen 
jugendpolitischen Kontext und der Art und Weise, wie Jugendliche am öffentlichen 
Leben teilhaben. Die Antworten enthielten viel interessantes Material in Form von 
Informationen, Standpunkten, Vorschlägen und bewährten Verfahrensweisen, das 
von den Dienststellen der Kommission in einem Bericht ausgewertet wurde“*. 

Die Vorschläge für gemeinsame Zielsetzungen gehen auf die Antworten der 
befragten Länder zurüek. In seiner Entsehließung vom 27. Juni 2002 hat der Rat die 
Kommission ersucht, „für jede Priorität, einschließlieh der Kernfragen, einen 
Fragebogen zu erstellen, und auf der Grundlage der Antworten [...] einen 
zusammenfassenden Berieht zu erstellen [...] und [...] Entwürfe für gemeinsame 
Zielsetzungen vorzulegen“. Diese Zielsetzungen wurden auf der Grundlage der 
Angaben der Mitgliedstaaten zu ihrer jeweiligen nationalen Situation und ihrer 
Erwartungen an die europäische Ebene erarbeitet. Sie sind das Ergebnis der 
gemeinsamen Methode, die alle befragten Mitgliedstaaten zusammen entwickelt 
haben und greifen die gemeinsamen Elemente auf, die sieh aus der Auswertung der 
Antworten ergeben. Für jede thematische Priorität wird eine globale Zielsetzung 
vorgeschlagen, die jeweils in drei Teilziele aufgegliedert ist. 

Wie auch bei der im Bildungsbereich bereits angewandten offenen 
Koordinierungsmethode werden für die vorliegenden Vorsehläge Aktionslinien zur 
Umsetzung der genannten Ziele aufgeführt. 

1.3. Vorschläge zur Ergänzung anderer politischer Initiativen 

Europa des Wissens 

Die Entwicklung der jugendpolitischen Zusammenarbeit, für die die Festlegung von 
gemeinsamen Zielsetzungen ein Sehlüsselelement darstellt, trägt zur Umsetzung der 
auf den Tagungen der Europäischen Räte in Eissabon und Barcelona festgelegten 
Strategie bei, die Europäisehe Union zum „wettbewerbsfähigsten und dynamisehsten 
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt“ zu machen. 

Ein wichtiger Pfeiler dieser Strategie ist das lebensbegleitende Lernen, das auf die 
Verbesserung von Wissen und beruflichen Fähigkeiten abzielt, aber auch auf die 
Förderung von staatsbürgerlichem Bewusstsein und sozialem Engagement. 

In diesem Kontext spielt nicht formales und informelles Eemen eine wichtige Rolle, 
nieht nur was die im Zusammenhang mit der Wettbewerbsfähigkeit formulierten 
Ziele betrifft, sondern auch im Hinblick auf die Förderung von sozialer Integration, 
persönlicher Entwicklung und Ausübung einer aktiven Staatsbürgerschaft^. 


Bericht über die Auswertung der Antworten der Mitgliedstaaten auf die Fragebögen der Kommission 
zur Partizipation und Information der Jugendlichen — Arbeitsdokument der Dienststellen der 
Kommission (SEK(2003) 465). 

Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zum lebensbegleitenden Lernen, ABI. C 163 vom 9.7.2002. 
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Die Maßnahmen im Jugendbereich tragen sehr weitgehend zur nicht formalen 
Bildung der Jugendlichen bei. In diesem Rahmen stellen Partizipation und 
Information der Jugendlichen die beiden - auch von Seiten der Jugendlichen - 
anerkannten wichtigsten Prioritäten dar. 

Die vorgeschlagenen gemeinsamen Zielsetzungen, die auch wichtigen Erfahrungen 
aus dem Aktionsprogramm JUGEND Rechnung tragen, werden bei der Erarbeitung 
der neuen Generation von Programmen im Bereich allgemeine und berufliche 
Bildung und Jugend zu berücksichtigen sein. 

Staatsbürgerschafl und Regieren 

Es hat sich gezeigt, dass Information die Voraussetzung für die von den Jugendlichen 
vehement eingeforderte Partizipation ist. 

Mehr Partizipation und eine bessere Information von Jugendlichen fördern das weiter 
gesteckte Ziel der aktiven Staatsbürgerschaft und tragen dazu bei, „dem Bürger, vor 
allem der Jugend, das europäische Projekt und die europäischen Organe näher“ zu 
bringen^. 

Partizipation und Information der Jugendlichen entsprechen auch den Zielen des 
Weißbuchs über europäisches Regieren, insbesondere den Grundsätzen der Offenheit 
und der Partizipation. Das Weißbuch über die Jugend greift den Gedanken auf, dass 
die Jugendpolitik ein Gebiet ist, auf das die folgenden Grundsätze anzuwenden sind: 

— Offenheit: Den Jugendlichen gegenüber ist eine aktive Informations- und 
Kommunikationsstrategie zu verfolgen, die deren Sprache verwendet, um 
ihnen verständlich zu machen, wie Europa funktioniert und wie die 
politischen Entscheidungen getroffen werden, die sie betreffen. 

- Partizipation: Es ist dafür zu sorgen, dass die Jugendlichen konsultiert 
und verstärkt in die sie betreffenden Entscheidungen sowie ganz 
allgemein in das Leben ihrer Gemeinschaft einbezogen werden. 


2. Gemeinsame Zielsetzungen für eine verbesserte Partizipation der 
Jugendlichen 

In einem sozialen Kontext, der von schnellem W andel geprägt ist und der sich 
langfristig durch die Tendenz zur Überalterung der europäischen Bevölkerungen und 
eine zunehmende Kluft zwischen den Jugendlichen und den herkömmlichen 
politischen Strukturen auszeichnet, stellt eine aktive Staatsbürgerschaft der 
Jugendlichen eine Herausfordemng dar, die von allen Beteiligten anerkannt wird. 

Der Begriff einer aktiven Staatsbürgerschaft der Jugendlichen impliziert, dass die 
Jugendlichen sich umfassend an der Gesellschaft beteiligen und verweist auf ihre 
Pflicht, aber auch auf ihre Fähigkeit, eine aktive Rolle als Bürger wahrzunehmen. 

Die Bedingungen für die Beteiligung der Jugendlichen an der Gesellschaft 
unterliegen ebenso Veränderungen wie die Formen und Funktionsweisen der 
repräsentativen und partizipativen Demokratie. 
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Erklärung von Laeken, 14. bis 15.12.2001. 
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Die Anerkennung und Unterstützung der verschiedenen Formen von Partizipation, 
die die Jugendlichen in ihrem Lebensumfeld entwickeln, die Verbesserung ihrer 
Beziehungen zu den Mechanismen der repräsentativen Demokratie und ihre 
Unterstützung bei der Wahrnehmung von Möglichkeiten, sich am öffentlichen Leben 
zu beteiligen, stellen die notwendige Voraussetzungen dafür dar, dass die 
Jugendlichen ebenso wie die anderen Gesellschaftsgruppen eine aktive Rolle als 
verantwortungsbewusste Bürger wahmehmen. 

Im Hinblick auf die Partizipation schlägt die Kommission das folgende globale Ziel 
vor: Durchführung und Unterstützung von Aktionen, die die Rolle der 
Jugendlichen als aktive Bürger fördern und ihre effektive Beteiligung an der 
demokratischen Gesellschaft stärken. Um dieses globale Ziel zu erreichen, werden 
die folgenden drei Teilziele vorgeschlagen: 

- Stärkere Einbeziehung der Jugendlichen in das gesellschaftliche Geschehen 
ihrer Lebenswelten; 

- stärkere Beteiligung der Jugendlichen am System der repräsentativen 
Demokratie; 

- Partizipation lernen; 

2.1. Stärkere Einbeziehung der Jugendlichen in das gesellschaftliche Geschehen 
ihrer Lebenswelten 

Staatsbürgerschaft entwickelt sich in erster Linie aufgrund verschiedener 
Erfahrungen, die die Jugendlichen in ihrer näheren Umgebung, beispielsweise in 
Familie, Schule oder bei der Arbeit machen. Daneben spielen die lokalen 
Vereinsstrukturen und die NRO auch eine wichtige Rolle. Es muss dafür Sorge 
getragen werden, dass die Jugendlichen sich ungeachtet ihres sozialen, 
wirtschaftlichen oder kulturellen Hintergrunds und ungeachtet dessen, wie und wo 
sie leben, stärker am öffentlichen Leben ihrer Gemeinschaft beteiligen können. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen: 

• Förderung der Einbindung von Jugendlichen in bestehende Beteiligungsstrukturen 
(NRO, Vereine, Freiwilligendienst usw.) und Unterstützung der NRO, die im 
Jugendbereich tätig sind, wobei darauf zu achten ist, dass ihre Unabhängigkeit 
und ihre Autonomie gewahrt bleibt; 

• Anerkennung der Jugendlichen als aktive, unabhängige Staatsbürger durch die 
Unterstützung von Aktionen, Initiativen und Vorhaben, bei denen Jugendliche 
unmittelbar an der Lösung von Fragestellungen auf lokaler Ebene beteiligt sind; 

• Aufwertung, Bekanntmachung und Unterstützung der Arbeit, die Eltern, 
Sozialarbeiter und andere Kontaktpersonen vor Ort für Jugendliche leisten; 

• Bessere Identifizierung von Hindernissen, die der Beteiligung bestimmter 
Gruppen im Weg stehen, und Unterstützung von Maßnahmen und Mechanismen, 
bei denen eine Beteiligung aller Jugendlichen am öffentlichen Leben gefördert 
wird, wobei insbesondere dafür zu sorgen ist, dass geschlechtsspezifische Fragen 
berücksichtigt werden. 
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2.2. Stärkere Beteiligung der Jugendlichen im System der repräsentativen 
Demokratie 

Die repräsentative Demokratie ist ein Eckpfeiler unserer Gesellschaften. Es ist daher 
von entscheidender Bedeutung, dass sich die Jugendlichen aktiv an ihr beteiligen. 
Um dies zu erreichen, muss die Gesellschaft mehr auf die Anliegen und Bedürfnisse 
der Jugendlichen eingehen, damit die Jugendlichen ihre Vorbehalte gegenüber den 
herkömmlichen demokratischen Beteiligungsmcchanisraen ablegen. Das ist ohne 
eine Veränderung der Einstellungen und Verhaltensweisen nicht möglich. Vor allem 
durch den Dialog mit den Jugendlichen kann erreicht werden, dass ihre Anliegen bei 
politischen Entscheidungen und Einflussnahmen stärker berücksichtigt werden. Die 
politischen Gremien müssen darauf achten, dass die Jugendlichen stärker in die 
Beteiligungsmechanismen der repräsentativen Demokratie einbezogen werden. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen: 

• Vertiefung und Entwicklung eines regelmäßigen, strukturierten Austauschs 
zwischen den politischen Gremien und den Jugendlichen imd ihren 
Vertretungsstrukturen (nationale und regionale Jugendräte, Europäisches 
Jugendforum); 

• dafür Sorge tragen, dass auch die nicht organisierten Jugendlichen in den Dialog 
einbezogen werden und die Jugendorganisation auch deren Bedürfnissen 
Rechnung tragen; 

• Unterstützung von Mechanismen zur Förderung verschiedenster Formen des 
Dialogs, um die Jugendlichen stärker in die politische Entscheidungsfindung 
einzubinden; 

• Sicherstellung einer besseren Verschränkung der verschiedenen Vertretungs- und 
Dialogebenen (von der lokalen bis zur europäischen Ebene); 

• Erhöhung des Einflusses und der Beteiligung der Jugendlichen bei Wahlen: 
Förderung der Einschreibung von Jugendlichen in die Wahlregister, Schaffung 
von Anreizen für die Beteiligung der Jugendlichen an den Wahlen, Öffnung der 
politischen Parteien für eine Beteiligung von Jugendlichen, Erhöhung des Anteils 
von Jugendlichen in gewählten Gremien; 

• bessere Identifizierung und Analyse der Hindernisse, die einer Einbeziehung der 
Jugendlichen in die Beteiligungsmechanismen der repräsentativen Demokratie im 
Wege stehen, und Unterstützung von Maßnahmen und Mechanismen, bei denen 
eine Beteiligung aller Jugendlichen am öffentlichen Leben gefördert wird, wobei 
insbesondere dafür zu sorgen ist, dass geschlechtsspezifische Fragen 
berücksichtigt werden. 

2.3. Lernen zu partizipieren 

Jeder Jugendliche soll die Möglichkeit haben, sein Potential auszuschöpfen und eine 
eigene Identität, sowie die Fähigkeit zu entwickeln, sich selbst aktiv in die 
Gesellschaft einzubringen. In dieser Hinsicht ist Bildung ein entscheidender Faktor, 
da die Fähigkeit zur Partizipation vor allem in der Schule erworben wird, die nach 
der Familie einer der ersten Orte ist, an dem die Sozialisierung der Jugendlichen 
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stattfindet. Außerdem tragen nicht formale Bildungserfahrungen ganz wesentlich zur 
persönlichen Entwicklung und zur aktiven Staatsbürgerschaft bei. Es empfiehlt sich 
daher, die Voraussetzungen für das Erlernen von Partizipation zu schaffen. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen; 

• Entwicklung und Vertiefung einer Bildung zur Partizipation innerhalb des 
formalen Bildungssystems (in Verbindung mit den Zielen, die im Rahmen der im 
Bildungsbereich angewandten offenen Koordinierungsmethode verabschiedet 
wurden); 

• Unterstützung von Maßnahmen, die im nicht formalen und informellen 
Bildungsbereich zur Förderung der aktiven Beteiligung von Jugendlichen 
entwickelt werden; 

• Stärkere Verschränkung von formaler, nicht formaler und informeller Bildung; 

• Aufwertung der Partizipationserfahrungen im unmittelbaren Lebensumfeld der 

Jugendlichen (Familie, Schule, Universität, andere Bildungs- oder 

Ausbildungseinrichtungen und am Arbeitsplatz); 

• Darauf achten, dass besser bekannt wird, welche Vorteile eine aktive Beteiligung 
der Jugendlichen für alle mit sich bringt, und Bekämpfung der Vorurteile, die 
gegenüber Jugendlichen bestehen und ihre effektive Partizipation behindern; 

• Vertiefung der Analyse der Umstände, die zum Ausschluss bestimmter Gruppen 
von der gesellschaftlichen Beteiligung führen und Förderung von präventiven 
Ansätzen. 

3. Gemeinsame Zielsetzungen für eine bessere Information der 
Jugendlichen 

Auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Informationen ermöglichen den Jugendlichen, 
sich aktiv am öffentlichen Leben zu beteiligen und ein Staatsbürgerbewusstsein zu 
entwickeln. Diese sind eine notwendige, wenn auch allein nicht ausreichende 
Voraussetzung für Partizipation. Solche Infonnationen richten sich auch an die 
Personen, die Kontakt mit Jugendlichen haben (Eltern, Lehrer, Sozialarbeiter, 
Jugendleiter, für Jugendinformation zuständige Personen, Bibliothekare usw.). 

Die Pflicht, die Jugendlichen - auch über europäische Belange - zu informieren, 
kommt in erster Linie den Mitgliedstaaten zu. Die Mitgliedstaaten betonen aber auch 
die Notwendigkeit, durch einen strukturierten Austausch von Erfahrungen und 
beispielhaften Verfahren mehr voneinander zu lernen und dadurch auch die 
europäische Dimension in der Jugendinformation zu verstärken. 

Im Hinblick auf die Information schlägt die Kommission das folgende globale Ziel 
vor: Verbesserung des Zugangs zu qualitativ hochwertiger Information für 
Jugendliche, um sie stärker am öffentlichen Leben zu beteiligen und ihre 
Entwicklung zu aktiven verantwortungsbewussten Bürgern in einer erweiterten 
Europäischen Union zu fördern. Dieses globale Ziel soll durch die Verwirklichung 
der folgenden drei Teilziele erreicht werden: 
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— Verbesserung des Zugangs der Jugendlichen zu Informationsdiensten 

- Bereitstellung von qualitativ hochwertigen Informationen 

- Förderung der Beteiligung der Jugendlichen an der Gestaltung und Verbreitung 
von Informationen 

3.1. Verbesserung des Zugangs der Jugendlichen zu Informationsdiensten 

Viele Mitgliedstaaten haben spezielle Jugendinformationsdienste eingerichtet, die für 
die Gestaltung und Verbreitung von Informationen und Beratung zuständig sind. 
Häufig sind diese Dienste jedoch nicht angemessen ausgebaut, und die 
Koordinierung zwischen den verschiedenen Akteuren und den beteiligten Ebenen ist 
unzureichend. Der Zugang zu Informationsdiensten muss für die Jugendlichen 
insgesamt und insbesondere für die benachteiligten Jugendlichen verbessert werden. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen: 

• Ausbau von Diensten in den Mitgliedstaaten, die stmkturierte, ganzheitliche, 
kohärente und koordinierte Informationen anbieten und die spezifischen 
Bedürfnisse der Jugendlichen berücksichtigen, insbesondere durch 

- eine effiziente Koordiniemng und Verbindung der verschiedenen 
Dienste, die auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bestehen; 

- die Verbindung zu den auf europäischer Ebene bestehenden 
Informationsdiensten, um die Verbreitung von Informationen über 
Europa auf den nationalen, regionalen und lokalen Ebenen zu verbessern; 

• Bereitstellung von Informationsdiensten vor Ort, die kostenlos, 
benutzerfreundlich und auf die Gewohnheiten, die Umgebung, und die 
Bedürfnisse der Jugendlichen abgestimmt sind; 

• Dafür Sorge tragen, dass auch benachteiligte Jugendliche denselben Zugang zu 
den Informationen haben und dass Jede Form von Diskriminierung oder 
Ausschluss aus wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder geographischen 
Gründen vermieden wird; 

• Entwicklung von nationalen und regionalen Jugendportalen, die mit dem 
europäischen Jugendportal verbunden sind, wodurch 

- zur Einrichtung eines Netzes von untereinander verbundenen 
Jugendinformationsportalen sowie 

- zur Übertragung der Informationen über Europa auf die nationalen, 
regionalen und lokalen Ebenen beigetragen wird. 

3.2. Bereitstellung von qualitativ hochwertigen Informationen 

Die Informationen, die Jugendlichen angeboten werden, sind oft von geringer 
Qualität, erreichen nicht immer die betroffene Zielgruppe, beziehen die neuen 
Technologien unzureichend ein und tragen nicht wesentlich zur Verbesserung der 
Beteiligung der Jugendlichen am öffentlichen Leben bei. Außerdem müsste das 
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Personal, das im Bereich der Jugendinformation und -beratung arbeitet, eine 
spezielle Aus- und Weiterbildung erhalten. Hohe Qualität der Information ist 
Voraussetzung für eine effiziente Information der Jugendlichen. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen: 

• Ausarbeitung eines Normenkatalogs für die Jugendinformations- und - 
beratungsdienste, mit dem insbesondere gemeinsame Qualitätskriterien und 
Qualitätssicherungsmechanismen festgelegt werden, sowie Verbesserung der Aus- 
und Weiterbildung der Personen, die in der Jugendinformation tätig sind, 
insbesondere in Bezug auf 

- die Nutzung der neuen Technologien; 

- den Erwerb von Fremdsprachenkenntnissen und eine 

- stärkere Berücksichtigung der europäischen Dimension der 
Jugendinformation 

• Verbesserung der Verbindung zwischen Information und Beratung, um einen 
Lernprozess anzustoßen, bei dem die Jugendlichen die Fähigkeit zum Auffinden, 
Auswählen und Bewerten von Informationen entwickeln können, um informierte 
Nutzer von Informationen zu werden; 

• Förderung des Einsatzes der "neuen Medien" wie Internet, Mobiltelefone, 
Videofilme, Kino usw. für die Information der Jugendlichen, um eine 
größtmögliche Zahl von ihnen zu erreichen. 

3.3. Förderung der Beteiligung der Jugendlichen an der Gestaltung und 
Verbreitung von Informationen 

Um sicherzustellen, dass die Jugendinformation leicht zugänglich, nicht 
diskriminierend und - insbesondere im Hinblick auf benachteiligte Jugendliche - auf 
ihre Gewohnheiten, Umgebung und Bedürfnisse abgestimmt ist, müssen 
Jugendorganisationen und einzelne Jugendliche auf allen Ebenen, auf denen 
Jugendinformationsstrategien ausgearbeitet und umgesetzt werden, vertreten und an 
der Gestaltung und Verbreitung der Infonnationen beteiligt sein. 

Folgende Aktionslinien werden vorgeschlagen: 

• Einbeziehung der Jugendorganisation auf europäischer, nationaler, regionaler und 
lokaler Ebene in die Entwicklung und Umsetzung der Jugendinformations- 
strategien 

• adäquate Einbeziehung von Jugendlichen bei der Ausarbeitung von Information 
für Jugendliche, um 

- verständliche und bcnutzerffeundliche, den Bedürfnissen der Jugend- 
lichen entsprechende Informationsprodukte zu erstellen und 

- Information für spezielle Gruppen von Jugendlichen, insbesondere 
benachteiligte Jugendliche, zu erstellen 
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• Stärkere Einbeziehung von Jugendlichen in die Verbreitung der Informationen für 
Jugendliche (insbesondere in Jugendinformationszentren, Schulen, Klubs und in 
den Medien) sowie in die Beratung von Jugendlichen, insbesondere deijenigen , 
die Schwierigkeiten beim Zugang zu Information und Beratung haben. 

4. Mechanismen für die Umsetzung und Weiterverfolgung 

Umsetzung und Weiterverfolgung der gemeinsamen Zielsetzungen sind Bestandteil 
der offenen Methode der Koordinierung, wie es insbesondere der Rat in seiner 
Entschließung für den Jugendbereich fordert. 

Wie schon die Festlegung der Zielsetzungen sollen auch die Umsetzung und 
Weiterverfolgung dieser Zielsetzungen entsprechend den Vorgaben des Rates in 
einer flexiblen, für den Jugendbereich geeigneten Weise unter Achtung der einzel- 
staatlichen Zuständigkeiten und Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips erfolgen. Es 
werden folgende Grundsätze und Mechanismen vorgeschlagen: 

Die Mitgliedstaaten kommen darin überein, die Verwirklichung aller gemeinsamen 
Zielsetzungen, die für die beiden miteinander verbundenen und sich ergänzenden 
Prioritäten Partizipation und Information vorgeschlagen wurden, anzustreben. 

Jeder Mitgliedstaat ist verpflichtet, in Abhängigkeit seiner spezifischen nationalen 
Situation in Bezug auf diese gemeinsamen Ziele Maßnahmen festzulegen, die er zur 
Umsetzung und Weiterverfolgung auf nationaler Ebene ergreifen will. 

Der Grundsatz der gegenseitigen Information und des regelmäßigen Austauschs 
zwischen den Mitgliedstaaten über ihre Vorgehensweisen, die erzielten Fortschritte 
und beispielhafte Verfahren könnte in Form regelmäßiger Zusammenkünfte der für 
Jugendpolitik zuständigen hochrangigen Beamten umgesetzt werden; diese Treffen 
könnten im Rahmen eines zuvor festgelegten Arbeitsprogramms erfolgen und 
erforderlichenfalls von den für die jeweiligen Aktionslinien eingerichteten 
Arbeitsgruppen vorbereitet werden. 

Für die Umsetzung des Grundsatzes der Beteiligung der Jugendlichen und ihrer 
repräsentativen Strukturen an diesen Arbeiten auf nationaler und europäischer Ebene 
müssten die jeweiligen Behörden in geeigneter Weise sorgen. 

Es wird vorgeschlagen, dass die Mitgliedstaaten im Jahr 2005 nationale Berichte 
über die Umsetzung der beiden Prioritäten Partizipation und Information vorlegen, 
die der Kommission als Grundlage für ihren dem Rat vorzulegenden 
Fortschrittsbericht dienen. Auf der Grundlage der durch die Kommission 
unterbreiteten Vorschläge muss der Rat die für die beiden Prioritäten festgelegten 
gemeinsamen Zielsetzungen bestätigen, anpassen oder ändern. 

Diese Vorschläge für gemeinsame Zielsetzungen werden dem Europäischen 
Parlament, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss 
der Regionen übermittelt. 
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Partizipation und Information der Jugendlichen 

P5 TA-PROV(2004)0119 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Mitteilung der Kommission an den 
Rat: Folgemaßnahmen zum Weißbuch 'Neuer Schwung für die Jugend Europas' - 
Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und Information 
der Jugendlichen gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa (KOM(2003) 184 - C5- 
0404/2003 - 2003/2127(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an den Rat (KOM(2003) 184 - C5-0404/2003), 

unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 1 03 1 /2000/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. April 2000 zur Einführung des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms 
'Jugend'^, 

unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates Bildung, Jugend und Kultur vom 14. 
Februar 2002, in denen anerkannt wird, dass das Weißbuch einen Ausgangspunkt für die 
Schaffung eines Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa darstellt, 

unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Mai 2002 zu dem Weißbuch der 
Kommission "Neuer Schwung für die Jugend Europas'^, 

unter Hinweis auf die Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 27. Juni 2002 zu dem Rahmen für die jugend- 
politische Zusammenarbeit in Europa^, 

unter Hinweis auf die Entschließung des Rates vom 25. November 2003 über gemein- 
same Zielsetzungen für die Partizipation und Information der Jugendlichen^, 

in Kenntnis des am 21. November 2001 vorgelegten Weißbuchs der Kommission mit 
dem Titel "Neuer Schwung für die Jugend Europas" KOM(2001) 681, in dem ein neuer 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa vorgeschlagen wird, 

unter Hinweis auf Artikel 149 des EG-Vertrags, 

gestützt auf Artikel 47 Absatz 2 und Artikel 1 63 seiner Geschäftsordnung, 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Kultur, Jugend, Bildung, Medien und Sport 
sowie der Stellungnahme des Ausschusses für die Rechte der Frau und Chancengleichheit 
(A5-008 1/2004), 

A. in der Erwägung, dass der Ausformulierung der gemeinsamen Zielsetzungen ein bislang 
einmaliger Konsultationsprozess vorausgegangen ist, an dem Jugendliche, 

" ABI. L 117 vom 18.5.2000, S. 1. 

- ABI. C 180 E vom 31.7.2003, S. 145. 

^ ABI. C 168 vom 13.7.2002, S. 2. 

"" ABI. C 295 vom 5.12.2003, S. 6. 
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Jugendorganisationen, Jugendforscher und die politisch Verantwortlichen auf regionaler, 
nationaler und europäischer Ebene beteiligt waren, 

B. in der Erwägung, dass die Jugendlichen in diesem Konsultationsprozess als gleichberech- 
tigte Partner angesehen werden müssen und dass nicht organisierte Jugendliche und ins- 
besondere benachteiligte Gruppen von Jugendlichen von diesem Prozess nicht ausge- 
schlossen werden dürfen, 

C. in der Erwägung, dass die Methode der offenen Koordinierung auf die Zielsetzungen 
Partizipation und Information anzuwenden ist, 

D. in der Erw^ägung, dass sich Jugendliche immer weniger in bestehenden Organisations- 
strukturen engagieren, weshalb den Jugendlichen eine Möglichkeit eröffnet werden sollte, 
sich zunehmend im Freiwilligendienst, in den bestehenden Organisationsstmkturen wie 
Parteien und Gewerkschaften sowie anderen gesellschaftlichen Bewegungen und Orga- 
nisationen zu engagieren und an den Entscheidungsprozessen des öffentlichen Lebens 
einfacher, schneller und leichter teilzunehmen, 

E. in Erwägung des positiven Beitrags, den der Freiwilligendienst zur Entwicklung einer 
aktiven Gesellschaft leistet, 

F. in der Erwägung, dass die Beteiligung von Jugendlichen an den ersten Europawahlen der 
erweiterten Union unterstützt werden muss, 

A llgemeine A nmerkungen 

1. begrüßt die von der Kommission formulierten gemeinsamen Zielsetzungen Partizipation 
und Information, die zur Festlegung eines neuen Rahmens der europäischen Jugend- 
politik wesentlich beitragen; 

2. begrüßt die Annahme dieser Zielsetzungen durch den Rat in seiner oben genannten 
Entschließung vom 25. November 2003, die einen wichtigen Fortschritt im politischen 
Dialog bezüglich der jugendpolitischen Zusammenarbeit darstellt; 

3. bedauert, dass der Inhalt dieser Entschließung die ursprünglichen Vorschläge der 
Kommission nicht in vollem Umfang widerspiegelt; 

Verfahrensfragen und allgemeine Rahmenvorschläge 

Die offene Methode der Koordinierung 

4. hält die von der Kommission vorgeschlagene offene Methode der Koordinierung für eine 
geeignete Möglichkeit, eine bessere Zusammenarbeit auf europäischer Ebene auf dem 
spezifischen Gebiet der Jugendpolitik zu erreichen, und fordert den Abschluss einer 
entsprechenden interinstitutionellen Vereinbarung, wie sie in seiner Entschließung vom 

5. Juni 2003 zur Anwendung der offenen Methode der Koordinierung' gefordert; 


' P5_Ta(2003)0268. 
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Umsetzung der Zielsetzungen 

5. fordert eine schnelle und unbürokratische Umsetzung der Aktionslinien für die Er- 
reichung der vorgeschlagenen Zielsetzungen unter Einbeziehung des Subsidiaritäts- 
prinzips in den jetzigen Mitgliedstaaten und in den Kandidatenländem; 

6. begrüßt, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen dezentralisiert unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Transparenz und der demokratischen Kontrolle umgesetzt werden; ist der 
Auffassung, dass weiterhin auch die Sichtbarkeit der Verwirklichung der gemeinsamen 
Ziele gewährleistet werden soll; 

7. fordert den Rat und die Mitgliedstaaten auf, konkrete Formen des regelmäßigen 
Erfahrungsaustauschs festzulegen und evaluative Kriterien zu formulieren, die unter 
Berücksichtigung der heterogenen Strukturen in verschiedenen Staaten einen objektiven 
Vergleich erlauben, und notwendige finanzielle Ressourcen für diese Zusammenarbeit 
zur Verfügung zu stellen; 

8. bestärkt die Forderung, dass sowohl bei der Festlegung des Rahmens der Jugendpolitik 
als auch bei der Umsetzung der Aktionslinien Diskriminiemngen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, des sozialen Hintergmnds, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
verhindert werden müssen; 

9. betont, dass die Gleichstellung der Geschlechter hierbei gewährleistet werden muss und 
dass die für Frauen problematischen Bereiche zu identifizieren und geeignete Maß- 
nahmen zur Beseitigung dieser Missstände zu treffen sind; 

10. begrüßt, dass im Rahmen des Entwurfs des Vertrags über eine Verfassung für Europa’ in 
Artikel III-182 ein ausdrücklicher Hinweis auf die Beteiligung der Jugendlichen am 
demokratischen Leben Europas und in Artikel 111-223 die Schaffung eines europäischen 
Freiwilligenkorps für humanitäre Hilfe enthalten ist; 

11. ist davon überzeugt, dass die im Weißbuch angekündigten Richtlinien umgehend ent- 
wickelt werden sollten, und fordert daher die Kommission auf, gemeinsam mit dem 
Europäischen Parlament und dem Rat konkrete Mechanismen und die strukturellen 
Voraussetzungen zu entwickeln, um die Belange der Jugend in anderen Gemeinschafts- 
politiken verstärkt zu berücksichtigen; 

Partizipation 

12. bekräftigt den von der Kommission angewendeten Grundsatz der Konsultation der 
internationalen Jugendorganisationen, der in die Entwicklung der offenen Koordinierung 
im Jugendbereich weiterhin verstärkt einbezogen werden soll, und dringt darauf, dass 
auch die nationalen Jugendräte in ähnlicher Weise konsultiert werden; 

13. fordert die Mitgliedstaaten auf, Möglichkeiten zur Teilnahme von Jugendlichen an der 
Entscheidungsfindung unter Anwendung des Bottom-up-Prinzips auf lokaler, regionaler 
und nationaler Ebene zu identifizieren, effektive Wege für die Anhörung der jungen 
Menschen zu finden und Ergebnisse solcher Partizipation für die breite Öffentlichkeit und 
die Jugendlichen selbst sichtbar zu machen; 


ABI. C 169 vom 18.7.2003, S. 1. 
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14. ist davon überzeugt, dass ein hohes Maß an Mitwirkung der Jugendlichen an der 
Entscheidungsfindung im Bereich der Jugendpolitik notwendig ist, um deren Effizienz 
auf allen Entscheidungsebenen zu erhöhen; 

15. regt an, dass die Mitgliedstaaten die bestehenden Rahmen und Strukturen auf lokaler 
Ebene verbessern und verstärken bzw. schaffen (Stadtjugendringe, nationale und 
regionale Jugendräte), die es ermöglichen, Jugendarbeit und Jugendpolitik unter 
unmittelbarer Beteiligung der Jugendlichen zu koordinieren; 

16. weist daraufhin, dass die bestehenden Jugendorganisationen und -netzwerke im Bereich 
der Jugendarbeit als Plattform für eine optimale Nutzung von Synergieeffekten und einer 
Institutionalisierung des ständigen Dialogs anerkannt und gestärkt werden sollen; 

17. ist überzeugt, dass Eigenverantwortung und Best-Practice-Mechanismen zur Stärkung der 
europäischen Dimension der Jugendarbeit beitragen; 

1 8. fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der Umsetzung der Aktionslinien für die Erreichung 
der vorgeschlagenen Zielsetzungen darauf zu achten, dass die Partizipation von Jugend- 
lichen und Jugendorganisationen auf nationaler Ebene unter dem Grundsatz der Gleich- 
berechtigung erfolgt; 

19. begrüßt und unterstützt den Willen der Kommission, gesellschaftliches Engagement 
Jugendlicher und ein breites Spektrum der Jugendinitiativen zu fördern, und ersucht 
gleichzeitig die Kommission und die Mitgliedstaaten, auch die Wahlbeteiligung der 
Jugendlichen an den Europawahlen 2004 zu fördern; 

20. befürwortet die Anwendung innovativer Methoden bei der formalen, nicht-formalen und 
informellen Bildung und die Unterstützung von Organisationen, die in diesem Bereich 
tätig sind; 

2 1 . fordert die Vernetzung der Initiativen der offenen und verbandlichen Jugendarbeit mit 
den Angeboten europapolitischer Bildung an den Schulen; 

Information 

22. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei der Weiterentwicklung und 
Unterstützung der Informationsnetze für Jugendliche (z.B. der Jugendinformations- 
zentren) sicherzustellen, dass in Zusammenarbeit mit Jugendorganisationen und 
Repräsentanten von Jugendgruppen Maßnahmen und Materialien entwickelt werden, die 
den Jugendlichen vor Ort und im persönlichen Kontakt ermöglichen, jugendspezifisch 
aufbereitete Informationen von hohem Standard zu erhalten; 

23. fordert die besondere Berücksichtigung der Info-Netzwerke der Kommission und dort ein 
verstärktes Angebot direkter Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen für Multi- 
plikatoren der politischen Jugendbildung; 

24. ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu unterstützen, die 
Jugendliche dazu anleiten, selbst Mittler von Jugendinformationen zu werden, und betont 
die Bedeutung der Vereinbarung von qualitativen und quantitativen Zielwerten 
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(Benchmarks) für den Vergleich der Beteiligung von jungen Menschen an der Jugend- 
information; 

25. weist daraufhin, dass bei der Planung und Durchführung der Informationspolitik im 
Rahmen des politischen und gesellschaftlichen Geschehens auf europäischer, nationaler 
und lokaler Ebene Jugendliche als spezifische Zielgruppe angesehen werden müssen, was 
von besonderer Bedeutung bei der für das Jahr 2004 geplanten Informationskampagne 
zur Erweiterung und zu den Europawahlen ist; fordert die V erwendung integrativer 
Sprache bei im Rahmen der Kampagnen erstellten Publikationen; 

26. ist davon überzeugt, dass die Jugendlichen in dieser Hinsicht einen unbeschränkten 
Zugang zu verständliehen, benutzerfreundlichen und den Vorstellungen und Bedürfnissen 
der Jugendliehen angepassten Informationsprodukten haben sollen; 

Weitere Perspektiven für die Jugendpolitik 

Zukunft des Aktionsprogramms Jugend 

27. fordert die Kommission auf, ein eigenständiges Nachfolgeprogramm des Aktions- 
programms Jugend zu entwickeln, das finanziell so ausgestattet ist, dass es den 
wachsenden Anforderungen im Bereich der Jugendpolitik gerecht wird; 

28. schlägt vor, im Rahmen der Vorbereitung der künftigen Aktionsprogramme im Bereich 
Jugend möglichst viele Jugendliche aus verschiedenen Ländern als Zielgruppe an den 
Maßnahmen zu beteiligen und eine ausgewogene Vertretung aller Regionen Europas 
unter besonderer Berücksichtigung der am stärksten benachteiligten Gebiete zu 
gewährleisten; 

29. schlägt weiterhin vor, grenzüberschreitende Regionalgmppen zu unterstützen, in denen 
die Jugendlichen überregionale Schwerpunktthemen erörtern können, was es den 
Jugendlichen ermöglichen soll, sich im Rahmen intensiver internationaler Zusammen- 
arbeit mit Schwerpunktthemen gemeinsam auseinander zu setzen, wie z. B. Friedens- 
sicherung, Umweltschutz etc.; 

30. schlägt vor, das Motto 'Ausgrenzung überwinden' als Grundlage für die Festlegung des 
zukünftigen thematischen Rahmens für Projekte im Jugendbereich zu verwenden, wobei 
folgende komplexe Themenfelder befürwortet werden: Soziale Inklusion, Xenophobie, 
Interkulturelles Lernen, Umwelt, Kunst als Brücke der Kommunikation, Sport und 
Globalisierung; 

31. unterstreicht, dass das zukünftige Jugendprogramm die politische und gesellschaftliche 
Partizipation von Jugendlichen im europäischen Kontext fordern sollte; verweist darauf, 
dass das Programm daher den Jugendlichen Freiräume einräumen muss, insofern die 
Jugendlichen selbst bestimmen sollten, zu welchen politischen und gesellschaftlichen 
Themen sie gemeinsame Projekte entwickeln möchten; ist ferner der Ansicht, dass die 
Jugendorganisationen und Projektträger daher bei der Festlegung der Ziele und Priori- 
täten des Programms regelmäßig konsultiert werden sollten; 
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Europäische Jugendwoche als Dauereinrichtung 

32. wünscht eine sorgfältige Evaluierung der Europäischen Jugendwoche 2003 und ersucht 
die Kommission, diese Initiative auf dieser Grundlage anzupassen und zu prüfen, ob sie 
zur Dauereinrichtung gemacht werden kann, so dass sie zum festen Bestandteil der 
europäischen Jugendpolitik wird, und regt an, einen einführenden Tag 'Jugendparlament' 
einzuplanen, der den Jugendlichen eine Möglichkeit eröffnet, die demokratischen 
Abläufe im Europäischen Parlament aktiv kennen zu lernen; 

33. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und den Parlamenten der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer und dem 
Europäischen Jugendforum zu übermitteln. 
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Anlage 6 
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ÜBERMITTUUNGSVERMERK 
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Eingangsdatum: 
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Frau Patricia BUGNOT, Direktorin, im Auftrag des Generalsekretärs der 
Europäischen Kommission 

3. Mai 2004 

der Generalsekretär/Hohe Vertreter, Herr Javier SOLANA 

Betr.: 

Mitteilung der Kommission an den Rat: 

Folgemaßnahmen zum Weißbuch "Neuer Schwung für die Jugend Europas” - 
Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der ffoiwilligcn 
Aktivitäten Jugendlicher gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 

2002 zu dem Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument - KOM(2004) 337 endg. 


Anl. : KOM(2004) 337 endg. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 30.4.2004 
KOM(2004) 337 endgültig 


MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DEN RAT 

Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ - 
Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der freiwilligen Aktivitäten 
Jugendlicher gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem Rahmen für 
die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa 
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1. Einleitung 

1.1. Folgemaßnahmen zum Weißbuch Jugend 

Allgemeiner Hintergrund 

Die vorliegende Mitteilung schließt an das von der Kommission am 21. November 
2001 angenommene Weißbuch Jugend' und die Entschließung des Rates vom 27. 
Juni 2002 zu einem neuen Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit an. In 
dieser Entschließung fordert der Rat die Anwendung der offenen 
Koordinierungsmethode auf vier Prioritäten: Partizipation, Information und 
freiwillige Aktivitäten Jugendlicher, sowie die Jugend besser verstehen und mehr 
über sie erfahren. Diesem Auftrag entsprechend schlug die Kommission zunächst 
gemeinsame Zielsetzungen für die Partizipation und Information junger Menschen 
vor^, die der Rat in seiner Entschließung vom 25. November 2003"' billigte. 

In der vorliegenden Mitteilung schlägt die Kommission gemeinsame Zielsetzungen 
für die freiwillige Aktivitäten Jugendlicher vor. Der Vorschlag beruht auf der 
Auswertung eines Fragebogens^, den die Mitgliedstaaten und Beitrittsländer 
beantwortet haben. Die Fragen bezogen sich auf die jeweils eigene Situation und die 
Erwartungen, die diese Länder an die europäische Ebene stellen. Der Vorschlag 
spiegelt das Gemeinsame der Antworten wider. 

Das Europäische Jugendforum wurde bei der Ausarbeitung des Vorschlags für 
gemeinsame Zielsetzungen konsultiert. Außerdem -woirden die Mitgliedstaaten und 
die Beitrittsländer aufgefordert, junge Menschen und vor allem junge Freiwillige, 
Jugend- und Freiwilligenorganisationen und andere relevante Interessengruppen zu 
konsultieren. 

Die Kommission hat die Antworten der Mitgliedstaaten und Beitrittsländer auf den 
Fragebogen ausgewertet und in einem Arbeitspapier der Kommissionsstellen® 
dokumentiert. Dieses Papier arbeitet die ■ von den Mitgliedstaaten und den 
Beitrittsländem im Bereich der Freiwilligentätigkeit junger Menschen aufgezeigten 
Problemlagen auf nationaler wie auf europäischer Ebene heraus, und führt konkrete 
Beispiele bewährter Vorgangsweisen an. 


Weißbuch der Kommission „Neuer Schwung für die Jugend Europas“, KOM(2001) 681 endg. 
Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
27. Juni 2002 zu dem Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa (2002/C 168/02). 
Mitteilung der Kommission an den Rat, Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer Schwung für die 
Jugend Europas“ - Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und 
Information der Jugendlichen gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem Rahmen 
für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa. KOM(2003) 184 endg. vom 1 1. April 2003. 
Entschließung des Rates vom 25. November 2003 über gemeinsame Zielsetzungen für die Partizipation 
und Information der Jugendlichen (2003/C 295/04). 

Der Fragebogen wurde in Absprache mit den Mitgliedstaaten, den Beitrittsländem und dem 
Jugendfomm ausgearbeitet. Er wurde an die Mitgliedstaaten, die Beitrittsländer und die drei 
Kandidatenländer - Bulgarien, Rumänien und die Türkei - verschickt. Letztere wurden eingeladen, den 
Fragebogen auf freiwilliger Basis auszufüllen. 

Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen, Auswertung der Antworten der Mitgliedstaaten und 
Beitrittsländer auf die Fragebögen der Kommission zu freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher. 
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Die Prioritäten freiwillige Aktivitäten und die Jugend besser verstehen und mehr 
über sie erfahren werden parallel und nach dem selben Verfahren ab gehandelt. 

Freiwillige Aktivitäten im Kontext des Weißbuchs 

Im Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas “ sind freiwillige Aktivitäten 
Jugendlicher ein prioritäres Thema für die zukünftige jugendpolitische 
Zusammenarbeit. Freiwillige Aktivitäten werden als eine Form der sozialen 
Partizipation, als persönlichkeitsbildende Erfahrung und als Faktor für 
Beschäftigungsfähigkeit und Integration gesehen. Freiwilligentätigkeit ist auch ein 
Instrument für die Entwicklung der aktiven Bürgerschaft. 

Im Weißbuch werden zum Thema freiwilligen Aktivitäten folgende Aktionen 
angedacht: 

- Ausbau der freiwilligen Aktivitäten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene; 

- Überprüfung der Situation junger Freiwilliger in Bezug auf ihren rechtlichen und 
sozialen Schutz und Beseitigung von Hindernisse für ihre Mobilität; 

- Anerkennung freiwilliger Aktivitäten als nicht formale Bildungs- und 
Lemerfahrung; 

- Ausweitung des Europäischen Freiwilligendienstes im Hinblick auf 
Partnerschaften mit weltweit agierenden Einrichtungen, die freiwillige Aktivitäten 
organisieren und unterstützen. 

Kurz nach der Annahme des Weißbuches unterstrich der Rat die Bedeutung von 
freiwilligen Aktivitäten in einer Entschließung zum freiwilligen Engagement 
Jugendlicher’ mit dem Ziel, die freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher zu 
unterstützen und das Angebot weiter auszubauen. 

Unter Berücksichtigung des Weißbuches und der vorangegangenen Entschließung 
legte der Rat in seiner Entschließung zu dem Rahmen für die jugendpolitische 
Zusammenarbeit in Europa folgende allgemeine Ziele für die Freiwilligentätigkeit 
fest: 

- Möglichkeiten für ein solidarisches und freiwilliges Engagement Jugendlicher 
sowie die Bildung von Netzwerken zwischen allen Beteiligten zu fördern; 

- Freiwillige Aktivitäten zu fördern, die den jungen Menschen die Möglichkeit 
bieten, ihre Einsatzbereitschaft, ihren Sinn für aktive Bürgerschaft sowie 
individuelle und soziale Fähigkeiten zu entwickeln sowie nützliche Keimtnisse 
und Fertigkeiten zu erwerben, die zu ihrer gesellschaftlichen Mitwirkung im 
Allgemeinen und zur Verbesserung ihrer Beschäftigungsfahigkeit beitragen; 

- Anerkeimung und Würdigung von Freiwilligentätigkeit u.a. durch staatliche 
Stellen, Untemelunen und die Zivilgesellschaft zu fördern. 


Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
14. Februar 2002 zum Mehrwert, den das freiwillige Engagement jünger Menschen im Rahmen der 
Entwicklung der Gemeinschaftsaktion zugunsten der Jugend bietet. 
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Da die einzelnen Länder unterschiedliche Traditionen haben und die 
Freiwilligentätigkeit verschieden handhaben, und um den Fragebogen sowie die 
Vorschläge für gemeinsame Ziele so klar wie möglich zu formulieren, wurden 
folgende Definitionen benützt; 

Freiwillige Aktivitäten beinhalten alle Arten freiwilligen Engagements und lassen 
sich wie folgt beschreiben: Sie steht allen offen, sind unbezahlt, werden aus freien 
Stücken geleistet, haben einen Bildungsaspekt (nicht formale Lemerfahrung). und 
erbringen einen sozialen Mehrwert. 

Freiwilligendienst ist eine Form von freiwilligen Aktivitäten und weist folgende 
zusätzliche Merkmale auf: Er ist zeitlich befristet; Ziele, Inhalte, Aufgaben, Struktur 
und Rahmen sind klar festgelegt; entsprechende Unterstützung sowie rechtliche und 
soziale Absicherung werden geboten; 

Staatlich organisierter Freiwilligendienst ist ein Freiwilligendienst, der vom Staat 
oder im Auftrag des Staates organisiert wird, z.B. im sozialen oder im 
Zivilschutzbereich. 

Zivildienst ist eine in einigen Ländern angebotene nicht freiwillige Alternative zum 
verpfliehtenden Wehrdienst. 

1,2. Europäischer Freiwilligendienst (EFD) 

Der Europäische Freiwilligendienst (EFD) - Aktion 2 des Programms JUGEND*^ - 
gibt jährlich 3500 Jugendlichen aus 31 europäischen Ländern^ sowie aus Drittländern 
die Möglichkeit, sich freiwillig in den unterschiedlichsten Bereichen in EU Ländern 
und in Drittländern zu engagieren. Die Dotierung für das Jahr 2004 beträgt rund 33 
Millionen Euro. Der EFD ist ein Qualitätsmodell für den transnationalen 
Freiwilligendienst und verfolgt das Ziel, die Solidarität junger Menschen zu fordern, 
ihren Bürgersinn zu stärken und das Verständnis junger Menschen untereinander zu 
unterstützen. Ein wesentlicher Punkt ist die ausgewogene Kombination zweier 
Aspekte, nämlich dem Dienst an der Gemeinschaft und dem nicht formalen Lernen. 
Junge Freiwillige werden speziell geschult und erwerben neue Fähigkeiten und 
Kompetenzen. Am Ende des Dienstes wird eine europäische Bescheinigung 
ausgestellt. 

Die Kommission ist im Begriff, den EFD weiter zu entwickeln und ihn 
schlagkräftiger und öffentlichkeitswirksamer zu machen. Dadurch soll auch der 
kollektive Aspekt des EFD und die Kooperation zwischen Freiwilligendiensten 
gestärkt w'erden. Der EFD soll im Ra hm en des Kommissionsvorschlags für eine neue 
Generation des Programms JUGEND ausgebaut werden, damit junge Menschen sich 
persönlich engagieren können, aber auch, um sie in Aktionen internationaler 
Solidarität der Europäischen Union einzubinden. 


Genauere Informationen zum Programm JUGEND und zum EFD bietet die Website 
http://europa.eu.int/comm^youth 

Die 25 EU Mitgliedstaaten ab dem 1. Mai 2004, die 3 Länder des Gemeinsamen Europäischen 
Wirtschaftraums, die 3 Beitrittsländer. Für nähere Informationen siehe Benutzerhandbuch für das 
Programm JUGEND: http;//europa.eu.int/comm'^youth 
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1.3. Mobilität Freiwilliger 

Das Europäische Parlament und der Rat haben am 10. Juli 2001 eine Empfehlung 
über die Mobilität’^ von Studierenden, in der Ausbildung stehenden Personen, 
Freiwilligen, Lehrkräften und Ausbildern in der Gemeinschaft angenommen und 
darin spezifische Maßnahmen für Freiwillige empfohlen. In einem kürzlich 
veröffentlichten Bericht über die Durchführung der Empfehlung über die Mobilität’ ’ 
kam die Kommission u.a. zu folgenden Schlüssen; 

- In den nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften wird Freiwilligen nach 
wie vor kein eigener Status zuerkannt. 

- In vielen Ländern wird freiwillige Tätigkeit mit Beschäftigung gleichgesetzt 
und unterliegt daher denselben Bestimmungen. 

- Auf europäischer Ebene findet freiwilliges Engagement hauptsächlich im 
Rahmen des Europäischen Freiwilligendienstes (EFD), einer Aktion des 
Programms JUGEND, statt. Der Basisrechtsakt für dieses Pogramm fordert 
ebenfalls die Beseitigung von Mobilitätshindemissen. 

- Der EFD scheint die einzige Einrichtung zu sein, die eine Bescheinigung über 
eine Freiwilligentätigkeit im Ausland ausstellt. 

- Darüber hinaus sind Freiwillige im Rahmen des EFD für die Zeit ihrer 
Freiwilligentätigkeit im Ausland automatisch versichert. 

1.4. Freiwillige Aktivitäten im Kontext neuester politischer Entwicklungen 
Vertragsentwurf für eine Verfassung 

Im Vertragsentwurf zu einer Verfassung für Europa schlägt der Europäische Konvent 
vor, ein Freiwilligenkorps junger Menschen im Hinblick auf die Schaffung eines 
Rahmens für gemeinsame Beiträge junger Europäer zu den Solidaritätsaktionen der 
Europäischen Union, insbesondere im internationalen Kontext, zu schaffen. 

Ohne den endgültigen Inhalt des Verfassungsvertrages vorwegnehmen zu wollen, 
kann die Kommission ihr sinnvoll erscheinende Initiativen ergreifen, um Aktionen 
der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten besser zu koordinieren, um 
gemeinschaftliche und nationale Solidaritätsmaßnahmen effizienter zu machen und 
besser aufeinander abzustimmen. 


Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Juli 2001 über die Mobilität von 
Studierenden, in der Ausbildung Stehenden, Freiwilligen, Lehrkräften und Ausbildern in der 
Gemeinschaft (2001/613/EG). 

Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Bericht über die Durchführung der Empfehlung des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Juli 2001 über die Mobilität von Studierenden, in der 
Ausbildung stehenden Personen, Freiwilligen, Lehrkräften und Ausbildern in der Gemeinschaft, 
KOM(2004) 21 endg. vom 23. Jäimer 2004. 
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Konferenz in Rom; Engere Zusammenarbeit zwischen staatlich organisierten 
Freiwilligendiensten und dem Jugendsektor 

Mit Unterstützung der Kommission organisierte die italienische Ratspräsidentschaft 
am 28.-29. November 2003 die erste europäische Konferenz zum staatlich 
organisierten Freiwilligendienst. Diese Konferenz sollte dem Austausch von Ideen, 
Aktivitäten und nationalen Praktiken zu diesem Thema im Hinblick auf junge 
Menschen dienen. Außerdem sollte die Konferenz Wege für eine engere 
Zusammenarbeit staatlich organisierter Freiwilligendienste auf europäischer Ebene, 
einschließlich des Europäisehen Freiwilligendienstes (EFD), aufzeigen. Die 
Teilnehmer waren hochrangige Beamte der derzeitigen und zukünftigen 
Mitgliedstaaten, der Kommission sowie Vertreter von 
Nichtregierungsorganisationen, die in der Jugendpolitik oder im Freiwilligendienst 
aktiv sind. 

In den Schlussfolgerungen des Präsidenten der Konferenz’^ wird vorgeschlagen, die 
Zusammenarbeit staatlich organisierter Freiwilligendienste im Rahmen der offenen 
Koordinierungsmethode im Bereich Jugend weiter zu diskutieren, fortzusetzen und 
begleitend weiterzuverfolgen. Es wird vorgeschlagen, die Teilnahme Jugendlicher an 
diesen Tätigkeiten zu fördern, um so ihr bürgerschaftliches Engagement und ihre 
Solidarität zu stärken. 

Darüber hinaus greifen die Schlussfolgerungen folgende Themenbereiche auf: 
Intensivierung der transnationalen Kooperation und des Austausches junger 
Freiwilliger in unterschiedlichen Bereichen; Anerkennung des staatlichen 
Freiwilligendienstes sowie systematischer und regelmäßiger Austausch von 
Informationen und guter Praktiken'^. 

2. Gemeinsame Zielsetzungen zur Förderung Freiwilliger Aktivitäten 

JUGENDLICHER 

Unter Bezugnahme auf die Antworten der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer auf 
den Fragebogen sowie unter Berücksichtigung der oben beschriebenen Initiativen 
und Entwicklungen schlägt die Kommission folgendes globales Ziel für freiwillige 
Aktivitäten Jugendlicher vor: 

Freiwillige Aktivitäten sollen auf allen Ebenen entwickelt, gefördert und 
anerkannt werden, um das aktive bürgerschaftliche Engagement und die 
Solidarität Jugendlicher zu stärken. 

Zur Erreichung dieses globalen Zieles werden folgende gemeinsame Ziele 
vorgeschlagen: 

(1) Weiterentwicklung freiwilliger Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick auf 
eine erhöhte Transparenz, eine Erweiterung des Anwendungsbereichs und 
eine Qualitätssteigerung; 


Die Konferenz wurde von Carlo Giovanardi, dem für die Kontakte mit dem Parlament zuständigen 
italienischen Minister, geleitet. 

Der Text der Schlussfolgerungen der Konferenz ist unter http://europa.eu.int/comm/vouth abrufbar. 
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(2) Beseitigung bestehender Hindernisse int Hinblick auf eine Erleichterung 
des freiwilligen Engagements Jugendlicher; 

(3) Förderung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick auf eine 
Stärkung ihrer Solidarität und ihres bürgerschaftlichen Engagements; 

(4) Anerkennung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick auf 
eine Anerkennung ihrer persönlichen Fähigkeiten und ihres Engagements 
für die Gesellschaft. 

2.1. Ziel 1 - Weiterentwicklung freiwilliger Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick 
auf eine erhöhte Transparenz, eine Erweiterung des Anwendungsbereichs und 
eine Qualitätssteigerung 

Die Möglichkeiten für Jugendliche, sich freiwillig zu engagieren, sind in den 
einzelnen Ländern sehr unterschiedlich. Das Angebot an freiwilligen Aktivitäten in 
den Mitgliedstaaten und Beitrittsländem ist breit gefächert und umfasst sowohl 
organisierte Freiwilligendienste wie auch punktuelles freiwilliges Engagement. Die 
Situation ist von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden. Jugend- und 
Freiwilligenorganisationen spielen in fast allen Mitgliedstaaten eine wichtige Rolle. 
Manchmal ist der Europäische Freiwilligendienst (EFD) - im Rahmen des EU- 
Programms JUGEND - jedoch die einzige Möglichkeit für Junge Leute, sich 
freiwillig zu engagieren. 

Die freiwilligen Aktivitäten leiden in den Mitgliedstaaten an mangelnder Öffentlich- 
keitswirksamkeit und unübersichtlichen Strukturen. Das macht es Jungen Menschen 
sowohl auf nationaler wie auch auf europäischer Ebene schwer, sich über das 
bestehende Angebot an freiwilligen Aktivitäten zu informieren. Genauso schwierig 
ist es für Freiwilligen- und Jugendorganisationen potenzielle Kooperations- oder 
Netzwerkpartner auf lokaler, regionaler, nationaler, europäischer oder internationaler 
Ebene zu finden. Es ist Jedoch auch für Entscheidungsträger nicht immer leicht, 
freiwillige Aktivitäten Jugendlicher gezielt zu unterstützen. Neben stärkerer 
Öffentlichkeitswirksamkeit und größerer Transparenz besteht ein Bedarf an 
Unterstützungs- und Ameizmechanismen, um die Bandbreite von und das Angebot 
an freiwilligen Aktivitäten zu vergrößern und die Qualität insgesamt zu erhöhen. 

Zur Erreichung von Ziel 1 schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene: 

• Erfassung und Klassifizierung bestehender freiwilliger Aktivitäten (z.B. 
Freiwilligendienst, punktuelles freiwilliges Engagement, usw....), um Jungen 
Menschen ein klares und übersichtliches Bild des vorhandenen Angebots an 
freiwilligen Aktivitäten zu vermitteln; 

• Verbesserung des bestehenden Angebots an freiwilligen Aktivitäten für 
Jugendliche durch die Weiterentwicklung der einzelnen Kategorien dieser 
Aktivitäten, durch die Unterstützung von in diesem Bereich tätigen 
zivilgesellschaftlichen Einrichtungen, und durch die Stärkung von 
Freiwilligendiensten, wo diese bereits bestehen sowie gegebenenfalls durch die 
Schaffung neuer, wo dies geeignet erscheint; 
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• Förderung des Ausbildungsangebots fiir junge Freiwillige sowie für jene, die 
diese Aktivitäten leiten und begleiten, um die Qualität der freiwilligen Aktivitäten 
und ihres organisatorischen Rahmens zu verbessern. 

Auf europäischer Ebene: 

• Bessere Koordinierung der verschiedenen freiwilligen Aktivitäten, vor allem der 

transnationalen Kooperation bereits existierender staatlich organisierter 

Freiwilligendienste sowie Unterstützung des Austausches junger Freiwilliger in 
verschiedenen Bereichen; 

• Verbreitung von Informationen und Förderung des Informationsaustausches über 
nationale Freiwilligenprogramme und ihre europäische Dimension; 

• Überlegungen hinsichtlieh einer Erweiterung des Europäischen 

Freiwilligendienstes (EFD) auf eine größere Bandbreite von Aktionen im 
Hinblick auf eine mögliche Beteiligung junger Menschen an Aktionen 
internationaler Solidarität der Europäischen Union. 

2.2. Ziel 2 - Beseitigung bestehender Hindernisse im Hinblick auf eine Erleichterung 
des freiwilligen Engagements Jugendlicher 

Jugendliche, die sich freiwillig engagieren möchten, stoßen auf zahlreiche Probleme 
unterschiedlichster Art: fehlende soziale Absicherung, Besteuerung des 
Taschengeldes, Nichterteilung von Visa und Aufenthaltsgenehmigungen (dies kann 
die freiwilligen Aktivitäten von Staatsbürgern von EU-Ländem in Drittländern und 
von Staatsbürgern von Drittländern in EU- Ländern betreffen, sollte jedoch kein 
Problem für Staatsbürger eines EU Staates in anderen EU Mitgliedstaaten darstellen), 

sprachliche Probleme, fehlende Ausbildung, langwierige Verfahren, usw Diese 

Schwierigkeiten erweisen sich als echte Hürden und schränken den Zugang zu 
freiwilligen Aktivitäten für eine größere Zahl junger Europäer ein. 

Zur Erreichung von Ziel 2 schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf allen Ebenen: 

• Ergreifung geeigneter Maßnahmen - „...um Hindernisse rechtlicher und 
administrativer Art zu beseitigen, die die Mobilität jener beeinträchtigen, die . . . 
eine Freiwilligentätigkeit . . . absolvieren möchten“, wie es in der Empfehlung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Mobilität festgelegt'“^ ist; 

• Sicherzustellen, dass junge Freiwillige, wo nötig, Visa und 
Aufenthaltsgenehmigungen erhalten; 

• Verstärkter Austausch von Informationen, Erfahrungen und guten Praktiken 
zwischen allen Akteuren im Bereich freiwilliger Aktivitäten Jugendlicher, um 
Hindernisse abzubauen; 


14 


Siehe Punkt 1.3. 
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• Zu überlegen, ob der Einsatz legistischer Maßnahmen und Instrumente die 
freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher erleichtern könnte. 

2.3. Ziel 3 - Förderung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick auf 
eine Stärkung ihrer Solidarität und ihres bürgerschaftlichen Engagements 

Die Förderung von freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher soll auf diese Möglichkeit 
des Engagements aufmerksam machen sowie die Anzahl der Freiwilligen erhöhen. 
Darüber hinaus sollen vor allem Bedingungen geschaffen werden, damit mehr 
benachteiligte junge Menschen an freiwilligen Aktivitäten teilnehmen können. 

Zur Erreichung von Ziel 3, schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene: 

• Verbreitung von Informationen zu freiwilligen Aktivitäten auf allen relevanten 
Ebenen, um Jugendliche auf diese Aktivitäten aufmerksam zu machen, sie über 
konkrete Möglichkeiten zu informieren, ihnen Beratung und Unterstützung zu 
bieten und dem freiwilligen Engagement ein positives Image zu verleihen; 

• Förderung einer engeren Kooperation aller Akteure (Jugendliche, Jugend- und 
Freiwilligenorganisationen, Behörden, Privatwirtschaft usw...) im Hinblick auf 
die Förderung freiwilliger Aktivitäten, einen Austausch von Informationen, 
Erfahrungen und guten Praktiken; 

• Analyse der Gründe, die zum Ausschluss bestimmter Gruppen Jugendlicher von 
freiwilligen Aktivitäten führen; Entwicklung von Ansätzen, die diese 
Jugendlichen für die Teilnahme an freiwilligen Tätigkeiten gewinnen sollen, u.a. 
durch ein entsprechendes Angebot auf jenen Ebenen, die den Bedürfnissen dieser 
Gruppen entgegenkommen. 

Auf europäischer Ebene: 

• Durchführung von entsprechenden Informatiorisaktionen, die die freiwilligen 
Aktivitäten Jugendlicher und den Wert der von freiwilligem Engagement fördern. 

2.4. Ziel 4 - Anerkennung der freiwilligen Aktivitäten Jugendlicher im Hinblick auf 
eine Anerkennung ihrer persönlichen Fähigkeiten und ihres Engagements für 
die Gesellschaft 

Jugendliche, die freiwillig tätig sind, machen häufig die Erfahrung, dass ihr 
Engagement nicht oder nicht entsprechend anerkannt wird. Deshalb soll die 
Anerkennung von freiwilligen Aktivitäten auf allen Ebenen und durch verschiedene 
Akteure, z.B. Behörden, Privatwirtschaft, Sozialpartner und die Zivilgesellschaft, 
verbessert werden. Dadurch würde das freiwillige Engagement Jugendlicher für die 
Gesellschaft, die im Rahmen nicht-formalen Lernens gewonnene Bildungserfahrung, 
ihre auf diesem Weg erworbenen sozialen, persönlichen Kompetenzen und 
beruflichen Fertigkeiten anerkannt werden. Eine entsprechende Anerkennung würde 
auch den Status und die Beschäftigungsfähigkeit der Freiwilligen verbessern. 
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Zur Erreichung von Ziel 4, schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene: 

• Entwicklung von Maßnahmen, die zu einer Anerkennung der freiwilligen 
Aktivitäten Jugendlicher führen, im Hinblick auf eine Anerkennung es 
freiwilligen Engagements und die dadurch erworbenen Fertigkeiten. Diese 
Anerkermung muss auf allen Ebenen und durch alle relevanten Akteure erfolgen, 
wie z.B. durch Behörden, die Privatwirtschaft, die Sozialpartner und die 
Zivilgesellschaft, aber auch durch die Jugendlichen selbst. Art und Form der 
Anerkennung müssen der durchgeführten freiwilligen Aktivität entsprechen, etwa 
durch Bescheinigungen, Belohnungssysteme, Preise („Awards“), 
Vergünstigungen, Studien- und Beschäftigungsanreize, usw...; 

• Entwicklung von Aktionen, die freiwilligen Aktivitäten zu mehr Anerkennung 
verhelfen und den sozialen Mehrwert des Freiwilligensektors für die Gesellschaft 
würdigen. Denkbare Formen einer solchen Anerkennung wären ein Nationaler 
Freiwilligentag, eine Nationale Aktionswoche für Freiwillige, Preisverleihungen 
für Gruppen von Freiwilligen, usw....; 

Auf europäischer Ebene: 

• Verstärkte Anerkennung der freiwilligen Aktivitäten im Rahmen von 
Veranstaltungen wie der Europäischen Jugendwoche, dem Europäischen 
Freiwilligentag, usw...; 

• Verstärkte Anerkennung der Erfahrung, die Jugendliche als Freiwillige gemacht 
haben, im Rahmen laufender Prozesse und mit Hilfe bereits vorhandener 
Instrumente in anderen Politikfeldem, wie z.B. der offenen 
Koordinierungsmethode im Bereich der Bildung, der Strategie des lebenslangen 
Lernens, der Entwicklung des Europasses, dem Sozialen Dialog, usw. . . . 

3. MECHANISMEN FÜR DIE UMSETZUNG UND WEITERVEREOLGUNG 

Umsetzung und Weiterverfolgung der gemeinsamen Zielsetzungen sind ein wichtiger 
Bestandteil der offenen Koordinierungsmethode, die in der Entschließung zu dem 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa festgelegt wurde. 
Dieses Prinzip wurde bereits auf die Prioritäten Partizipation und Information 
Jugendlicher angewandt, zu welchen der Rat am 25. November 2003 eine 
Entschließung über gemeinsame Zielsetzungen angenommen hat. In dieser 
Entschließung fordert der Rat die Mitgliedstaaten auf, je nach ihrer spezifischen 
■nationalen Situation und ihren nationalen Prioritäten Maßnahmen zur Umsetzung 
und Weiterverfolgung festzulegen. Weiters fordert er sie auf, bis Ende 2005 Berichte 
über die nationalen Beiträge zur Umsetzung der gemeinsamen Zielsetzungen 
vorzulegen. 

Auf Grundlage der nationalen Berichte erstellt die Kommission einen an den Rat zu 
richtenden Fortschrittsbericht, schlägt gegebenenfalls Ergänzungen der gemeinsamen 
Zielsetzungen vor und informiert das Europäische Parlament, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie den Ausschuss der Regionen. Auf 
Aufforderung des Rates beruft die Kommission gegebenenfalls Sitzungen der 
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Vertreter der für Jugendffagen zuständigen nationalen Behörden ein, um den 
Informationsaustausch über erzielte Fortschritte und gute Praktiken zu fördern. 

Es wird vorgeschlagen, diese Prinzipien auch auf die gemeinsamen Zielsetzungen für 
die freiwilligen Aktivitäten anzuwenden. Die Kommission schlägt daher vor, dass 
sich die Mitgliedstaaten darauf verständigen, alle festgelegten gemeinsamen 
Zielsetzungen zu verfolgen und - nachdem sie die Jugendlichen und ihre 
Organisationen, junge Freiwillige und Freiwilligenorganisationen sowie 
gegebenenfalls nationale und regionale Jugendräte in geeigneter Weise konsultiert 
haben - bis Ende 2006 Berichte zu den nationalen Beiträgen zur Umsetzung der 
gemeinsamen Zielsetzungen zur Priorität freiwillige Aktivitäten vorzulegen. 

Dieser Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen zur Priorität freiwillige Aktivitäten 
wird dem Europäischen Parlament, dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen zugeleitet. 
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Folgemaßnahmen zum Weißbuch "Neuer Schwung für die Jugend Europas". 
Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich "Die Jugend besser 
verstehen und mehr über sie erfahren" gemäß der Entschließung des Rates vom 
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Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 193- 


Drucksache 15/5301 


INHALTSVERZEICHNIS 

1. Einleitung. 3 

1.1. Folgemaßnahmen zum Weißbuch Jugend 3 

1 .2. Wissensbasierte Jugendpolitiken 4 

2. Gemeinsame ziele für die Priorität „Die Jugend besser verstehen und mehr über sie 

erfahren“ 5 

2.1. Ziel 1 - Vorhandenes Wissen in prioritären Bereichen der Jugendpolitik 

(Partizipation, Information und Freiwilligentätigkeit) soll erfasst und Maßnahmen 
umgesetzt werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den Zugang dazu 
erleichtern 6 

2.2. Ziel 2 - In einem zweiten Schritt soll vorhandenes Wissen in weiteren für die 
Jugendpolitik relevanten prioritären Bereichen erfasst und Maßnahmen umgesetzt 
werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den Zugang dazu erleichtern. 7 

2.3. Ziel 3 - Die Anwendung geeigneter Methoden und Instrumente soll die Qualität, 

Vergleichbarkeit und Relevanz des Wissens im Bereich der Jugendpolitik 
gewährleisten 8 

2.4. Ziel 4 - Austausch, Dialog und Netzwerke sollen ermöglicht und gefördert werden, 

um das Wissen in diesem Bereich allgemein bekannt zu machen und zukünftige 
Bedürfnisse frühzeitig zu erkennen 9 

3. Mechanismen der Umsetzung und Weiterverfolgung 10 



Drucksache 15/5301 


- 194- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


1. Einleitung 

1.1. Folgemaßnahmen zum Weißbuch Jugend 

Allgemeiner Hintergrund 

Die vorliegende Mitteilung schließt an das von der Kommission am 21. November 
2001 angenommene Weißbuch über Jugendpolitik' und die Entschließung des Rates 
vom 27. Juni 2002 zu einem neuen Rahmen für die jugendpolitische 
Zusammenarbeit an^. In dieser Entschließung fordert der Rat die Anwendung der 
offenen Methode der Koordinierung in vier Prioritäten: „Partizipation“, 
„Information“, „Freiwilligentätigkeit“ junger Menschen sowie „Die Jugend besser 
verstehen und mehr über sie erfahren“. Diesem Auftrag entsprechend schlug die 
Kommission zunächst gemeinsame Ziele für die Partizipation und Information junger 
Menschen vor\ die der Rat in seiner Entschließung vom 25. November 2003"' 
billigte. 

In der vorliegenden Mitteilung schlägt die Kommission gemeinsame Ziele für die 
Priorität „Die Jugend besser verstehen und mehr über sie erfahren“ vor. Der 
Vorschlag beruht auf der Auswertung eines Fragebogens^, den die Mitgliedstaaten 
und Beitrittsländer beantwortet haben. Die Fragen bezogen sich auf die jeweils 
eigene Situation und die Erwartungen, die diese Länder an die europäische Ebene 
stellen. Der Vorschlag spiegelt den gemeinsamen Nenner der Antworten wider. 

Das Europäische Jugendforum und eine Gruppe von Forschem wurden bei der 
Ausarbeitung des Vorschlags für gemeinsame Ziele konsultiert. Außerdem wurden 
die Mitgliedstaaten und die Beitrittsländer aufgefordert, junge Menschen, 
Forscher/innen und andere relevante Interessengruppen in diesem Bereich 
anzuhören. 

Die Kommission hat die Antworten der Mitgliedstaaten und Beitrittsländer auf den 
Fragebogen ausgewertet und in einem Arbeitspapier der Kommissionsstellen^ 
dokumentiert. Dieses Papier arbeitet die verschiedenen von den Mitgliedstaaten und 
Beitrittsländem aufgezeigten Herausforderungen auf nationaler wie auch auf 
europäischer Ebene heraus, die zu einer Verbesserung des Wissens und des 


Weißbuch der Kommission „Neuer Schwung für die Jugend Europas“, KOM(2001) 681 endg. 
Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
27. Juni 2002 zu dem Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa (2002/C 168/02). 
Mitteilung der Kommission an den Rat, Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer Schwung für die 
Jugend Europas“ - Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und 
Information der Jugendlichen gemäß der Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 zu dem Rahmen 
für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa. KOM(2003) 1 84 endg. vom 1 1 . April 2003 . 
Entschließung des Rates vom 25. November 2003 über gemeinsame Zielsetzungen für die Partizipation 
und Information der Jugendlichen (2003/C 295/04). 

Der Fragebogen wurde in Absprache mit den Mitgliedstaaten, den Beitrittsländem sowie dem 
Jugendforum und einer Gmppe von Sachverständigen ausgearbeitet. Er wurde an die Mitgliedstaaten, 
die Beitrittsländer und die drei Kandidatenländer - Bulgarien, Rumänien und die Türkei - verschickt. 
Letztere kormten den Fragebogen auf freiwilliger Basis ausfullen. 

Auswertung der Antworten der Mitgliedstaaten und der Beitrittsländer auf den Fragebogen der 
Kommission .Mehr Wissen über die Jugend’ 
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Verständnisses von Jugend führen. Es werden auch konkrete Beispiele bewährter 
Vorgehensweisen für die verschiedenen dargestellten Herausforderungen gegeben. 

Parallel zu der Priorität „Die Jugend besser verstehen und mehr über sie erfahren“ 
wird nach demselben Verfahren die Priorität „Freiwilligentätigkeit“ abgehandelt. 

„Die Jugend besser verstehen und mehr über sic erfahren“ im Kontext des 
Weißbuch-Prozesses 

Das Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ verfolgt u. a. das Ziel, die 
Anliegen der Jugend stärker ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Daher 
führt es „Die Jugend besser verstehen und mehr über die Lebenswirklichkeiten 
erfahren“, die junge Menschen auf europäischer Ebene betreffen, als eines von vier 
prioritären Themen für die zukünftige jugendpolitische Zusammenarbeit an. 

Im Weißbuch unterbreitet die Europäische Kommission folgende Vorschläge: 

- „Bestandsaufnahme und Vernetzung der bestehenden Strukturen sowie der im 
Ralimen der Union in Gang befindlichen Studien und Forschungsarbeiten über die 
Jugend“ (einschließlich der Arbeit und Initiativen anderer internationaler 
Einrichtungen); 

- „Überlegungen über einen methodischen Ansatz auf diesem Gebiet auf 
europäischer Ebene“; 

- „Ausarbeitung eines Studien- und Forschungsprogramms“ (aufbauend auf der 
Arbeit in den Mitgliedstaaten und unter Nutzung des 6. Europäischen 
Rahmenforschungsprogramms); 

- „Einrichtung der notwendigen statistischen Mittel“ (bei gleichzeitiger optimaler 
Nutzung der bereits im Rahmen des Europäischen Statistischen Systems 
verfügbaren Werkzeuge). 

Auf der Grundlage des Weißbuchs legte der Rat in seiner Entschließung zum 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa folgende allgemeinen 
. Ziele für die Priorität „Die Jugend besser verstehen und melir über sie erfahren“ fest: 

- „die Erstellung von Studien über Jugendfragen auf nationaler und europäischer 
Ebene unter anderem durch Forschungsstrukturen und Jugendverbände zu 
erleichtern; 

- die Vernetzung von Forschungsstrukturen zu erleichtern und zur Schaffung von 
Studien- und Forschungsinstrumenten (z. B. Indikatoren) beizutragen; 

- im Lichte bereits durchgeführter Studien zu erwägen, welche weiteren Arbeiten 
gegebenenfalls als Grundlage für die Behandlung der derzeitigen Prioritäten, von 
Fragen zur Jugendautonomie und weiterer zukunftsrelevanter Themen erforderlich 
wären.“ 

1.2. Wissensbasierte Jugendpolitiken 

Politiken sind dann nachhaltig, wenn sie eine Antwort auf die Lebenswirklichkeiten 
geben können, die sie verändern wollen. Nur so finden Politiken Unterstützung, 
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verbessern das Leben der Bürger/innen und schaffen größeres Vertrauen in die 
Ergebnisse und in die Einrichtungen, die diese Politiken umsetzen. 

Um die Bedürfnisse und Erwartungen der Bürger/innen zu erfüllen, müssen EU- 
Politiken und nationale Politiken auf den neuesten verfügbaren Kenntnissen über und 
dem Verständnis für diese Bedürfnisse und Erwartungen aufbauen. 

Ein wissensbasierter Ansatz in der politischen Planung ist vor allem dann von 
Relevanz und hilfreich, wenn man es mit sich rasch verändernden 
Lebenswirklichkeiten, wie z. B. der Situation der jüngeren Generationen in Europa, 
zu tun hat. 

Und so ein Ansatz ist besonders wichtig in einer Phase, in der die Mitgliedstaaten 
gemeinsame Zielsetzungen zu Prioritäten wie Partizipation und Information Junger 
Menschen angenommen haben und im Begriff sind, eine Umsetzungsstrategie 
auszuarbeiten. Auch für andere im Weißbuch Jugend festgelegte Prioritäten - über 
die die Mitgliedstaaten bereits diskutieren wie auch für Themen, die die 
Mitgliedstaaten in Zukunft zu Prioritäten erklären werden - wird ein solcher 
wissensbasierter Ansatz erforderlich sein. In diesem Sinn stärkt das Bemühen, die 
Jugend besser zu verstehen und mehr über sie zu erfahren, den neuen 
Kooperationsrahmen für die thematischen Prioritäten, der als Follow-up zum 
Weißbuch Jugend geschaffen wurde. 

2. Gemeinsame ziele für die Priorität „Die Jugend besser verstehen und 

MEHR ÜBER SIE ERFAHREN“ 

Unter Bezugnahme auf die Fragebogenantworten der Mitgliedstaaten und der 
Beitrittsländer sowie unter Berücksichtigung der oben angestellten Überlegungen 
schlägt die Kommission folgendes gemeinsames Globalziel für die Priorität „Die 
Jugend besser verstehen und mehr über sie erfahren“ vor; 

Eine vorausschauende, effiziente und nachhaltige politische Strategie verlangt, 
dass ein kohärenter, relevanter und qualitativer Wissensraum in der 
Jugendpolitik in Europa aufgebaut wird und zukünftige Bedürfnisse durch 
Austausch, Dialog und Netzwerke frühzeitig erkannt werden. 

Zur Erreichung dieses Globalzieles werden folgende gemeinsamen Ziele 
vorgeschlagen: 

(1) Vorhandenes Wissen in prioritären Bereichen der Jugendpolitik 
(Partizipation, Information und Freiwilligentätigkeit) soll erfasst und 
Maßnahmen umgesetzt werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren 
und den Zugang dazu erleichtern. 

(2) In einem zweiten Schritt soll vorhandenes Wissen in weiteren für die 
Jugendpolitik relevanten prioritären Bereichen erfasst und Maßnahmen 
umgesetzt werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den 
Zugang dazu erleichtern. 

(3) Die Anwendung geeigneter Methoden und Instrumente soll die Qualität, 
Vergleichbarkeit und Relevanz des Wissens im Bereich der Jugendpolitik 
gewährleisten. 
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(4) Austausch, Dialog und Netzwerke sollen ermöglicht und gefördert werden, 
um das Wissen in diesem Bereich allgemein bekannt zu machen und 
zukünftige Bedürfnisse frühzeitig zu erkennen. 

2.1. Ziel 1 - Vorhandenes Wissen in prioritären Bereichen der Jugendpolitik 
(Partizipation, Information und Freiwilligentätigkeit) soll erfasst und 
Maßnahmen umgesetzt werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und 
den Zugang dazu erleichtern. 

Alle Mitgliedstaaten wissen einiges über junge Menschen - sei es aus Studien oder 
aus der Feldforschung. Dieses Wissen ist jedoch eher punktuell, unzeitgemäß oder, 
wenn es gebraucht wird, oft bereits überholt. Darüber hinaus ist es für die 
Akteurinnen und Akteure in diesem Bereich manchmal schwierig auf dieses Wissen 
zuzugreifen. 

Die meisten Mitgliedstaaten fordern die Entwicklung eines kohärenten 
Wissensraums in der Jugendpolitik, damit die Ressourcen nicht aufgesplittert und 
vergeudet werden, um die Verfügbarkeit aktueller Informationen zu gewährleisten, 
um Lücken zu füllen und Überschneidungen zu vermeiden. Ein derartiger 
Wissensraum darf nicht nur auf Studien und statistischen Daten beruhen, sondern 
muss auch praktische Kenntnisse über Nichtregierungsorganisationen, Jugend- 
organisationen und die jungen Menschen selbst umfassen. 

Es ist den Mitgliedstaaten jedoch bewusst, dass es in dieser Phase unmöglich ist, alle 
potenziellen Wissensbereiche der Jugendpolitik abzudecken. Daher sollten 
zuallererst einige wenige prioritäre Themen behandelt werden, die sie als unmittelbar 
relevant für die Ausarbeitung einer nachhaltigen Strategie in der Jugendpolitik 
erachten. 

In ihren Fragebogenantworten zur Priorität „Die Jugend besser verstehen und mehr 
über sie erfahren“ haben die Mitgliedstaaten eine erste Gruppe von spezifischen 
Themen für die Jugendpolitik angeführt, zu denen sie im Rahmen der offenen 
Methode der Koordinierung bereits substanzielle Arbeit geleistet haben, d. h. zu 

Partizipation (auf lokaler Ebene und am politischen Prozess), Information, 
Freiwilligentätigkeit,. 

Um Ziel 1 zu erreichen, schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler Ebene: 

• Erfassen und aufbereiten des vorhandenen einschlägigen Wissens, ausgehend von 
den zentralen gemeinsamen Themen Partizipation, Information und 
Freiwilligentätigkeit. 

• Weitere Studien durchführen, statistische Daten erheben und praktische 
Kenntnisse über Nichtregierungs- und Jugendorganisationen sowie die jungen 
Menschen selbst sammeln, um Lücken zu füllen und das Wissen zu den 
festgelegten Themen laufend zu aktualisieren, sollen 

• Auf nationaler wie auf europäischer Ebene den Zugang zu Wissen zu den 
festgelegten Themen und zu Informationen über die entsprechenden Akteurinnen 
und Akteure dadurch erleichtern, dass die relevanten Informationen in Papier- 
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oder IT-Format zusammengestellt und verbreitet werden, wobei auf 
Endbenutzerfreundlichkeit zu achten ist. 

Auf europäi-scher Ebene: 

• Das Programm JUGEND nutzen, um die Arbeit der Mitgliedstaaten für die 
Umsetzung dieses Ziels zu ergänzen, sowie nutzen all der anderen derzeit auf 
europäischer Ebene verfügbaren Instrumente - wie die Eurobarometer-Umfragen, 
Eurostat und die laufenden und zukünftigen Rahmenforschungsprogramme - oder 
entsprechender Instrumente, die die Kommission gemeinsam mit ihren Partnern 
erst entwickeln wird, wie z. B. ein Instrument für die Erfassung relevanten 
jugendpolitischen Wissens und erschließen des Zugangs hierzu. 

2.2. Ziel 2 - In einem zweiten Schritt soll vorhandenes Wissen in weiteren für die 
Jugendpolitik relevanten prioritären Bereichen erfasst und Maßnahmen 
umgesetzt werden, die dieses Wissen ergänzen, aktualisieren und den Zugang 
dazu erleichtern. 

In ihren Fragebogenantworten haben die Mitgliedstaaten eine zweite Gruppe von 
Themen angeführt, die für die Jugendpolitik von unmittelbarem Interesse sind: 
Autonomie, nicht formales Lernen, Abbau von Diskriminierungen, Bildung und 
Ausbildung, Beschäftigung, Übergang zwischen Ausbildung und Arbeitsleben, 
soziale Eingliederung und Gesundheit. Diese Themen liegen ganz auf der Linie der 
Prioritäten des Weißbuches und werden vom neuen Rahmen für die jugendpolitische 
Zusammenarbeit abgedeckt. 

Da eine bessere Kenntnis der und ein größeres Verständnis für die jungen Menschen 
nachhaltige, auf die Erwartungen der jungen Menschen abgestimmte Jugendpolitiken 
zum Ziel hat, sollte die oben angeführte Themenliste flexibel gehandhabt werden und 
offen für sich entwickelnde Trends und Bedürfnisse in der Jugendpolitik sein. 

Die Notwendigkeit einer weiteren Klärung und Anpassung der angeführten Themen 
sollte am besten von den relevanten Interessengruppen in der Jugendpolitik selbst 
diskutiert werden, d. h. Forscher/innen bzw. Expertinnen und Experten, 
Entscheidungsträger/innen, junge Menschen sowie Jugendarbeiter/innen und 
Jugendorganisationen, die sich auf europäischer Ebene treffen. 

Um Ziel 2 zu erreichen, werden die folgenden Aktionslinien vorgeschlagen: 

Auf nationaler Ebene: 

• Erfassen und aufbereiten des vorhandenen einschlägigen Wissens in einer Reihe 
weiterer zentraler gemeinsamer Themen - Autonomie, nicht formales Lernen, 
Abbau von Diskriminierungen, Bildung und Ausbildung, Beschäftigung, 
Übergang zwischen Bildung und Beschäftigung, soziale Eingliederung und 
Gesundheit - die von den relevanten jugendpolitischen Interessengruppen bei 
Treffen auf europäischer Ebene geklärt und angepasst werden. 

• Durchführen weiterer Studien, erheben statistischer Daten und sammeln 
praktischer Kenntnisse über Nichtregierungs- und Jugendorganisationen sowie die 
jungen Menschen selbst, um Lücken zu füllen und das Wissen zu den festgelegten 
Themen laufend zu aktualisieren. 
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• Den Zugang zu Wissen zu den festgelegten Themen und zu Informationen über 
die entsprechenden Akteurirmen und Akteure auf nationaler wie auf europäischer 
Ebene erleichtern, indem die relevanten Informationen in Papier- oder IT-Format 
zusammengestellt und verbreitet werden, wobei auf Endbenutzerfreundlichkeit zu 
achten ist. 

Auf europäischer Ebene: 

• Nutzen des Programms JUGEND zur Ergänzung der Arbeit der Mitgliedstaaten 
für die Umsetzung dieses Ziels, sowie nutzen aller anderen derzeit auf 
europäischer Ebene verfügbaren Instrumente - wie die Eurobarometer-Umfragen, 
Eurostat und die laufenden und zukünftigen Rahmenforschungsprogramme - oder 
entsprechender Instrumente, die die Kommission gemeinsam mit ihren Partnern 
erst entwickeln wird, wie z. B. ein Instrument für die Erfassung relevanten 
jugendpolitischen Wissens und Erleichterung des Zugangs dazu. 

2.3. Ziel 3 - Die Anwendung geeigneter Methoden und Instrumente soll die Qualität, 
Vergleichbarkeit und Relevanz des Wissens im Bereich der Jugendpolitik 
gewährleisten. 

Damit das Wissen über junge Menschen relevant und sachdienlich ist, müssen die 
Daten hohe Qualität aufweisen, vergleichbar sein und sich an den Erwartungen und 
Bedürfnissen aller jugendpolitischen Akteurirmen und Akteure orientieren. 

Es gibt bereits zahlreiche quantitative and qualitative Werkzeuge und Methoden auf 
allen Ebenen, einschließlich der lokalen und regionalen. Nun geht es darum 
festzustellen, welche davon für die jugendpolitisch relevanten Themen am besten 
geeignet sind, diese weiterzuentwickeln und entsprechend zu nutzen. 

Um Ziel 3 zu erreichen, schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler Ebene: 

• Geeignete Instrumente und Methoden implementieren und weiterentwickeln, um 
das Verständnis für und das Wissen über junge Menschen in allen relevanten 
Themenbereichen zu fördern und die Nutzung von Ergebnissen zu erleichtern. 

• Aus- und Weiterbildung von - vor allem jungen - Wissenschafticrinnen und 
Wissenschaftlern sowie Expertinnen und Experten, die in der Jugendpolitik 
arbeiten, aber auch von allen anderen Akteurirmen und Akteuren, die Wissen in 
diesem Bereich erschließen, fördern, indem der Austausch von Erfahrungen und 
Praktiken vereinfacht, ihre Mobilität unterstützt und ihre Fähigkeiten 
weiterentwickelt werden. Dabei sollen die bestehenden EU-Programme optimal 
genutzt werden’. 

Auf europäischer Ebene verstärkt zusammengearbeitet: 

• um gemeinsame Konzepte festzulegen und einen inhaltlichen Kembereich 
abzustecken, auf den sich die Arbeit konzentriert und damit eine gemeinsames 
Verständnis der festgelegten piioritären Themen zu stärken. 


Wie z. B. die Marie Curie-Aktionen des 6. Rahmenprogramms. 
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• um quantitative and qualitative Evaluierungsmethoden festzulegen, die auf 
vorhandenen Informationsquellen aufbauen, und mit denen die Ergebnisse zu den 
gemeinsam festgelegten Themen ausgewertet und verglichen werden. 

• um die Indikatoren klarer hcrauszuarbeiten, mit denen die Wirkung des 
derzeitigen und des zukünftigen Programms JUGEND durch ein Follow-up ihrer 
konkreten Ergebnisse evaluiert werden soll. 

2.4. Ziel 4 - Austausch, Dialog und Netzwerke sollen ermöglicht und gefördert 
werden, um das Wissen in diesem Bereich allgemein bekannt zu machen und 
zukünftige Bedürfnisse frühzeitig zu erkennen. 

Um junge Menschen besser zu verstehen und mehr über sie zu erfahren, fordern die 
Mitgliedstaaten, den Austausch und den strukturierten Dialog zwischen 
Entseheidungsträgerinnen und -trägem, nationalen Jugendforschungsstellen, 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Organisationen jünger Menschen bzw. 
Jugendorganisationen und den jungen Menschen selbst zu verbessern. 

Austausche und Dialog sind nicht nur wesentliche Voraussetzungen für die 
Erreichung der ersten drei Ziele sondern auch nötig, um Ändemngen bei Trends und 
Werten exakt zu bestimmen, zukünftige Bedürfnisse frühzeitig zu erkennen und neue 
prioritäre Themen festzulegen. 

Die Mitgliedstaaten wollen nicht unbedingt neue Strakturen, sondern möchten auf 
bestehenden Netzwerken und Kontakten aufbauen und diese effizienter einsetzen und 
managen. 

Um Ziel 4 zu erreiehen, schlägt die Kommission folgende Aktionslinien vor: 

Auf nationaler Ebene; 

• Austausche, der strukturierte Dialog und nationale Netzwerke zwischen 
Entscheidungsträgerinnen und -trägem, nationalen Jugendforschungsstellen, 
Wissensehaftlerinnen und Wissenschaftlern, jungen Menschen und ihren 
Organisationen sowie allen anderen Akteurinnen und Akteuren im Jugendbereich 
fördern und ausbauen. 

• Im Rahmen der oben beschriebenen Netzwerke zukünftige Bedürfnisse und 
Trends diskutieren und neue prioritäre Themen festlegen, die eine intensive 
Auseinandersetzung erfordern, um effiziente, vorausschauende und nachhaltige 
Politik und Jugendarbeit betreiben zu können. Darüber hinaus soll festgelegt 
werden, welche weiteren Instrumente und Methoden dafür zu entwickeln sind. 

• Sektor übergreifende Zusammenarbeit, Austausche und der Dialog zwischen 
Wissenschaftlem/Forschungsstellen und Entscheidungsträgerinnen und -trägem in 
verschiedenen Wissensbereichen durch Konferenzen, Seminare und 
Veranstaltungen zu Themen von gemeinsamem Interesse fordern. 

Auf europäischer Ebene: 

• Die oben beschriebenen nationalen Netzwerke durch die Einrichtung eines „EU- 
Netzwerks für jugendbezogenes Wissen“ koordinieren. Dieses Netzwerk soll von 
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der Kommission gemeinsam mit ihren Partnern in diesem Bereieh eingeriehtet 
werden und Vertreter/innen aller relevanten Akteure zusammenführen, um 
Methoden und zukünftige Themen zu diskutieren und Good Praetiees 
auszutausehen. 


3. Mechanismen der Umsetzung und Weiterverfolgung 

Umsetzung und begleitende Kontrolle der gemeinsamen Ziele sind ein wiehtiger 
Bestandteil der offenen Methode der Koordinierung, die in der Entsehließung zum 
Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa festgelegt wurde. 
Dieses Prinzip wurde bereits auf die Prioritäten „Partizipation“ und „Information“ 
junger Menschen angewandt, zu denen der Rat am 25. November 2003 eine 
Entschließung über gemeinsame Ziele angenommen hat. 

ln dieser Entschließung fordert der Rat die Mitgliedstaaten auf, je nach ihrer 
spezifischen nationalen Situation und ihren nationalen Prioritäten Maßnahmen zur 
Umsetzung und begleitenden Kontrolle festzulegen. Er fordert sie auch auf, Berichte 
über die nationalen Beiträge zur Umsetzung der gemeinsamen Ziele vorzulegen. 

Die Kommission schlägt deshalb für die gemeinsamen Ziele in der Priorität „Die 
Jugend besser verstehen und mehr über sie erfahren“ ebenfalls vor, 

- dass die Mitgliedstaaten sich darauf verständigen, alle festgelegten 
gemeinsamen Ziele zu erreichen und, nachdem sie die jungen Menschen und 
ihre Vertretungen, Wissenschaftler/innen und andere relevante 
Interessengruppen in geeigneter Weise konsultiert haben; 

a) die Kommission anlässlich der Vorlage ihres Berichts zu den Prioritäten 
„Partizipation“ und „Information“ bis Ende 2005 und anlässlich der 
Vorlage ihres Berichts zur Priorität „Freiwilligentätigkeit“ bis Ende 2006 
über die konkreten Erfolge der Umsetzung des ersten gemeinsamen 
Zieles zu informieren. 

Im Rahmen dieser Berichte sollen die Mitgliedstaaten die Kommission 
auch über die von ihnen gesetzten Schritte zur Erreichung des dritten und 
vierten gemeinsamen Zieles der Priorität „Die Jugend besser verstehen 
und mehr über sie erfahren“ informieren. 

b) die Kommission bis Ende 2008 über die konkreten Erfolge der 
Umsetzung des zweiten gemeinsamen Zieles zu informieren. 

Im Rahmen dieses Berichts sollen die Mitgliedstaaten die Kommission 
auch über die von ihnen gesetzten weiteren Schritte zur Erreichung des 
dritten und vierten gemeinsamen Zieles der Priorität „Die Jugend besser 
verstehen und mehr über sie erfahren“ informieren. 

- dass die Kommission für den Rat einen auf diesen Informationen aufbauenden 
Fortschrittsbericht erstellt. Der Rat bestätigt, adaptiert oder ändert die 
gemeinsamen Ziele für diese Priorität auf der Basis der Vorschläge der 
Kommission. 
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Dieser Vorschlag für gemeinsame Ziele wird dem Europäischen Parlament, 
dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen 
zugeleitet. 
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Europäischen Kommission 
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Betr.: 

Mitteilung der Kommission an den Rat 

Folgemaßnahmen zum Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“: 
Bilanz der Maßnahmen im Rahmen der jugendpolitischen Zusammenarbeit in 
Europa 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument - KOM(2004) 694 endg. 
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1. Einleitung 

Bereits seit Ende der 80er Jahre erarbeitet die Europäische Kommission Programme 
für junge Menschen, doch erst mit der Veröffentlichung des Weißbuchs „Neuer 
Schwung für die Jugend Europas“' durch die Kommission im November 2001 
begann die Entwicklung einer politischen Zusammenarbeit im Jugendbereich. Durch 
den vom Weißbuch angestoßenen Kooperationsprozess und insbesondere durch den 
Einsatz einer offenen Koordinierungsmethode im Jugendbereich konnte die Debatte 
über Jugendfragen auf europäischer und nationaler Ebene, aber auch auf Ebene der 
Hauptbeteiligten - der Jugendlichen erweitert und vertieft werden. 

Die Dynamik, die durch den Prozess dieses Weißbuchs ausgelöst wurde, findet einen 
neuen konkreten Niederschlag in der Annahme des Verfassungsvertrags für die 
Europäische Union durch den Europäischen Rat im Juni 2004, in dem die Schaffung 
einer Rechtsgrundlage für den Jugendbereich vorgesehen ist. 

Die Tendenz zur Stärkung der Konzepte und Maßnahmen für eine aktive 
Staatsbürgerschaft, insbesondere für junge Europäer, spiegelt sich auch wider in den 
Vorschlägen der Kommission für einen neuen Finanzrahmen für die Zeit nach 2006^. 
Nun liegt es beim Rat und beim neugewählten Europäischen Parlament, diese 
Vorgaben zu festigen und auszubauen, während die neue Kommission für deren 
Durchführung, insbesondere im Rahmen des künftigen Programms „JUGEND IN 
AKTION“^, verantwortlich ist. 

Vor dem Hintergrund des Beginns einer neuen Reihe politischer Maßnahmen im 
Jugendbereich hält die Kommission es für angemessen und sinnvoll, eine Bilanz der 
Maßnahmen zu ziehen, die seit der Veröffentlichung des Weißbuchs durchgeführt 
wurden, sowohl im Hinblick auf den Auftrag, der ihr vom Rat ausdrücklich 
übertragen wairde, als auch hinsichtlich der Verpflichtungen, die allen Beteiligten 
dieses Prozesses gegenüber eingegangen wurden, hauptsächlich gegenüber den 
jungen Menschen. 

Mit dem vorliegenden Dokument entspricht die Kommission der Aufforderung des 
Rates in seiner Entschließung vom Juni 2002 zu dem Rahmen für die 
jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa'*. Der Rat ersuchte die Kommission, 
einen Evaluierungsbericht über den Rahmen für die Zusammenarbeit zu erstellen, der 
eine Evaluierung der offenen Koordinierungsmethode und gegebenenfalls 
Vorsehläge für daran vorzunehmende Änderungen enthalten sollte. Der 
vorgeschlagene Zeitplan sieht die Erörterung des Berichts durch den Rat für 2004 
vor. 


KOM (2001) 681 endg. vom 21.1 1.2001 
KOM (2004) 101 endg. vom 10.2.2004 
KOM (2004) 471 vom 14.7.2004 
ABI. C 168 vom 13.7.2002 
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2. Die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa 

2.1. Der Prozess 

Das Weißbuch nennt die wichtigsten Herausforderungen für die Jugendpolitik in 
einem sozio-demografischen Kontext in Europa, der sich durch ein zunehmendes 
Ungleichgewicht zwischen Jungen und Älteren und einen Wandel der 
Lebensumstände der Jugendlichen auszeichnet, zum Zeitpunkt der größten 
Erweiterung der Europäischen Union und in einer immer internationaler werdenden 
Umgebung. 

Die Tatsache, dass das Weißbuch nach einer sehr umfangreichen Konsultation von 
Jugendlichen erstellt wurde, zeugt von dem Willen, die Bürger in die für sie 
wichtigen Entscheidungen einzubeziehen und so zu einer Annäherung der Bürger an 
die politischen Institutionen beizutragen. 

In dem Weißbuch wurden neue ehrgeizige Ziele für die Jugendpolitik gesteckt und 
die Schaffung eines neuen Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit in der 
Europäischen Union vorgeschlagen, der zum einen ehrgeizig und den Erwartungen 
der jungen Menschen angemessen ist und zum anderen realistisch ist und Prioritäten 
setzt, bei denen unterschiedliche Verantwortungsebenen berücksichtigt werden. 

Das Europäische Parlament^ hat die Vorschläge des Weißbuchs sowie dessen 
Umsetzung begrüßt. Dies gilt auch für den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss^ und für den Ausschuss der Regionen’. 

Das Weißbuch war ein Wendepunkt bei der Herangehensweise an jugendpolitische 
Fragen. Die wichtigsten Erkenntnisse der Kommission über die Jugend haben sich 
als zutreffend erwiesen und die Schwerpunkte wurden von Wissenschaftlern, 
nationalen Stellen und Jugendorganisationen bestätigt. 

Das Weißbuch ist bis heute ein wichtiger Bezugspunkt innerhalb der Union, aber 
auch in anderen Ländern Europas und weltweit. Die Jugend entwickelt sich jedoch 
ständig weiter, so dass in Kürze die Schwerpunkte für die nächsten Jahre geprüft 
werden müssen. 

2.2. Der Rahmen für die jugendpoiitische Zusammenarbeit in Europa 

Der Rahmen für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa, der, ausgehend 
vom Weißbuch der Kommission, durch die Entschließung des Rates vom Juni 2002 
geschaffen wurde, besteht aus zwei komplementären Teilen; 

a) Anwendung der offenen Koordinierungmethode auf die thematischen 
Schweipunkte im Jugendbereich; 

b) stärkere Berücksichtigung der Jugendbelange in anderen Politikbereichen. 


5 

6 
7 


Bericht Nr. A5-0126/2002 vom 19.4.2002 
ABI. C/149 vom 21.6.2002 
Stellungnahme Nr. 389 vom 17.7.2002 
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In der Entschließung werden als Prinzipien die flexible Anwendung der Methode, 
Nichtdiskriminierung, Chancengleichheit, die Einbeziehung von Jugendlichen sowie 
die Mitwirkung der beitrittswilligen Länder am Ra h men für die Zusammenarbeit 
gefordert. 

Die vier thematischen Schwerpunkte des Weißbuchs, nämlich (i) Partizipation, (ii) 
Information, (iii) freiwilliges Engagement der Jugendlichen, (iv) Jugendliche besser 
verstehen und mehr über sie erfahren, werden als Prioritäten für die offene 
Koordinierungsmethode bestätigt und zugleich die Verfahren, die zur Annahme der 
gemeinsamen Zielsetzungen durch den Rat und die Mitgliedstaaten führen sollen, 
festgelegt. In der Entschließung sind auch Verfahren für die Begleitung der 
Umsetzung der Ziele vorgesehen. 

Weiterhin werden in der Entschließung Politikbereiche und Programme genannt, in 
denen die Jugendbelange eine größere Rolle spielen müssen: Bildung, 
lebensbegleitendes Lernen, Mobilität, Beschäftigung und soziale Integration, 
Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Die Absicht der 
Kommission, eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich mit dem Thema „Autonomie 
der Jugendlichen“, wird zur Kenntnis genommen. 


3. Die offene Koordinierungsmethode im Jugendbereich 

3.1. Die Durchführung der offenen Koordinierungsmethode 

Wie in der Entschließung vorgesehen, hat die Europäische Kommission im Juli 2002 
Fragebögen an die Mitgliedstaaten und die Beitrittsländer zum Thema Partizipation 
und Information verschickt. Ein Jahr später folgten Fragebögen über freiwillige 
Tätigkeiten und ein besseres Verständnis der Jugendlichen. 

Die Kommission hat sämtliche Antworten analysiert, zusammenfassende Berichte 
erstellt und gemeinsame Zielsetzungen mit Handlungsvorgaben erarbeitet. 

Die Kommission hat auf europäischer Ebene mit den wichtigsten Beteiligten 
Konsultationen über die Fragebögen, die zusammenfassenden Berichte und die 
vorgeschlagenen gemeinsamen Zielsetzungen veranstaltet. Das Europäische 
Jugendforum* wurde systematisch konsultiert, wobei andere Konsultationsformen 
nicht ausgeschlossen wurden, wie sich bei den Konferenzen mit den Jugendlichen 
gezeigt hat (siehe Ziffer 5.1). Je nach Thema und Gelegenheit wurden auch die 
Jugendforscher und die jungen Menschen bei den von den Präsidentschaften des 
Rates ausgerichteten Konferenzen konsultiert. 


httD://v>-i,w'.forumieunesse.org/en/ - Das Europäische Jugendforum ist eine internationale Organisation, 
der die nationalen Jugendräte und internationale Nichtregierungsorganisationen im Jugendbereich 
angehören und die die Interessen der Jugendlichen aus ganz Europa vertritt. Das Europäische 
Jugendforum ist die einzige Plattform in Europa, die die Jugendorganisationen bei internationalen 
Einriehtungen, insbesondere der Europäischen Union, dem Europarat und den Vereinten Nationen, 
vertritt 
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Die von der Kommission im April 2003 vorgeschlagenen gemeinsamen 
Zielsetzungen im Bereich der Partizipation und Information der Jugendlichen® 
wurden vom Rat in seiner Entschließung vom November 2003’° angenommen. 

Der Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich der freiwilligen Aktivitäten 
Jugendlicher” und der Vorschlag für gemeinsame Zielsetzungen im Bereich „Die 
Jugend besser verstehen und mehr über sie erfahren“'^ wurden von der Kommission 
im April 2004 angenommen und müssten im November 2004 Gegenstand von 
Entschließungen des Rates sein. 

Eine besondere Rolle bei der Begleitung und Förderung der vom Rat angenommenen 
gemeinsamen Zielsetzungen wurde der- Versammlung der Generaldirektoren für 
Jugend, einer Instanz für Dialog und informelle politische Abstimmung, zugewiesen. 

Drei Arbeitsgruppen beschäftigen sich mittlerweile mit den Themen Partizipation auf 
lokaler Ebene, Information sowie Engagement der Jugendlichen und dessen 
Anerkennung. Das Ziel dieser Gruppen ist die Förderung des Austausches 
vorbildlicher Methoden zur Förderung und Beschleunigung der Umsetzung der 
gesteckten Ziele. Die Ergebnisse sollen der Umsetzung der Ziele auf nationaler 
Ebene und der Erarbeitung der Berichte dienen, die die Mitgliedstaaten bis Ende 
2005 vorlegen müssen. Sie können auch als Grundlage für die Behandlung dieser 
Themen durch die Gruppe Jugend des Rates und durch die Minister selbst 
herangezogen werden. 

3.2. Die vierzehn gemeinsamen Zielsetzungen der offenen Koordinierungsmethode 

Die Kommission hat vierzehn Zielsetzungen vorgeschlagen, von denen vier in den 
Bereich einer besseren Kenntnis des Jugendbereichs fallen und zehn die 
Jugendlichen selber direkt betreffen: 

- Zur Schaffung geeigneter Voraussetzungen für die Ausübung einer aktiven 
Staatsbürgerschaft der Jugendlichen wurden drei Zielsetzungen im Bereich 
Partizipation vom Rat angenommenen. Sie betreffen die stärkere 
Einbeziehung der Jugendlichen in das gesellschaftliche Geschehen ihrer 
Lebcnswelten, die stärkere Beteiligung der Jugendlichen im System der 
repräsentativen Demokratie und das Lernen zu partizipieren. 

- Für die Information der Jugendlichen, die eine Voraussetzung für die 
Partizipation ist, hat der Rat drei Ziele angenommen; Zugang zur Information, 
Bereitstellung von qualitativ hochwertigen Informationen und Förderung der 
Beteiligung der Jugendlichen an der Gestaltung und Verbreitung von 
Informationen. 

- Freiwillige Tätigkeiten werden in allen Mitgliedstaaten unterschiedlich 
ausgeübt und der Europäische Freiwilligendienst findet im Rahmen des 
Programms JUGEND immer größeren Zulauf. Die von der Kommission 


KOM (2003) 184 endg. vom 1 1.4.2003 
ABI. C 295 vom 5.12.2003 
KOM (2004) 337 endg. vom 30.4.2004 
KOM (2004) 336 endg. vom 30.4.2004 
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vorgeschlagenen Zielsetzungen sind darauf ausgerichtet, die freiwilligen 
Tätigkeiten in ihrer Vielfalt zu entwickeln, den Zugang zu diesen Tätigkeiten 
für weitere Jugendliche zu erleichtern und die freiwilligen Aktivitäten 
Jugendlicher im Hinblick auf eine Anerkennung ihrer persönlichen Fähigkeiten 
und ihres Engagements für die Gesellschaft aufzuwerten. 

- Die politischen Konzepte und Maßnahmen müssen sich darauf stützen, die 
Jugend besser zu verstehen und mehr über sie zu erfahren. Die zwei ersten 
von der Kommission vorgeschlagenen Zielsetzungen betreffen zuerst die 
Erfassung und Aktualisierung vorhandenen Wissens in den prioritären 
Bereichen der Jugendpolitik und dann in weiteren für die Jugendpolitik 
relevanten Bereichen. Die übrigen Ziele betreffen die Qualität der Methoden 
und Instrumente und die Förderung von Austausch, Dialog und Netzwerken. 

3.3. Bilanz der Anwendung der offenen Koordinierungsmethode 

Der neue Rahmen für die europäische Zusammenarbeit ist Wirklichkeit geworden 
und die Kommission hat alle ihre Verpflichtungen erfüllt. Die Jugendpolitik ist nun 
ein Politikbereich, in dem alle Beteiligten mobilisiert sind, sich miteinander 
austauschen und Zusammenarbeiten. 

Durch die Entscheidung für eine flexible und an den Jugendbereich angepasste 
offene Koordinierungsmethode konnten ein kohärentes Arbeitsprogramm erstellt und 
politische Schwerpunkte gesetzt werden. Diese europäischen Schwerpunkte dienen 
auch als Bezugspunkt für die Festlegung der nationalen Prioritäten. 

Dank dieser Arbeitsweise konnten die nationalen Behörden mobilisiert und die 
zugunsten der Jugendlichen entwickelten Maßnahmen sichtbar gemacht werden. Der 
Rhythmus der Abwicklung des eingerichteten Arbeitsplans hat es den 
aufeinanderfolgenden Präsidentschaften ermöglicht, zur Beschleunigung des 
Prozesses beizutragen, mit dem die Zielsetzungen im Zuständigkeitsbereich der 
Mitgliedstaaten umgesetzt wurden. 

Die offene Koordinierungsmethode im Jugendbereich unterscheidet sich jedoch von 
den offenen Koordinierungsmethoden in anderen Bereichen in folgender Hinsicht; 

- die Zielsetzungen sind qualitativer Art und werden bislang nicht in Zahlen 
gemessen („benchmarks“); 

- die Umsetzung der Ziele, die im Ermessen der Mitgliedstaaten steht, ist nicht 
Gegenstand nationaler Aktionspläne, die auf europäischer Ebene koordiniert 
werden. 

Ohne die Entscheidungen in Frage zu stellen, die sich für ein einvemehmliches 
Herangehen an die Umsetzung des neuen Rahmens für die Zusammenarbeit als 
unerlässlich erwiesen haben, müsste das erforderliche Gleichgewicht zwischen 
Flexibilität und Wirksamkeit der Methode geprüft werden. 

Die Umsetzung der gemeinsamen Zielsetzungen durch die Mitgliedstaaten ist eine 
entscheidende Phase für den Erfolg der offenen Koordinierungsmethode. Jeder 
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Mitgliedstaat muss je nach der Situation im Land einen Aktionsplan zur Erreichung 
der vereinbarten Ziele erstellen. 

Schließlich ist die Konsultation der Jugendlichen auf allen Ebenen - europäisch und 
einzelstaatlich sowie in allen Stadien des Verfahrens (Antworten auf Fragebögen, 
Erstellung und Begleitung der einzelstaatlichen Maßnahmen, Berichte an die 
Kommission usw.) von entscheidender Bedeutung. 

4. Stärkere Berücksichtigung der Jugendbelange in anderen 
Politikbereichen 

Eine Reihe von Politikbereichen haben bedeutende Auswirkungen auf das Leben der 
Jugendlichen, insbesondere die Politikbereiche, die im Weißbuch als Schwerpunkte 
genannt und in der Entschließung des Rates vom Juni 2002 aufgegriffen werden: 
Bildung, lebensbegleitendes Lernen, Mobilität, Beschäftigung und soziale 
Integration, Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Autonomie zur 
Ausübung ihrer Staatsbürgerschaft. Auf europäischer Ebene wurden folgende 
Maßnahmen entwickelt; 

4.1. Bildung und lebensbegleitendes Lernen 

Die Ratsarbeitsgruppe „Jugend“ hat zur Entschließung des Rates vom 27. Juni 2002 
zum lebensbegleitenden Lernen'^ beigetragen, in der der Wert des nicht formalen 
und informellen Lernens im Jugendbereich außerhalb des eigentlichen 
Bildungssektors hervorgehoben wird. 

Folgemaßnahmen wurden gewährleistet im Rahmen der Durchführung des 
Arbeitsprogramms für die Zielsetzungen der Systeme der allgemeinen und 
beruflichen Bildung'"^ und der Erklärung von Kopenhagen über die verstärkte 
europäische Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung'^. 

Die Vertreter der Europäischen Kommission haben zusammen mit den Vertretern 
des Europarats ein gemeinsames Arbeitsdokument’® erstellt und ein 
Forschungsseminar zur Frage der Anerkennung und Bewertung der allgemeinen und 
beruflichen Bildung im Jugendbereich veranstaltet'^. 

4.2. Beschäftigung und soziale Eingliederung 

Die Arbeitsgruppe Jugend des Rates hat sich beim Beschäftigungsausschuss für die 
Berücksichtigung der Situation der Jugendlichen bei der Erarbeitung der 
Europäischen Beschäftigungsstrategie und der Leitlinien für 2003 ausgesprochen. 

Im Mai 2004 hat der Rat „Jugendffagen“ eine Entschließung über Jugendliche und 
soziale Eingliederung angenommen, in der insbesondere gefordert wird, dass die 


ABI. C 163 vom 9.7.2002 

http ://europa.eu.int/ comm/ education/poIicies/20 1 0/et_20 1 0_de .html 
http './/europa.eu.int/ comm/ education/cop6nhagen/mdex_de.html 
http : // WWW. coe . int/T /E/ Cultural_Co- 

operation/Y outh/2._Priorities/research_partnership.asp#TopOfPage 
http://www.training-youth.net/ 
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jungen Menschen mit weniger guten Chancen im Rahmen der offenen 
Koordinierungsmethode für die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung Priorität 
genießen sollen. 

4.3, Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

Im Mai 2004 hat der Rat eine Erklärung über Jugendliche im Zusammenhang mit 
Rassismus und Intoleranz'* angenommen und einen Aktionsplan bis Ende 2005 
eingerichtet. 

Die Kommission hat ihre Zusammenarbeit mit der Europäischen Stelle zur 
Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit' ^ ausgebaut und zahlreiche 
Projekte zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit mithilfe des 
Programms JUGEND unterstützt, darunter insbesondere eines, das eine europäische 
Webseite zum Thema Rassismus und Fremdenfeindlichkeit für Jugendliche 
eingerichtet hat'^®. 

4.4, Autonomie der Jugendlichen 

Im Oktober 2003 hat die Kommission ein Seminar mit Sachverständigen aus 
zahlreichen Fachgebieten über die Frage der Autonomie der Jugendlichen 
veranstaltet. Dieses komplexe Thema betrifft die wirtschaftliche Unabhängigkeit der 
Jugendlichen, ihre freie Entseheidung über ihren Lebensweg sowie über ihre 
persönliche Entwicklung. Die Autonomie der Jugendlichen wird auch durch andere 
Politikbereiche mitbestimmt: Bildung, Beschäftigung, Sozialschutz und finanzielle 
Sicherheit. Im Mai 2004 wurden den Generaldirektoren für Jugend Vorschläge für 
Maßnahmen unterbreitet, die von diesen auch angenommen worden. 

4.5, Bilanz der Berücksichtigung der Jugendbelange in anderen Politikbereichen 

In allen im Weißbuch als vorrangig eingestuften Politikbereichen wurde besonders 
darauf geachtet, dass die Jugendbelange in diese jeweiligen Politikbereiche 
eingeflossen sind. 

Dank aller dieser Initiativen lassen sich bereits jetzt Verbindungen aufbauen, die die 
notwendige Wechselwürkung, die zwischen den unterschiedlichen Methoden, 
Aktionsplänen und Programmen entstehen muss, begünstigen werden. 

Die Ergebnisse sind ermutigend, doch zunächst ist Folgendes zu beachten: 

- Eine bessere Kenntnis der Situation der Jugendlichen im Hinblick auf die 
jeweiligen Politikbereiche ist erforderlich, damit entsprechender Einfluss 
ausgeübt wurden kann. Daher ist eine bessere Kenntnis des Jugendbereichs von 
großer Bedeutung. 


Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zu 
Rassismus und Intoleranz in Bezug auf Jugendliche (9405/04 vom 28.5.2004) 
http;//www.eumc.eu.int/eumc/index.php 
http;//www.d-a-s-h.org 
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- Alle Verantwortlichen (politische Stellen und Jugendorganisationen) auf allen 
Ebenen (lokal, regional, national und europäisch) müssen mobilisiert werden, 
damit echte Erfolge erzielt werden können. 

5. Weitere Initiativen und Mabnahmen um Rahmen der Umsetzung der 
Prioritäten des Weibbuchs 

Die Kommission hat sich über die in der Entschließung des Rates vorgesehenen 
Maßnahmen hinaus eingesetzt, um die politische Tätigkeit der Union in den im 
Weißbuch als vorrangig ermittelten Bereichen zu verstärken. 

5.1. Partizipation 

Die Partizipation der Jugendlichen ist ein politisches Ziel und wird bei der offenen 
Koordinierungsmethode auch als solches behandelt, sie ist jedoch auch ein Grundsatz 
guten Regierens auf europäischer Ebene. Aus diesem Grund 

- hat die Kommission einen direkten Dialog mit den Jugendlichen und ihren 
Organisationen veranstaltet, und zwar auf jeder Stufe des Prozesses der offenen 
Koordinierungsmethode; 

- wurden gemeinsam mit den Ratspräsidentschaften Konferenzen über Themen 
im Zusammenhang mit der Partizipation und den freiwilligen Tätigkeiten von 
Jugendlichen organisiert, so dass ein regelmäßiger und strukturierter Dialog 
zwischen den Jugendlichen, den Behörden und den politisch Verantwortlichen 
entstehen konnte; 

- hat die Kommission die Initiativen unterstützt, mit denen die Jugendlichen 
aktiv in die Debatte und die Erarbeitung der europäischen Verfassung 
einbezogen wurden (YOUTH 2002, Jugendkonvent im Juli 2002). 

Im Hinblick auf die neuen Maßnahmen zugunsten der Jugendlichen hat die 
Kommission zwei Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen für 
Pilotprojekte zur Partizipation und deren Vernetzung veröffentlicht^'. 

5.2. Information 

22 

Die europäische Jugendwoche vom 29. September bis zum 5. Oktober 2003 hat zur 
Außenwirkung des politischen Vorgehens zugunsten der Jugendlichen auf 
europäischer Ebene und in den Mitgliedstaaten beigetragen sowäe die Ergebnisse des 
Programms JUGEND durch eine Reihe von Veranstaltungen beim Europäischen 
Parlament, der Kommission und in ganz Europa propagiert. 

Die Einrichtung des europäischen Jugendportals^^ im Mai 2004 war das Ergebnis 
intensiver Bemühungen zur Bereitstellung leicht zugänglicher, hilfreicher und 
hochwertiger Informationen für junge Europäer, wie im Weißbuch angekündigt. 


ABI. C/140 vom 14.6.2003 und ABI C/1 13 vom 30.4.2004 
http:/europa.eu.int/comm/youth/youthweek/index_en.html 
http:/europa.eu.int/youth/ 
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5.3. Freiwillige Tätigkeiten 

Gemeinsam mit der italienischen Ratspräsidentschaft hat die Kommission im 
November 2003 eine Konferenz über staatlich organisierte Freiwilligendienste in 
Europa veranstaltet, auf der die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen diesen 
Diensten auf europäischer Ebene vereinbart wurde^"^. 

5.4. Jugendliche besser verstehen und mehr über sie erfahren 

Die Kommission hat die Ergebnisse von zwei Eurobarometer-Umfragen 
veröffentlicht, eine aus dem Jalir 2001 für die Länder der Union und die andere aus 
dem Jahr 2003 für die Beitrittsländer^^, aus denen hervorgeht, dass das Interesse der 
Jugendlichen für Europa mit einem gewissen Misstrauen gegenüber den 
traditionellen politisehen Einrichtungen einhergeht. 

Die Gemeinschaft der im Jugendbereich tätigen Wissenschaftler wurde in die 
Ausarbeitung des Weißbuchs und der Vorschläge für gemeinsame Zielsetzungen, die 
Konferenzen der Präsidentschaften und die Arbeiten der Gruppe zur Autonomie 
einbezogen. 

Dank einer Vereinbarung zwischen der Kommission und dem Europarat konnten 
Fortschritte bei der Einrichtung einer .Datenbank über die Jugendpolitik erzielt und 
die Analysen und Daten im Zusammenhang mit den Schwerpunkten der offenen 
Koordinierungsmethode weiter entwickelt und vertieft werden. 

5.5. Neues europäisches Programm für die Jugend 

Am 14. Juli 2004 hat die Kommission ein neues europäisches Programm für die 
Jugend für den Zeitraum 2007 bis 2013 mit dem Titel „JUGEND IN AKTION“ 
vorgeschlagen. Dieses neue Programm wird die Kontinuität des derzeitigen 
Programms sicherstellen und dient der Entwicklung neuer Maßnahmen zur 
Förderung der durch den Rahmen für die politische Zusammenarbeit festgelegten 
Prioritäten, insbesondere der Partizipation der Jugendlichen zur Stärkung ihrer 
aktiven Staatsbürgerschaft, der Ausweitung der freiwilligen Tätigkeiten und der 
Förderung von Studien und Forschungsarbeiten, die für eine bessere Kenntnis des 
Jugendbereichs erforderlich sind. 


6. Schlussfolgerungen 

Die Kommission lädt den Rat ein, die bei der Umsetzung des Rahmens für die 
jugendpolitische Zusammenarbeit in Europa erzielten Ergebnisse zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Sämtliche Verpflichtungen, die nach der Veröffentlichung des Weißbuchs der 
Kommission eingegangen worden waren, wurden eingehalten. Ein kohärenter 
Rahmen für die Zusammenarbeit wurde geschaffen. Eine weit reichende 


http;//europa.eu.int/comm/youth./whitepaper/post-launch/post_en_3.htm]#voluntary 
Eurobarometer 55.1 „Die jungen Europäer im Jahr 200 1 “ 

CCEB 2003.1 „Die Jugendlichen in den Beitrittsländem“ 
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Mobilisierung von Jugendlichen, Jugendorganisationen, öffentlichen Stellen, 
Ministerien und europäischen Einrichtungen wurde erreicht. 

Doch der Union stellen sich bereits neue Herausforderungen im Zusammenhang mit 
der Jugend. Der aus dem Weißbuch gewonnene Schwung darf nicht verloren gehen. 
Sobald der neue Verfassungsvertrag ratifiziert ist, werden neue Maßnahmen 
erforderlich sein, da die Gesellschaft insgesamt und der Jugendbereich insbesondere 
sich rasch verändern. 

Daher hält die Kommission es für angezeigt, den Rat auf die folgenden Aspekte 
hinzuweisen: 

- Die Schwerpunkte des Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit in 
Europa, die zu politischen Maßnahmen im Jugendbereich in den nächsten 
Jahren führen sollen, müssen überprüft werden (Vertiefung der bestehenden 
Prioritäten, Setzung neuer Prioritäten usw.). 

- Das Gleichgewicht zwischen Flexibilität und Wirksamkeit der offenen 
Koordinierungsmethöde im Jugendbereich muss neu bewertet werden. 

- Die offene Koordinierungsmethode muss wirksame Maßnahmen auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nach sich ziehen, damit insbesondere die Unterstützung und 
die Einbindung der Jugendlichen in diesen Prozess weiterhin sichergestellt 
werden. 

- Die Konsultation der Jugendlichen muss fortlaufend, strukturiert und wirksam 
auf nationaler und europäischer Ebene durchgeführt werden. 

Die Kommission wird diese Schlussfolgerungen dem Europäischen Parlament, dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen 
vorlegen. 
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